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Vorbemerkungen. 

Vor mehreren Jahren reifte in mir der Entsehluss, ein 
systematische» Werk über das österreichische Verwaltungsrecht 
zu schreiben. Als ich zu dem Entwürfe der historischen Ein- 
leitung schritt, fühlte ich mich durch die Thatsache, dass im 
ständischen Staate ein gutes Stück der Verwaltung durch gericht- 
liche tJrtheile vermittelt wurde, versucht, festzustellen, welche 
Einrichtungen für die Pflege dieser Art von Gerichtsbarkeit in 
"nT der ständischen Epoche Oesterreichs getroffen waren, auf welche 
Gegenstände sich diese Gerichtsbarkeit erstreckte, in welchen 
^. Formen sie sich vollzog. Ich rechnete darauf, durch diesö^Arbeit 

^^ . nicht allzulange aufgehalten zu werden. In dieser Erwartung 
iabe ich mich gründlieh getäuscht. Der Literatur der öster- 
reichischen Rechtsgeschichte ist dieser Gegenstand, wenn man von 
einigen flüchtigen Andeutungen absieht, vollständig fremd. So stand 
ich vor einer ganzen Kette von Fragezeichen, deren jedes folgende 
durch das vorangehende hervorgerufen worden war und deren 
Erledigung mich bis zur fränkischen Königsgewalt als dem Ur- 
quell der landesfürstlichen Verwaltungsrechtspflege im ständi- 
schen Oesterreich zurückführte. Dies ist der eine Grund für die 
Ausdehnung, welche die folgende Darstellung der Geschichte 
Aer landesfürstlichen Verwaltungrechtspflege gewonnen hat. 
Andererseits musste ich auch bei der Entwicklung der Organi- 
sation dieser Verwaltungsrechtspflege ein Uebriges thun, unge- 
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achtet sie mit jener der landesfdrstliehen Verwaltung zusammen- 
fällt, welche gerade in der jüngsten Zeit von verschiedenen 
Seiten eine eingehende Darstellung erfahren hat. Denn bei aller 
Anerkennung der Vorzüge der bisher der Geschichte der öster- 
reichischen Verwaltungsorganisation zutheil gewordenen Behand- 
lung fehlt es an einer Klarlegung der Entwicklung dieser 
Organisation auf Staats- und verwaltungsrechtswissenschaftlicher 
Grundlage. Und doch sollte man glauben, dass der StoflF eine 
solche Behandlung geradezu herausfordert. Seidler's Studien 
zur Geschichte und Dogmatik des österreichischen Staatsrechts, 
welche diesem Bedürfnisse noch am nächsten kommen, verfolgen 
doch nur wesentlich den Zweck einer knappen Information über 
Stoff und Literatur und haben denselben vortrefflich erfüllt. 
Hier wird nun der Versuch gemacht, ein eminent Staats- und 
verwaltungsrechtliches Thema Staats- und verwaltungsrechtlich 
zu behandeln. Sollte er selbst keine befriedigenden positiven 
Ergebnisse liefern, die eine bisher nicht zum Bewusstsein ge- 
langte Erkenntniss wird er sicher fördern, dass eine befriedigende 
wissenschaftliche Darstellung der Geschichte des öffentlichen 
Rechtes in Oesterreich nicht zu denken sei ohne gründliche Be- 
herrschung der modernen Wissenschaft des öffentlichen Rechtes. 
Eine Staats- und verwaltüngsrechtswissenschaftliche Be- 
handlung der Geschichte des öffentlichen Rechtes in Oesterreich 
würde vieles Unverstandene verständlich machen und manches 
falsch Verstandene in ein richtiges Licht stellen. So ist nicht 
daran zu zweifeln, dass Bidermann bei einer gründlicheren 
staatsrechtlichen Schulung seiner Tendenz, der von den Habs- 
hurgern geforderten politischen Centralisation eine staats- 
Techtliche, verfassungsmässige an die Seite zu stellen, 
niemals die Zügel derart hätte schiessen lassen können, als er es 
gethan hat. Andererseits leiden die Darstellungen böhmischer 
Schriftsteller über das böhmische Staatsrecht an einem durchaus 
unwissenschaftlichen Anachronismus, der die Festigkeit und Stärke 
des ständischen höchst precaristisch gestalteten Verfassungs- 
rechtes jener des ihm technisch weit überlegenen constitutionellen 
Staatsrechtes gleichstellt und übersieht, dass der Keim zum Ueber- 
gang vom ständischen zum constitutionellen Staatsrecht, welcher 
ein Lebenskeim für die böhmische Verfassung hätte werden können» 
von Ferdinand I. zurückgedrängt, von Ferdinand II. vernichtet 
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worden ist, und dass von da ab das böhmische Staatsrecht ganz 
80 wie schon von früher her die ständische Verfassung der deut- 
schen Kronländer nicht blos den politischen, sondern den staats- 
rechtlichen Keim des Todes in sich trägt. Es konnte dies in der 
folgenden Darstellung nur im Vorübergehen gestreift werden. 
Diese folgende Darstellung behandelt nun auf Staats- und ver- 
waltungsrechtlicher Grundlage einen Ausschnitt aus dem öffent- 
lichen S.echte des österreichischen Ständestaates, dessen Bedeutung 
für das Rechtsleben dieser Epoche erkennbar wird aus dem Reich* 
thum von Rechtsinstituten, die in denselben hineinfallen. Diese 
Rechtsinstitute, und darin liegt wieder ihre politische Bedeutung, 
haben die Klammern gebildet, durch welche der morsche 
Bau des Ständestaates bis zum vollständigen Ausbau des abso- 
lutistischen Folizeistaates zusammengehalten wurde. Leider hat 
die absolutistische Politik im Anfang unseres Jahrhunderts, das 
Beispiel der französischen Centralisation der Verwaltung schlecht 
nachahmend, es unterlassen, diese Rechtsinstitute aus den Trüm- 
mern des ständischen Staates auszulesen und in zeitgemässer 
Umgestaltung in den modernen herüberzunehmen. So ist schon 
unserem Jahrhunderte die Erinnerung, dass wir in Oesterreich 
bis zum Ausgang des vorigen einen besonders auf dem Ge- 
biete des Finanzwesens hochentwickelten verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsschutz besessen haben, vollständig verloren gegangen, 
und als in den Siebziger- Jahren die Errichtung eines Verwaltungs- 
gerichtshofes gerade vom finanzpolitischen Standpunkt auf 
schwere Bedenken stiess, war Niemand da, der auf diese finanz- 
rechtliche Verwaltungsgerichtsbarkeit des absolutistischen Staates 
hätte verweisen können. Deshalb muss die folgende Darstellung, 
gerade, soweit sie die Glanzepoche dieser Verwaltungsgerichts- 
barkeit unter Maria Theresia betrifft, wie eine Entdeckung 
wirken. Sie wird die Männer des Verwaltungsrechts darüber 
belehren, dass schon vor hundert Jahren Controversen des 
modernen formalen Verwaltungsrechts die österreichische oberste 
Justizstelle beschäftigten, dass die Gerichte der damaligen Zeit 
dem von einer rechtswidrigen gefällsämtlichen Untersuchungs- 
haft Betroffenen im contradictorischen Verfahren gegen die von 
dem Kammerprocurator vertretene Finanzbehörde einen von 
dem Fiscus zu leistenden Schadenersatz zubilligten, dass die 
Justizstelle sich nach hartem, muthvollem Kampfe und ohne die 
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kaiserliche Ungnade zu scheuen , sich die Anerkennung ihrer 
Unabhängigkeit auch auf dem Gebiete der Verwaltungsrechts- 
pflege errang. Dem österreichischen Rechtshistoriker werden eine 
Reihe von unbekannten oder nicht verstandenen Einrichtungen, 
wie der Consessus in causia summt prtncipts et commissorumy die 
Justizbankodeputation , der Cameralreprasentant u. s. w. in der 
erwünschten Klarheit vorgeführt werden. Aus allen diesen 
Gründen glaube ich zuversichtlich, dass mit der Darstellung 
der Geschichte der landesfürstlich^n Verwaltüngsrechtspflege in 
Oesterreieh, wie sich auch sonst ihr literarisches Schicksal ge* 
stalten mag, der Forschung auf dem Gebiete der Geschichte 
des österreichischen öffentlichen Rechtes, sowohl in methodischer 
Hinsicht als auch, was das Stoffliche anbelangt, manche wichtige 
Anregung geboten werden wird. 

Wien, im Mai 1897* 

Der Verfasser. 

I. Abschnitt. 

§. 1. Die landesfürstliche Gewalt in Oesterreieh 
als Ausläufer der fränkischen Königsgewalt. 

Die Rechtsinstitute, welche in der folgenden Darstellung 
zur Erörterung gelangen, fliessen aus der Grundauffassung des 
fränkischen Rechts über die Stellung und Aufgabe des König- 
thums. Diese Auffassung hinwiederum ist ein Ergebniss der 
Entwicklung germanischer Rechtsideen unter dem Einfluss des 
Christenthums einerseits und der Staatsidee des spätrömischen 
Kaiserthums andererseits. Sie geht nach dem Untergange des 
•fränkischen Reichs auf die Gewalt der deutschen Könige und 
mit dem Niedergange derselben auf die Rechtsstellung der 
Ländesfürsten in den einzelnen Territorien, auf die sogenannte 
Landeshoheit, über. Sie tritt uns am ausgeprägtesten in den 
deutsch-österreichischen Ländern entgegen, weil hier schon früh- 
zeitig das Band, welches den Herzog mit dem Deutschen Reiche 
verknüpfte, ein loses war und die geographische Lage einzelner 
-dieser Länder eine intensivere politische Macht des Herzogs im 
Interesse der Beherrschten selbst erforderte. 

Man kann diese Grundauffassung in folgenden Rechts- 
sätzen zusammenfassen. 
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Der König ist Hort und oberster Schirmer alles 
Rechts^), Quelle aller Gerichtsgewalt^) und der Gerechtigkeit*), 
oberster Hüter des Friedens und Schutzherr aller 
Schwachen und Unterdrückten.*) 

Das Recht steht insofeme höher wie der persönliche Wille 
des Königs, als derselbe es auch gegen sich gelten lassen und 
Wege eröffnen muss, auf welchen die Unterthanen das Recht 
auch ihm gegenüber suchen und finden können. Es kommt aber 
dem König allein zu, die für die Erfüllung seiner Aufgabe 
erforderlichen Anstalten zu treffen. 

Aus dieser Bestimmung der Aufgabe und des Berufes des 
Königthums fliesst eine Reihe von Folgesätzen: 

*) Unter dem 22. Deceml)er 1444 wird über die Stadt Soest die Acht 
verhängt von Friedrich III. als einem Römischen knnig nnd obristen Schermer 
der rechten, Chmel, Begesta chronico-diplomatica Fridet'ici IV, Romanorum 
regiSf Anhang Nr. 57. In einem Rescripte vom 11. September 1494 an Lien- 
hart Grafen von Görz fordert Kaiser Maximilian I. diesen auf, in seiner Sache 
gegen Michel Aderstorfer „Recht zn suchen vor unns, als deinem und seinem 
ordentlichen Richter und nattärlichen herm, dardurch unns aus konic- 
lieber wirde, darein wir von dem allmechtigen gesatzt sein, von ambts 
wegen in solch Sachen zn sehen unnd den so unns umb recht und hilf des 
rechten anruffen, unnser koniclich hilf mit zu tailen und vor gwalt zu 
schirmen gebürt; Chmel, Urkunden zur Geschichte Maximilian I. im X. Bd. 
der Bibliothek des literarischen Vereins zu Stuttgart. S. 4 f., Nr. 4. 

*) Vgl. noch die niederösterr. Hofrathsordnung von 1521 bei Rosen- 
thal, Die Behördenorganisation Kaiser Ferdinands I., S. 211, Abs. 3: „Zum 
andern so sollen und mugen sie (die Hofräthe) in unserem namen und an unser 
stat pan und acht aus unser fürstlichen obrigkait . . . mit vorbehält 
uns und meniglichen an unseren und iren rechten und gerechtigkaiten unver- 
grifPen verleihen .... undLuschin, Oesterreichische Rechtsgeschichte. S. 194. 

') In der bei Chmel a. a. 0. S. 422, Nr. 284 mitgetheilten Hofbeschwerde 
in Unterthanssachen wird der Kaiser angerufen als „liebhaber der gerechtigkait", 
und in der ebenda S. 407, Nr. 273 abgedruckten „umb gottes willen und der got- 
lichen gerechtigkayt". 

*) Die in Anm. 3 zuerst angeführte Beschwerde bezeichnet den Kaiser 
als „beschirmer der armen vor gewalt". In der niederösterr. Hofrathsinstruction 
von 1522 erklärt sich Ferdinand I. als herr und landsfurst . . . genaigt 
die armen leut, das sind die Unterthänigen, vor beswarung, nnbillichem drang 
und unrechten zu entheben, schirmen, handzuhaben; er verbietet daselbst alle 
Prägravation derselben durch Hauptleute, Pfleger, Amtleute, Pfand schafter mit 
unbilligen Zins, rent, gult, robot und ander dienstperkeit sowie durch Missbrauch 
ihrer Strafgewalt bei schwerer Ungnade, damit sich unser arm leut dest stat- 
licher erneren und bei inen, iren weib, kind, haus und hof beleiben mugen ; 
a. a. 0. S. 160, Anm. 1, 2. 
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Soll sich die Rechtsschutzgewalt und ßechtsschutzpflicht 
des Königs wirksam entfalten, dann ist er grundsätzlich zur 
persönlichen Ausübung dieser Gewalt berechtigt und ver- 
pflichtet.'*) Die Stellvertretung ist nur ein Nothbehelf wegen 
der physischen Unmöglichkeit der Bewältigung der grossen 
Aufgabe. Ihre Anordnung und ihre Ausgestaltung hängt des- 
halb allein von der Entschlieasung des Königs ab, von seiner 
Einsicht darüber, was er persönlich zu leisten vermag und was 
er als bedeutsam seiner persönlichen Entschliessung vorbehalten 
will. Die juristische Grundlage der Stellvertretung ist somit 
das widerrufliche Mandat, der widerrufliche Amtsauftrag. 
Uebcr den Inhalt desselben, der ein wechselnder sein kann, 
geht die Befugniss des Beauftragten nicht hinaus. Der König 
kann nicht nur die Genehmigung der Amtshandlungen des 
Beauftragten sich vorbehalten «), sondern auch jederzeit die 

') Der König kann auch in den von ihm zur Ausübung seiner Gerichts- 
gewalt eingesetzten Gerichten jederzeit den Vorsitz führen. Das gilt z. B. von 
dem Eammergericht am Anfang des 15. Jahrhunderts. Die Achtserklärungen 
können nur von dem König persönlich ausgehen ; Tomaschek, Die höchste Ge- 
richtsbarkeit des deutschen Königs und ßeichs im 15. Jahrhundert, Sitzungs- 
berichte der kais. Akademie der Wissenschaften, philosophisch-historische Classe. 
XLTX, S. 597 f. 

^) Im 15. Jahrhundert werden die vom Königsgericht ausgehenden ge- 
richtlichen Urkunden vom König unterfertigt; Tomaschek, a. a. 0. S. 597. 
Dies ermöglicht eine Oontrole derselben vor ihrer Hinausgabe. In welchem Um- 
fange eine solche persönliche Fertigung der Erkenntnisse des Hoiraths am Hofe 
unter Maximilian und Ferdinand I. erforderlich war, kann mit Genauigkeit 
nicht bestimmt werden. Allein noch die Instruction Karls VI. für die böhmische 
Hofkanzlei vom Jahre 1719 leitet aus dem dort aufgestellten Bechtssatze, dass 
ider Kaiser als böhmischer König und Landes fürst in allen vor die Kanzlei 
gehörigen Justizsachen das Obriste Haupt und Richter sei, die Forderung ab, 
dass kein End-Urthel publieiret werde, ehe und Bevor dasselbe wie Herkom- 
mens gebührend Vorgetragen und von uns die Resolution darüber gnädigst 
ertheilet worden. (Vgl. auch Weingarten, Vindemiae judiciales, S. 196.) 
Uebrigens verweisen schon sehr früh die Königsgerichte spontan einzelne Sachen, 
in welchen sie sich wegen der politischen Macht der Parteien oder sonst wegen 
der Tragweite des Urtheils nicht zu entscheiden getrauen, an den König oder 
dessen Kronräthe. Vgl. z. B. das bei Tomaschek ^ a. a. 0. S.542, erwähnte Hof- 
gerichtsurtheil von Elbogen den 12. August 1398. Nach dem Innsbrucker Libell 
von 1518 (Kämthner Land handfeste, S. 112) soll der Hofrath zuständig sein für 
die Entscheidung von Jnstizsachen in höchster Instanz mit dem Vorbehalt, dass 
bedeutsamere Sachen mit Vorwissen des Kaisers zu verabschieden seien. Der 
König beräth sich in Fällen solcher Art mit den Personen seines besonderen 
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Übertragene Aufgabe zur persönlichen Erledigung an sich 
ziehen. '^) 

Ist der König oberster Schirmer alles Rechts und Quelle 
aller G-erichtsgewalt, so muss ihm eine officios auszuübende 
Aufsichtsgewalt über alle Gerichte im Lande zukommen. Fehlt 
diesen Gerichten die Macht oder der Wille, ihre Gerichtspflicht 
gehörig zu erfüllen, so ist der König befugt und verpflichtet, 
zur Abstellung dieses Uebelstandes , er bestehe in Justizver- 
weigerung, Justizverschleppung oder in einer Rechtsbeugung 
durch das Gericht auf Anrufen der benachtheiligten Parteien 
einzuschreiten und die hiefür geeigneten Massregeln nach seinem 
Ermessen zu bestimmen.^) Wenn sich deshalb auch schon im 

Yertranens und hier ist der Ursprung jener durch die ganze landeshoheitliche 
Epoche Oesterreichs sich hindurchziehenden Einrichtung zu erblicken, dass selbst 
die Sentenzen organisirter höchster Gerichte der Superrevision eines höchsten 
Kronrathes unterlagen, also blosse Vorschläge für den Urtheils- 
Spruch der Landesffirsten bildeten. 

^) Selbst wenn der König seine Gerichtsgewalt generell an ein von ihm 
organisirtes Gericht delegirt hat, so kann er die Competenz desselben für den 
Einzelfall durch Delegation der Sache an eine oder mehrere Personen als könig- 
liche Commissarien einschränken; Tomaschek, a. a. 0. S. 536. Um die Bestel- 
lung eines solchen Commissarius in seinem Streite mit der Aebtissin zu Heiligen 
Kreutzthal wegen Entsetzung aus der ihm verliehenen Schmiede geht der Schmied 
Konradt den Kaiser Maximilian an; Chmel, a. a. 0. S. 422, Nr. 284. Noch im 
18. Jahrhundert wird es von den österreichischen Herrschern für nöthig erachtet, 
neu organisirte Gerichte, durch welche die Competenz der Begierungen in Justiz- 
sachen eingeengt wird, alsjudicia delegata (i, e. ab imperatore) zu bezeichnen. 
Hier ist auch eines in den später zu besprechenden Consessualacten enthaltenen Be- 
richts der obersten Justizstelle an die Kaiserin Maria Theresia zu gedenken, in wel- 
chem der Zweifel, ob ein üntergericht im concreten Falle zuständig gewesen sei, aus 
dem Grunde abgelehnt wird, weil der Fall durch specielle Verfügung der Kaiserin 
vor dieses Gericht verwiesen worden sei. Die Kaiserin könne tanquam fons 
juris die Competenz des Gerichts für eine bestimmte Sache auch durch eine 
unmittelbar auf dieselbe gerichtete Delegation ihrer Gerichtsgewalt begründen. 
Umgekehrt kann der König trotz der principiellen Delegation seiner Gerichts- 
gewalt an ein von ihm bestelltes Gericht sich die persönliche Entscheidung be- 
sonders qualificirter Fälle vorbehalten. Solche Vorbehalte finden sich z. B. im 
Innsbrucker Libell Maximilians I. gegenüber dem Hofrath am Hofe, in der nieder- 
österr. Hofrathsinstraction Ferdinands I. vom Jahre 1521. 

^) Dabei kann er soweit gehen, die Entscheidung vor ein anderes Gericht 
zu weisen oder ganz an sich zu ciehen. Einen Fall der ersteren Art aus der 
landesfürstlichen Epoche theilt uns Chmel, a. a. 0. unter S. 384, Nr. 257 und 
S. 285, Nr. 258 mit. Auf Beschwerde des Oberhainer überträgt Maximilian I. 
dem niederösterr., damals in Linz befindlichen Regimente die Bevision des beim 
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Anfange der Entwicklung der Königsgewalt der Gegensatz 
zeigt zwischen Rechtssachen, deren Entscheidung dem Könige 
vorbehalten ist®'), und solchen, welche zunächst vor das Volks- 
gericht gehören, so kann es doch kein Gericht geben, dessen 
Entscheidungen der König nicht wenigstens auf Beschwerde 
prüfen und reformiren dürfte.*) Sonst könnte von einer wahrhaften 
und höchsten königlichen Eechtsschutzgewalt nicht gesprochen 
werden. In der Folge erstreckt sich auch die landes fürst- 
liche Rechtsschutzgewalt in der Form solcher Aufsicht auf 
die standesgenossenschaftlichen und die grundherrlichen Ge- 
richte. 10) 

Landrechte id Linz sehwebenden Processes gegen Jan und Wentzlawen von der 
Weitmnll gebrudern mit der Weisung, ihm, dem Kaiser, wenn es die Beschwerde 
gegründet finde, ein Gutachten hierüber zu erstatten. Die Räthe des Landrechts 
erheben dagegen Einsprache wegen Zerrüttung des Gerichts. Einen Fall der 
Avocation eines Processes vom grundobrigkeitlichen Gericht zur persönlichen 
Entscheidung durch den Kaiser enthält Nr. 24, S. 18 ebenda. Die minus potentes, 
das sind schutzbedürftige und darum unter Königsschutz stehende Parteien, also 
Witwen, Waisen, Klöster, Stiftungen^ können ihre Sache selbst noch im Stadium 
der Execution durch Reclamation vom Yolksgericht an's Königsgericht bringen. 
Dies kann auch der ihnen von Rechtswegen als Beschützer an die Seite gestellte 
Vertreter des Königs. Vgl. hierait die Einrichtung des advocatus suhditorum 
von Maria Theresia an, dann den Beruf des Fiscals für piae causae einzutreten. 
Auch Fiscalsachen können durch Reclamation von jedem Gericht an's Königs- 
gericht gebracht werden. Einen wichtigen Theil der Gerichtsaufsicht bildet jene 
über Verhaftung und Gefängnisswesen. Vgl. Brunn er, Deutsche Rechtsgeschichte. 
II, S. 49, 138, 522, Anm. 2, 526, 73, 138; oben Anm.l; Bidermann, Ge- 
schichte der österreichischen Gesammtstaatsidee. IT, S. 64, 301, Nr. 177. 

8*) Vgl. Brunner, a. a. 0. S. 139. 

*) Im Augsburger Libell vom Jahre 1510 erklärt Maximilian I. die Appel- 
lation von allen Gerichten erster Instanz an den König für selbstverständlich. 
Kärnthn. Landhandf. S. 65 ; Adler, Die Organisation der Centralverwaltnng 
unter Kaiser Maximilian I. S. 268. 

**) Vgl. Anm. 8, Tomaschek, a. a. 0. S. 527 und Brunner, a. a. 0. 
II, S. 137. Im Augsburger Libell macht Maximilian I. den Ständen in Betreff 
der Untersuchung des Processganges bei den ständischen und grundherrlichen 
Gerichten durch Commissarien oder durch das Regiment nur das Zugeständniss, 
dass dieselbe nur dann zulässig sein solle, wenn die Richter verdächtlich oder 
partheyisch weren und auch das Recht der Erlassung von Inhibitionsbriefen 
zur Sistirung des Processgangs vor diesen Gerichten (vgl. Tomaschek, a.a.O. 
S. 527, Anm. 4 und Chmel, a. a. 0. 18, Nr. 24) behält er sich für ausser- 
ordentliche Fälle vor; Kärnthn. Landhandf. S. 64 f. Noch die Icstruction Maria 
Theresias für die oberste Justizstelle vom 4. Februar 1763, Art. 1, P. 4, kennt 
die den Instanzenzug durchbrechenden avocationes causarunt an den Hof, aller- 



Verwaltungsrechtspflege in Oesterreich etc. 9 

Die Rechtsschutzgewalt des Königs ist eine universale 
nnd deshalb auch eine subsidiäre. Keine Art von Rechtssachen 
und keine Classe von Personen kann sich ihr entziehen. Wenn 
also die bestehende Organisation der Gerichtsgewalt in irgend 
-einem Punkt eine Lücke zeigt, so kann die königliche Gerichts- 
gewalt unmittelbar einspringen^*^) und alle Exemtionen von 
den bestehenden Gerichten , welche bestimmten Personen ge- 
währt werden, haben Giltigkeit nur unbeschadet der persöur 
liehen Gerichtsgewalt des Königs.*^) 

Nur die Rechtsschutzgewalt des Königs ist eine originäre, 
jede andere aus derselben abgeleitet. Es können deshalb die 
Parteien eines Processes, wenn sie einverstanden sind, ihr Recht 



dings nur als ansserordentliclie Ausnahmsfälle. Maasbnrg, Geschichte der 
obersten Justizstelle in Wien. S. 399. 

!<*•) Bestand etwa für irgend einen gerechten Anspruch noch keine zu 
seiner gerichtlichen Zuerkennung zuständige Instanz , so war der fränkische 
König befugt, irgend eines der bestehenden Gerichte durch einen indiculu9 
commonitorius für denselben zuständig zu machen; Brunn er, a. a. 0, S. 137. 
So wird auch in der niederösterreichischen Regimentsordnung Maximilians I. von 
1502 die Zuständigkeit des Regiments dahin bestimmt, dass es alle Streitsachen 
einem Sühneversuch zu unterziehen, nach Scheitern desselben vor die gehö- 
rige Instanz zu weisen nnd den Processgang bei dem angewiesenen Gerichte 
zu überwachen habe ; Oesterr. Zeitschr. f. Geschichte, Jahrg. 1837, S. 232. Diese 
Einrichtung konnte in Zweifelsfällen dazu führen, dass das Regiment nach vor- 
heriger Anfrage bei Hofe für einen bisher schutzlosen Anspruch das ihm ab- 
gehende Gericht erst schuf. Auf diese Möglichkeit scheint die etwas unklare 
.Stelle der tirolischen Regimentsordnung vom Jahre 1499 bei Rapp, Ueber das 
vaterländische Statutenwesen im 5. Bd. der Beiträge zur Geschichte u. s. w. von 
Tirol und Vorarlberg. S. 167: „Item, was .sich aber u. s. w." anzuspielen. Vgl. 
auch den in Anm. 7 mitgetheilten, von der obersten Justizstelle vertretenen 
Rechtssatz. Erwägt man, dass die landesfürstlichen Gerichte auch nach Billig- 
keit, nach ziemlich billigen Dingen entscheiden konnten (Anm. 14 unten), so 
bietet die Rechtsschatzgewalt des Landesfürsten in gleicher Weise eine aus- 
reichende Unterlage für eine Entkräftung und Fortbildung des starren Volks- 
rechts, wie die Gewalt des römischen Praetor zur Vernichtung und Umbildung 
des jus civile durch das jus praetorium] Brunn er, a. a. 0., I, S. 281. 

^^) Niemand ist für die keyserliche Majestät und das Kammergericht ge- 
freit ; Tomaschek, a. a. 0. S. 526, Note 1 — 5. Noch eine kaiserliche Resolu- 
tion vom 21. Februar 1670, mitgetheilt in dem im Texte unten erwähnten 
Werke Beckmann 's (Idea juris, S. 269), verbietet den Ständen, dem Kaiser 
als Landesfürsten vor Regierung und Kammer quaestionem Status zu 
moviren, als wollten sie sich vor Seiner Jurisdiction ungebührlich eximiren 
und ihn nicht für ihr Haupt und Obrigkeit anerkennen. 
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an der Quelle suchen. Sie können durcH einverständliche An- 
rufung der Königsgerichtsbarkeit die sonst zuständigen Gerichte 
umgehen. ^^) 

Allein auch der König selbst kann als oberster Hüter des 
Friedens mittels seiner Banngewalt in allen Fällen die streiten- 
den Parteien zum Zwecke eines Sühne Versuchs vor sein Grericht 
laden und die Parteien sind verpflichtet, dieser Ladung Folge 
zu leisten. *^) 

Die für die Gerichtsbarkeit des Königs bedeutsamste 
Rechtsquelle ist die Gerechtigkeit. Sie füllt nicht nur die 
Lücken des Rechts aus, sondern überwindet auch alles unbillige, 
ungerechte Recht; es gilt dies sowohl vom materiellen wie 
vom Processrecht. St quid vero tale esset , sagt Hincmar in 
seinem de ordine palcUii cap. 21 ^*) , quod secundum gentüium 



^*) Diese Function des Königs, die man vom modernen Standpunkte als 
friedensrichterliche Thätigkeit oder als Gerichtsbarkeit auf Grund einer Pr<h 
rogatio fori oder eines Gompromisses bezeichnen könnte, ist schon dem fränki- 
schen Staatsrecht bekannt (Brunn er, a. a. 0. S. 340) und spielt in den Regie- 
rnngsinstructionen Maximilians I. eine bedeutende Bolle. Rapp, a. a. 0. S. 167. 

^') Nach einer authentischen Interpretation Kaiser Ferdinands III. zur 
vernewerten Landesordnung für Mähren, der sogenannten declaratio dubiorum, 
ist es dem aus dem Stände wesen hervorgegangenen Landrecht verboten, den 
Parteien eine gütliche Tractation wider ihren Willen aufzuerlegen, weil der- 
gleichen impositiones unter die reg alt a gehörig und consequenter nieman- 
den als dem Landesfürsten zuständig seien. Vgl. diese bei Elvert, 
Beiträge zur Geschichte der Rebellion, Reformation des 30jährigen Krieges 
und der Neugestaltung Mährens im 17. Jahrhundert im 16. Band der Schriften 
der historisch-statistischen Section der k. k. mähr.-schles. Gesellsch. S. 472. Des- 
gleichen untersagt die Instruction für die österreichische „Obriste Justizstelle* 
vom 4. Februar 1763 diesem Gerichtscollegium im Art. I, P. 15, ohneYor- 
wissen des Monarchen eine Partei wider ihren Willen ad tentandam 
amicabüem compositionem anhero zu beruffen. Vgl. hiemit die Stelle im 
Nürnberger Libell vom Jahre 1501: „Aber damit die Partheyen soviel muglichen 
ist u. s. w.** Kämthn. Landhandf. S. 144, welche die Absolvirung des Schieds- 
versuchs zur Processvoraussetzung erhebt und das bei Adler, a. a. 0. S. 257, 
Anm. 2, mitgetheilte kaiserl. Rescript, welches die Parteien verpflichtet, 
den Vorladungen zum Schieds versuch Folge zu leisten. Auch das moderne Recht 
kennt solche obligatorische Schiedsversuche und einzelne Socialpolitiker möchten 
diese Einrichtung zur Ausgleichung der Differenzen zwischen Arbeitgeber und 
Arbeiter in der Form obligatorischer Einigungsämter verwenden. 

") Vgl. Brunner, a. a. 0. S. 111, Anm. 17 und S. 135, Anm. 12. Der 
bei Chmel, a. a. 0., S. 53, Nr. 55 abgedruckte Erlass vom Jahre 1494 weist 
das niederösterreichische Regiment an, in Sachen des Pflegers Neidegker gegen 
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consuetudinem crudeliits sancttum esset, quam christianitatis rectitudo 
vel sancta auctoritas merito non consentiret, hoc ad regis modera- 
tionem perdiiceretur. Verweist diese Stelle auf die göttlixjhe Lehre 
des Christenthnms i*) als den Massstab der Tauglichkeit einer 
Vorschrift für ihre rechtliche Geltung, so spielt in den Be- 
hördeninstructionen Maximilians und. Ferdinands I. die durch 
Reflexion ^«) und durch menschliche Empfindung ^') zu erken- 
nende Billigkeit als Rechtsquelle eine bedeutsame Rolle und 
laut des Zeugnisses Beckmann 's, eines Mitgliedes der Grazer 
Regierung, in seinen 1688 erschienenen Idea juris Stiriaci et 
austriad cum Jure Romano collati^'^'') vereinigt die Instruc- 
tion für diese Regierung beide Gesichtspunkte in der Vorschrift, 
dass die Räthe des Regierungscollegiums alle streitige Sachen 
wie ehrliche, vortreffliche, gewissenhafte Männer und nach das 
göttliche und weltliche Recht und insonderheit nach 
natürlicher Billigkeit examiniren und judiciren sollen. 
In der Rechtsschutzgewalt des Königs fliesst also Gesetzgebung 



die Leute von Gars wegen rückständiger üngelder nach billiuhem zu handien. 
Ebenso oberösterreichische Regimentsordnnng von 1499 bei Bapp, a. a. 0. 
S. 164, jene von 1502 in der Oesterr. Zeitschr. f. Geschichte, S. 235, die nieder- 
österreichische Regierangsinstmction von 1536 bei Rosenthal, Die Behörden- 
organisation Kaiser Ferdinands, I, S. 113 f., Anm. 5. 

^') Auch die Innsbrucker Hofhaltungsordnung Maximilians I. von 1518, 
Kärnthn. Landhandf. S. 113 verpflichtet den Hofrath meniglich gleichs gött- 
liches Bechtens und Abschieds zutheil werden zu lassen. Das IJnterthänigkeits- 
patent Leopolds I. vom 28. Juni 1680 führt unter den Motiven an : Damit aber 
die ... . Unterthanen verspühren mögen, dass wir denenselben den billigen 
Schutz wiederfahren, und dieselbe wider die Christliche Lieb, Becht und 
natürliche Billigkeit allzu hart und streng .... halten und bedrängen 
zu lassen, gnädigst nicht geme3met sein; Grünberg, Die Bauernbefreiung in 
Böhmen, Mähren und Schlesien, U, S. 6. 

^*) Die Hofhaltungsordnung Maximilians I. von 1518 weist die landesfürst- 
lichen, dem ständischen Landrecht beisitzenden Bäthe an, sich die Beform der 
Gerichtspraxis, sowohl was das materielle als auch was das Processrecht betrifft, 
nach ihrem vermügen und verstehen und Wissen angelegen sein zu lassen. 
Vgl. auch die Anm. 14 citirten Steilen. 

^^) . . . so sein wie als Herr und landsfurst von angeborner guetig- 
keit genaigt, dieselben (nämlich die armen leut oder Untertänigen) vor unbil- 
lichem Drang zu entheben, schirmen, handzuhaben . . . niederösterr. Hofrat hs- 
Ordnung von 1522, Bosenthal, a. a. 0. S. 160, Anm. 1. Auch das Anm. 15 
cit. Bobotpatent spricht von „angebohmer Milde" des Landesfürsten. 

"*) S. 401. 
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als Festsetzung des Rechts und richterliche Thätigkeit in eine 
einheitliche, der Verwirklichung der Rechtsidee dienende 
Thätigkeit zusammen. Beides soll sein ein Finden des Rechts 
oder ein Schöpfen desselben aus dem Borne der Gerechtigkeit. ^'^) 
Man pflegt wegen der Expansivkraft dieser Reohtsschutz- 
gewalt, mittels welcher sie alle Schranken der sich Recht nen- 
nenden geschriebenen und ungeschriebenen Normen und insbe- 
sondere auch aller Gerichtsorganisationsgesetze durchbricht, von 
einer Cabinetsjustiz des deutschen Königs zu sprechen. Dieser 
Ausdruck sollte aber wegen der mit dieser Bezeichnung ver- 
bundenen Vorstellung von Laune und Willkür vermieden werden. 
Denn die Rechtsschutzgewalt des deutschen Königs hat sich, 
wenn auch frei von jeder äusserlichen Beschränkung, doch nur 
im Dienste der von der Menschlichkeit durchdrungenen Ge- 
rechtigkeit zu entfalten, "°) 



^^) Von dem deutschen König des 15. Jahrhnnderts heisst es deshalb, 
alles Becht und Gerichtszwang entspriesse von ihm, er sei obrister richter und 
rechtsschöpfer; Tomaschek, a. a. 0. S. 526. Zuweilen wird der König 
selbst figürlich als fona jurisy als Born des Bechtes und der Gerechtigkeit be* 
zeichnet. Vgl. Anm. 7. Die Unterdrückung der Ungerechtigkeit, Bosheit, des 
Eigennutzes und der Willkür ist Amtspflicht des Königs. Vgl. Anm. 1. 
Ferdinand I. hält sich als regierender Landesfnrst kraft seines tragenden 
Amtes verbunden , den eigennützigen Fürkauf im Yiehhandel abzustellen ; 
Buchholtz, Geschichte der Begierung Ferdinand I. 8. Bd., S. 277. 

i7e^ Dieselbe soll namentlich dem Schutze des Schwachen gegenüber der 
Macht des Starken dienen. Vgl. Anm. 4, 8, 15. Diese Function des Königschutzes er-* 
fährt eine eigene Yerwerthung in einer für Oesterreich geschriebenen, etwa um 
1720 entstandenen, anonymen Staatsschrift, welche ein Gutachten des damaligen 
Hofkammerpräsidenten, des Grafen Starhemberg, weiter ausführend vorschlägt, 
bei einer einzuberufenden Generalconvention der Stände behufs Feststellung einer 
Gesammtstaatsverfassung für den habsburgischen Besitz den gemeinen Mann, 
weil er im Lande keinen Statum hat , durch einen oder andern unparteiischen 
Tribunum plebis oder Procuratorem generaletn vertreten zu lassen. Es 
gelange so das Schutzrecht des Landesfürsten besser zur Geltung als durch 
Verwendung der Länderfiscale ; Bi der mann, II, S. 39. Einen poetischen 
Ausdruck erhält der Königsschutz als Mission des Königthums im Bewnsstsein 
des Volks während des Bauernaufstandes in Böhmen vom Jahre 1775. Eine in 
Königgrätz eindringende Bauernrotte gibt dem ihr entgegeirtretenden Kreis« 
-hauptmann auf die Frage, was der Tumult bedeute, zur Antwort: Sie wüssten, 
dass ein königliches, mit g.oldenen Lettern geschriebenes Patent vorhanden 
sei, welches die Bauern von der Bobot befreie. Das möge man den Bauern 
herausgeben und veröffentlichen lassen. Brief des Pater Benatus Greger, Guar- 
dians des Minoriten-Convents von Königgrätz, mitgetheilt von Klimesch im 
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Ist nun die landesfürstliche Rechtsschutzgewalt der letzte 
Ausläufer dieser alten Königsgewalt, so wird uns die Rechts- 
elitwicklung in den landesherrliehen Territorien und so auch in 
den deutsch-österreichischen Erbländem ganz begreiflich. Ein- 
mal hat die im Interesse der Verwirklichung der Gerechtigkeit 
absolutistische Natur der königlichen Rechtsschutzgewalt eine 
vollständige staatsrechtliche Precarietät der Rechts- 
stellung der übrigenRechtskreise — und hier kommen 
vorzugsweise die Stände inBetracht — zur unver- 
meidlichen Folge. Die deutsche Königsgewalt, im Reiche 
zu Boden gedrückt durch die Kraft des Ständethums, gelangt 
in der Form der landesfürstlichen Gewalt in den Territorien 
zur vollen Entfaltung ihres Wesens. Was sie in der Hand des 
deutschen Königs zu bewirken nicht vermocht hat, nämlich die 
Ueberwältigung der Stände, das verrichtet sie unter günstigeren 
äusseren Umständen gewissermassen auf dem Wege der Arbeits- 
theilung in der Hand der zahlreichen Landesherren. In den 
Territorien wurden die Stände durch den Landesfürsten aus 
einer politisch bedeutungsvollen Position nach der anderen auf 
Grund keines anderen Rechtstitels als desjenigen der 
landesfürstlichen. Gewalt verdrängt. Die ganze Or- 
ganisation der landesfürstlichen Gerichtsbarkeit und der damit 
verbundenen Controle über die Ausübung der Hoheitsrechte durch 
die Grundobrigkeiten 18), die Ablehnung jedes Rechtsanspruchs 
der Stände auf Theilnahme an der Besetzung der landesfürstlichen 
Gerichte und Regierungen *ö), das Zwangsverfahren zur Ver- 

23. Jahrg. der Mittheilungen des Vereins für die Geschichte der Deutschen in 
Böhmen. S. 96. 

^^) Nach der niederösterr. Begimentsordnung von 1499 soU das Regiment 
es sich angelegen sein lassen, unpartheysch Recht dem armen als dem Reichen 
zu verschaffen, das bringe dem Kaiser als Landes fürsten von den Unter- 
thanen guten Willen; Rapp, a. a. 0. S. 167. Nach der niederösterr. Regi- 
mentsordnung von 1502 soll das Regiment allen Unterthanen In was wierden 
stattes oder wesens die sein dem minsten als dem maisten in ihren Hän- 
deln hilf Ratt Beistandt unnd alle pilligkait in des Kaisers Namen thun und be- 
weisen, als ein lanndsfüerst seinen undtertanen zu tun schuldig 
und pflichtig ist; Oesterr. Zeitschr. S. 232. Der subjective Anspruch des 
Unterthans auf Rechtsschutz ist hier juristisch deutlich genug anerkannt. 

^^) Schon die oberösterreichische Regimentsordnung von 1499 bestimmt 
kategorisch : Yorgemelt Acht personen (nämlich die vom Kaiser ernannten Regi- 
mentsräthe) und sonst nyemand annders sollen handien in maass wie hernach 
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-wirklichung des Rechts gegenüber den Ungehorsamen 20), die 
sich wohl kaum unter dem niederen Volke, sondern vielmehr 
unter den mächtigen, der organisirten Controle ihrer 
hoheitlichen Verwaltung widerstrebenden Stän- 
den gefunden haben mochten 21), die Pflicht der neuen Be- 
hörden, dem Unterdrückten gegenüber dem Unterdrücker Schutz 
zu gewähren 2^), die in den Instructionen immer wiederkehrende 
Forderung nach Wahrung der Gleichheit Aller vor dem 
Gerichte 2»), die Reformen im gerichtlichen Verfahren 2*) — das 
Alles wird hingestellt als Verwirklichung der universalen 
Rechtsschutzpflicht des Landesfürsten, welcher er als einer ihm 
von Gott auferlegten Berufs- oder Amtspflicht 2*^) , frei von 



Voigt; Rapp, a. a. 0. S. 164. Die niederösterr. Hofrathsinstruction Ferdi- 
nands T. von 1521 beruft sich für die vollständige Freiheit ihres Urhebers bei 
der Besetzung des mit Justizgewalt bekleideten Hofratbs anf die verfassungs- 
mässige Hechtsstellung des Landesfürsten; Bosenthal, a. a. 0. S. 216. 

***) Der Mandatsprocess, welcher bestimmt ist, landesfürstliche Befehle zur 
Einstellung rechtswidrigen Verhaltens des Beauftragten gegenüber Dritten 
zu erzwingen, wird von Ferdinand I. näher geregelt aus Rücksicht auf die 
armen Leute, denen durch solchen Ungehorsam unpillich unnuz und übrige 
costung erwachse, darein wir als regirender herr und landsfurst 
der merklichen notturft nach pillichen zu sehen haben; nieder- 
österreichische Hofrathsinstructionen von 1521 und 1523 a. a. 0. S. 214, 225. 

**) In den niederösterr. Hofrathsordnungen wird der niederösterr. Hof- 
rath eindringlich ermahnt, sich bei dem Kampf gegen das Räuberunwesen nicht 
beirren zu lassen, ob unter den Strassenräubem etlich personen gross herren 
oder ainer grossen freundschaft weren oder sich etlich des adls behelfen wollten; 
Rosenthal, a. a. 0. S. 212, 226. 

**) Bei ihrer dem Landesfürsten beschworenen Eidespflicht werden die 
Räthe des niederösterr. Hofraths von Ferdinand I. gemahnt, sich die aufent- 
haltung der gerechtigkait undwarhait, undertrukung der un gerech tig- 
kait und posshait angelegen sein zu lassen; Rosenthal, a. a. 0. S. 211. 

3») Vgl. oben Anm. 18, 21. 

^*) Vgl. oben Anm. 20. Schon Erzherzog Sigismund von Tirol trifft 1487 
Anstalten gegen die Kostspieligkeit des Gerichtsverfahrens mit der Begründung, 
^Das uns aber nit gemaint ist zugestatten sondern als herrn und Lands s- 
fürsten gepürt darein zusehen." Rapp, a. a, 0. S. 142. 

2^) Vgl. die schöne Stelle in dem Anm. 1 oben angeführten Rescripte 
Maximilians I. Der Kaiser erklärt dem Grafen Lienhart von Görz, er müsse, 
wenn der Graf einer von ihm formell rechtswidrig verfügten Haft nicht ein 
Ende setze, aus Erf orderung seines, d. i. des königlichen Amts, in welches er 
von dem Allmächtigen eingesetzt sei, den Kammerprocurator mit der Strafklage 
gegen den ungehorsamen Gerichtsherrn vorgehen lassen. 
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jeder ihrem Wesen widersprechenden äusseren Beschränkung, 
mit voller Hingabe zu dienen hat. 

Trotz der Universalität der ßechtsschutzgewalt des Königs 
und später des Landesfürsten sind es doch bestimmte Rechts- 
verhältnisse, welche wegen ihrer Bedeutung für die politische 
Machtstellung des Herrschers der Gerichtsbarkeit des Königs 
und des Landesfürsten oder der auf dem freien Besetzungsrechte 
desselben beruhenden, zu seiner Disposition stehenden Königs- 
gerichte oder landesfürstlichen Gerichte besonders vorbehalten 
werden — während hinsichtlich der Rechtsverhältnisse anderer 
Art die Zuständigkeit primär den Volksgerichten, später den 
aus dem Ständewesen hervorgegangenen und den grundherrlichen 
Gerichten zukommt und die königliche oder landesfürstliche 
Gerichtsbarkeit auf eine blosse Controle, sei es durch Avocation 
oder Inhibition auf vorangegangene Beschwerde wegen Rechts- 
verweigerung oder Rechtsverschleppung, sei es durch Erkennt- 
niss über ein Rechtsmittel wegen rechtswidriger Entscheidung 
beschränkt bleibt. Naturgemäss erstreckt sich dieser 
Vorbehalt auf jene Rechtsverhältnisse, in welchen 
der König oder der Landesfürst alsSubject hoheit- 
licher Gewalt dem Unterthan gegenübersteht, auf 
die hoheitlichen Rechte des Königs oder des Landesfürsten 
mögen dieselben auf vermögensrechtliche insbesondere fiscalisehe 
Leistungen gerichtet sein oder nicht. Es handelt sich also 
um Rechtsverhältnisse solcher Art, denen die Gegenwart den 
Rechtsschutz in der Form der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
zutheil werden lässt. Vermöge der Allgemeinheit seiner Rechts- 
schutzpflicht muss der König Einrichtungen treffen, dass auch 
auf diesem Gebiete die Gerechtigkeit walten könne. Da es sich 
aber um Modalitäten der Ausübung seiner hoheitlichen Gewalt 
handelt, und da er diese Gewalt zum grössten Theile persön- 
lich ausübt, so ist es begreiflich, dass er gerade hinsichtlich 
dieser Rechtssachen die persönliche Ausübung seiner Gerichts- 
gewalt ohne Gefahr für seine sonstigen hoheitlichen Functionen 
nicht preisgeben kann. Ist es deshalb auch nicht die moderne 
theoretische oder wenigstens die römisch-rechtliche Scheidung 
zwischen öffentlichem und Privatrecht, so ist es doch die deut- 
liche Erkenntniss der politischen Bedeutung dieser Rechts- 
verhältnisse, welche in der consequenten Zuweisung derselben 

Tezner. O 
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zur ansschliesslichen Zuständigkeit der königliehen 
und später der landesfürstlichen Gerichte zum Ausdruck kommt. 
Das Problem, dass der König, beziehentlich der Landesfiirst, 
Richter und Partei zugleich sei, findet seine Lösung durch 
Aufstellung von Vertretern zur Entfaltung von Parteienthätig- 
keit an Stelle des Herrschers vor den Gerichten desselben. 

Schon in der fränkischen Epoche sind Fiscalsachen hoheit- 
licher Natur von der richterlichen Cognition nicht ausgeschlossen. 
Für den König als Inhaber des Fiscus besteht das unbeschränkte 
Recht , sich in Fiscalprocessen vertreten zu lassen. Sein Ver- 
treter kann ausserdem alle fiscalischen Streitigkeiten, mit denen 
sich das Volksgericht befasst, also wohl solche Rechtsfälle, 
die wir gegenwärtig als privatrechtliche Fiscalsachen bezeichnen" 
würden, durch Reclamation vor das Königsgericht bringen. 20') 
Die Finanznoth des deutschen Königs im 1 5. Jahrhundert führt 
in einem weiten Umfange dazu, die Gehorsamspflicht gegenüber 
dem Könige durch Entfaltung des königlichen Bannes unter 
die Sanction von Geld strafen zu stellen, mag es sich um Ge- 
horsam gegenüber den gesetzlichen Normen oder gegenüber be- 
sonderen Aufträgen des Königs handeln. ^^) Den Rechtsanspruch 
auf die Geldstrafe muss der König, wenn er nicht freiwillig 
befriedigt wird, auf gerichtlichem Wege durch den Fiscal- 
procurator, procurator fiscalis, Reichs- und Kammerprocurator- 
Fiscal als Kronanwalt geltend machen. 27) Das angerufene Ge- 
richt entscheidet unmittelbar über die Rechtmässigkeit des 
Geldanspruches, mittelbar über den öffentlich-recht- 
lichen Anspruch auf Gehorsam, auf dessen Verletzung 
der erstere zurückgeführt wird. Soll die Erreichung des finanz- 
politischen Zweckes dieser Strafandrohungen und die Autorität 
des Königs gesichert sein, so kann er die gerichtliche Ent- 
scheidung über solche Ansprüche nicht aus der Hand geben. 
Ganz so liegen die Verhältnisse in den deutsch-österreichischen 
Ländern zur Zeit der Regierung Maximilians. Dies ist der 
wichtigste, noch nicht genügend gewürdigte Erklärungsgrund 
für die Justizpolitik des deutschen Königs im 15. Jahrhundeit 
und des Kaisers Maximilian I. in seinen österreichischen Erb- 



26^J Brunner, a. a. 0. II. S. 73, 138. 

»«) Tomaschek, a. a. 0. S. 541, 529, 602 und oben Anm. 1. 

^'^) Tomaschek, a. a. 0. S. 602, Anm. 2. 
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] ändern zu Anfang des 16. Jahrhunderts, welche sich dadurch 
charakterisirt, dass in dem Augenblicke, in welchem das Königs- 
gericht oder das landesfürstliche Gericht dem Einfluss des 
Königs oder des Landesfürsten zu entschlüpfen droht, der König 
oder der Landesfürst auf die höchst persönliche Natur 
seiner G-erichtsgewalt, auf seine Freiheit in 
der Organisation derselben zurückkommt und durch 
Schaffung neuer Gerichte kraft dieser seiner persönlichen Ge- 
richtsgewalt und der aus ihr folgenden Organisationsfreiheit 
den bestehenden, ihm bedenklich scheinenden königlichen oder 
landesfürstlichen Gerichten den Boden abgräbt, indem er zugleich 
jeden fremden Einfluss auf die Besetzung der jeweils von ihm 
neugeschaffenen concurrirenden Gerichte nachdrücklich ablehnt. '®) 
Hätte es sich blos um die Gerichtsbarkeit über Ansprüche ge- 
handelt, die wir als rein privatrechtliche bezeichnen, z. B. über 
den Anspruch des A an den B auf Rückzahlung eines Dar- 
lehens, so wäre die Hartnäckigkeit des Kampfes um die Wahrung 
der persönlichen Natur der königlichen oder landesfürstlichen 
Gerichtsgewalt gegenüber den Ständen nicht recht begreiflich, 
während die Thatsache, dass es sich in diesem Kampfe um die 
Gerichtsbarkeit über die rechtmässige Ausübung der könig- 
lichen oder landes fürstlichen und der ihr unter- 
stehenden grundobrigkeitlichen Gewalt handelte, die 
Geschichte desselben ganz gut verständlich macht, ^s») Die 

^®) Anschaulich wird uns diese Politik durch die Darstellung Tomaschek's, 
a. a. 0, und Adler's, a. a. 0. S. 229. 250 ff., 261, 270, 279 ff. Auf dem 
Innsbrucker Ausschusslandtag von 1518 bedeutet Maximilian I. den Ständen, dass 
iiscalische Sachen vor kein Gericht (d. i. kein ständisches Gericht), sondern 
vor den Fürsten oder dessen Bäthe und Regiment gehören; Zeibig der Au«- 
schussiandtag zu Innsbruck im 13. Bd. des Archivs für Kunde Österreichischer 
Geschichtsquellen, S. 294. 

***) Deshalb gestattet auch Ferdinand III. den böhmischen Ständen B«- 
schlussfassungen nur über solche Gegenstände, die da Unser Person, Hoheit. 
Autorität, Regalien nicht betreffen. Geneigtheit zu Gunsten der Unabhängigkeit 
der Privatrechtspflege bekundet die Erbvereinigung Maximilians I. mit König 
Wladislav von Böhmen vom Jahre 1511, insofeme in derselben die Errichtung 
eines internationalen Gerichtshofes zur Entscheidung von Privatrechts 
Streitigkeiten ihrer ünterthanen gegen einander in Aussicht genommen wird, der 
aus je 3 Räthen der beiden Contrahenten bestehen soll, welche für den Zweck 
der Entscheidung solcher Streitigkeiten des Gelübdes gegen ihren Fürsten ent- 
hoben werden und nur nach ihrer Vernunft und ihrem Vermögen Recht zu 
sprechen haben; Bi der mann, II, S. 145, N. 73. 

2* 



18 Dr. Friedrich Tezner: Die landesfürstliche 

ganze Entwicklung wird durch die in der Epoche der Re- 
naissance eindringende antike Staatsauffassung in hohem Grade 
gefordert. 

In der Natur der das königliche Interesse zunächst und 
unmittelbar berührenden Rechtssachen wird aber auch der Er- 
klärungsgrund für die andere bemerkenswerthe Thatsache Hegen, 
dass sich die Königsgerichte schon sehr frühzeitig von dem 
mehr dem Volksgeiste als dem Zwecke der Rechtspflege ent- 
sprechenden Verfahren der Volksgerichte frei machen. Es liegt 
auf der Hand, dass der Zweck der Durchsetzung finanzhoheit- 
licher Ansprüche Einrichtungen wie die zahlreichen symbolischen 
Formen des altdeutschen Gerichtsverfahrens nicht verträgt. So 
gilt schon in der fränkischen Epoche beim Königsgerichte der 
Inquisitionsprocess, welcher im Gegensatze zu dem ethnologisch- 
historisch zu erklärenden Processe der Volksgerichte ein freieres, 
dem Zwecke der Wahrheitserforschung unmittelbar angepasstes 
Beweisverfahren besitzt und dieser Inquisitionsprocess ist auch 
das Verfahren für die Entscheidung von Fiscalsachen.29) 

Auf einen Gegensatz ähnlicher Art wird jene Stelle der 
Innsbrucker Hofstaatsordnung Maximilians I. von 1518*^) zu 
deuten sein, welche lautet: „Als wer zu uns zu sprechen hat, 
das der solliches vor unsern Regimenten suechen und vor den- 
selben gietlichs oder rechtlichs austrags gewarten und begniegig 
sein soll. Wo aber wir als Herr und Landtsfürst, zu unseren 
Landleithen und Unterthanen in gemainen Handien zu sprechen 
haben, so sollen wier sollich unsere Vodrung, wo wier der nit 
gietlich zufrieden gestellt, oder betragen werden migen, in der 
ersten Instanz vor einem jeden ordentlichen gericht in 
den Landen inhalb der Landts Freihalten Gebrauch 
undHerkhomen durch unsere Camerprokuratoren . . . suchen 
und rechtsfertigen ... aber hierin ausgeschaiden ... die 
Handl so unser Hochhält, Obrigkhaiten und Herr- 
lichkhaiten . . , embter berieren, die auch vor unsern Hof- 
rath oder Regimenten . . . gerechtfertigt werden sollen." 
Hier ist bei der Bestimmung der unmittelbaren Zuständigkeit 
des Hofraths und des Regiments der Landesfreiheiten und des 
Gewohnheitsrechtes als Rechtsquelle nicht gedacht. Das bedeutet 

2») Brunner, a. a. 0. II. S. 73, 138. 
30) Rapp, a. a. 0. S. 186. 



Verwaltungsrechtspflege in Oesterreich etc. 19 

nun nicht so viel, als ob für diese landesf üi stlichen Justiz- 
behörden Landesverfassung und Gewohnheitsrecht nicht mass- 
gebend gewesen wären, wohl aber so viel, dass sich das landes- 
fürstliche Gesetzgebungsrecht auf dem Gebiete der landeshoheit- 
Hchen Rechtssachen, sowohl was das materielle, als auch was 
das Processrecht betrifft, viel wirkungsvoller entfaltet habe 
wie in den zu den ständischen Gerichten gehörigen, meist dem 
Privat- und Strafrechte angehörigen Rechtssachen. Dem Wesen 
dieser vorbehaltenen landeshoheitlichen Rechtssachen konnte der 
aus dem Volks- und dem Ständerecht hervorgegangene, theil- 
weise mit nicht mehr verstandenen Förmlichkeiten beladene 
Process sicher nicht entsprechen. Ihm gegenüber erschien der 
canonische Process als schriftlicher Process oder als mündliches 
ProtokoUarverfahren ein so bedeutender Fortschritt in der Rich- 
tung einer freieren und wahrhaftigen Feststellung von That- 
sachen, wie uns der unmittelbare mündliche Process gegenüber 
diesem canonisch-gemeinrechtlichen. Deshalb schreiben schon die 
ersten Processinstructionen Maximilians und Ferdinands I. für 
die landes fürstlichen Gerichte den schriftlichen Process vor, 
beziehentlich lassen sie alternativ neben demselben auch das 
mündliche ProtokoUarverfahren zu. *^) Dies ist das Verfahren, 
in welchem sich die Verwaltungsrechtspflege vollzieht. Dieses 
Verfahren, welches seinerzeit für die Erforschung der mate- 
riellen Wahrheit und für die Sicherung der Controle grund- 
herrlicher, ständischer und landesfürstlicher Obrigkeiten in den 
höheren Instanzen besonders geeignet erschien, gilt nun für 
die verwaltungsgerichtliche Thätigkeit in den deutsch-öster- 
reichischen Ländern ^•) und in den Ländern der böhmischen 
Krone 3*) unter habsburgischer Herrschaft bis zum Anfange 



^^) Tgl. die Regime ntsordnnngen Maximilians I. von 1499, 1501, 1502 ; 
Rapp, a. a. 0. S. 16Ö; Kärnthn. Landhandf. S. 44; oberösterreichische Regie- 
rungsordnung Ferdinands I. von 1536; bei Rosen thal, a. a. 0. S. 115, Anm. 4. 

'*) Vgl. die kaiserliche Reso'ution an die niederösterreichische Regierung 
vom 25. April 1633 Codex austriacus II, S. 215 im Zusammenhalt mit der 
Resolution vom 29- December 1656 a. a. 0. II, S. 221. 

") Die mährische Tribunalordnung von 1636 schreibt fürFiscalsachen 
das summarische, d. i. das römisch-canonische, gemeinrechtliche mündliche 
ProtokoUarverfahren vor, dessen Wesen von ihr dahin charakterisirt wird, dass in 
demselben nicht üblich, auff die Solennitäten des Processes so hoch zu 
gehen, sondern mehr sola inspecta rei veri^«^ 6 pflegt procedirt zu werden ; 
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unseres Jahrhunderts, in welchem der gerichtlieheRechts- 
sehutz gegenüber Gewaltübe rsehreitungen der Ver- 
waltungsbehörden zugleich mit der Entwicklung des 
Staates zu einer absoluten Bnreaukratie zwar unmerklich, aber 
mit solchem Erfolge beseitigt wird, dass die Erinnerung an 
den früheren Bestand desselben vollständig erlischt und die 
moderne Verwaltungsgerichtsbarkeit als eine Einrichtung er- 
scheint, für welche die Vergangenheit Oesterreichs keinerlei 
Anknüpfungspunkte aufzuweisen vermag. 

Der Inquisitionsprocess der fränkischen Königsgerichte ge- 
stattet dem Oberrichter, über die processualen Vorgänge in der 
unteren Instanz den Unterrichter zu vernehmen. **) Es leuchtet 
ein, dass hiedurch die Möglichkeit der Controle der Recht- 
mässigkeit des Vorgehens des TJnterrichters in hohem Grade 
gefördert wird. Dem entspricht im landesfürstlichen Territorial- 
staate die Einrichtung, derzufolge die Anfechtung unterbehörd- 
licher Acte, sie mochten richterliche oder Verwaltungsacte sein, 
sich in die Form einer Klage gegen die Unterbehörde oder den 
Unterrichter kleidet, auf welche die Unterbehörde oder der 
Unterrichter vor dem Oberrichter Rede und Antwort zu stehen 
hat. ^^) Noch das Patent Josefs 11. vom 1. September 1781 »«) 
zur Regelung des Verfahrens in Unterthanssachen verwendet 



Elvert, a. a. 0. S. 430 f. Nach Brunner, a. a. 0. II. S. 524, Anm. 6 liat im 
fränkischen Reich der Zeugenbeweis in Verwaltungsangelegenheiten nicht die Be- 
deutung eines (absoluten?) processualen Beweismittels. Wegen seiner grösseren Be- 
weglichkeit ist der fränkische Inquisitionsprocess auch das Verfahren in den 
Sachen der minus potentes vor dem Königsgericht. Brunner, a. a. 0. S. 49 f., 
5k4. Ebenso schreibt die vemewerte böhmische Landesordnang vom 10. Mai 1627, 
S. 190 F.V. den summarischen Process alsjenender böhmischen Hofkanzlei 
auch lür die bei derselben anhängigen Sachen der personae miserahiles vor, 
wegen seiner grösseren Schnelligkeit und der mit ihm verbundenen, dem richter- 
lichen Ermessen einen weiteren Spielraum gewährenden eoctraordinaria cogyiitio. 

»*) Brunner, a. a. 0. IL S. 522 ff. 

**) Vgl. den Abschnitt ; Das Rechtsverhältniss des landesfürstlichen Amtes 
und Dienstes. 

^^) §. 16. „Ist nun die Klage (sc. des ünterthänigen) von der Beschaffen- 
heit (nämlich nicht grundlos), so ist sie der Obrigkeit (durch das Kreisamt) zur 
ausführlichen Aeusserung oder Beibringung der Gegengründe auszufertigen und 
beiden Theilen Tag und Stunde zum Verhör zu bestimmen." Das Verfahren ist 
das summarische, mit freier Beweis Würdigung verbundene Inquisitionsverfahren 
(Gesetze Josefs II. I, S. 24). 
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diese gerichtliche Form zur Gewährung des Rechtsschutzes 
durch die landesfürstlichen Kreisämter an die Unterthänigen 
gegenüber Steuerprägravationen der Grundobrigkeiten, sowie 
gegen Rechtsverweigerungen derselben. 

Der Rechtsschutz, welchen das fränkische Königsgericht 
in Fiscalsachen gewährt, ist ein voller; das heisst: er ist 
nicht beschränkt auf die blosse Vernichtung des rechtsverletzen- 
den Ver waltun gsactes, sondern gerichtet auf Beseitigung aller 
materiellen Folgen desselben. Das gerichtliche Urtheil ent- 
hält, wo dies nothwendig ist, einen Befehl an das ständige Ver- 
waltungsressort, dem siegreichen Kläger dasjenige zu restituiren, 
was ihm rechtswidrig abgenommen worden ist. *") In ganz ebenso 
vollkommener Weise vollzieht sich die Befriedigung des Klägers 
im verwaltungsgerichtlichen Processe des landesfürstlichen 
Staates. 

In jener Epoche, an welche die folgende Darstellung an- 
knüpft, übt die Verwaltungsrechtspflege in den deutsch-öster- 
reichischen Ländern das landesfürstliche Hofgericht. 
Wir erkennen in seiner Zuständigkeit jene des fränkischen 
Königsgerichts vollkommen wieder. Es ist Personalinstanz für 
alle , die von der Gerichtsbarkeit der ständischen Gerichte 
eximirt sind, es übt Schieds- oder Friedensgerichtsbarkeit in 
Streitsachen jeder Art, wenn die Parteien auf dasselbe com- 



*') Brunn er, a. a. 0. II. S. 74. Das Urtheil ist ein Bestitutionsbefehl an 
das Amt, keine Verurlheilung des Königs unter Androhung der Execution. 
Diese Form des Urtheils begegnet uns auch in den Processen des landesfürst- 
lichen Fiscus; es richtet sich, wenn dieser sachfällig wird, entweder gegen den 
Finanzbeamten, später gegen die Behörde, deren Amtshandlung den Process her- 
vorgerufen hat, oder gegen den Kammerprocurator. Vgl. das Gutachten der 
niederösterr. Kammer in Suttinger's Consuetudines, S. 62, welches übrigens 
für die Zulässigkeit der Execution solcher Urtheile in das Vermögen des Landes- 
färsten im Interesse seines Credits eintritt. Auch die Praxis des österreichischen 
Reichsgerichts als Verwaltungsgerichts für obligatorische Ansprüche öffentlich- 
rechtlicher Natur an den Staat kennt Verurtheilungen der obersten staatlichen 
Behörden zur Zahlung öffentlich-rechtlicher Schuld Verbindlichkeiten. Vgl. z. B. 
Hye, Sammlung der Erkenntnisse des k. k. österr. Reichsgerichts. Nr. 327, 532, 
582. Interessant ist die bei B runner, a. a. 0. S. 523, Anm. 2-. berührte Contro- 
verse, ob die königsgerichtlichen Urtheile der Rechtskraft fähig gewesen seien. 
Vielleicht war die Praxis fränkischer Königsgerichte selbst eine schwankende, 
wie jene der modernen Verwaltungsgerichte in der Frage, ob verwaltungsbehörd- 
liche Entscheidungen und Verfügungen der Rechtskraft fähig seien. 
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promittirt haben, es entscheidet als Revisionsinstanz in allen 
Fällen, in welchen das ordentliche Rechtsmittel der Appellation 
ausgeschlossen ist, sowie über Klagen wegen Rechtsverweige- 
rung. Diese Competenz ist ein Ausfluss der Universalität der 
landesfürstlichen Rechtsschutzgewalt Das Hofgericht ist aber 
ausserdem, wie das fränkische Königsgericht, das der Bedeutung, 
der politischen und rechtlichen Stellung des Geklagten ent- 
sprechende Personalforum des Laudesfürsten, sowie das Forum für 
Klagen gegen den landesfürstlichen Fiscus und gegen die landes- 
fürstlichen Beamten aus ihrer Geschäftsführung. Es übt also 
die 1 an des für st liehe Verwaltungsrechtspflege. 
Seine Urtheile erfliessen im Namen des Landesfürsten als des 
obersten Richters. Auch wenn dieser von seiner Befugniss des 
Vorsitzes keinen Gebrauch gemacht hat, bezeichnet die Aus- 
fertigung des Urtheils dasselbe als ausgehend vom dominus dux 
in consilioJ^) Für den Landesfürsten als Partei tritt vor Ge- 
richt ein von Fall zu Fall bestellter Vertreter auf. ^^) Die 
Berufung zum Richteramt wird nur durch Bestel- 
lung des Landesfürsten begründet. Von dieser Frei- 
heit des Besetzungsrechtes macht der Landesfürst schon da- 
mals zur Förderung der Reception des römischen Rechtes und 
des römisch-canonischen Processes durch ausgiebige Einberufung 
der doctores juris Gebrauch. *ö) So ist schon damals das Hof- 
gericht das ausgesprochene Reform- und Mustergerioht 
gegenüber den conservativen, auf ständischer Grundlage ruhenden 
Gerichten des Landes.*^) 

^^) L nach in, Geschichte des älteren Gerichtswesens in Oesterreich ob 
und unter der Enns, S. 95 ff., 101 ff. 

^®) Vgl. das in ChmeTs Materialien zur Österreichischen Geschichte. I, 
Nr. LXXXIV, S. 211, mitgetheilte ürtheil im Streite des Herzogs gegen den 
Grafen Heinrich von Görz; es bezeichnet in seinem „Kopfe" den wohlgeborenen 
graff Bernhart von Schanberg als ein anwalt unseres allergenadigisten herrn des 
Römischen kunigs. 

^°) Luschin, a. a. 0. 

*^) Später geht diese Führerschaft auf die Jnstizsenate der landesfürst- 
lichen Regierangen über. Was diese von den Volksgerichten und den auf ständi- 
schen Grundlagen ruhenden Gerichten des Landes vortheilhaft scheidet, ist die 
Ständigkeit ihrer Besetzung und die Stetigkeit ihrer Function. Dieser Vortheile 
entbehren die adeligen Landrechte in Oesterreich noch zum Beginn des 18 Jahr- 
hunderts. Vgl. Suttinger, Consuetudines, S. 416. Noch Yi'iil berichtet die ge- 
heime Stelle in Innsbruck an die Wiener Hofkanzlei, ohne hierin etwas Beson- 
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Die hier entwickelte Analogie zwischen der Rechtsj^tellung 
des fränkischen Königs und jener des Landesfürsten in Be- 
treff der Gericbtsgewalt besteht auch — zum Mindesten, was 
die deutsch - österreichischen Kronländer betrifft — in Betreff 
der gesetzgebenden Gewalt. Da wie dort lässt sich ein 
kräftiger Trieb zum Absolutismus erkennen. Schon der Um- 
stand, dass die dem König wie dem Landesfürsten zukommende 
Billigkeitsjustiz die Sehranken jedes wie immer entstandenen 
Rechtes zu durchbrechen vermag, bewirkt, dass der monar- 
chische Wille die Quelle des stärksten Rechtes im Staate 
bildet. *2) Ausserdem mangelt es schon im fränkischen Reich 
von gewissen, dem König allein vorbehaltenen Angelegenheiten 
abgesehen, an festen und juristisch fassbaren Grundsätzen für 
die Abgrenzung der gesetzgebenden Gewalt des Königs und 
des Volkes. Es mangelt an einem Verfassungsrecht im modernen 
Sinne des Wortes. Man kann nur von einem wechselnden Er- 
gebniss des Rechtsverhältnisses zwischen König und Volk 
sprechen. *3) Es gibt kein von König und Volk unabhängiges 
Organ, um den Widerspruch zwischen Königsrecht und Volks- 
recht zu lösen. Es kommt Alles darauf an, welches der einander 
widersprechenden Rechte sich auf die Dauer zu behaupten ver- 
mag.**) Der Sieg entscheidet sich zumeist zugunsten des 
Königsrechts wegen seiner grösseren Biegsamkeit und wegen 
der obersten Gerichtsgewalt des Königs. Dazu kommt noch, 
dass das Königsrecht wegen der Leichtigkeit der Form seiner 
Bildung den wechselnden Bedürfnissen rascher zu folgen vermag 
als das auch in dieser Hinsieht schwerfällige Volksrecht. So 
sehen wir das aus dem Königsbanne fliessende, mit dem landes- 
herrlichen Verordnungsrecht zu vergleichende Verordnungsrecht 
des fränkischen Königs dem Volksrecht den Rang ablaufen.***) 



deres za finden, dass der Vorsitzende der Landeshauptmannscbaft an der Etsch 
nar(!) im Sommer und zur Zeit der Weinlese insgeheim abwesend sei nnd ein 
näher gelegener Cavalier dessen Stelle vertrete, üebrigens verschlage die Unter- 
brechung der Sitzungen um diese Zeit wenig, weil auch die Advocaten und 
Assessoren von Bozen abwesend seien. 

*«) ßrunner, a. a. 0. I, S. 277, 281. 

*») A. a. 0. I. S. 279. 281. 

**) A. a. 0. II, S. 139; vgl. auch I, S. 319, P, 3, 4. 

**•) Brunn er, I, S. 280 ff. ; II, S. 39. In der grösseren Beweglichkeit 
und technischen Vollendung äussert sich auch der Vorzug der absolutistischen 
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Ein ähnliches Ergebniss zugunsten des Uebergewichtes 
des Willens des Landesfürsten über den anderer an der Rechts- 
bildung betheiligter Organe liefert die Untersuchung, inwie- 
ferne und in welchem Umfange in den deutsch-österreichischen . 
Kronländern die Ausübung der gesetzgebenden Gewalt sich > 
durch Zusammenwirken des Landesfürsten mit andern Factoren 
vollzogen habe und in welchem Umfange ein solches Zusammen- 
wirken entbehrlich war. Man liest gewöhnlich und auch in 
Lehrbüchern, dass allgemeine Gesetze der Zustimmung eines 
aus dem Landadel gebildeten CoUegiums bedurft hätten. *^) 
Das erzeugt den Eindruck, als hätte sich die allgemeine Gesetz- 
gebung in den Formen des constitutionellen Staatsrechtes voll- 
zogen. Bezüglich der landständischen Verfassung der deutsch- 
österreichischen Kronländer steht es indess fest, dass sie von 
der constitutionell-monarchischen fundamental verschieden war. *^) 
Wäre daselbst die reichsrechtliche Bestimmung Heinrich V. von 
123l , ut neque principes y neque aln quüibet constttutiones et 
nova jura facere possint y nisi meliorum et majorum terrae con- 
sensus primitus habeatuvy zur Wirksamkeit gelangt, so hätte 
sie den Ansatz zur Bildung constitutionellen Staatsrechtes nach 
dem Vorbilde des englischen bieten können. Spricht nun das, 
was wir von der Landherren Rath, dem Vorläufer der Land- 
schaft wissen, gegen die Annahme der Geltung eines solchen 
für die damalige Zeit präcisen Rechtssatzes*'), so erscheint 



vor der constitutionellen G-esetzgebnng. Die Klage, dass der Oonstitutionalismns 
die Gesetzestechnik verschlechtert habe, ist allgemein. Ob das nicht einmal dazu 
fähren wird, gewisse Angelegenheiten dem monarchischen Verordnungsrecht in der 
ff I Art zu überweisen, dass nur die Aufhebung der Verordnung durch Beschluss 
der zur Gesetzgebung mitwirkenden CoUegien bewirkt werden kann, etwa nach 
iäfem Vorbilde des sogenannten Nothsverordnungsrechts? 
"r*-^ 46^ Seidler, Studien zur Geschichte und Dogmatik des österr. Staats- 
recht^. S. 18; Luschin, Oesterreichische Rechtsgeschichte, S. 184. 

**) Richtig findet sich das verfassungsmässige Verhältniss der Landes- 
ftirsten und der Stände dargestellt bei Pf ihr am, Die niederösterr. Stände und 
die Krone in der Zeit Kaiser Leopolds I. im 14. Bd. der Mittheilungen des 
Instituts für österreichische Geschichtsforschung, sowie bei Luschin, a. a. 0. 
S. 172 ff., 182. 

*') Der geschworene Rath des Landherrn, auf den Siegel in seiner Ab- 
handlung, Die rechtliche Stellung der Dienstmannen in Oesterreich im 12. und 
13. Jahrhundert (Sitzungsberichte der philosophisch-historischen Classe der kais. 
Akademie der Wissenschaften. CII, S. 281 ff.) aufmerksam macht, lässt sich viel 
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eine solche Annahme für die landständisehe Epoche Dentsch- 
Oesterreichs ganz unstatthaft. Dieselbe entbehrt ganz so wie 
jene des fränkischen Königthums eines in bündigen gewohn- 
heitsrechtlichen oder codificirten Rechtssätzen eingeschlossenen, 
von dem Wechsel der Person des Monarchen unabhängigen, 
diesen sowie die Stände gleichmässig verbindenden Verfassungs- 
rechtes.*®) Bei jedem Regierungswechsel wird die Verfassung 



eher mit dem österreichischen Reichsrathe vergleichen, so lange derselbe gemäss 
dem a. h. Cabinetsschreiben vom 30. Angust 1851, R. Gr. Bl. Nr. 196, Krön- oder 
ßtaatsrath war, als wie mit einem modernen Parlamente. Die Bezeichnung seiner 
Mitwirkung schwankt zwischen Rath und Zustimmung und sie wird im öster- 
reichischen aus dem 13. und 14. Jahrhundert stammenden Landrecht ausdrück- 
lich nur für Verwaltungsacte , nicht für constitufiones gefordert. Nichtigkeit 
ist auf die Verletzung der Forderung nicht festgesetzt. Ihre Beachtung 
hängt von der politischen Machtstellung des Landesherrn ab. 
Vgl. hierüber Hasen öhrl, Oesterreichisches Landrecht im 13. und 14. Jahr- 
hundert, S. 51. Art. 15 des Landrechts stellt sogar die Auffassung der Befragung 
als eines Rechts des Landesherrn in den Vordergrund und setzt im Interesse 
der verpflichteten Rathgeber diesem Rechte Schranken. Ausschlaggebend für die 
Charakterisirung des Rathes der Landherm als Staatsrath ist aber, dass die 
Landherrn geschworene Räthe des Landesherrn sind, dass ihm die Wahl der- 
selben, sowie die Organisation des Rathes zukommt (Siegel, a. a. 0. S. 253 ff.), 
ferner die zeitweilig sehr geringe Zahl der Räthe (manchmal waren ihrer nur 
vier, a. a. 0. S. 256), endlich der Umstand, dass sie sämmtlich dem, dem Grafen- 
und Herrenstande nachstehenden Stande der nicht vollfreien Dienstmannen ent- 
nommen sein konnten (a. a. 0. S. 254 f.). Berchtold, Die Landeshoheit Oester- 
reichs, S. 199 bemerkt freilich, dass nach dem Sprachgebrauch jener Zeit Rath so 
viel bedeutet habe wie Zustimmung. Indess bezeichnen die lateinischen Urkunden 
jener Zeit die Mitwirkung des Rathes zu den hoheitlichen Acten des Landesfürsten 
promiscue B.]8 conseftsus, ammonitioy consilium in Fällen ganz gleicher Art. 
Das lässt vermuthen, dass schon damals der Landesfürst je nach seiner Macht- 
stellung in Angelegenheiten gleicher Art bald sich mit dem Rathe abfand, 
bald auf Beschwerde thätig ward, bald ihn für Zwecke der Begutachtung 
beizog. Andererseits ist die Wendung, dass der König mit Rath der ständischen 
Ausschüsse eine Ordnung erlassen habe, zu einer Zeit üblich, für welche die 
Freiheit des Landesfürsten gegenüber den auf die Gesetzgebung bezüglichen 
landständischen Beschlüssen ganz ausser Zweifel steht. 

*^) In dieser technischen UnvoUkommenheit liegt einer der Gründe ihres 
Verfalles. Andererseits erklärt sich aus den Erfahrungen über das nicht nur unge- 
schriebene sondern auch vage ständische Verfassungsrecht, dass die constitutionelle 
Bewegung auf ein geschriebenes und möglichst deutliches Verfassungsrecht so 
grosses Gewicht legt. Man pflegt gewöhnlich die Landhandfesten als das geschrie- 
bene Verfassungsrecht des Ständestaates zu bezeichnen. Sie enthalten aber nur 
einen kleinen, für die richtige Erkenntniss der Verfassung ganz unzulänglichen 
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durch die Nothwendigkeit ihrer Bestätigung seitens des neuen 
Regenten und der Ständehuldigung in Frage gestellt. *») Jeder 
Regierungswechsel erzeugt gewissermassen einen Revisionsfall. 
Vielleicht erklärt sich die Thatsache, dass die Stände selbst 
ihre zeitweilige politische Uebermacht über den Landesfürsten 
zur Codification eines ihre Rechte klar umschreibenden und 
sichernden Verfassungsrechtes nicht ausnutzten, daraus, dass 
ihnen selbst eine solche Klarheit nicht erwünscht war, weil sie 
zugleich die Rechte der Landesfursten hätte klarstellen und den 
mit jedem Regierungswechsel auftretenden Aspirationen der 
Stände einen Riegel vorschieben müssen. Jedenfalls kann der 
österreichische Ständestaat die individualrechtlicher Auffassung 
des Staates als eines bei jedem Regierungsantritt neu zu be- 
gründenden Rechtsverhältnisses zwischen dem neuen Herrscher 
und den Ständen nicht los werden, selbst dann noch nicht, als 
diese Auffassung in der staatsrechtlichen Literatur überwunden 
ist. Deshalb kann man während dieser ganzen Zeit nicht von 
einem stetigen und durch präcise Rechtsnormen gesicherten Ver- 



Theil der verfa?sungsreclitliclien BestimmuDgen. Die "Wahl der aufgenommenen 
Documente lässt einen leitenden Grandsatz nicht erkennen, ist vielmehr eine 
durchaus zufällige. 

*^) Auf dem Augsburger Ausschusslandtage von 1510 müssen die Stände 
bitten, der Kaiser möge ihren Freyheiten, Gnaden alten herkommen, darauf sie 
von ir Kays. May. Vordem Fürsten von Oesterreich begnadet, fürsehen und 
darauf sie von ihr May. selbst bestat sein, gnädigklich bleiben; Steirische 
Laudhandf. S. 43. Ferdinand I. ertheilt in der niederösterr. Hofrathsinstruction von 
1523 dem niederösterr. Hofrath die Weisung, die Landesverfassungen von Steier- 
mark und Krain zu bestätigen, wie es unter 3Iaximilian I. geschehen; 
Rosen thal, Die Behördenorganisation Kaiser Ferdinands I., S. 224. Erst die Vor- 
lage der pragmatischen Sanction an die Landtage wird voa einzelnen Votanten 
benützt, um die Bestätigung und beständige Beibehaltung der Landesprivilegien 
anzuregen. Doch wird dies in Steiermark von dem Vorsitzenden hintertrieben; 
Bidermann , II, S. 259. Am nächsten kommen damals der Forderung nach einem 
modernen Verfassungsgelöbnisse die tirolischen Stände; a.a.O. S. 262. 
Auch die Palatinalconferenz von 1720 zui* Berathung der Modalitäten, unter 
denen die Annahme der Sanction in Ungarn zu erlangen wäre, führt unter den- 
selben an: Ausstellung eines unwiderruflichen Diploms über alle Rechte 
und Privilegien, wie denn überhaupt von der Niederwerfung der böhmischen Stände 
im Jahre 1620 angefangen, unter den Ständen der habsburgischen Monarchie 
die ungarischen und tirolischen sich am zähesten gegenüber dem Absolutismus 
erweisen. Zulestzt hört die Bestätigung der landständischen Verfassungen der 
Kronländer selbst als blosse Formalität auf. 
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fassungsrecht im modernen Sinne des Wortes sprechen , sondern 
nur von einem jeweiligen, von dem augenblicklichen Macht- 
verhältnisse zwischen Landesfürst und Ständen abhängigen 
Rechtsznstande. Darum bewegt sich auch die Bestätigung 
der ständischen Verfassung durch den zur Regierung gelangen- 
den Landesfürsten in den weitesten und unbestimmtesten 
Wendungen. *ö) 

Die wichtigsten Verfassungsfragen sind illiquide Beweis-' 
fragen über Herkommen und Gewohnheit, eine Thatsache, 
welche Ferdinand I. dazu ausnützt, die ganze ständische Ver- 
fassung zu einer solchen Beweisfrage zu machen und den Ständen 
hiedurch die allergrössten Verlegenheiten zu bereiten. ^^) 

Sowie die fränkische, so entbehrt auch die landständische 
Verfassung jedweder Garantien der Competenzen und Rechte der 
ausser dem Monarchen bestehenden staatlichen Organe. Die 



^^) Vgl. die folgende Anm. 

^*) 1537 instruirt Ferdinand I. seine Commissäre beim niederösterr. Land- 
tag dahin, die Stände für den Fall der Verweigerung der von ihnen geforderten 
Steuern und des Zuzugs zu sondern und das Erforderniss den Städten und 
Prälaten als landesfürstlichem Kammergut, den Herren und 
Ständen auf Grund der Lehensverfassung aufzuerlegen. Dieses Ausspielen 
der patrimonialen und feudalen in den Ständestaat hineinragenden Elemente gegen 
die ständische Verfassung ist höchst interessant. Auf die Einsprache der Stände 
wegen Verfassungswidrigkeit dieses Vorganges erklärt Ferdinand diplomatisch, 
eine Verfassungsverletzung liege ihm ganz fem, nur müssten die Stände, wenn 
sie gegen diesen Vorgang Freiheit oder einige Gerechtigkeit hätten, Ihrer Majestät 
berichten. Die Stände scheinen die bei jeder Bewilligung ausge- 
stellten Reverse und Schadloserklärungen nicht für ausreichend 
angesehen zu haben, um den Bestand eines jeweiliger Bestätigung nicht 
mehr bedürftigen Rechtsgrundsatzes zu beweisen, dass die Landschaft für 
Steuereinbrin^ungen ein einig nnzertheilt corpus bilde. Denn sie bernfen 
sich, abgesehen von den Bestätigungen ihrer „alten Rechte, Herkommen und Ge- 
bräuche" auf das jus gentium (!), Buchholtz, a. a. O. 8. 295 f. Auch in Böhmen 
benützt Ferdinand I. den Mangel eines erschöpfenden geschriebenen Verfassungs- 
rechts dazu, mittels Erregung von Zweifeln und üeberwälzung der Beweislast 
auf die Stände die Königsgewalt zu stärken; Rieger, Artikel: Ständische Ver- 
fassung im österr. Staatswörterbuch. III, S. 1145- Maria Theresia macht über 
die von ihren Vorfahren bestätigten „wohl hergebrachten Gewohnheiten" der 
Länder den Witz, dass die Bestätigung nur auf die guten, nicht aber die übel 
hergebrachten Gewohnheiten verstanden werden könne. Zwar ruht auch das 
englische Parlamentsrecht zum grossen Theil auf Gewohnheitsrecht , allein die 
RechtB^ätze sind klar und bündig, haben die Privilegialnatur abgestreift und 
finden in urkundlichen Acten des Königs ihre Anerkennung. 
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Österreichischen Landstände vermögen sich nicht einmal zur 
Technik des älteren englischen Verfassungsrechtes aufzuschwin- 
gen. Um so weniger kennt der Ständestaat Garantien, wie sie 
der moderne constitutionelle Staat in der Ministerverantwoi't- 
lichkeit ^^) , Ueberweisung der Rechtspflege an unabhängige 
Richter, in der Competenz des Richters zur Prüfung der 
Verfassungsmässigkeit monarchischer Verordnungen besitzt. ^^) 
Es kommt zu keinen die Ständeverfassung verbürgenden 
Einrichtungen. Kein fixirtes Recht, sondern die jeweiligen 
Machtverhältnisse entscheiden über den Einfluss der Stände auf 
die Leitung der staatlichen Angelegenheiten. So wird, um ein 
Beispiel hervorzuheben, die Regentschaft für den regierungs- 
unmündigen Thronfolger bald durch die Stände geführt, bald 
durch Agnaten desselben. 

Was nun die höchste gesetzgebende Gewalt betrifft, so 
steht sie zu jener Zeit, mit welcher' die folgende Darstellung 
beginnt, unzweifelhaft dem Landesfürsten allein zu. Nur 
seine finanzielle Lage, beziehentlich der Grad seiner finanziellen 
Abhängigkeit von ständischer Steuerbewilligung entschei- 
det darüber, in welchem Umfange er den Ständen einen Einfluss 
auf seine gesetzgeberischen Entschliessungen einräumen will. 

^'^) Allerdings werden zuweilen die landesfürstlichen Räthe der Gehorsams- 
pflicht gegenüber dem Landesfürsten entbunden, wenn er instructionswidrige 
Befehle aus Vergessenheit oder Versehen ertheilen sollte ; allein nicht durch die 
Verfassung, sondern durch die landesfürstliche Instruction. Diese kann der 
Landesfürst aufheben, den Widerstand leistenden Rath kann er entlassen. Selbst 
das dem Ständewesen so überaus günstige ältere böhmische Staatsrecht kennt 
nur eine Verpflichtung des Hofkanzlers, über verfassungswidrige Acte des Königs 
den Ständen zu berichten (Rachfahl, Organisation der Gesammtstaats Verwal- 
tung Schlesiens, S. 423) und der den böhmischen Ständen entgegenkommende 
Majestätsbrief Mathias II. von 1611 behält die Entscheidung über die Behaup- 
tung der Verfassungswidrigkeit und Ungiltigkeit der aus der böhmischen Hof- 
kanzlei hervorgehenden Decrete dem König zusammen mit den Land esofflcieren 
zu. Es steht also auch nach dieser Verfassungsurkunde den Ständen kein von 
der königlichen Einwilligung unabhängiges Anklagerecht wider den höchsten 
Reichsbeamten zu; Elvert, Die Vereinigung der böhmischen Kronländer u. s. w. 
(1848), S. 87, 88, P. 1, 16. . 

") Der Innsbrucker Ausschusslandtag von 1518 stellt in Betreff des be- 
hördlichen Pröfungsrechts keine weitere Forderung, als dass die Behörden befugt 
sein sollen, nicht gehörig ausgefertigten Acten des Hofrathes die Anerkennung 
und Ausführung zu versagen. Hinsichtlich der Verfassungsmässigkeit des In- 
haltes wird kein Anspruch erhoben. Z ei big, a. a. 0. S. 228. 
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In Fällen gleicher Art befragt er einmal die Stände, das 
anderemal nicht. So sind die älteren Regimentsordnungen 
Maximilians I. von ihm mit Ausschluss ständischer Mitwirkung 
erlassen, die von 1510 und 1518 nach vorherigen Verhandlungen 
mit den Ständen. Befindet sich der Landesherr in finanzieller 
Nothlage, so verhandelt er mit den Ständen selbst dort, wo er 
anerkanntermassen allein zu verfügen hat , wie dies z. B. von 
der Organisation seiner Behörden gilt. *^*) In allen Fällen 
ist aber der Wille des Landesfürsten der für den 
Inhalt des Gesetzes ausschlaggebende. Weder sind 
die Stände bei der Gesetzgebung mitberechtigt, so dass ihnen 
dasselbe zu gemeinsamer Ausübung zusammen mit dem Landesr- 
f iirsten zukäme, noch ist die Giltigkeit des gesetzgeberischen 
Willens des Landesfürsten, wie dies im constitutionell-monarchi- 
schen Staate der Fall ist, von der Uebereinstimmung seines 
Inhaltes mit vorhergehenden Beschlüssen der Landtage ab- 
hängig. Der Landesfürst steht den Landtagsbeschlüssen mit 
voller Freiheit gegenüber. Nur dasjenige, was er sich hievon 
für seine gesetzgeberische Entschliessung aneignet, wird Gesetz 
und er kann selbst an dem von ihm Ausgewählten bei seiner 
endgiltigen gesetzgeberischen Entschliessung die ihm be- 
liebigen Modificationen anbringen. Man würde das 
modern so ausdrücken, dass der Landesfürst die Landtagsbe- 
schlüsse mit Vorbehalt und mit Aenderungen, Auslassungen und 
Zusätzen sanctioniren darf.*^^) 

Noch zwei Momente bedürfen nachdrücklicher Hervor- 
hebung, um ein richtiges Verständniss der landständischen Ver- 
fassung zu ermöglichen. Der Landesfürst schafft selbst dann, 
wenn er den Ständen gegenüber gesetzgeberische Zusicherungen 
ertheilt, sieh gegenüber kein unverbrüchliches Recht. Weder 
ein gesetzgeberischer, noch ein Regierungsact ist nichtig aus 
dem Grunde, weil er einer solchen Zusicherung 

^*) So auf dem Augsburger und Innsbrucker Ausschusslandtag von 1510 
und beziehentlich 1518. 

") Ein sehr instructives Beispiel hiefiir bietet das Augsburger Libell von 
1510. Die Gesetzgebung vollzieht sich in der Form der Erledigung der ständi- 
schen Beschwerden durch den Landesfürsten. Das war auch die Form der Ge- 
setzgebung im älteren Staatsrecht Englands. Dort aber gelangt das Parlament 
allmälig zur gesetzgebenden Gewalt, so dass die königliche Sanction zur Form 
herabsinkt. Vgl. Tezner in den Wiener Jurist. Blättern, Jahrg. 1887, S. 42, 75 ff. 
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widerspricht.*^®) Die einzigen rechtliclien*^^) Mittel, die 
den Ständen zu Gebote stehen, um die Erfüllung der ertheilten 
Zusicherung h^beizuf ühren, sind die Vorstellung, Bitte, die Be- 
schwerde und die Verweigerung der vom Landesfürsten 
geforderten Steuern. So lange aber die Beschwerde nicht in 
einem den Ständen günstigen Sinne erledigt ist, bleibt der mit 
der Zusicherung im Widerspruch stehende Act des Landesfürsten 
wirksam und verbindlich. Damit erklärt es sich, dass wir hin- 
sichtlich eines und desselben Gegenstandes der Verfassungs- 
gesetzgebung einer fortwährenden Abwechslung zwischen Zu- 
sicherung, Ignorirung, Beschwerde, Erneuerung der Zusicherung 
begegnen. Gelangen die Beschwerden zum Stillstand, so liegt 
darin ein Beweis, dass die angefochtene Einrichtung sich auch 
in dem Bewusstsein der Stände eingelebt hat. ^'^') 

'^) Die Kichteinhaltung landesfürstlicher Zusicherungen ist im Stände- 
staat etwas Gewöhnliches. Der Landesfürst nimmt sich keine besondere Mühe 
ZBT Rechtfertigung und gibt ständischen Beschwerden nur dann nach, wenn ein 
politischer Zwang für ihn vorliegt. Vgl. z. B. Bid ermann, II, S. 113, N. 9, 
116, N. 12. Wenn deshalb Tom an bei der Vertheidigung der Unverbrüchlich- 
keit der im Majestät sbrief Ferdinands II. den Böhmen ertheilten Zusicherungen 
die Gegner durch die Frage ad absurdum zu führen vermeint, ob denn die Be- 
schwörung der Rechte und Privilegien der Stände des Landes durch den König 
ein blosses Spiel sei (Das böhmische Staatsrecht, S. 44 f ), so kann man ihm eine 
Fülle von Bespielen aus der Geschichte des Ständestaates vorhalten, dass sich 
der Landesfürst durch die feierlichsten Versicherungen nicht schlechthin und un- 
bedingt gebunden erachtete, und dass ein Bruch derselben die Giltigkeit des die 
Zusicherung verletzenden Actes nicht berührte. 

^') Das jus resistendi ist kein dem österreichischen Ständerecht bekanntes 
Eechtsinstitut. Die Einungen, Bundesbriefe' u. s. w., in welchen die Glieder der 
Landschaft sich verpflichteten, einander zu schützen bei allen ihren von Kaisern, 
Herzogen, Markgrafen hergebrachten Freiheiten^ Gnaden und Rechten, sind, wenn 
auch als verbindlich gewollt, nur politische Bündnisse und keine verfas- 
sungsrechtliche Einrichtung. Vgl. den bei Buchholz, VIII, S. 319 erwähn- 
ten Bundesbrief von 1323. Solche Einungen können nur unter schwachen Herrschern 
oder bei Familienzwisten im Herrscherhause eine politische Wirksamkeit entfalten. 

^'*) Erwägt man, dass ein vom Standpunkte des formalen Rechts so 
radicaler Eingriff in die böhmische Verfassung, wie es die Aufhebung der 
böhmischen Hofkanzlei und die Errichtung einer böhmisch-österreichischen unter 
Maria Theresia war, sich vollziehen konnte, ohne sofort die allerheftigste Opposi- 
tion der böhmischen Stände und die Verweigerung der Steuern nach sich zu 
ziehen und dass im Gegentheil die böhmischen Stände trotz dieses Actes zu 
Steuerrecessen mit der Regierung sich herbeiliessen , so liegt wohl darin ein 
starker Beweis, dass hier keine lebensvolle Verfassung vernichtet, sondern ein 
abgestorbener Baum umgehauen wurde. 
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Damit hängt es zusammen, dass im Falle eines Zweifels, 
selbst über den Inhalt der Verfassung, jene Auslegung die 
verbindliche und wirksame ist, die ihr der Landesfürst gibt, 
möchte sie selbst in directem Widerspruche mit dem Auszu- 
legenden stehen, dass ihm allein die authentische Interpretation 
zukommt und dass die Auslegung der Stände wirkungslos ist, 
so lange sie der Landesfürst nicht zu der seinen macht. '^®) 
Auch hält sich der Nachfolger an Versprechungen und Aus- 
legungen des Vorgängers nicht gebunden. *ö) 

Weil nun auch auf dem Gebiete der Verfassungsgesetz- 
gebung constitutive Kraft nur dem landesfürstlichen Willen 
zukommt ^°), so wird gerade derjenige Theil des Verfassungs- 



*n 



**) So erweist sich Maximilian I. ganz taub gegen die Beschwerde der 
Steirer , es stehe die Schaffung eines einzigen Regiments für alle niederöster- 
reichischen Länder im Widerspruch mit ihrem Privilegium, dass steirische 
Bechtssachen nicht von einem ausserhalb des Landes befindlichen Gerichte 
entschieden werden dürften , sowie mit dem Grundsatze , dass der Landes- 
fürst, wenn er im Lande anwesend, seine Gewalt persönlich auszuüben habe. 
Es bleibt bei der Einrichtung dieser für alle niederösterreichischen Länder ein- 
heitlichen Behörde. Auf dem Innsbrucker Ausschusslandtage behält sich der Kaiser 
gegenüber den Ständen von Oesterreich unter der Enns, welche die verfassungs- 
mässige Inappellabilität der ständischen Gerichte geltend machen, die Annahme 
von drei Supplicationen in einem Jahre zum Zeichen seiner Oberaufsicht vor. 
1509 lehnt er die Anerkennung der Ungelderfreiheit des niederösterreichischen 
Adels als einer gewohnheitsrechtlichen Exemtion ab und fordert den Beweis für 
Sonderbefreiungen. Zeibig a. a. 0. S. 301, 327. 

^®) So erachten sich weder Karl V. noch Ferdinand I. durch die Zusicherun- 
gen gebunden, welche Maximilian I. im Innsbrucker Libell hinsichtlich der Be- 
setzung der landesfürstlichen Collegialbehörden ertheilt hat. 

^^) Bekanntlich ist ein so wichtiges Verfassungsgesetz wie die pragmatische 
Sanction für die nichtungarischen Länder der Monarchie zunächst ohne Bei- 
ziehung der Stände als ein verbindliches Thronfolgegesetz in einer Versammlung 
geheimer Räthe und der Hofkanzler 1713 publicirt worden. Die nachher erfolgte 
Vorlage an die Landtage wird von der geschichtlichen Forschung auf eine 
Connivenz gegenüber den Ungarn zurückgeführt, denen an einer durch ausdrück- 
liche Erklärung übernommenen Garantie der Österreichischen Stände für die durch 
die Sanction hergestellte Union aller habsburgischen Staaten gelegen war. Die 
für die Niederlande erfolgte Ausfertigung bezeichnet das Gesetz ausdrück- 
lich als aus absoluter Machtvollkommenheit des Monarchen erlassen. In der 
Verhandlung des tirolischen Landtages über die pragmatische Sanction wird 
geltend gemacht, es wäre zu wünschen gewesen, dass dieses hochwichtige 
Successionsgeschäft, soviel dieses das allergethreieste Erblandt Tyrol anbetrifft, 
mit uns, denen threigehorsamsten Ständen, wie vormals in derlei wichtigen Be- 

Tezner. Q 
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rechtes, welcher in schriftlichen Zusicherungen des Landesfürsten 
niedergelegt und somit hinsichtlich des Inhaltes am wenigsten 
zweifelhaft ist, unter dem Gesichtspunkte eines von dem Landes- 
fürsten den Ständen ertheilten, nur in seinem Willen gegründeten 
Privilegiums erfasst. ®^) Und auch dieser Umstand ist von 
dem Zeitpunkte der Herrschaft der gemeinrechtlichen Auffassung 
von der Revisibilität aller Privilegien an dem Massstabe ihrer 
Vereinbarkeit mit denE/Cchten des Verleihenden, mit dem gemeinen 
Nutzen und mit den Rechten Dritter nicht geeignet, die ohnedies 
geringe Festigkeit des ständischen Verfassungsrechtes zu er- 
höhen. Schliesslich bemächtigt sich diese Theorie auch noch jenes 
Rechtes, in dessen Besitze sich die Stände am längsten zu er- 
halten vermocht hatten, des Rechtes der Bewilligung der dem 
Landesfürsten ohne solche Bewilligung nicht gebührenden Steuern 
und öffentlichen Abgaben ^^^ und damit ist der sclion in der 
fränkischen Königsgewalt steckende, durch die deutsche Königs- 
gewalt in die landesfürstliche Gewalt übergegangene kräftige 
Keim des Absolutismus zur vollen Entfaltung gelangt. ^^) 



gebenheiten öffters beschehen, consultando zu tiberlegen wäre erlaubt 
gewesen, Bidermann, II, S. 262, N. 84. In dieser Bemerkung ist die recht- 
liche Natur der Mitwirkung der Stände bei der Gesetzgebung zutreffend gekenn- 
zeichnet. Ihre Beiziebung ruht auf Gründen der politischen Raison, ist aber keine 
rechtliche Bedingung der Giltigkeit der Gesetze. Sie ist eine Theilnahme von der 
Landesfnrsten Gnaden. 

^^) Diese Auffassung in Betreff der Landesverfassunä;en erhält sich bis 
in unser Jahrhundert hinein. 

*^) Das Gutachten des Hofkammer-Vicepräsidenten, des Grafen Johann 
Quintin Jörger, vom 1. August 1681 erachtet auch das ständische Steuerbewilli- 
gungsrecht als Privilegium dem Grundsatze unterworfen, dass Privilegien sich 
nicht extendiren lassen nee contra concedentem, nee eontra honum commune. 
Es sei nun die Mission des Königthums, voranzugehen mit der Förderang des 
staatlich Noth wendigen : Beges domini verum temporumque trahunt consilHs 
cuncta- non sequuntur. Deshalb seien die Vornehmsten der Stände im Falle 
ihrer Widerspenstigkeit zur Steuerbewilligung mittels Personalarrests zu zwingen, 
die einseitig erfolgte Ausschreibung einer Vermögenssteuer sei zu repetiren ; 
Bidermann, I, S. 147, Nr. 92. Vergl. indess schon Ausschreiben von 1527, 
Zeibig, S. 345 ff. 

*') Der im Texte dargestellte Verfassungszustand wird in Böhmen, wo- 
selbst schon Keime desselben vor diesem Zeitpunkt gegeben sind, durch die 
vemewerte Landesordnung Ferdinands II. vom Jahre 1627 und die nachgefolgten 
Declaratorien Ferdinands III. insoferne im Sinne des Absolutismus codificirt und 
klargestellt, als in der vernewerten Landesordnung das Gesetzgebungsrecht aus- 



Verwaltungsreclitspflege in Oesterreich etc. 33 

II. Abschnitt. 

Die Regimente Maximilians II. und die Regierungen Ferdinands I. 
als Mittelstellen der landesfürstlichen Verwaltungsrechtspflege. 

§.2. Die Rechtsstellung der Regimente und 

Regierungen. 

Bei der Darstellung der Behördenorganisation Maximilians 
und Ferdinands I. erscheint es nicht ganz überflüssig, die Be- 
deutung derselben sowohl in Betreff* des ihr vorhergegangenen 
Organisationszustandes als auch in staatsrechtlicher Hinsicht 
in's richtige Licht zu stellen. Die eingehende Behandlung, welche 
die Organisations-Gesetzgebung gerade dieser beiden Kaiser er- 
fahren hat, vermag leicht den Schein hervorzurufen, als hätte 
man es mit einer Epoche zu thun von übergewaltiger Schöpfer- 
kraft, die urplötzlich aus sich selbst entstanden ist und in der 
Vergangenheit keinerlei Wurzel findet. Indess reichen schon die 
dürftigen Daten, welche wir über die Verwaltungsorganisation 
Tirols unter Erzherzog Sigismund, dem Vorgänger Maxi- 
milians I. in der Herrschaft dieses Landes, besitzen, hin, um 



dräcklich für ein ausschliessliches Recht des Königs erklärt und folge- 
richtig in den Declaratorien auch die Regelung der in der Landesordnung 
nicht vorgesehenen Fälle durch constitutiones regias vorgesehen wird. Die Stände 
sollen nur in geringen Sachen, so Ihr. May. Person. Hoheit, Autorität und 
Regalien nicht betreifen, mit der k. u. k. Landtagscommissäre Yorwissen 
und Bewilligung proponiren und erledigen dürfen. Sie ad informandum zu 
vernehmen, bleibt dem Ermessen des Königs vorbehalten. Die richtige Würdigung 
der von Ferdinand II. den Böhmen mittels des Majestätsbriefs von 1627 er- 
theilten Zusicherungen kann deshalb nur vom Standpunkte des im Texte über 
die Bedeutung solcher Zusicherung Ausgeführten erfolgen. Was Tom an darüber 
a. a. 0. S. 35 ff. weitläufig ausführt, ist nicht blos anachronistisch, sondern 
beruht überdies auf vollständiger Unkenntniss der Lehren des modernen Staats- 
rechts über die Grenzen der staatlichen Gesetzgebung. Vgl. oben Anm. 61. Seine 
Ausführungen S. 35 ff. darüber, dass das königl. Geselzgebungsrecht an den 
Privilegialrechten der Stände eine Schranke gefunden habe, wird abgesehen von 
der ünwis'^enachaftlichkeit der für diesen Zweck unternommenen Interpretation 
der vernewerten Landesordnung auch noch durch die Thatsache widerlegt, dass 
Ferdinand IIL das königl. Gesetzgebungsrecht in der Form authentischer Inter- 
pretation mittels Novellen und Declaratorien gerade auf die Frage nach 
den Rechten derStände erstreckt bat. Diese Declaratorien ergehen ganz 
in der Form der Gesetzgebung im Ständestaate als Erledigung von ständischen 
Petitionen um Klarstellung des lÄörfassungsrechts in einem bestimmten Sinne. Vgl. 
Elvert im 16. Bd. der Schriften der historisch-statistischen Section der k. k. 
mähr.-schles, Gesellschaft, S. 462 ff., dann die Einleitung zu den Declaratorien. 

3* 
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uns erkennen zu lassen, dass schon in dieser höchst entwick- 
lungsfähige Keime für die nachgefolgten Einrichtungen ge- 
legen waren und dass selbst die Ideen für die Organisation der 
Finanzverwaltung unter Maximilian I. nicht durchaus burgun- 
dischen und spanischen Ursprungs gewesen seien ^) 

Was an der Organisations-Gesetzgebung der beiden Kaiser 
für die künftige Entwicklung des staatlichen Lebens in den 
österreichischen Ländern richtunggebend ist, das ist die bewusste 
und entschiedene Ablösung der von ihnen geschaffenen Gerichts- 
und Regierungsbehörden von jedem verfassungsmässigen Zu- 
sammenhange mit der Organisation des Ständewesens. Die 
neuen Behörden sind streng landesfürstliche Behörden. Der An- 
stoss für ihre Bestellung ist schon unter dem Vorgänger der 
beiden Kaiser gegeben, insoferne die Vereinigung eines grossen 
Länderbesitzes und der Würde des römischen Kaisers in der 
Hand Friedrichs IIL eine Delegirung der landesfürstlichen 
Competenzen an eine Art österreichischer Reichsverweserschaft 
für die Dauer der Abwesenheit des Kaisers von den Erblanden 
nöthig macht. In dem Augenblicke, in welchem sich die Er- 
kenntniss Bahn bricht, dass die Delegirung der landesfürstlichen 
Befugnisse zu einem dauernden oder mindestens zu einem häufig 
wiederkehrenden Staatsacte werden müsse — und das ist unter 
Maximilian I. der Fall — entbrennt der Kampf um den poli- 
tischen Einfluss auf die im Wege der Delegation zu schaffenden 
Behörden zwischen Kaiser und Ständen in der Form des Kampfes 
um das Princip bei der Besetzung der Behörden für die Aus- 
übung der landesfürstlichen Justiz- und Regierungsgewalt. 2) 



*) Vgl. hiezu Adler, Die Organisation der Central Verwaltung unter Kaiser 
Maximilian I., S. 812 ff. 

^) üeber das Vorspiel dieses Kampfes unter den Vorgangern Maximilians 
vgl. Adler, a. a. 0. S. 486 ff. Die Stände versuchen unter Anderem gegenüber 
der landesfürstlichen Gerichtsorganisation dieses Kaisers die Gerichtsgewalt des 
aus der. ständischen Organisation hervorgegangenen Landeshauptmannes auszu- 
spielen; Adler, a. a. 0- Ö. 250, 268, 454. Noch am l^j. April 1619 benützen die 
Stände Oesterreichs ob der Enns das Interregnum zwischen dem Tode des Kaisers 
Mathias und dem Regierungsantritte Ferdinands II. zur Wiederherstellung der 
Landeshauptmannschaft behufs v ö 1 1 i g e r Verwesung des Lands gemeiner Land- 
schaft krafft derselben wohlhergebrachten Hefiftmimdns und üblichen Gewohn- 
heiten biß zu künfftigen wohlermeldten Landschafft ordentlicher Huldigung. Alle 
landesfürstlichen Aemter und Offiziere sollen dem hiefür bestellten Polheim 
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Dieser Kampf, von Maximilian I. mit wechselndem Erfolge ge- 
führt, wird von Ferdinand I. zu Gunsten der vollkommen freien 
Ernennung der Beamten der neuen Behörden durch den Landes- 
fürsten siegreich beendigt. ^) Verfassungsrechtlich ist dieses 
Resultat durch die Thatsache gegründet, dass sich ein Rechts- 
anspruch der Landschaft, bei der Bestimmung der Gehilfen der 
Landesfürsten für die Ausübung seiner Competenzen mitzu- 
wirken, nicht nachweisen lässt. Jedenfalls ist mit dem Siege 
Ferdinands I. auch die ganze Entwicklung der Selbstverwaltung 
in Oesterreich für Jahrhunderte entschieden. Die ständische Ver- 
waltung ist nunmehr abgedrängt von jeder Theilnahme an der 
Ausübung der landesfürstlichen Regierungsgewalt und, abgesehen 
von der Verwaltung der ständischer Bewilligung unterliegenden j 
Steuern und der Beistellung eines Aufgebots ^*) für den Zweck I 
der Landesvertheidigung, auf jene Zweige der Landesverwaltung 
beschränkt, welche der Landesfürst entweder nicht an sich ziehen 
will oder aus finanziellen Gründen nicht an sich ziehen kann. Jener 



huldigen und ihn als ihren Landeshauptmann respectiren, Suttinger, Con- 
suetiidines Austriacae ad stylum excelsi regiminis intra Anasum olim acco- 
modatae. Norimhergae 1718 y S. 426, 423. Vgl. auch Kraus, Zur Geschichte 
Oesterreichs unter Ferdinand I. 1519—1522, S. 13 f. 

^) Schon in der Regimentsordnung Maximilians I. für die oberösterreichische 
Lindergruppe vom Jahre 1499 heisst es: „Vorgemelt Acht personen (nämlich die 
vom Kaiser benannten) als unnser Stathallter und Regennten und sonst niye- 
mannd anders sollen hanndlen in mass wie hernach volgt" ; Rapp, lieber 
das vaterländische Statutenwesen im V. Band der Beiträge zur Geschichte von 
Tirol und Vorarlberg, S. 164. Gegen Ende seiner Regierung muss sich jedoch 
Maximiliau entschliessen, mittels des Innsbrucker Libells den Ständen einen bedeut- 
samen Einfluss auf die Besetzung des Hofrathes einzuräumen. Ferdinand I. dagegen 
lehnt jede ständische Mitwirkung bei der Besetzung der landesfiirst liehen Aemter 
nachdrücklich ab: „Dunn uns als herren und lannsfursten steet uns all- 
wegen bevor, rate aus und in denselben unser n hofrat zu thun, nach unserm 
Wohlgefallen, wie wir als regierender landsfürst thun mugen und deshalben ganz 
frwi und unverpunden sein"; Instruction für den niederösterreichischen Hof- 
rath vom 15. October 1521 bei Rose^uthal, Die Behördenorganisation Kaiser 
Ferdinands I., S. 216, Abs. 3, und S. 105. Vgl. noch a. a. 0., S. 121 f. und 230. 

•^*) Bidermann, Die österreichischen Ländercongresse, herausgegeben 
von Adler im XVII. Bande der Mittheilungen des Instituts für österreichische 
Geschichtsforschung, S. 270; desselben Verfassers Geschichte der österreichischen 
Gesammtstaatsidee, II, S. 93 ff , Note 17, S. 101 ff., N. 22, S. 206 ff. ; noch 1706 er- 
lassen die krainischon Stände ein Aufgebot zur Erfüllung ihrer Succurspflicht 
gegenüber Görz und Gradiska, a. a. 0. II, S. 25. 
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ungleich grössere Theil der Verwaltung, welcher nach Abzug 
dieser Gebiete übrig bleibt, fällt dem vom Landesfürsten frei 
bestellten Beamtenthum anheim, sei es zur persönlichen Aus- 
übung, sei es in der Form der Controle und des Einschreitens 
gegen die Verwaltung und Justiz zu eigenem Rechte besitzenden 
Obrigkeiten. 

Im Gegensatze zu den Trägern der öffentlichen Aemter 
im Feudalstaate, welche dieselben zu eigenem Rechte besitzen, 
beruht die Legitimation des landesfürstlichen Beamten, selbst, 
wenn er ausserdem ein Lehen trägt, ausschliesslich auf der 
freien Berufung, dem Auftrag, der Vollmacht des Landes- 
fürsten.*) Das bereitet die Entwicklung des modernen Staats- 
dienerthums vor. Was aber doch noch den landesfürstlichen 
Beamten von unserem Staatsbeamten scheidet, ist die ungleich 
grössere Stärke der persönlichen Beziehung zwischen dem 
Monarchen und dem Beamten als seinem Gehilfen. Das landes- 
fürstliche Dienstverhältniss beruht selbst für bedeutungsvolle 
Functionen auf einem zwischen dem Landesfürsten ufad dem Diener 
unmittelbar abgeschlossenen Dienstvertrage und es ist ein 
Dienstverhältniss gerade nur zwischen den Gontrahenten.") 
Darum die Endigung des Dienstverhältnisses mit dem Tode 



*) Im modernen Rechte entspricht dem Gegensatze zwischen Amtsführung 
auf Grund landesfürstlicher Berufung, landesfürstlichen Dienstverhältnisses und 
auf Grund ständischen Verfassungsrechts jener von Amtsführung auf Grund 
monarchischen Amtsauftrags an den Staatsdiener und auf Grund des Rechts- 
verhältnisses der Selbstverwaltung. 

^) Deshalb kommt der Anspruch auf die Erfüllung der Dienstpflicht nur 
dem Landesfürsten als Contrahenten zu. Er allein ist ihr Herr und sie dienen 
Niemand anderem als ihm. So spricht die niederösterreichische Regimentsordnung 
des Jahres 1502 von getreuen fleiß, den getreu hawbtmann stathalter und 
Regentn Irem herren schulden, Oesterreichische Zeilschrift für Geschichte und 
Staatskunde, 1837, S. 235 f. Die Räthe des niederösterreichischen Hofraths sollen 
handeln zu nuz und fromben des Königs, als unser rät und diener, wiesle 
uns dann gelobt und gesworen sein; Rosenthal, a. a. 0. S. 210, letzter Absatz. 
Die Schatzmeisterordnung Maximilians I. für Jacob Villinger vom 14 August 1514 
bezeichnet sich ausdrücklich als aufrechten untract (Contract) und ist es auch 
ihrem ganzen Inhalte nach; Adler, a a. 0. S. 548, 551 ff. Mit dem Dienstvertrage 
können sich auch Vereinbarungen verbinden, welche man jetzt als Staatsverträge 
finanziellen Inhalts bezeichnen w^ürde. Solche enthält z. B. die Scbatzmeister- 
ordnung von 1514. Vgl. zu diesem Punkte besonders Rehm, Die rechtliche 
Natur des Staatsdienstes nach deutschem Staatsrecht. 
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des bestellenden Landesf iirsten. «) Die dienstliche Thätigkeit 
des Beamten vollzieht sich anf Grrund persönlicher Vollmacht 
des Landesfürsten. Das geht so weit, dass selbst die ersten 
grundlegenden Organisationsvorschriften Maximilians I. sich 
juristisch als Vollmachten des Kaisers an die darin namentlich 
angeführten Personen darstellen. 7) Der Landesfürst als Voll- 
machtgeber kann diesen Vollmachten zeitliche Beschränkungen 
beifügen^), aber auch abgesehen hievon dieselbe jederzeit will- 
kürlich widerrufen.^) Das gilt auch von der Vollmacht für 
richterliche Functionen. Auch der landesfürstliche Richter steht 
in Bezug auf die Bekleidung des Amtes zur Disposition des 
Landesfürsten. Er ist kein unabhängiger Richter. 

Aeusserlich hängt es mit der Auffassung des Amtsauftrages 
und selbst der umfassenden instructionellen Vorschriften für die 
landesfürstlichen Behörden als blosser Vollmachten zusammen, 
dass sich die prekäre Natur derselben dem Bestände dieser 



^) Das gilt de jure noch zur Zeit Maria Theresias und ihrer beiden nächsten 
Nachfolger. Es heisst z. B. in dem Rescripte vom 3. März 1740: „Es ist der 
natürlichen Folge und der alte n Observanz gemäß, dass nach dem zeitlichen Hin- 
tritte des Landesfärsten ... .die Dienste ihre Endschaft erlangen"; Codex 
Austriacub'j V, S. 7. 

') Beispiele: Die Schatzkammerordnung Maximilians I. von 1498, P. 55 ; 
Adler, a. a. 0. S. 532; dann die oberösterreichischen und niederösterreichischen 
Regimentsordnungen dieses Kaisers und die niederösterreichischen Hofraths- 
ordnungen Ferdinands J. Doch kommen auch Instructionen vor, welche von einer 
Benennung der zu instruirenden Personen absehen, z. B. das sogenannte Augs- 
burger Libell von 1510, Kärnthner Landhandfeste, S. 54 ff., dann Adler, a.a.O. 
S. 506 ff., S. 511 ff. 

«) A dler, a. a. 0. S. 272, 406, 410. 

®) „ . . . maynen und wollen, das gemelter Jacob Villinger nun furon 
stetiklich (!) bis auf unser auch sein wolgevallen unser schatzmaister General 
sein . . ." Schatzmeisterordnung Maximilians I. vom Jahre 1514, Adler, a.a.O. 
S. 548 f. (270 h). Aehnlich niederösterreichische Hofrathsinstruction von 1521 bei 
Rosenthal, a.a.O. S. 210, letzter Absatz. Ein Fall beschränkter Widerruf- 
lichkeit der Amtsvollmacht findet sich bei Adler, a. a. 0. S. 75. Mit Recht be- 
zeichnen sich deshalb die auf Namen lautenden Instructionen als Gewaltbrief; 
Rosenthal, a. a. 0. S. 211 (österr. allgem. bürgerl. Gesetzbuch, §. 1005) oder 
als Bestellbrief, a. a. 0. S. 210. In dem Bestellbrief Maximilians I. von 1491 
für Simon von Hungerspach als Generalschatzmeister ist die Auffassung der Voll- 
macht so weit fortgeführt, dass der Bevollmächtigte sich für gewisse Geschäfte 
einen vollmechtigen anwald, also einen Stellvertreter mittels Substitutions- 
vollmacht bestellen darf; Adler, a. a. 0. S. 507 f. 
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Behörden selbst mittheilt. Indess liegen die staatsrechtlichen 
und politischen Gründe dieser Precarietät tiefer. Verfassungs- 
mässig ist der Landesfürst nicht wie der constitutionelle 
Monarch verpflichtet, die ihm vorbehaltenen Competenzen 
durch dritte Personen auszuüben. Im Gegentheil: der Stände- 
staat übernimmt von dem fränkischen Reiche her die Auffassung, 
dass grundsätzlich der Herrscher diese Competenzen zur per- 
sönlichen Ausübung besitze und dass jede Art von Stell- 
vertretung wegen der thatsächlichen Unmöglichkeit solcher 
persönlicher Ausübung als blosser Nothbehelf anzusehen sei.^^) 
Kommt doch diese Auffassung dem Interesse des Ständethums 
in dem Punkte entgegen, als dasselbe in jeder nicht mehr auf 
dem Principe der Subsidiarität beruhenden, sondern auf die 
Dauer berechneten Behördenorganisation für die Ausübung der 
streng landesfürstlichen Competenzen eine Gefahr für seine 
politische Macht erblicken muss. Darum macht auch die steirische 
Landscbaft gegen die ßegimentsordnung von 1501, durch welche 
die Functionen des niederösterreichischen Regiments auch auf 
den Fall der Anwesenheit des Herrschers im Lande erstreckt 
werden, geltend, sie habe vorausgesetzt, es sei die Thätigkeit 
des Regiments beschränkt auf die Zeit, dieweil Eure kunigliche 
Majestät ausser den erblanden gewesen, wogegen die Unter- 
thanen, wenn der Landesfürst im Lande sei, ihre Sachen vor 
E. k. May. als ihren allergnädigsten Herrn und Landesfürsten 
führen und dingen könnten, i^) Aus einer anderen Erwägung 
fliesst die Besorgniss des Monarchen selbst vor einer dauernden, 
ihn selbst verfassungsmässig bindenden Behördenorganisation 
für die Ausübung seiner Competenzen. Mag er auch die 
rechtliche Freiheit bei der Besetzung der neuen Behörden im 
Kampfe gegen die Stände behaupten, thatsächlich wird er 
bei der Ausübung seines Ernennungsrechts auf den ständi- 
schen Adel wegen seiner grossen politischen Macht in erster 
Linie Rücksicht nehmen müssen. Deshalb liegt in der ver- 
fassungsmässigen Bindung an ein Organisationsgesetz für die 



^^) Deshalb berufen sich auch die instructionellen Vorschriften Maximilians 
und Ferdinands I. auf die Unmöglichkeit persönli eher Ausübung der landes- 
fürstlichen Competenzen; Kärnthner Landhandfeste, S. 41, Rosenthal, a. a. 0. 
S. 111, Anni. 3- 

^^) Adler, a. a. 0. S. 251. 
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landesf tirstliche Regierungs- und Justizgewalt die grosse Gefahr, 
dass die Macht verfassungsmässig als nothwendig hingestellter 
Behörden zu einer Uebermacht der Stände über den Landes- 
fiirsten selbst sich ausbilden werde. So finden denn die beiden 
Kaiser Maximilian und Ferdinand I. zwischen dem immer deut- 
licher werdenden Bedürfnisse nach einer stetigen Organisation 
der landesfürstlichen Gewalt und zwischen der mit derselben 
verbundenen Gefahr für die politische Macht der Landesfürsten 
den Ausweg durch folgende in ihren Behörden Ordnungen sich scharf 
ausprägende staatsrechtliche Grundsätze: Der Landesfürst ist 
zur persönlichen Ausübung seiner Befugnisse nur berechtigt, 
nicht verpflichtet. Es ist Gegenstand seiner freien Erwägung, 
in welchem Umfange er seine Competenzen persönlich oder durch 
delegirte Behörden ausüben wolle. ^2) Die ertheilte Delegation 
ist jederzeit widerruflich, sowohl was die Amtsbefugniss jedes 
einzelnen Mitglieds einer landesfürstlichen Behörde, als auch 
was den Rechtsbestand der Behörde überhaupt anbelangt.^*) 
Deshalb ist auch der die Regierung antretende Landesfürst an 
die Behördenorganisation seines Vorgängers nicht gebunden. ^*) 



") Nach Buchholtz, Geschichte der Regierung Ferdinands I., VJII. Bd., 
S. 21, behält sich Maximilian I. vor, er wolle, wenn er in den Erblauden per- 
sönlich wäre, allezeit Macht haben, das Regiment und Recht bei seiner Person 
zu halten, er will also zur persönlichen Ausübung von Justiz und Regierung nur 
befugt, nicht verpflichtet sein. 1509 resolvirt der Kaiser, er sei entschlossen, im 
Falle seiner Anwesenheit oben angezeigt Regiment zu erfordern, selbst zu re- 
gieren oder es bleiben zulassen; Adler, a. a. 0. S. 279. Vgl. auch Kärnthner 
Landhandfeste S. 42, und die mittels des Innsbrncker Libells erfolgte Verweisung 
aller die landesfürstliche Hochhält , Obrigkaiten und Herligkaiten berürende 
Händel vor unserm Hofrath oder Regiment, so verr wir in den Landen sein. 
In den Instructionen Ferdinands I. für den niederösterreichischen Hofrath von 
1521, 1522 und 1524 wird derselbe bestellt bis auf unsere Widerkunft oder 
weitern uiisern Befehl. 

*^) Vgl. oben Anm. 8 und 9. Auch im Augsburger Libell von 1510 heisst 
es. die Competenz des niederösterreichischen Regiments in Bergwerkssachen daure 
nur bis auf I. May. Wohlgefallen und bis I. May. sehe, ob das Regiment wohl 
hierinnen handelt; Kärnthner Landhandfeste, S. 61 f. Noch Ferdinand II. behält 
sich in einer Instruction für die niederösterreichische Regierung ausdrücklich 
vor, diese Behörde nach Belieben auch zu beseitigen; Die niederösterreichische 
Statthalterei von 1501 bis 1896 , herausgegeben auf Veranlassung des gegen- 
wärtigen Statthalters Grafen Kielmansegg, S. 49. 

^*) Streng genommen soll mit dem Tode des Landesfürsten sein Behörden- 
apparat , weil er eben nur der seine ist, zu functioniren aufhören. Es bedarf 
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Da es sich um die Ausübung landesfürstlielier Competenzen 
handelt, so gibt es für die Amtsführung der Mitglieder der 
landesfürstlichen Behörden keinen anderen Legitimationsgrund 
als die landesfürstliche Berufung und für den Inhalt ihrer Ver- 
fügung keinen höheren massgebenden Willen als den des Landes- 
fürsten. Es kann deshalb die interne Weisung im einzelnen 
Fall auch die allgemeine Instruction durchbrechen. ^'*) Kurz: die 
von beiden Kaisern ausgegangenen Vorschriften über die Orga- 
nisation der landesfürstlichen Behörden sind wesentlich nur 
Instructionen für die landesfürstlichen Diener, deren Rechts- 
bestand von dem Willen des Landesfürsten abhängt. Sie sind 
insbesondere keine den Landesfürsten verpflich- 
tende und Rechte der Landschaft begründende 
Landes verfassungsgese tze und die beiden Kaiser 
geben sich redlich Mühe, durch häufig aufeinander folgende, 
ohne ständische Mitwirkung entstandene Instructionen den Ge- 
danken nicht aufkommen zu lassen, als bilde die neue ßehörden- 
verfassung ein Landesprivileg. ^^) Dieselbe fanctionirt zwar 

deshalb einer förmlichen Confirmation aller behördlichen Acte, welche in die 
Zeit vom Tode des Landesfdrsten bis zum Regierungsantritte des Nachfolgers 
fallen. Eine solche findet sich noch in dem Rescripte Leopolds II. vom 23. März 
1790, Gesetze Leopolds II., Bd. I, Nr. 1. In Tirol functionirt nach dem Tode 
Maximilians I. bis zum Regierangsantritte Ferdinands I. das oberösterreichische 
Regiment auf Grand testamentarischer Anordnung des Kaisers. Ferdinand I. trifft 
dann neue organisatorische Anordnungen für die Regierungen und den 
Hofrath und regelt die Besetzung dieser Aemter. Vgl. auch Anm. 16. 

") Vgl. den Text unten. 

**) Kaiser Maximilian lehnt die Anerkennung e'*nes verfassungs- 
mässigen Anspruchs der Länder Steiermark, Kärnten und Krain aaf die 
Errichtung einer besonderen Regierang für sie ab; Adler, a.a.O. S. 255. 
Vgl. auch Bidermann, II, S. 116, Nr. 12. Desgleichen weigert sich Carl V., 
die Zusicherung Maximilians im Innsbruck er Li bell in Betreif der Besetzung des 
Hofrathes als Privileg der niederösterreichischen Länder gelten zu lassen, und 
Ferdinand I. , der als Erzherzog von Tirol zur Zeit des drohenden Bauernauf- 
standes noch das zweideutige Zugeständniss gemacht hatte, er wolle das ober- 
österreichische Regiment nach den Landesfreiheiten und nachdem , wie es seine 
Vorältern gethan, besetzen (Buchholtz, a.a.O. S. 328), erklärt später ge- 
radezu die ständischen Ansprüche auf ein Mitwirkungsrecht bei der Besetzung 
des niederösterreichischen Hofraths als eine Anm assung gegenüber seiner 
verfassungsmässigen Prärogative der freien Besetzung der landesfürst- 
lichen Aemter. Nur Beckmann theilt in seinen Idea juris statutarii et consue- 
tmlinarii Stiriaci et austriaci cum jure romano collati^ Graecii 168S, S. 397 mit, 



VerwaltuDgsrechtspflege in Oesterreich etc. 



41 



thatsächlich dauernd, rechtlich aber nur unter der Devise: 
„Bis auf unser Wohlgefallen.^ 

Die Organisationsvorschriften Maximilians und Ferdiands I. 
lassendieOrganisationder Verwaltung und Justiz in den unteren 
Instanzen im Wesentlichen unberührt und wenden ihre Aufmerk- 
samkeit vorzüglich der Schaffung landesfürstlicher Mittel- 
stellen für die niederösterreichische und die oberösterreichische 
Ländergruppe und eines für alle deutschen Erbländer zuständigen 
Beschlusscollegiums in Justiz- und Regierungssachen am Hofe des 
Landesfürsten zu. Das hängt damit zusammen, dass in diesen 
unteren Instanzen Justizgewalt und Polizeiverwaltung von 
Grund- und Feudalherren, landesfiirstlichen und unterthänigen 
Städten, Dorfobrigkeiten, aus der Lehens- und der Ständeverfas- 
sung hervorgegangenen Gerichten zumeist zu eigenem Rechte geübt 
wird^') und dass es den beiden Kaisem sowohl an der Macht 
als auch an den finanziellen Mitteln mangelt, an dieser historisch 
entstandenen Organisation zu rütteln. Allein die schon aus einer 
früheren Zeit stammende Erkenntniss von der Unzulänglichkeit 
dieser Organisation ist eines der wichtigsten Motive für die 
Schaffung der neuen Behörden und allenthalben wird in 
den für sie erlassenen Instructionen ihr Beruf her- 
vorgehoben, diese feudalen Obrigkeiten zu con- 
troliren und die landesfürstliche Rechtsschutzge- 
walt gegen ünthätigkeit und Willkür derselben 



dass die innerösterreichische Regierung 1565 ex speciali privilegio Caesarea 
eiugesetzt worden sei und in einem Hofberichte von 1635 verwahrt sich die 
niederösterreichische Regierung mit Berufung auf das Augsburger und Inns- 
brucker Libell gegen die Zumuthung, dass ein Kammerrath, der nicht ein 
angenommenes Landesmitglied sei, in den Sitzungen der Regie- 
rung und Kammer auf der Bank der Ritter sitzen und stimmen solle, 
Suttinger, Consuetudines, S. 66. 

^') So wendet sich die VollzugscTausel einer Polizeiordnung vom Jahre 
1493 (Rapp, a. a. 0. S, 154) an unsere haubtleute Grauen Freyen Herren Ritter 
Knechte Phleger Landtrichter und Richter. Die Vollzugsclausel der Polizeiordnung 
Maximilians II. für Oesterreich ob und unter der Enns vom 31. October 1568 
(Coflex Aiistr.f II, S. 151) wendet sich ausserdem an die Landeshauptleute, Ver- 
weser, Vicedome, Vögte, Bürgermeister, Räthe und insgesammt an alle, so sich 
gerichtlicher Obrigkeiten gebrauchen. Das sind nicht etwa Obrigkeiten, 
welche 1493 noch nicht bestanden hätten, wir haben es vielmehr nur mit einer 
vollständigeren Vollzugsclausel zu thun. Landesfürstliche Vollzugsorgane sind 
hier neben den Obrigkeiten kraft eigenen Rechts angeführt. 
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ZU Üben, beziehentlich den Landesfürsten bei Ausübung dieser 
Rechtsschutzgewalt mit ihrem Rath zu unterstützen. Hierin 
liegt die grosse culturelle Bedeutung der neuen Einrichtungen. 
Wäre es statthaft, sich solcher anachronistischer Ausdrücke zu 
bedienen, so könnte man sagen, durch die Reformen der beiden 
Kaiser sei Staats- und Selbstverwaltung zu der durch das Wesen 
des Staates geforderten Einheit verbunden worden, und zwar 
dauernd verbunden. Denn mag der Fortbestand der neuen Or- 
ganisation verfassungsrechtlich in das liberum arbitrium des Landes- 
fürsten gestellt sein, so erhält sie sich vermöge ihrer culturellen 
Nothwendigkeit auf die Dauer und bildet somit die Grundlage, 
auf welcher sich unser modernes Staatswesen aufgebaut hat. 
Die Formation sowohl der Behörde am Hofe als auch der 
Mittelstellen ist eine collegiale. i^) Hiebei wird nicht blos die 
Absicht obwaltet haben , eine Bürgschaft für eine gründliche 
Behandlung der jeder Behörde überwiesenen Gegenstände zu 
schaffen, sondern auch das landesfürstliche Interesse gegenüber 
ständischen Velleitäten zu sichern. Naturgemäss ist eine colle- 
giale Organisation der Nährboden für Rivalitäten i^») unter ihren 
Mitgliedern und diese selbst bieten Impulse zu wechselseitiger 



*^) Deshalb ist der Vorsitzende an die Beschlüsse des CoUeginms ge- 
banden : „Und was also daselbs (d. i. im Regimente) mit Recht erkent und ge- 
sprochen wirdet, dabey sol es on waigerung endlichen bleiben, und der genandt 
unser Obrist Hauptmann mit seinen geordneten Stadthaltern und Räthen, dem 
gestraggs Exekution und Vollziehung thuen" ; Nürnberger Libell, Kärnthner JLand- 
ha nd feste , S. 44; ebenso niederösterreichische Regimentsordnung von 1502 in 
der österreichischen Zeitschrift für Geschichte und Staatskunde, Jhrg. 1837, 
S. 235 und niederösterreichische Hofrathsordnung von 1523 bei Rosenthal, 
a. a. 0. S. 221. 

^8«) In einem Briefe vom 10. Juli 1514 muss Maximilian I. dem Marschall 
des niederösterreichischen Regiments auf seine Beschwerde, dass ihm der Laud- 
hofmeister in Session und Stand beim Regimente vorgesetzt sei, begreiflich 
machen: „Ob wir nun dir oder andern unsern Dienern eine geringere Person 
zu einem solchen Amte vorsetzten, möchtest Du, noch andre mit keinem Fug 
weigern, denselben von unser wegen nach Vermögen des Amts zu achten, 
zu ehren zu halten"; Adler, a.a.O. S. 294. Im dienstlichen Verkehre tritt 
also der Vorrang kraft Geburt hinter jener kraft der Bedeutung des Amts zurück. 
Vgl. noch Adler, a. a. 0. S. 292, Anm. 1; S. 293, Anm. 2. Hier sind ferner an- 
zuführen die Rivalitäten zwischen den Justiz- und Regierungsräthen einerseits 
und den schon frühzeitig (Adler, a. a. 0. S. 198 f. und S. 299 ff.) organisations- 
gemäss in der Regierung mitstimmenden Kammerräthen andererseits, dann jene 
zwischen den rechtsgelehrten Mitgliedern, den doctores juris, als den eifrigsten 
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Controle, zumal wenn die Mitglieder der Collegialbehörden social 
ungleichen Bevölkerungsclassen angehören, wie dies von den in 
den neuen Collegialbehörden vereinigten adeligen Herren und 
den doctores juris galt, üeberaus eingehende Vorschriften sichern 
die wechselseitige Controle der Mitglieder des CoUegiums durch 
den zur Ausfertigung seiner Beschlüsse berufenen Kanzler, des 
Kanzlers durch die Mitglieder des Collegiums und die Authen- 
ticität aller behördlichen Ausfertigungen in Betreff der Richtig- 
keit des Textes, der Signatur und der Siegelung. ^^) 

Die Bezeichnung für die neuen coUegialen Mittelbehörden 
ist nicht immer dieselbe. Unter Maximilian I. wechselt die 
Collectiv bezeichnung Regiment mit solchen Bezeichnungen 
ab, welche die Gliederung des Collegiums ausdrücken. So 
ist z. B. bald die Rede vom Hauptmann, Statthalter und Räthen 20), 
bald vom obersten Hauptmann und Regenten , Statthalter und 
Räthen 21), bald von der kaiserlichen Majestät ^2), Landhofmeister, 
Marschall, Kanzler und Räthen. Die Bezeichnung oberster Haupt- 
mann deutet auf die militärischen Befugnisse des Vorsitzenden 
des Collegiums in Sachen der Landesvertheidigung und der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit im Lande hin, der 
Beisatz oberster Hauptmann erscheint geboten, um die Ueber- 
ordnung dieses Functionärs über die zugleich landesfdrstliche 
Competenzen ausübenden und der ständischen Organisation an- 
gehörigen Landeshauptleute auf dem Grebiete der Militärver- 



Förderern der Reception des römischen Rechts und den rechtsgelehrter BilduDg 
entbehrenden adeligen Mitgliedern der Regierung. Hierüber Sartori-Monte- 
croce über die Reception der fremden Rechte in Tirol, S. 65. Auch was das 
rechtsgelehrte Mitglied der Grazer Regierung Beckmann in seinen 1688 erschienenen 
Idea juris f S. 535, über die Handhabung der Wegeerhaltungsvorschriften bemerkt, 
scheint die verblümte Beschuldigung zu enthalten, dass die adeligen Mitglieder 
der Regierung gegen ihre Standesgenossen Connivenz übten. 

^®) Niederösterreichische Hofrathsordnung von 1521; Rosenthal, a. a. 0. 
S. 221. Für die oberösterreichische Regierung vgl. Montecroce, a.a.O. S. 67. 

*•*) Nürnberger Libell. Kärnthner Landhandfeste, S. 41. Schon im 13. und 
14. Jahrhundert bestellt in Tirol der Landesfürst einen Hauptmann für die 
Ausübung seiner Rechte, insbesondere seiner Gerichtsgewalt auf den Fall seiner 
Abwesenheit; Ladurner, Die Landeshauptleute von Tirol, im Archiv für Ge- 
schichte und Alterthumskunde , IT. Bd. , S. 2, 4, 7. Dieser Hauptmann kann als 
der Vorläufer des Regiments betrachtet werden, a. a. 0. S. 28. 

21) A. a. 0. 

2^) Augsburger Libell, a. a. 0. S. 58, Adler, a. a. 0. S. 406. 
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waltung und der Sicherung des Landfriedens auszudrücken, ^s) 
Die Bezeichnung Landhofmeister, Marschall u. s. w. scheint 
gegenüber dem obersten Hauptmann und Regenten auf eine 
Aenderung der inneren Verfassung des Regiments hinzudeuten. 
Merkwürdig und bezeichnend für das Verhältniss des Kaisers 
zu den einen stärkeren Einfluss auf die Besetzung des Regi- 
ments anstrebenden niederösterreichischen Ständen ist die diesen 
Bestrebungen entgegengesetzte Erklärung Maximilians I. im 
Laufe der Verhandlungen auf dem Innsbrucker Ausschussland- 
tage von 1517—1518, er wolle selbst oberster Hauptmann im 
Regimente sein. 2*) Sie erinnert an das moderne geflügelte Wort 
von dem Kaiser, der sein eigener Kanzler sein will. Unter 
Ferdinand I. wird die Bezeichnung Regiment durch den Namen 
Hofrath 2**), dieser durch den Namen Regierung abgelöst, welch 
letzterer sich dann dauernd erhält. 



2») Adler, a. a. 0. S. 229, Anm. 2, S. 242, Anm. 1 ; Bidermann, I, 
S. 63, N. 47; II, S. 102, N. 22; S. 118, N. 17. Ueber die Institution der Landes- 
hauptleute vgl. Ladurner, a. a. 0. S. 1 ff. Hiezu die Entwicklung der Landes- 
hauptmannswürde in Tirol, Adler, a.a.O. S. 176, 286- Die Landeshauptleute 
erhalten sich als gleichzeitige Organe der Landesfürsten und der Landschaft noch 
innerhalb des landesfürstlichen Beamtenstaates. In ersterer Eigenschaft vollziehen 
sie unter den Regierungen stehend deren Befehle, Zeibig, S. 283, Buch holt z, 
8. Bd., S.357; Ladurner, a. a. 0. S. 12, 18; Bidermann, II, S. 186, N. 49; 
S.179f., N. 29; S.211, 299, N. 160; in letzterer Eigenschaft sind sie Vorstände 
der Landschaft, Vorsitzende der unter verschiedenen Namen, als Landrecht, Land- 
schranne U.S.W., existirenden ständischen, beziehentlich standesgenossenschaftlichen 
Gerichte und Leiter des Landesaufgebotes, Ladurner, a. a. 0. S. 19. Als Organe 
der 1 and es fürstlichen Executivgewalt vermitteln sie eine Art Decentrali- 
sation der Competenz der Regierungen innerha b der einzelnen zu einer Länder- 
gruppe gehörigen Kronländer. Femer ist schon unter Maximilian I. eine coUegiale 
Verbindung der Landeshauptleute mit den landesfürstlichen Vicedomen (eine Art 
von Landesfinanz-Inspectoren oder Directoren) zur Gerichtsbarkeit über die Amts- 
führung der niedersten landesfürstlichen Beamten nachweisbar. Daraus entsteht 
dann in Oesterreich ob der Enns die oberennsische Landeshauptmannschaft als 
eine der niederösterreichischen Regierung untergeordnete collegiale Regierungs- 
behörde, die Vorläuferin der gegenwärtigen oberösterreichischen Statthalterei. 

**) Zeibig, Der Ausschusslandtag von 1518 im XIII. Band des Archivs 
für Kunde östen-eichischer Geschichte, S. 285, 301. 

**") Nach Buchholtz, a.a.O. S. 19, ist diese Bezeichnung eine Concession 
an den Particularismus der niederösterreichischen Länder gewesen. A. a. 0. S. 22 
finden sich noch folgende Bezeichnungen angeführt: Unseres gnädigsten Erz- 
herzogen Ferdinandi Stathalter und Hofrath ; der N. Oe. Lande Statthalter (auch 
Vicestatthalter, Statthalteramtsverwalter), Cantzler und Regenten (Räthe). 
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Die Regimente oder Eegierungen stehen wie der Hofratli 
vollständig ausserhalb der Organisation des Ständewesens. Sie 
repräsentiren nur den Landesfiirsten , nicht, wie dies von dem 
Landeshauptmann gilt, zugleich auch die Landschaft. Sie stehen 
aus diesem Grunde über dem Landeshauptmann, so ferne der- 
selbe zugleich Repräsentant des Landesfürsten 
ist. Nach aussen hin müssen deshalb ihre Acte, so lange sie 
nicht kraft des landesfürstlichen Aufsichtsrechtes vernichtet 
worden sind und mit Vorbehalt aller sonstigen Wir- 
kungen dieses Aufsichtsrechtes, wie Handlungen des 
Landes fürsten selbst respectirt werden, ^ß) Ihren formalen 
Ausdruck erhält diese Rechtsstellung der Regierungen durch die 
Vorschrift, dass con/?rmacio?i, lehenbrieve, ladungen, comission, be- 
velh, mandat, urtl und all ander notdurftig brief, nichts ausge- 
nomen, die zu solher unser fürstlichen regierung und zuvolzie- 
hung der justicia und aller rechfertigung notturftig sein, ausgeen 
under unserm namen, titl, insigl und secret^e), und dass alle 
Verfügungen und Entscheidungen der Regierung, von entgegen- 
stehenden Bestimmungen abgesehen, sofort executionsf ähig sind. ^7) 
Was das Verhältniss nach innen betrifft, so fordert der Zweck 
der Beschleunigung der Erledigungen durch Decentralisirung 
der landesfürstlichen Gewalt ^ß) und die Entlastung der Landes- 
fürsten eine gewisse Freiheit der Bewegung und eine gewisse 



^^) Oberösterreichische Regimentsordnung von 1499, Kapp, a.a. 0. S. 172. 
Vgl. ferner Adler, a. a. 0. S. 385; Beckmann, a. a. 0. S. 347; Suttinger, 
a. a. 0. S. 658. 

*^) Niederösterreichische Hofrathsordnung von 1521 und 1523; Rosen- 
thal, a. a. 0. S. 215 und 228. Die oberösterreichische Regimentsorduung von 
1499 schreibt folgende, durch den Kanzler aufzusetzende Authentificationsformel 
vor: Commissio domini regis in consilio^RA])^, a.a.O. S. 165. Das englische 
Staatsrecht spricht vom Kitig in Council, das französische vom roi en conseil. 

*') Kämthner Landhandfeste , S. 44 ; Oesterreieh ische Zeitschrift für Ge- 
schichte, Jahrg. 1835, S.235; Rosenthal, a. a. 0. S. 222. Eine einschneidende 
Modification erfährt das Princip der sofortigen Executionsfähigkeit der Regierungs- 
beschlüsse in dem schwerfälligen, mit dem Ungehorsamsstrafverfahren abschliessen- 
den Mandatsprocesse. 

**) Nach der oberösterreichischen Regimentsordnung sollen Regiment und 
Rechnungskammer treulich einander helfen, damit die Leute, die zu handeln 
haben, auf das Förderlichste abgefertigt werden; Rapp, a.a.O. S. 166, 171. 
Vgl. ferner Rosenthal, a. a. 0. S. 219: „Weiter, nachdem unser meinung und 
gemuet ist u. s. w." 
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Selbständigkeit für die Regierungen. Sie sind also Regierungs- 
behörden im modernen Sinne des Wortes mit der Pflicht und 
der Zuständigkeit zur Ausübung einer nach aussen gerichteten, 
auch von amtswegen einschreitenden Amtsgewalt, während 
das Justiz- und Regierungscollegium am Hofe, der Hofrath, 
wesentlich die Stellung eines Kronrathes einnimmt. Aus 
Mandataren und Dienern des Landesfürsten bestehend, sind die 
neuen Behörden dem Willen ihres Mandanten und Herrn, weil 
er ihnen gegenüber der kräftigste ist, unterworfen, er mag 
sich in den für sie erlassenen Instructionen 2») oder anderen 
landesfürstlichen Gesetzen und Verordnungen in Privilegien 
äussern, oder im Einzelfall durch Entscheidung oder 
Verfügung sich ausdrückend, mit abstracten Normen jeder 
Art, als: Landesgewohnheiten s<>), Ordnungen, welche von alters- 
her in Gebrauch sind 3^), Privilegien ^2) u. s. w. »s) im Wider- 



'^®) Dieselben enthalten Verwaltungsvorschriften des mannigfaltigsten Inhalts, 
so über die Verfolgung von Strassenräubern , Behandlung des Amtsmissbrauchs, 
der Prägravation der Unterthänigen u. s. w. 

^^) Vgl. die oberösterr. Regimentsordnung; Rapp, a. a. 0. S. 164, dann 
unten Anm. 33. 

'^) Beispiele solcher Ordnungen sind das Bergrecht, Rapp; a. a. 0. S. 167, 
das Lehensrecht; Rosenthal, a. a. 0. S. 224. 

32) Rapp, a. a. 0. S. 184, Rosenthal, a. a. 0. S. 211 f., S. 224. 

3*) Es ist hier vorzugsweise an das Gewohnheitsrecht , an die Billigkeit 
und an das gemeine Recht als Rechtsquelle zu denken. Die Anerkennung der 
Billigkeit als Rechtsquelle findet sich, wie bereits erwähnt, allenthalben. Zu den 
Citaten an früherer Stelle sind hinzuzufügen : die Verordnung Maximilians J. von 
1509, betreffend die Erneuerung des Regiments, um die Unterthanen bei ihren 
alten Gebräuchen, Freiheiten, Gerechtigkeiten und allerBilligkeitzu erhalten ; 
Adler, a.a.O. S. 406, dann Rapp, a.a.O. S. 164, Rosenthal, a.a.O. 
S. 223. Das Verhältniss der Wirksamkeit der aus verschiedenen Rechtsquellen 
fliessenden Rechtsnormen ist folgendes. In erster Linie steht die landes- 
fürstliche Verordnung, dann folgt das nicht aus dem landesfürstlichen Willen 
hervorgegangene Recht, modificirt und ergänzt durch das gemeine 
Recht und durch Rechtssätze, welche aus Erwägungen der Bil- 
ligkeit hervorgegangen sind. So ermächtigt das Innsbrucker Libell die in 
den ständischen Gerichten sitzenden Regierungsräthe, hinzuwirken auf die 
Entkräftung aller Processformen, durch welche der Grundsatz 
der Gleichheit de r Parteien vor Gericht verletzt wird; Kärnthn. 
Landhandf. S. 121. Gewohnheitsrecht, welches der Billigkeit widerspricht, ist 
Missgebrauch und Unordnung. Leopold I. erwidert auf eine Beschwerde 
der Tiroler Landschaft wegen Ueberwuchern des römischen Rechts in der Praxis 
der Regierung, es entspreche dem Wesen eines wohlbestellten Regiments und 
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Spruch stehen. lussus principis suprema lex esto. So bindet 
beispielsweise die niederösterreichische Hofrathsordnung Ferdi- 
nands I. von 1521 den niederösterreiehisehen Hofrath an die 
landesfiirstliche Entschliessung über die von dem Hofrath dem 
Landesfürsten zur Genehmigung vorgeschlagenen Erkennt- 
nisse in Processen des letzteren s*) und wenn die Pflicht zur 
Vorlage solcher Erkenntnisse auch in der niederösterreichischen 
Hofrathsordnung von 1523 wieder beseitigt wird *'^), so fordert 
dieselbe doch Einholung interner Weisungen für die Confirmation 
von Privilegien oder für die Erledigung wichtiger, einen Auf- 
schub vertragender Angelegenheiten. ^®) Alle instructions- 
gemäss vorgenommenen Acte der Regierungen muss aber der 
Landesfürst vom Standpunkte des Dienstrechts als recht- 
und ordnungsmässig anerkennen, den an demselben betheiligten 
obrigkeitlichen Personen die Verantwortungsfreiheit zuerkennen. 
Insofeme, also vom Standpunkte des Disciplinarrechtes, 
ist auch der Landesherr bei Beurtheilung der Ordnungsmässig- 
keit des Verhaltens seiner ßegierungsräthe an die von ihm 
hinausgegebenen und nicht zurückgenommenen Instructionen ge- 
bunden. 87) Eines muss aber an dieser Stelle nachdrücklich her- 



Policey, dass bei Unznlänglichkeit der Landesordnnng auf das jus commune 
recurrirt werde ; Montecroce, a. a. 0. S. 74, 76. Die Praxis der Regierung in 
Fiscalsachen scheint indess schon sehr früh die Rechtssätze des römischen Rechts 
zum Nachtheil der Steuerpflichtigen überboten zuhaben. Vgl. z.B. Adler, 
a. a. 0. S. 306 f., Anm. 2. 

") Rosenthal, a. a. 0. S. 211. 

«) A. a. 0. S. 222. 

»«) A. a. 0. S. 212, 224, 228. 

'^ So heisst es in der niederösterr. Regimentsordnnng : „Was Sy also 
thun nnd lazzen sammentlich oder der merer tail, dasselb alles and yedes wellen 
wir gleicher weis halden, als ob wir das persönndlich than bieten alles getrew- 
lich und angeverdt" ; Rapp, a. a. 0. S. 172. Ferner die Stelle ebenda: „Wollen 
auch solches stets fest und unzerbrochen halten, und dawider nichts thun noch 
handeln, sondern ihn, d. i. den Landhofmeister und dieselben, das 
sind die Räthe, dabei gnädig handhaben und schirmen.'' — Ganz 
dasselbe gilt aber von der im September 1512 für die oberösterreichische Regie- 
rung ergangenen Verordnung, angeführt bei Adler, a. a. 0. S. 412 f. (vgl. auch 
a. a. 0. S. 422, Anm. 3), durch welche Maximilian I. im Interesse der Ordnung des 
zerrütteten landesfürstlichen Finanzhaushalts die Regimentsräthe für disciplinär 
verantwortungsfrei erklärt, wenn sie einen dieser Ordnung widersprechenden, 
wenn auch von ihm persönlich ausgehenden Befehl um extraordinäre Ausgaben 
nicht vollziehen sollten. Vermittelt wird diese Enthebung von der Gehorsams- 

T e z n e r. A 
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vorgehoben werden. Mögen immerhin bei der Begründung der 
Competenz der Mitglieder der Behörde die Privatrechtsge- 
schäfte des Dienstvertrages, Innominatcontractes, des Mandates, 
eine grosse Rolle spielen, die ethische und gemeinnützige oder, 
modern ausgedrückt, die öffentlich-rechtliche Natur des 
Dienst- und Amtsverhältnisses ist in den Instructionen Maxi- 
milians und Ferdinands 1. so deutlich als nur erwünscht ge- 
kennzeichnet. Die Behörden sollen Gehilfen des Landesherrn sein 
in der Erfüllung seiner erhabenen Herrscherpflichten. ^^) Das 



pflicht durch die Fictiou oder Präsnmtion der „Vergessenheit" des Königs. 
Durch solche Immunitätszusicherungen wird nicht etwa die Regimentsordnung 
für ein ohne Zustimmung der Regimentsräthe oder sonst irgend Jemandes nicht 
widerrufliches Gesetz erklärt, sondern nur für die Dauer der Geltung dieser 
Verordnung dem Kaiser die rechtliche Handhabe zur Bestrafung der Regiments- 
räthe entzogen, wenn sie einer verordnungswidrigen Ordre nicht pariren. Die 
Richtigkeit dieser Auffassung beweist die Haltung des Kaisers auf dem Aus- 
schusslandtage von 1518; Z eibig, a. a. 0. S. 315, P. 22, ferner die Hofkammer- 
ordnung Ferdinands I. von 1537, Rosenthal, ebd. S. 184 f. Vgl. übrigens über 
die Werthlosigkeit solcher Schutzmassregeln eines rechtlich unbeschränkten Mon- 
archen gegen sich selbst die Darstellung bei Adler, a. a. 0. S. 123, 187. 

^^) Dafür gibt es zahlreiche Belegstellen. Hier seien statt anderer ange- 
führt: Item .... Sollen unnser lanndthofmaister Marschalh und Räte .... 
dar Inn unnverzogennlich und gleich unpartheysch Recht dem armen als dem 
Reichen wider der partheyen willen nit verziehen oder Sperrn, noch in dem 
allain sewmig noch hinlässig sein sonnder so offt das die nodturfft ervordert 
dar Inn hanndlen das bringt unns als dem lannds Fürsten von seinen unnder- 
thanen gueten willen und werden damit der lanndsfürst und Sy von den unnder- 
thanen lieb gehabt"; oberösterr. Regimentsordnung, Rapp, a.a.O. S. 167. 
„Item sy", die niederösterreichischen Regimentsräthe „sullen auch ainen yeden 
unnsern unndtersassen der selben unnser land In was wierden stattes oder wesens 
die sein dem minsten als dem maisten In yeren henndln unnd Sachen hilf 
Ratt Beistandt unnd pilligkait ... In unnserm namen thun und beweisen, als ain 
lanndsfüerst seinem undtertanen zutun schuldig und pflichtig ist" ; Regiments- 
ordnung von 1502, Oesterr. Zeitschr. S. 232; vergl. auch Rapp, a. a. 0. S. 165. 
„ .... so wollen wir nit zweiflen, auch sie hiemit ermant haben, si werden 
in unserm hofrat . . . auch als unser stathalter hofrat und dien er, wie sie 
uns dann gelobt und gesworen sein . . . sich dermassen stat mit aufrich- 
tiger, erberer, redlicher, geleicher und gerechter handlung dem 
armen als dem reichen und dem reichen als dem armen als wolgebornen, 
frumben, erlichen leuten d er gerechtigkeit und eren nach ge- 
zimbt und inen zu aufenthaltung der gerechtikeit und warheit, 
zu underdruckung der ungerechtikeit und posheit, zu hail iren 
Seelen und iren schuldigen und verpunden phlichten nach ze- 
thuen geburt"; niederösterr. Hofrathsordnung 1523, Rosenthal, S. 230 f. 
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ist nun nicht möglich ohne einen gewissen mit der Würde des 
Landesherm vereinbaren Grad von Aufrichtigkeit und Unab- 
hängigkeit. Und da scheint es nun , dass die damaligen Re- 
gierungscoUegien , weil die dem Adel angehörigen Mitglieder 
derselben ihre Herkunft aus dem Ständethum und die damit 
verbundene particularistische Gesinnung nicht völlig verleugnen 
konnten und eine weitgehende sociale und materielle Unab- 
hängigkeit besassen, diese ihre Aufgabe wirksamer zu erfüllen 
vermochten, als es für eine ähnliche Behörde im Constitutionen 
monarchischen Staate möglich ist. ^*) 

§.3. Oertliche und sachliche Zuständigkeit der 

Regimente. 

Liegt der eine Theil der Bedeutung der hier behandelten 
Reformen in der Ueberwölbung des Ständestaates durch eine 
auf dem Principe des landesfürstlichen Beamtenthums ruhende 
Behördenorganisation, so ist sie auf der anderen Seite dadurch 
grundlegend geworden für die Entwicklung der Österreich!- 
sehen Monarchie, dass sie^unter vollständiger Ignori- 
rung des Sonderverfassungsrechtes jener Länder er- 
folgte, für welche sie geschaffen wurde. Dies gilt, soweit die 
Hofbehörden in Betracht kommen, für alle deutsch-österreichi- 
schen Erbländer , in Betreff der Mittelstellen aber nur für die 

'^) Seispiele sehr energischer Beschwerden und Vorstellungen der Regi- 
menter unter Maximilian I. gegen Anordnungen und gegen das Verhalten der- 
selben finden sich im Adler'schen Yierk allenthalben angeführt. Vgl. z. B. die 
Darstellung auf S. 187, 275, 290 f., Anm. 3, 301, 403 f., 408, 413, Anm. 2. Im 
Jahre 1512 droht sogar die oberösterreichische Regierung wegen der fortwähren- 
den , den aufgestellten Etat durchbrechenden Anordnungen mit ihrer Demission 
und mit der Einberufung des Landtags, um der Landschaft die grosse Noth 
anzuzeigen und mit ihr zu berathschlagen, wie von Kaiser und Landschaft das 
Verderben und der Verlust des ganzen Landes abgewendet werden könne, a. a. 0. 
S. 409, 412. 1538 erhebt die tirolische Regierung gegen den Auftrag Ferdi- 
nand I., Hilfe aus Tirol auf dem Wasser hinabzufertigen, die Vorstellung, dass 
dies ohne ständische Zustimmung nicht geschehen könne; Buch hol tz, a. a. 0. 
S. 358. Im Jahre 1498 gibt das niederösterreichische Regiment wegen seiner 
Unterordnung unter den am Hofe des Königs befindlichen Hofrath seine Demis- 
sion, a. a. 0. S. 214. Dienstrechtlich waltet damals schon die Anschauung vor, 
dass der landesfürstliche Diener zur Lösung des Verhältnisses, selbst wenn es 
zeitlich beschränkt ist, förmlicher Entlassung (der Erlaubniss oder des (Jrlaubs) 
bedürfe, es sei denn, dass ihm das Recht eingeräumt ist, nach seinem Wohl- 
gefallen auszuscheiden. Adler, a. a. 0; S. 214, 412 f., 501 (Fall des Dr. Stürzel). 

4* 
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damals sogenannte niederösterreichisehe, Oesterreieh unter 
und ob der Enns, Steiermark , Kärnten und Krain umfassende 
Ländergruppe, insoferne eine innigere staatsrechtliehe Ver- 
knüpfung Oberösterreiehs, nämlich Tirols mit den Vorderlanden, 
d. i. den habsburgischen Besitzungen im Elsass , im Breisgau 
und im Schwarzwalde schon früher bestand. Unter Maximilian 
und Ferdinand I. erhält jede dieser beiden Ländergruppen in 
dem Regimente (dem Hofrath), der Regierung, eine örtlich für 
das Gesammtgebiet derselben zuständige landesfürstliche Landes- 
centralbehörde.*^) Für die örtliche Zuständigkeit derselben ver- 
schwinden die Grenzen der jeder Ländergruppe angehörigen 
Länder, ihr Gebiet fliesst zusammen zu einem einzigen landes- 
fürstlichen Amtsbezirk. Es beginnt also die habsburgische Cen- 
tralisationspolitik, welche später auch Ungarn und die Länder 
der böhmischen Krone umfasst, zunächst mit der Ueberwindung 
der staatsrechtlichen Particularismus in den deutschen Erblän- 
dern. Auch diese Centralisation ist nicht ohne schwere, zuweilen 
blutige Kämpfe abgegangen. Die verfassungsrechtlichen Scrupel 
auf Seite der beiden Kaiser sind allerdings ebenso gering als 
die Bestrebungen der Stände, einen der verfassungsrechtlichen 
Besonderheit ihrer Länder entsprechenden Ausdruck bei der 
Besetzung der neuen Behörde durchzusetzen , beharrlich. *i) Die 
juristisch-naive Motivirung für das Vorgehen Maximilians 1., 
welcher die Ignorirung der Landesverfassungen inaugurirte, 
wird wohl schon ihrer Zeit weder von dem Kaiser, noch von 
den Ständen ernst genommen worden sein. 

Wenn schliesslich die Reformen beider Kaiser doch durch- 
greifen, so liegt hierin ein Schulbeispiel für die Erfahrungsregel, 
dass eine noch so alte Verfassung dem in den äusseren That: 
Sachen gelegenen, ihrem Fortbestande ungünstigen Zwange auf 
die Dauer nicht zu widerstehen vermöge und dass der Makel 
des Bruches von verfassungsrechtlichen Zusicherungen und Ge- 



^^) lieber die Expositnr der niederosterreichischen Regierung zu Ensis- 
heim vgl. Rosenthal, a. a. 0. S. 108 ff. 1525 erlässt Ferdinand I. mit Rath 
der ständischen Ausschüsse eine Polizeiordnung für die niederösterreichischen 
Länder. Buchholtz, 8. Bd., S. 280. 

**) Hiezu siehe Adler, a. a. 0. S. 249 ff., 263 ff., 272 ff., 278, 305; 
Zeibig, a.a.O. S. 278, 225, 304, 283. 285 ; Rosenthal, a.a.O. S. 121; 
Kraus, a. a. 0. S. 63. 
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löbnissen, welcher nothwendigen Reformen anhaftet, bei auf- A 
tauchender Erkenntniss seiner Nothwendigkeit als Unrecht nichty 
mehr empfunden wird. '/ 

Die sachliche Zuständigkeit der Landesregierungscollegien 
entwickelt sich entsprechend der Unberechenbarkeit des EiBFectes 
der neuen Einrichtung und den Schwankungen des Machtver- 
hältnisses zwischen dem Kaiser und den widerstrebenden Ständen 
unter Maximilian I. selbst noch schwankend. Die Geschichte dieser 
Entwicklung hat Adler in seinem hier öfter angeführten grund- 
legenden Werke unter Darbietung einer fast erdrückenden Fülle 
von Material geschrieben. Hier soll diese Entwicklung sowohl unter 
Maximilian als unter Ferdinand I. nur hinsichtlich ihrer Tendenz 
und nur, soweit sie verfassungsrechtlich von Interesse ist, verfolgt 
werden. Gewöhnlich werden die Regimen te Maximilians I. unter dem 
Gesichtspunkte einer modernen Stellvertretung des abwesen- 
den Monarchen betrachtet. *2) Nun ruft allerdings die Aussicht 
auf eine wiederholte und dauernde Abwesenheit des Landes- 
fürsten vom Lande das Bedürfniss nach einer stellvertretenden 
Ausübung seiner Competenzen hervor. Allein diese Stellver- 
tretung ist keine Stellvertretung, wie sie die modernen Ver- 
fassungen für den durch Abwesenheit an der persönlichen 
Ausübung der Regierungsgewalt behinderten Monarchen auf- 
stellen. Sie ist keine Stellvertretung des Landesfürsten in der 
Ausübung der höchsten Staatsgewalt, derart, dass der Landes- 
fürst an die staatlichen Handlungen seines Stellvertreters inner- 
halb der Grenzen der Stellvertretungsbefngniss desselben so 
gebunden wäre wie an seine eigenen, sondern eine Ausübung 
der landesfürstlichen Competenzen unter derAufsicht des 
Landesfürsten, kraft welcher er allen Acten der ihn re- 
präsent irenden Behörde entweder von amtswegen oder auf 
Beschwerde der Parteien jede Wirkung entziehen kann. Ein 
Beweis für die Richtigkeit dieser Auffassung liegt in der That- 
sache, dass neben und über den Regierungen zur Stellver- 
tretung des Landesfürsten in der Ausübung der höchsten* 5) 



**) Ein Beispiel der AnordnuDg einer derartigen Stellvertretung bietet der 
für das Deutsche Eeich infolge des Nobiling'schen Attentates ergangene Aller- 
höchste Erlass vom 4. Juni 1878, R. G. Bl. S. 101. 

*') Zum Begriff der Stellvertretung vgl. S e y d e 1 , Bayerisches Staatsrecht, 
I.Aufl., 1. Bd., S. 450 und Hancke, Regentschaft und Stellvertretung (1887). 
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landesherrlichen Gewalt, also vergleichbar einem Stellvertreter 
im Sinne moderner Stellvertretungsgesetze, Gubernatoren 
mit weiteren oder engeren Vollmachten aufgestellt werden.**) 
Ausserdem aber bestimmt schon ein Rescript Maximilians aus 
dem Jahre 1498 die verfassungsrechtliche Stellung des Regiments 
in folgender Weise : Wer Irrung oder Beschwerung hätte, möge 
dieselbe der ordentlichen ersten Instanz dem Haupt- 
mann, Pfleger, Verweser oder Amtmann zur Entscheidung vor- 
legen. Was ihnen aber zu schwer, oder Händel wären, die ohne 
Mittel (d. i. unmittelbar) oder in Appellationsweise vor uns 
oder Euch zu handeln gehört, dass sie dieselben vor Euch weisen 
und wie von Altersher austragen lassen. Ob aber Jemand Eurer 
Handlung Beschwerung hätte, der mag uns als Landes- 
fürsten darum ersuchen, so wollen wir Jedem in solchen 
Sachen auch Ausrichtung verschaflfen, wie sich gebührt, damit 
sich Niemand unbilliger Beschwerung beklagen möge. *^) Es ist 

**) Ferdinand I. errichtet als Gubernator seines Bruders Kaiser Karl V. 
1523 den niederösterreichischen Hofrath ; Rosenthal, a. a. 0. S. 107. Zu er- 
wähnen ist an dieser Stelle die von Ferdinand I. in der niederösterreichischen 
Hofrath sordnung von 1523 der Königin Anna ertheilte Procura für die Signatur 
der Ausfertigungen des Hofrathes. Sie soll zwar diesen Ausfertigungen die 
Unterschrift nicht verweigern, allein für die Giltigkeit derselben ist erforderlich, 
dass sie dieselben an des Königs Statt per prindpem Annam unterfertige. 
Rosenthal, a.a.O. S. 216; vgl. auch Bidermann, I, S. 85, N. 22. Eine 
andere Form der Organisation der Stellvertretung des abwesenden Monarchen in 
der Ausübung der höchsten landesherrlichen Gewalt bildeten die mit ausserordent- 
lichen Vollmachten ausgestatteten hinterlassenen Räthe oder geheimen Deputirten. 
Scharf hebt den Unterschied der vollen Stellvertretung des Landesfürsten von 
der instanzmässigen Verwaltung in seinem Namen die Vollmacht des Kaisers 
Mathias an Erzherzog Maximilian vom Jahre 1612 hervor, indem sie diesen 
ermächtigt, die Regierung der niederösterreichischen Länder ohne alles 
Hind ersichbringen zu führen und Alles zu thun, was Mathias, wenn er 
anwesend wäre, thun dürfte; Bidermann, a. a. 0. I, S. 84, N. 20. Vgl. ferner 
ebenda II, 195 f., N. 53. 

*^) Adler, a. a. 0. S. 212 f. Ebenso die Hofrathsordnungen Ferdinands I., 
so z. B. die von 1523: „Und damit unser stathalter und hofrath in iren hand- 
lungen dest grossem vleiss gebrauchen und durch ire urtlen niemands an seiner 
gerechtikeit verkürzt werde, behalten wir uns hierinnen bevor, das wir auf der 
partheien (die sich solher unsers stathalters und hofrats urtln beswern möchten) 
anlangen, ir beswärungen supplicationsweis annemben mugen und darauf die 
acta und process beider partheien von unserm hofrath ervördem und von neuem 
daniber lassen sizen, erkennen, nachmals solch urtl zu krefften sprechen, decla- 
rirn, verandern uncreftig machen oder ganz abschaifen, wie sich solbs zuthuen 
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also die sachliche Competenz und die Repräsentationsbefugniss 
des Regiments nur eine instanzmässige, d. h. es kann den 
Parteien gegenüber entscheiden und verfügen nur unter Be- 
obachtung der Ordnung und Reihenfolge, in welcher die einander 
übergeordneten Behörden zu Entscheidungen und Verfügungen 
gegenüber den Parteien berufen sind. Es besteht für das Regi- 
ment die Vorschrift der Einhaltung des Instanzenzuges , das 
Verbot der Zulassung des recursus per salturriy lauter Beschrän- 
kungen, welche für der Landesherm selbst, wenigstens im Ver- 
hältniss zu den landesfiirstlichen Behörden nicht gelten. Der 
Landesherr darfeine Immediateingabe als den Instanzenzug seiner 
Behörden durchbrechend vom Hofe wegweisen, er muss es aber 
nicht. Denn mit der Delegation seiner Gewalt an seine Behörden 
übt er nur ein Recht aus, von dem er nach seinem Ermessen 
Gebrauch machen kann. *«) 

Die landesfürstlichen Competenzen, zu deren Ausübung die 
Regimente oder Regierungen berufen werden, sind vornehmlich 
die Regierungs- und die Justizgewalt. Es liegt aber die An- 
nahme nahe*''), dass sie auch, insofeme die Dringlichkeit der Sache 



geburen und durch uns oder unser rete am hof zu recht erfunden wurd on 
unsers stathalters hofrats und menicllchs irrung und widersprechen" ; Bosenthal, 
a. a. 0. S. 222. Merkwürdigerweise muss noch Leopold I. 1655 das Innsbrucker 
Geheimrathscollegium darauf aufmerksam machen, dass das völlige Gubernium 
aller ober- und niederösterreichischen Lande plene et immediate mit aller 
Souveränität und Hauptdisposition ihm zukomme, weshalb der Platz an der 
Spitze des Gebeimraths, als für den Kaiser reservirt, leer zu bleiben hat, und 
auch die Instructionen Karls VI. für die Hofkanzleien und Maria Theresias für 
die oberste Justizstelle halten die Hervorhebung dieser Beschränkung der be- 
hördlichen Repräsentationsbefugniss nicht für überflüssig; vgl. Bidermann, 
I, S. 139. 

*^) Buchholt z, a. a. 0. S. 21, theilt eine Instruction für das nieder- 
österreichische Regiment mit, nach welcher vor diesem Regiment und Recht 
als dem obersten in den fünf Landen alle Rechtfertigungen und Beschwerden, 
so sich vor allen andern Gerichten in den Landen begeben, gelangen, geapel- 
liret und da fürderlich und endlich ausgetragen werden .... doch mit dem 
Unterschied, dass die kais. Maj. als Herr und Landsfürst allzeit in solchen 
Regiments Wesen Fürnemen und Handel sehen, und wo noth war, waigern, 
mindern oder mehren möge. Vgl. auch das in der vorhergehenden Anm. 
citirte Rescript Leopolds I. 

*') Buchholtz, a. a. 0. S. 256, erwähnt einer von der niederösterr, 
Regierung unter Ferdinand I. für Wien erlassenen Verordnung betreffend den 
Handel im Getreide. 
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es erheischt, ferner im Rahmen der landesfürstlichen Verord- 
nungen zum Erlasse von Rechts Verordnungen oder zum Min- 
desten von Vollzugsverordnungen auf dem Gebiete des Polizei- 
wesens zuständig waren. Zweifellos liegt aber in der allgemei- 
nen Initiativbefugniss der Regierungen auch ihre Zuständigkeit 
zum Vorschlage gesetzgeberischer Massnahmen an den Landes- 
fürsten und auch hiemit erscheint die Bezeichnung der Mitglieder 
der Regierung unter Maximilian und Ferdinand I. als geschwo- 
rener landesfürstlicher R ä th e *®) gerechtfertigt. Die Vereinigung 
richterlicher und verwaltnngsbehördlicher Functionen in ein und 
derselben Behörde erklärt sich aber durchaus nicht aus dem 
Mangel der Fähigkeit der hier behandelten Epoche, zwischen 
Justiz und Verwaltung zu unterscheiden. Schon eine viel frühere 
Zeit kennt Volks- und ständische Gerichte, welche nur richter- 
liche Functionen im modernen Sinne des Wortes üben. In der 
niederösterreichischen Hofrathsordnung Ferdinands I. von 1523 
werden bei Regelung der Competenz des Hotrsithes justicia 
und fürstlich regirung einander gegenüber gestellt, ja sogar 
eine Theilung des Hofrathes in einen Regierungs- und in einen 
Justizsenat angeordnet, welch letzterer das Gerichtscoliegiura 
darstellt und die im Plenum der Regierung zu entscheidenden 
Processe instruirt, in Fällen von nicht zu grosser Bedeutung 
auch das TJrtheil vorbereitet. *^) Allein mit der Tendenz der 
ganzen Reform, die landesfürstliche Gewalt und Autorität zu 
stärken, wäre es schwer vereinbar gewesen, für die Ausübung 
der Regierungs- und der richterlichen Gewalt des Landesfürsten 
zwei geschiedene, wenn selbst auf den gleichen Besetzungs- 
principlen beruhende, so doch einander gegenüber selbst- 
ständige, zu Rivalitäten neigende Behörden neben einander 
zu errichten '^o) oder bestehen zu lassen, wobei noch erwogen 



«) Rosenthal, a. a. 0. 210, 212, 215, 224. 

*®) Rosen thal, a.a.O. S. 219, 221 f. Vielleicht dass die drei im 
niedcrösterr. Hofrath sitzenden doctores juris, ähnlich, wie dies Stölzel, Die 
Entwicklung des gelehrten Richterthums in Deutschland, S. 242, von der Ein- 
richtung der deutschen Verwaltungsämter anführt, in Justizsachen eine eigene 
Oommission der Regierung bildeten, der die ganze Bearbeitung der Processe 
oblag, so dass sich die Publication im Plenum nur mehr als Formalität 
darstellte. 

*®) Noch in der Epoche der erstarkten landesfürstlichen Gewalt gab die 
Lösung behördlicher Conflicte den Landesfürsten viel zu schaffen. Man vgl. den 
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werden muss, dass die Gerichtsbarkeit der damaligen Zeit die 
Rechtsverliältnisse des öffentlichen Rechtes in weitem Umfange 
Timfasste, verwaltungsgerichtliche Controle war und dadurch 
auf den Gang der Verwaltung einen sehr bedeuten- 
den Einfluss übte. Dazu kam noch die Finanznoth jener 
Zeit, welche Mühe hatte, die Kosten der e i n e n Landescentral- 
behörde zu bestreiten. '^^) Das Alles wird klar von dem Ent- 
wicklungsgange der Zuständigkeit der Regimente Maximilians I. 
Eine Reihe von Documenten beweist, dass der Kaiser gleich im 
Anfang seiner Regierung bestrebt war, wenigstens mittels des 
Regiments, das Hofgericht, eine ausschliesslich richterliche, 
für die Ausübung der persönlichen Gerichtsbarkeit des Landes- 
fürsten bestehende, nicht in gleicher Weise wie das Regiment 
von dem Landesfürsten abhängige Behörde, zu umgehen. So 
bezeichnet die Schatzkammerordnung vom 13. Februar 1498 als 
Aufgabe des Hauptmanns, der Statthalter und Regenten zu 
Innsbruck und Wien nebst der Regierung und Aufrechterhaltung 
guter Ordnung auch: „meniklich auf sein anrufen unverzogen- 
lich recht, wie sich geburtergen" zu lassen, ^^j Allein schon 
ein früherer Erlass vom 18. November 1494 beauftragt das 
niederösterreiehische Regiment, über die Klage des landesfürst- 
lichen Pflegers gegen die mit der Zahlung einer Getränkesteuer 
rückständigen Leute von Gars vorzugehen und ein anderer 
Erlass von Augsburg den 3. Februar 1496 beruft das Regiment 
zur Entscheidung über die Klage gegen einen landesfürst- 
lichen Beamten wegen übel verwalteter Gerechtigkeit. ^*) Dass 
man es hier nicht mit einer Delegation von Fall zu Fall, son- 
dern mit einer Anweisung auf Grund einer abstracten Normirung 



Artikel Jurisdietionsstrittigkeiten im Codex Austriacus. Vgl. auch Kärnthn. 
Landhandf S. 47 und 113. 

*^) Bis auf Maria Theresia hinauf war die Finanznoth ein Hauptgrund 
für die unzulängliche Organisation der Reclitapflege. 

ö2) Adler, a. a. 0. Anhang V, S. 530, P. 54. 

*^) Chniel, Urkunden zur Geschichte Maximilians I. im 1«'. Bd. der 
Bibliothek des literarischen Vereines zu Stuttgart, S. 53, Nr. 55, S. 90, Nr. 94. 
Das Wiener Libell von 1494 verweist Klagen gegen Personen, welche einen 
persönlichen, privilegirten Gerichtsstand vor dem Landesherrn oder dessen Hof 
besitzen, also eine zweifellos in die Competenz des Hofgerichts fallende Sache, 
vor das Regiment; Adler, a.a.O. S. 190; Lusch in, Geschichte des alleren 
Gerichtswesens in Oesterreich ob und unter der Enns, S. 101. 
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der Competenz des Regiments und mit einer Competenz zur 
Entscheidung in der Sache zu thun habe, beweist die bereits 
erwähnte Schatzkammerordnung und mehrere Instructionen aus 
dem Jahre 1500, welche davon ausgehen, dass Klagen gegen 
rechnungspflichtige Finanzbeamte auf Bezahlung des Betrages, 
den sie rechnungsmässig auszufolgen haben, vor dem ßegimente 
durch den Fiscal anzubringen seien. ^*) Deshalb bedeutet die 
Regelung des oberösterreichischen Regiments in der Regiments- 
ordnung vom 13. Februar 1499, sowie jene der Competenz des 
niederösterreichischen Regiments in der Ordnung von Nürnberg 
den 21. April 1501, dem sogenannten Nürnberger Libell, und 
in der Ordnung von Innsbruck den 25. Februar 1502, was die 
Intensität der Justizgewalt anbelangt, gegenüber dem früheren 
Stande eine vorübergehende Umkehr zur Trennung der landes- 
fürstlichen Gerichtsbarkeit und Verwaltung in den höheren 
Instanzen, ^ß) Der innere Grund für diese Erscheinung ist aus 
dem von Adler vorgebrachten Quellenmaterial nicht zu er- 
kennen; möglich, dass sich schon damals das Missbehagen der 
Stände gegen die richterliche Zuständigkeit des Regiments 
äusserte, genug daran, dass in der oberösterreichischen Regi- 
mentsordnung die Competenz des Regiments beschränkt wird 
auf solche Irrung und Spann, die sich erstlich vor unseren Hof- 
und lanndtgericht mit urteil und Recht nit auszutragen ge- 
puren ö^) und dass hinsichtlich der nicht ausgenommenen Streitig- 
keiten nach dieser Regimentsordnung der Zweifel offen bleibt, 
ob dem Regimente mehr als Compromissgerichtsbarkeit und 
Justizaufsicht zugewiesen worden sei. Auch nach den beiden 
niederösterreichischen Ordnungen von 1501 und 1502 besitzt das 
Regiment schlechthin in Justizsachen keine weitere Befugniss, 
als den Vergleichsversuch vorzunehmen, die Sache nach 
Fehlschlagen desselben auf den Rechtsweg und an den zustän- 



") Adler, a.a.O. S. 220. 

") Diese Einschränkung ist der Behauptung Adler 's, a.a.O. S. 245, 
es habe die niederösterreichische Regimentsordnung gegenüber der vorherge- 
gangenen Competenzregelung eine Erweiterung der Jurisdiction des Regiments 
herbeigeführt, hinzuzufügen. An Stelle der Entscheidungsgewalt tritt eine 
erweiterte Vergleichscompetenz. Die Ausdehnung der Justizgewalt er- 
folgt also in die Breite, nicht in die Tiefe. 

5«) Rapp, a. a. 0. S. 105, 167. 
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digen ßicliter zu verweisen und den Gang der Justiz zu über- 
wachen. ^7) Organisch vollzieht sich also vorübergehend nach 
vorhergegangener Vereinigung wieder eine Scheidung zwischen 
Justiz und Verwaltung in der Richtung, dass die Zuständigkeit 
der Verwaltungsämter in Justizsachen davon abhängt, ob beide 
Parteien sich der Gerichtsbarkeit des Amtes unterwerfen wollen, 
und dass das Amt seine Justizthätigkeit zu Gunsten, man könnte 
sagen, des ordentlichen Richters einzustellen hat, wenn die Par- 
teien nicht auf die Verwaltungsbehörde compromittiren wollen. 
Dem praktischen Erfolge nach wird jedoch die Gerichtsbarkeit 
des von einem solchen Compromisse nicht abhängigen Hof- oder 
Kammergerichts zu Gunsten der Compromissgerichtsbarkeit des 
Regiments immer mehr zurückgedrängt und eine Reihe von 
Ursachen fordert die Wiedervereinigung von Justiz und Ver- 
waltung in der Zuständigkeit der Regimente. 

Vor Allem erklärt das Nürnberger Libell im Gegensatze 
zu der oberösterreichischen Regimentsordnung von 1499, welche 



*') Rapp, a. a. 0. S. 167. In der n.-ö. Regimentsordnnng von 1501 heisst es: 
„Möcht aber die ainigkait nit verfangen werden, so solle der jetzgenandte nnser 
Obrister Hauptmann alsdann dieselb Sachen (hinsichtlich deren der Vergleichs- 
versuch misglückt ist) für das gemeldt nnser Hofgericht weisen, unnd daneben dem 
Hofrichter schreiben, die Sachen förderlichen für zunemen nnd zu handeln," 
Kärnthner Landhandf. S. 44. Hier scheint die Vergleichscompetenz noch be- 
schränkt gewesen zu sein auf jene Sachen, für welche das Hofgericht 
oder Kammergericht Causalgerichtshof war und von welchen die Fiscalsachen 
(darum auch Kammergericht) und publicistische Rechtsverhältnisse überhaupt 
einen wichtigen Theil bildeten. Nach der Ordnung vom Jahre 1502 ist die 
Vergleichscompetenz des Regiments eine universale. Eine derartige Vertheilung 
der Competenz zwischen Gerichts- und Verwaltungsbehörden, dass letztere nur 
auf Vergleichsversuche zwischen den Parteien beschränkt sind und die Sachen 
bei Fehlschlagen ihrer Bemühungen vor die Gerichte zu verweisen haben, 
kennt auch das moderne Recht in den verschiedenartigsten Fällen. Ueber die 
Bedeutung der Compromiss- Vergleichsjustiz der Verwaltungsämter für die Re- 
ception des römischen Rechts vgl. das schon erwähnte, allgemein bekannte Werk 
Stölzel's, S. 240 f. Anschaulich wird uns das Verhältniss des Vergleichsver- 
suches zum Hauptprocesse aus dem Streitfalle der Stadt Günz gegen ihre Obrigkeit, 
beziehentlich aus dem darüber abgeschlossenen Vergleich von 1568 im Notizenblatt 
der kais. Akademie, Jgg. 1851, S. 172. Es wird eine Tagfahrt zum mündlichen 
Verhör angeordnet; doch wird bei dem ersten Termine nicht verhandelt, sondern 
von eigens dazu bestellten Coromissären ein Vergleichs versuch unter- 
nommen. Erst nachdem derselbe gescheitert, kommt es zu neuerlicher Anordnung 
einer Tagfahrt für die Verhandlung. 
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die Schiedscompetenz des Regiments von der üe bereinst im- 
mnng beider Parteien abhängig macbt, im Interesse der 
Vermeidung von Processkosten den Güteversaeh für eine obli- 
gatorische Process Voraussetzung, so weit es sich um 
die vor das Hofgericht gehörigen Processe handelt. „Aber 
damit die Partbeyen, so viel müglichen ist, vor sollicher Recht- 
fertigung , auch grossem Cost und Schaden verhüt werden 
möchten , So ordnen wir , wellich Parthey gegen der andern 
also Spruch und forderung hat, dass die zuvor und ehe sie 
für dasselb unser Hofgericht kommet, sollich Sachen dem- 
selben unserm Obristen Hauptmann Stadthaltern und Räthen für- 
bringen." ^®) Es kann also dem Kläger, der seine Angelegenheit 
unmittelbar vor das Hofgericht bringt, die processhindemde 
Einrede der unterlassenen Anrufung des Regiments zum Schieds- 
versuche entgegengesetzt werden. Aber noch mehr : schon dieses 
Libell erklärt das Regiment zuständig, für den Zweck des 
Schiedsversuchs für sich zu erfordern, also vorzuladen und zu 
vorhören. **») Da sich nun das Regiment über die tägliche Ver- 
achtung und Ungehorsam, auch Abbruch an fürstlicher Obrig- 
keit beklagt und bittet, die Landeshauptleute zur Execution der 
Vorladungen nöthigenfalls mittels Ungehorsamsstrafen zu ermäch- 
tigen, so erfliesst 1505 eine Art authentischer Interpretation über 
die Bedeutung der Vorladebefugniss des Regiments, welche aus 
der Befugniss des Regiments, die landesfiirstliche Gewalt 
auszuüben, die Obrigkeit und Herrlichkeit des Landesherrn zu 
handhaben, die Rechtsfolge ableitet und als Rechtssatz aus- 
spricht, dass jeder verpflichtet sei, allen Vorladun- 
gen, die auf Anrufen einer Partei an ihnalsGregen- 
partei ergehen 6<^), Folge zu leisten. Wir erkennen in dieser 



^^) Kärnthner Landhandf. S. 44. Noch Beckmann, a. a. 0. S. 185, erwähnt 
das Bechtsinstitut der gütlichen Ersuchung, welches dem Kläger bei 
sonstigem Verluste des Anspruches auferlegt, den Weg der Güte zu versuchen. 
Ein ähnlicher Rechtsgedanke (?) findet sich i n den älteren Jagdgesetzen betreffend 
die Regelung der Kostenersatzpflicht in Wildschädensachen. 

^») Kärnthner Landhandf. S. 44. 

®") Adler, a. a. 0. S. 257 f. So wird auch in der kais. Verordnung vom 
20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 94 (Einleitung und §. 2) den landesfürstlichen, poli- 
tischen und polizeilichen Behörden zur Wahrung des Amtsansehens die 
Befugniss eingeräumt, die in ihrem Sprengel befindlichen Personen, deren Er- 
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Ladung mit Zwangserwirkung den alten fränkisclien Königs- 
bann wieder, so weit er sich als Zwangsladung vor die könig- 
lichen Behörden äusserte. Allerdings wird dem Regimente offen- 
bar wegen der Klagen gegen die Ueberschreitung seiner Com- 
petenz gegenüber den ordentlichen Gerichten eingeschärft, im 
Falle des Misslingens des Schiedsversuchs die Sache vor die 
gehörige Instanz zu weisen . allein gleichzeitig neuerlich , wie 
dies schon in der niederösterreichischen Regimentsordnung von 
1502 geschehen war, dem Regimente zur Pflicht gemacht, darüber 
zu wachen, dass die angewiesene Instanz fürderlich und aus- 
träglich handle, also prompte und wirksame Rechtshilfe ge- 
währe ö^), ohne dass zwischen ständischen und landesfürstlichen 
G-erichten unterschieden würde. So ist nunmehr das Verhältniss 
des Regiments zur Justiz folgendes: Es hat eine universale 
Schiedscompetenz. Die Anrufung derselben ist mindestens, 
was das Hofgericht anbelangt, Processvoraussetzung für 
die Zuständigkeit des ordentlichen Richters. Der Geklagte 
muss sich derselben unterwerfen und kann zum 
Erscheinen vor dem Regimente für diesen Zweck 
gezwungen werden. Das Regiment entscheidet ferner in allen 
Fällen des Scheiterns eines Vergleichsversuchs, derselbe mag 
von demselben als gebotene Voraussetzung des Rechtswegs oder 
auf Anrufen beider Parteien unternommen worden sein, welche 
Instanz nunmehr zur gerichtlichen Entscheidung 
der Sache zuständig sei und verpflichtet dieselbe 
durch ein mandatum ad agendumj^iQh. derUrtheils- 
schöpfung zu unterziehen. Es ist befugt, den Gerichts- 
gang bei allen Gerichten zu controliren. Endlich kommt 
dem Regimente auch dieExecution der hofgerichtlichen 
Urtheilezu, so dass das Hofgericht der Executionsgewalt 

scheinen in einer Amtshandlang nöthig ist, vorzuladen nnd im Falle des Aus- 
bleibens zwangsweise vorführen zu lassen. 

*^) Schon die Ordnung des Jahres 1502 verfügt: „mag aber das nicht 
sein (das^ es gelingt , die Parteien zu vergleichen) , dann sollen unser Obrist 
hawbtmann , stathallter und Regentn ain yede sachenn an die ennd dahin sie 
gehert weisen und darob sein, das daselbs fürderlich und aus- 
treglichen darinnen gehandelt wird wie sich gebürt;'' Oesterr. 
Zeitschr. S. 232. Bas erinnert an den in der Formula des römischen Prätor ent- 
haltenen Auftrag an den zuständigen Richter, in dem dort bezeichneten Pro- 
cesse zu entscheiden. 
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entbehrt. <'^') Das ist der Stand der Organisationsgesetzgebung 
in der niederösterreiehischen Ländergruppe bis zum Untergang 
des Hofgerichts. Unleugbar besitzt also das Regiment selbst 
zur Zeit des Bestandes des Hofgerichts, welches später von 
Maximilian unter dem Scheine einer Concession an die Stände 
als Kammergericht bezeichnet wird^^), eine bedeutende poli- 
tische Ueberlegenheit über dasselbe. Es kann nach gescheiter- 
tem Sühneversuch entscheiden, ob eine Sache überhaupt vor das 
Hofgericht gehöre 0»), also ob der Rechtsweg offen sei, es kann 
den Gerichtsgang bei demselben überwachen, es kann, wenn es 
Bedenken trägt, ein hofgerichtliches Urtheil zu exequiren, die 
Entscheidung der Landesfürsten anrufen. Sein praktischer Vor- 
zug vor dem Hofgerichte besteht in der Stetigkeit seiner 
Functionen, während das Hofgericht nur periodische Sitzungen 
abhält. Nebstdem arbeitet der Kaiser beständig an der Schmäle- 
rung der Competenz des Hofgerichts, so dass das Bestreben, 
landesfürstliche Regierung und Justiz dauernd in derselben, 
nach völlig freier Entschliessung des Monarchen besetzten Be- 
hörde zu vereinigen, sehr deutlich erkennbar wird. In der Er- 
kenntniss der Unaufhaltsamkeit dieser Entwicklung und ihrer 
praktischen Vortheile beantragen die niederösterreichischen 



•^') Zufolge den Yerhandlnngen auf dem Innsbrucker Ausschusa-Landtag 
von 1518 soll dem Regimente auch die Execution landrechtlicher ürtheile 
zukommen; Z ei big, a. a. 0. S. 283. So fliesst die Executionsgewalt, sie diene 
den Zwecken der Verwaltung oder der Justiz, im Regimente zusammen. 

") Instruction von 1502 citirt bei Adler, a. a. 0. S. 252 f. 

^^) Auch abgesehen hie von arbeitet Maximilian wieder auf eine Schmä- 
lerung der Zuständigkeit des Hofgerichtes hin. In einer bei Adler S. 261 an- 
geführten Instruction von 1506 werden letzterem alle im schriftlichen Verfahren 
auszutragenden Ehrenhändel, dann alle Ansprüche, die sich auf Brief 
und Siegel gründen (vergl. hiezu die rechtsgesch. Untersuchung Chor ins ky's 
über §.298 a. G. 0. im Jahrg. 1879 der Jurist. Blätter), abgenommen und dem 
Regimente zum Vergleichsversuch und zur Processinstruction, dem Hofrathe zur 
Entscheidung übertragen. Nach derselben Instruction hat das Regiment in Strei- 
tigkeiten zwischen einem Landmann und dem Landesherru , welche Kammergut 
betreffen, nach fehlgeschlagenem Sühneversuch mittels Rathschlages an den 
König vorerst eine administrative Erledigung der Sache durch letzteren vorzu- 
bereiten, und erst gegen diese Erledigung ist der Rechtsweg zum Kammer- 
gericht eröffnet. Das erinnert an gewisse Ansprüche an den Fiscus, die jetzt 
noch die Erledigung im Verwaltungswege durchmachen müssen, ehe der ordentliche 
Rechtsweg betreten werden kann. 
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Stände zuletzt selbst die Uebertragung der persönlichen Ge- 
richtsbarkeit des Landesfürsten, der alten Königsgerichtsbarkeit 
des fränkischen Reichs, an das Regiment mit der eigenthüm- 
lichen Selbstberuhigung, dass dem Regimente die landesfürst- 
liche Gewalt delegirt sei und dass es also für jedes, eine be- 
sondere verfassungsrechtliche Existenz besitzende Land seinen 
Landesfürsten repräsentire. ^*) 

Das Augsburger Libell vom 10. April 1510 erledigt den 
darauf bezüglichen ständischen Antrag mit folgenden Worten : 
„Auff diesen Artickel hat die Kays. May. au ff bemeldter 
Landschaft begeren, das Fürstlich Cammer Gericht abge- 
thau; und ist ihre May. Meynung, dass nun füran ge- 
dacht ihrer Gnaden auffgericht Regiment, solch 
Rechtfertigung und sachen, es sey mit Appella- 
tion und Erledigung der Urthail, und in ander 
wegen, wie bissher der Gewonhait und gebrauch 
vorbenandter Fürstenthumb gewesen ist^^) und 
vorangezaigter Gewalt und Ordnung aigentlich 
begreifft, handeln sollen und mügen."««) Das Inns- 
brucker Libell vom 24. Mai 1518, die Erledigung eines in Inns- 
bruck tagenden Ausschusslandtages aller Erbländer bestätigt 
die Competenz sowohl des nieder- als des oberösterreichischen 
Regiments im vollen Umfange der landesfürstlichen Gerichts- 
gewalt ®') und bei dieser Vereinigung landesfürstlicher Gerichts- 
barkeit in allen ihren Erscheinungsformen als Civil-, Straf- 
und Verwaltungsgerichtsbarkeit mit der landesfürstlichen 



®*) Für den modernen Leser macht der Verkehr zwischen dem Kaiser 
und den Ständen den Eindruck eines diplomatischen Versteckenspieles. Der Kaiser 
bietet nichts und stellt es als etwas hin. Die Stände gehen auf die ihnen plau- 
siblen, ihre Verfassung über den Haufen werfenden Einrichtungen ein, unter 
dem Vorgeben, als hätten sie ihren staatsrechtlichen Standpunkt nicht aufge- 
geben. Es lag gar kein Grund vor, das Regiment weniger mit der Landesver- 
fassung der einzelnen Länder unvereinbar zu erklären als das Hof- oder Kammer- 
gericht, zumal nach der Erklärung des Kaisers, dass auch letzteres ihn als 
Landesfürsten repräsentire. Dennoch behaupten dies die steiriscben Stände. 
Vgl. Adler, S. 252 ff.; 255. 

'^ Soll damit auf die schon früher einmal bestimmte Competenz des 
Regiments, volle Gerichtsgewalt zu üben, hingewiesen sein? 

") Kärnthner Landhandf. S. 59. 

•^) Kärnthner Landhandf. S. 127. 
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Regierungsgewalt in den Mittelbehörden bleibt es dritthalb 
Jahrhunderte, nämlich bis auf die Justizreform Josef II. im 
Jahre 1782. 

§.4. DerAntheil derRegimente anderVerwaltungs- 

rechtspflege. 

Der Ausdruck Verwaltungsrechtspflege wird in der moder- 
nen staatsrechtlichen Literatur in doppeltem Sinne gebraucht. 
Er bezeichnet einmal die hoheitliche, d. i. mittels Befehls, 
Verbotes, Erlaubniss, Gewährung, nach aussen gerichtete, über 
die Personen und ihr Vermögen verfügende Verwaltung, 
betrachtet unter dem Gesichtspunkte, dass sie, von der recht- 
lichen Regelung ihrer Competenz ausgehend, an das objective, 
die Rechtssphäre der Einzelnen abgrenzende Recht bei der Er- 
füllung ihrer Aufgabe gebunden ist. Für diese Begriffsbestim- 
mung bleibt die Verwaltungsbehörde den ihrer Gewalt unter- 
worfenen Parteien gegenüber durchaus Obrigkeit und wird 
in keiner Beziehung Gegenpartei derselben. Sie processirt 
nicht gegen die ihr unterworfenen Parteien, sondern trifft Ver- 
fügungen über ihre Person und über ihr Vermögen unter Beob- 
achtung des objectiven Rechts. Sie pflegt das Recht, insofern 
sie es bei der Erfüllung ihrer die Rechte und Interessen der 
Einzelnen berührenden Aufgaben beobachtet, indem sie die 
gesetzlich vorgeschriebenen Formen des Vorgehens bei Erfül- 
lung dieser Aufgaben einhält und dem auf diesem Wege ge- 
wonnenen Urtheil über die Rechtmässigkeit ihres Vorgehens 
einen formalen Ausdruck verleiht, ^^) In diesem Sinne übt z. B. 
die Verwaltungsbehörde Rechtspflege, wenn sie unter Beob- 
achtung der gesetzlichen Vorschriften über die Fälle zulässiger 
Expropriation und über das Expropriationsverfahren ein Ex- 
propriationserkenntniss fällt. Es bleibt sich hier überall gleich, 
ob die Verwaltungsbehörde einer oder mehreren mit wider- 
sprechenden Anträgen und Interessen an sie herantretenden 
Parteien gegenübersteht. Bedeutet bei dieser Verwendung der 
Ausdruck Verwaltungsrechtspflege genau besehen doch nur 
eine die hoheitliche Verwaltung, die Erfüllung ihrer Aufgaben 



«8) Bernatzik, Bechtssprechnng und materielle Rechtskraft, §.7; Otto 
Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, I, S. 163, 177. 



Verwaltungsrechtspflege in Oesterreicli etc. 63 

begleitende Function, so tritt bei der zweiten gebräuch- 
lichen Verwendung derselben der Zweck der Bewahrung der 
Rechtsordnung gegenüber jenem der Verwaltung in den 
Vordergrund. In diesem zweiten Sinne bedeutet Verwaltungs- 
rechtspflege die Thätigkeit von Behörden, welche nach dem 
Vorbilde von Grerichten organisirt sind , sofeme dieselbe 
darauf gerichtet ist und dem Zwecke zu dienen hat, die 
rechtlichen Grrenzen zwischen den hoheitlichen 
Befugnissen der Verwaltungsbehörden und der 
Rechtssphäre der Einzelnen zu erkennen und 
dieserErkenntniss einen die Verwaltungsbehörden 
bindenden Ausdruck zu verleihen. Bei dieser Art der 
Verwaltungsrechtspflege wird diejenige Verwaltungsbehörde, 
um deren Befugnisse und Verpflichtungen es sich handelt, aller- 
dings nur mit Beschränkung auf den Zweck der Rechtsfin- 
dung, zur Gregenpartei jener Parteien, denen gegenüber 
sie, abgesehen von diesem Zwecke, Obrigkeit ist. Erkennt 
sie im ersteren Falle das Recht selbst in einer für die Par- 
teien verbindlichen Form , so wirkt sie im zweiten Falle nur 
zur Erkenntniss des Rechts mit, ganz so wie die ihr gegenüber 
stehende Partei, also nur als Partei und in den Formen der 
Parteienthätigkeit durch Eintreten für die Rechtmässigkeit 
dessen, was sie thun oder unterlassen will, oder was sie bereits 
gethan oder unterlassen hat. ^^) Man bezeichnet die für diese Art 
von Verwaltungsrechtspflege bestellten Behörden als Verwaltungs- 
gerichte, ihre der Rechtsfindung gewidmete Thätigkeit als 
Gerichtsbarkeit zur Feststellung der Grenzen der hoheitlichen 
Verwaltung gegenüber dem Einzelnen, als Verwaltungsgerichts- 
barkeit. Das Wesen der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird da- 
von nicht berührt , ob sie der Vornahme eines Actes der 
hoheitlichen Verwaltung vorangeht und sich auf Antrag einer 
Behörde entfaltet ''®), oder ob entschieden wird über die Recht- 



®^) Löning, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes, S. 798 ; 
Tezner, Zur Lehre vom freien Ermessen, im 19. Bd. der Grünhut'schen 
Zeitschrift, S. 367; Lemayer, Apologetische Studien zur Verwaltangsgerichts- 
barkeit, im 22. Bd. derselben Zeitschrift, S. 427. 

'®) Ungenau ist deshalb die Bestimmung der Verwaltungsgerichte bei 
Bernatzik, a. a. 0. S. 80, als Tribunale mit gerichtlicher Organisation, welche 
über die von der Verwaltung begangenen Rechtsverletzungen entscheiden, und 
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mässigkeit eines bereits vorgenommenen Actes der hoheitlichen 
Verwaltung auf Antrag und Beschwerde desjenigen , der sich 
durch denselben nachtheilig betroffen fühlt. Man spricht von Ver- 
waltungsrechtspflege im engeren und eigentlichen Sinne des 
Wortes aber auch dort, wo eine als Gericht oder einem Gericht / 
ähnlich organisirte staatliche Behörde Recht spricht zwischen 
Parteien, die auch ausserhalb des Gerichts zu ein- 
ander im Verhältniss der Nebenordnung stehen 
und die über die Grenzen ihrer einander gegenüber stehenden 
hoheitlichen Befugnisse oder über vermögensrechtliche Ansprüche L 
•öffentlich-rechtlicher Natur im Streite liegen. In der folgenden j 
Darstellung soll der Ausdruck Verwaltungsrechtspflege in der 
zweifachen zuletzt erörterten und charakteristischen Be- 
deutung des Wortes verwendet werden, da es sich im ersten 
Falle nicht so sehr um Rechtspflege als um eine dem Rechte 
gemässe, um eine rechtmässige, in rechtlichen Formen sich I 
bewegende, hoheitliche Verwaltung handelt. Wenn es nun / 
anachronistisch wäre, moderne Rechtsbegriffe auf die damalige 
Zeit zu übertragen, so ist doch eine Untersuchung darüber 
möglich, welche Rechtsinstitute der damaligen Zeit der modernen 
Verwaltungsrechtspflege entsprechen und in welchem Umfange 
die landesfürstlichen Mittelbehörden an der Sicherung, und 
Wahrung derselben betheiligt waren. Diese Untersuchung ist 
nicht blos von juristischem, sondern auch von historisch-politi- 
schem Interesse. Gerade nämlich die auf dem Boden der indivi- 
dualistischen Staatsauffassung des Mittelalters emporgediehene 
Gerichtsbarkeit in Verwaltungssachen bildet die 



unrichtig die Behauptung Lemayer's, a. a. 0. S. 434 , es sei begrifflich ver- 
fehlt, die Verwaltungsgejcichtsbarkeit anders als in der Form einer richterlichen 
Nachprüfung der Verwaltungsorganisation zu organisiren. Ganz im Gegentheil 
in einer ganzen Reihe von Fällen , in welchen es sich um schwere Eingriffe in 
die Freiheit und das Vermögen des Einzelnen seitens der Verwaltung handelt, 
welche der Vernichtung der wirthschaftlichen Existenz des Einzelnen gleich- 
kommt, wird die Organisation der Verwaltungsgerichtsbarkeit dem Zwecke der 
Gewährung des Kechtsscbutzes gegenüber der Verwaltung nur dann entsprechen, 
wenn diese auf die dringlichsten provisorischen Verfügungen im öffentlichen 
Interesse beschränkt wird, wogegen die Zulässigkeit des Eingriffes von einem 
vorangehenden, binnen bestimmter Frist zu beantragenden Erkenntnisse eines 
Verwaltungsgerichtes abhängig zu machen ist. Vgl. hiezu Tezner's Handbuch 
dos österr. Administrativ Verfahrens, S. 5 f., 30, Anm. 2, 434, Amn. 2. 
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rechtliche Form, in welcher sich der Process der Wiedergewin- 
nung der öffentlichen Gewalt für den Staat und die Ueber- 
windung des ständischen Staates wie in den übrigen Terri- 
torialstaaten so auch in Oesterreich vollzieht. Die Reformen 
Maximilians und Ferdinands I. bieten in diesem Punkte kaum 
einen neuen Gedanken. Der von ihnen entfesselte Kampf gegen 
die Abwendung des Ständewesens vom Staate vollzieht sich 
ganz in den Forjaen und auf dem Wege Rechtens. 
Hat das Feudalrecht den Staat in lauter Rechtsverhältnisse auf- 
gelöst, in jene zwischen dem jeweiligen Herrscher und dem Unter- 
than, zwischen demUnterthan und öffentlichen Corporationen sowie 
Einzelpersonen, welche öffentliche Gewalt zu eigenem Rechte über 
ihn und unter dem Landesfürsten ausüben und die Beziehung des 
grössten Theils der Unterthanen zu dem Herrseber mediatisiren, 
in Rechtsverhältnisse zwischen diesen Corporationen und Ge- 
waltherren unter einander, so bleibt es bei dieser Gliederung 
der öffentlichen Gewalt auch jetzt noch. Allein es beginnt nun- 
mehr jene Epoche, in welcher die Herrscher die ihnen aus 
allen diesen individualrechtlich gestalteten und docjh öffentlichen 
Rechtsverhältnissen entspringenden Rechte, ihre „Hochheiten 
und Obrigkeiten" mit dem grössten Nachdruck zur Gel- 
tung Hringen. Die äussere Veranlassung dieser erbländischen 
Politik der Habsburger ist die Niederlage ihrer reichsdeutschen 
Politik unter Maximilian I. Nachdem in Deutschland das Stände- 
thum über den römischen Kaiser aus der habsburgischen Dynastie 
gesiegt, wendet diese ihre Aufmerksamkeit in erhöhtem Masse 
den Erbländern zu. Die Ursachen ihres Erfolges in diesen Erb- 
ländem liegen nun zum grossen Theil in den grundlegenden 
Reformen des landesfürstlich en Beamten wesens, der Finanz- 
verwaltung und des Heeres wesens unter Maximilian und 
Ferdinand I. So ist denn der moderne Socialstaat gerade durch 
die unpopulärsten Einrichtungen desselben, durch die Bureau- 
kratie, den Fiscus und das Militär ^<>'), vorbereitet worden. 



''^^) Dieses nicht blos mittels seiner militärischen Leistungen. Hohe Mili- 
tärs sind zu allen Zeiten Mitglieder des Geheimraths gewesen. Militäringecieure 
nehmen hervorragenden Antheil an der Hebung des Communicationswesens. Ja 
selbst in das Unterthänigkeitsverhältniss mengen sich die Militärbehörden ein. 
In einem für Ungarn erlassenen Reglement von 1697 wird ihnen verboten, die 
ünterthänigen wider ihre dominos terreatres zu protegiren. 



5* 
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a) Unmittelbare publicistische Rechtsverhältnisse ztmschen Landesherrn und 

Unterthan, 

Der landesfürstliche ßeamtenstaat übernimmt von dem 
Feudalstaat noch ganz die Auffassung vom monarchischen 
Staate als einen Inbegriff von theils mittelbaren, theils un- 
mittelbaren Rechtsverhältnissen zwischen dem Herrscher und 
den Unterthanen. Die Vorstellung von der Persönlichkeit des 
Staates gelangt, wenigstens was das praktische Staatsleben an- 
belangt, vorerst nicht zur Anerkennung. Selbst auf dem Grebiete 
des Privatrechts steht hinter dem Fiscus der Landesfürst. Aber 
auch den weiteren und vor dem Feudalstaat bestandenen Rechts- 
grundsatz übernimmt der Beamtenstaat, dass der Landesfürst 
vor Gericht Recht zu nehmen habe einmal als Kläger, soweit 
ihm nicht die rechtliche Befugniss zu unmittel- 
barer, der Vermittlung durch richterliches Erkenntniss nicht 
bedürfender Verfügung über Freiheit und Vermögen zu- 
steht, dann als Geklagter, soferne behauptet wird, dass er 
ausserhalb der Grenzen seiner hoheitlichen Befugnisse, seiner 
Hochheiten und Obrigkeiten handelnd in die Rechtssphäre des 
Unterthans eingegriffen oder einen aus dem landesfürstlichen 
Verhältnisse ex nexu suhditelae erwachsenen Anspruch 
des Unterthans nicht erfüllt habe. Alle bisher erwähnten In- 
structionen beweisen, dass diese Rechtsauffassung noch tief im 
Geiste ihrer Zeit wurzelte, so dass sich auch ein autokratischer 
Monarch wie Ferdinand I. von ihr nicht losmachen konnte. 
So sind die Regiments-, Hofraths-, Regierungsordnungen zu- 
gleich und in hervorragender Weise eine Organisation der 
Gerichtsbarkeit über die Rechtsverhältnisse aus der Landes- 
hoheit. 

Die niederösterreichische Regimentsordnung von 1502 be- 
ruft das Regiment zur Handhabung und Schirmung der landes- 
fürstlichen obrigkhait, herrlichkhait und gerechtigkhait. Das 
Augsburger Libell entscheidet über die Bitte der Stände, dass 
der Kaiser eine Stelle zur Entscheidung von Ansprüchen gegen 
ihn bestimmen möge: „Darauff ist der Kay. May. mainung, 
welche zu ihrer Kays. May. zu sprechen haben, dass dieselben 
ihre May. vor dem bestimbten Regiment fürnemen sollen." Und 
dass dies auch auf das landesfürstliche Hoheitsverhältniss ge- 
münzt war, beweist das Innsbrucker Libell, welches Handl des 
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Kaisers, er sei Kläger oder Geklagter, „so unser Hoch- 
hält, Obrigkhaiten, Herrlichkhaiten berieren" in Anwesenheit 
des Kaisers electiv nach Wahl des Klägers vor das Regiment 
oder den Hofrath am Hofe, in Abwesenheit des Kaisers vor 
das Regiment verweist. Erwägt man die Reichhaltigkeit des 
Inhalts des landesherrlichen Hoheitsverhältnisses und die Ent- 
wicklungsfähigkeit desselben, so erweist sich gerade diese Art 
der Gerichtsbarkeit der Regimente als die umfassendste und ab- 
wechslungsreichste. 

I. Vor Allem gehört nach dem in den Regimentsordnungen / 
aufgestellten Organisationsprincipe vor das Regiment die Ent- 
scheidung über das oberhoheitliche Verhältniss des Landesfdrsten 
zu den hoheitliche Gewalt kraft eigenen Rechts ausübenden 
Individuen und Corporationen. Denn des Satzes, dass alle Ge- 
walt sich von dem Inhaber der höchsten Gewalt ableite '°^), 
kann auch der monarchische Feudalstaat zur rechtlichen Fun- 
dirung dieser üntergewalten nicht entbehren. Sie besteht nur 
zu Recht innerhalb der Grenzen dieser Verleihung und sie wird 
verliehen zur pflichtmässigen Ausübung, nicht zur 
blossen Disposition des Beliehenen. Die Controle in beiden Rich- 
tungen kommt dem Landesfürsten zu. Mit dieser Controle wird 
nunmehr Ernst gemacht. Es war schon davon die Rede, dass 
Gerichte und Obrigkeiten durch das Regiment angewiesen 
werden konnten, sich zur Entscheidung ihnen bezeichneter be- 
stimmter Processe zu unterziehen. Ausserdem bedeutet das Ende 
des 15. Jahrhunderts den Beginn einer umfassenden mate- 
riellen Polizeigesetzgebung. Dieselbe stellt fast das 
ganze Programm der folgenden drei Jahrhunderte dar. Sie 
trifft Vorkehrungen gegen die öffentliche Unsicherheit, ins- 
besondere gegen Strassenräuber und beschäftigungsloses Ge- 
sindel, gegen Unredlichkeit im Handel und Gewerbe, gegen 
A'ertheuerung der Lebensmittel durch Bäcker, Metzger, Müller, 
sowie durch den Zwischenhandel (Vor- oder Fürkauf), gegen 
Gotteslästerung, Trunksucht und den überhandnehmenden 
Luxus. Im Innsbrucker Libell macht Maximilian eines von ihm 
erlassenen besonderen Libells Erwähnung, welches Polizeistraf- 



7ob^ Vgl. Über die Auffassung der Gerichtsgewalt als einer vom Landes- 
fürsten abgeleiteten Luschin, Oesterr. Rechtsgeschichte, S. 194. 
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bestimmungen enthalte gegen Verteurang und Betrug der 
Wirth und Gastgeben, auch Kauffleith in Seiden unnd Wollen, 
Tiechern, Specereyen, Appoteggen, Narung, Speiss und Trankh, 
so in allen Landen geyebt werden und erscheinen, gegen die 
Beschwärliche Hantierung der Kaufmans Gesellschafften in den 
Messen und Jarmarkhten. ^i) Die Handhabung der Polizeistraf- 
gewalt kommt nun, abgesehen von den landesf iirstlichen Städten 
und Domänen, den Inhabern der Gerichtsgewalt zu eigenem 
Rechte zu. Deshalb richten sich die VoUzugsclauseln der 
Polizeigesetze ausser an die landesfürstlichen Behörden und die 
landesfürstlichen Städte auch an die Graven, freyen Herren, 
Ritter, Knechte, Landtrichter und so sich der Gerichts- 
barkeit gebrauchen und diese werden für die Handhabung 
der Polizeigesetze verantwortlich gemacht, ^a) 

Die Pflicht der Gerichtsherren zur Entfaltung ihrer obrig- 
keitlichen Gewalt ist nun nach den organisatorischen Vorschriften 
Maximilians und Ferdinands I. durch die Regimente, beziehent- 
lich die Regierungen zur Geltung zu bringen. Das geschieht 
mittels eines mandatum ad agendum. So findet z. B. der Art. 19 
der Supplication der Bauernschaft von Thaur-Rettenberg an 
den nachmaligen Kaiser Ferdinand I. des Inhalts: „Das yede 
Herrschaft. . . Ir vleissig aufsehen hab auf dieubelthäter . . . 
damit Sy gestrafft werden, umb der uncostung willen nit ver- 
schonen" folgende Erledigung: „so vil betrift straff des übls, daz 



'^) Vgl. die Polizeibestimmnngen aus dem Ende des 15. Jahrhunderts 
zum Theil noch aus der Zeit des Herzogs Sigmund von Tirol stammend, bei Rapp, 
a. a. 0. S. 144 — 161 gegen das Unwesen auf Kirchtagen (S. 144), gegen beschäf- 
tigungslose, ledige Gesellen (S. 145), gegen fremde Bettler (S. 146) , gegen Zwischen- 
handel und Getreideringe (ob einer oder mer icht auf Trayd in gesellschafften 
hette S. 147) , über das Gewicht der Semmeln (S. 149), gegen die betrügerischen 
Hausirer aus Savoyen (S. 159) u. s. w. 

'*) Oben Anm. 17. Besonders eingeschärft wird den Gerichtsherrn diese 
Verantwortlichkeit in der bei Rapp, a.a.O. S. 154 mitgetheilten , in Frag- 
menten erhaltenen Polizeiordnung von Sonntag Judica 1493, welche die da- 
selbst benannten Obrigkeiten in Originalausfertigungen oder beglaubigten Ab- 
schriften zugeschickt erhalten. Vgl. auch die Andeutungen bei Luschin, 
Geschichte des österr. Gerichtswesens, S. 287, Anm. 531. Ein überaus reichhal- 
tiges, die Fruchtbarkeit der damaligen Polizeigesetzgebung bezeugendes Material 
findet sich in Buchholtz, Geschichte der Regierung Ferdinand L, 8. Bd., 
S. 239 - 287. 



Verwaltungsrechtspflege in Oest erreich etc. 69 

soll beschehen, auch darüber man data furderlich ausgeen."^«) 
Der Beauftragte kann gegen das Mandat „einen gegründeten 
Bericht erstatten, warum ihm demselben nachzuleben nicht ge- 
zieme", also, wie sich das moderne Processrecht ausdrückt, Ein- 
spruch erheben und in demselben entweder das, was ihm zur 
Last gelegt wird, bestreiten oder den Rechtsbestand der ihm 
auferlegten Pflicht leugnen. Schweigt er aber still, oder findet 
das Regiment den erhobenen Einspruch nicht liquid oder unstich- 
hältig, dann muss die Frage, ob der Anspruch des Landesfürsten 
auf den Gehorsam der Obrigkeit verletzt sei und ferner der 
Anspruch des Landesfürsten auf die etwa durch Ungehorsam 
verwirkte Strafe im förmlichen, gegen die beauftragte Obrigkeit 
durchzuführenden Processe ausgetragen werden, in welchem dem 
Kammerprocurator als Vertreter des Landesfürsten die Kläger- 
rolle zukommt. So wird beispielsweise der Vorgang in der 
niederösterreichischen Hofrathsinstruction von 1524 dargestellt, 
wenn es gilt, die Obrigkeiten zur pflichtmässigen Verfolgung 
der lutherischen Lehre zu verhalten 7*) und Suttingerin seinen 
Consuetudines^^) berichtet uns, dass Städte und Stadträthe, welche 
die Justiz verweigern, von dem Kammerprocurator mittels der 
Ungehorsamsstrafklage gerichtlich zu belangen seien. Das Re- 
giment fungirt in dem Mandatsverfahren einmal als Aufsichts- 
behörde über die feudalen Obrigkeiten, dann aber auch als 
Gericht über die Frage nach dem Inhalte der öffentlichen Ver- 
waltungspflichten derselben und nach ihrer Pflicht zur Straf- 
zahlung. Von ihnen geht der Auftrag zur Klageerhebung an 
den Kammerprocurator aus in allen Fällen, in welchen er nicht 
von Amtswegen vorzugehen hat. Das ganze Verfahren gilt nur 
dem Bruche des passiven Widerstands, activer ist mit Waffen- 
gewalt zu unterdrücken. Das Regiment kann die Einleitung des 
Mandatsprocesses spontan kraft seiner allgemeinen Aufsichts- 
gewalt veranlassen, es kann aber zu derselben auch durch Be- 



'8) Rapp, a. a. 0. S. 194, 201. Die Kostenfrage hat noch zwei Jahr- 
hunderte später die Pflege der Sicherheitspolizei nachthtilig beeinflnsst. 

'*) Rosen thal, a. a. 0. S. 120, Anm. 1. Vgl. aber schon das Nürnberger 
Libell, Eärothner Landhandf. S. 43. 

'*) A. a. 0. S. 73- Auch die Instruction Maria Theresias für die oberste 
Justizstelle kennt noch das Mandatsverfahren oh justiciam denegatam aut 
protractam. 
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schwerde jener Parteien angeregt werden, welelie unter der 
Vernachlässigung der obrigkeitlichen Pflichten zu leiden haben. 
Das ist der Fall, in welchen sich die Partei mit Anrufung der 
Obrigkeit an das Regiment wenden kann und das Verbot des 
recursus per saltum nicht besteht. Am häufigsten scheinen die 
Klagen wegen Vernachlässigung der für die damalige Zeit so 
kostspieligen Sicherheitspolizei gewesen zu sein, wie die oben er- 
wähnte Supplication der Bauernschaft von Thaur-Rettenberg be- 
weist. Die niederösterreichischen Hofrathsinstructionen Ferdi- 
nands I. setzen fest, dass die zur Verfolgung der Strassen- 
räuber Verpflichteten zum Ersätze des Schadens an diejenigen 
zu verurtheilen seien, welche durch Vernachlässigung dieser 
Pflicht Opfer von Strassenräubern geworden sind. '^*) 

II. Für die Entscheidung der Streitigkeiten der coordi- 
nirten Gerichtsherrn und der mit hoheitlicher 
Gewalt bekleideten Corporationen untereinander 
und mit den landesfürstlichen Beamten über die 
Grenzen ihrer örtlichen und sachlichen Zuständigkeit, dann 
der einzelnen <'orporativ geschlossenen Theile der Landschaft 
über ihre verfassungsmässigen Rechte und Pflichten ist von dem 
Zeitpunkte an, in welchem die Selbsthilfe aufhört und die 
landesfürstliche Gewalt erstarkt, der Landesfürst zuständig. 
Bei den landesfürstlichen, also der Grund unterthänigkeit nicht 



"*) Vgl. die Diederösterr. Hofrathsordnungen von 1520 und 1523 bei 
Rosenthal, S. 212 f. nnd 226 f., aus welchen hervorgeht, dass damals eine 
förmliche Camorra bestand , in der sich „gross herren , Leute mit einer grossen 
Freundschaft, etlich, die sich des adls behelffen wollten", befanden. Sogar 
dem Hofrath muss eingeschärft werden, „dhainen strassrauber noch ubelteter dhain 
gnad nach furderung zu beweisen", a. a. 0. S. 213. Die gleichen Zustände 
herrschten damals in den slavischen Ländern Oesterreichs, Buchhol tz, a. a. 0, 
S. 45 f. 1533 schickt ein mährischer Adeliger, Siegmund Kaufunck von Klum, 
eine Art Michael Kohlhaas, dem König Ferdinand I. und allen seinen Unterthanen 
ausserhalb Mährens einen von U adeligen Helfern und 13 Dienern mitunter- 
schriebenen Fehde- und Absagebrief wegen nicht erfüllter Verbindlichkeiten. 
Später sagt ein Scharowetz von Scharowa dem König Ferdinand und allen 
seinen Unterthanen „trutzlich ab: er wolle ihm nach Vermögen das allerbösest 
thun mit morden, fahen, nehmen, aufhauen". Buchholtz, a. a. 0. S. 47 f. 
Die in den Instructionen Ferdinands I. festgesetzte , im Rechtswege verfolgbare 
Ersatzpflicht der Ortschaften für Vernachlässigung ihrer sicherheitspolizeilichen 
Pflicht gegenüber dem hiedurch Geschädigten findet sich im §. 37 der böhmi- 
schen und §. 34 der galizischen Gemeindeordnung wieder. 
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unterliegenden Städten verstellt sich das von selbst.*^**) Allein 
auch hievon abgesehen hat es die Eifersucht der Mitglieder 
der Landschaft und das hiemit verbundene Misstrauen derselben 
gegeneinander nicht zur Organisation eines ständischen 
Gerichts für diese Zwecke kommen lassen. Obendrein handelt 
es sich hier meist um Rechte, welche in letzter Linie auf Jandes- 
f ürstlicher Verleihung ruhen und nur mit einem Inhalt zu 
Recht bestehen können, welcher mit dem Wesen der landes- 
fürstlichen Hoheit vereinbar ist. '''') Nachweisbar sind schon im 
14. Jahrhundert Competeuzconflicte zwischen den verschiedenen, 
innerhalb des städtischen Burgfriedens zuständigen Gerichts- 
inhabern durch landesfürstliche Entscheidung gelöst worden. 
Auch diese. Competenzconflicts- und Verfassungsgerichtsbarkeit, 
welche sich für jene Zeit als Gerichtsbarkeit über sub- 
jective Rechte darstellt, wird den Regierungen delegirt. 
Die oberösterreichische Regimentsordnung von 1499 beruft das 
Regiment zum Vergleichsversuch und zur Rechtsgewährung 
in Betreff von Irrung und Spann, die sich zwischen Hohen per- 
sonen ergeben, in was wurden stats oder wesenns die sein.'^^) 
Die niederösterreichische Regimentsordnung von 1502 erstreckt 
die Compromissgerichtsbarkeit des Regiments auf alle Irrung und 
spann, welche sich ergeben sowohl zwischen den landes- 
fürstlichen Amtleuten, Pflegern, als auch den 
Prälaten, Städten, hohen und niederen Personen 
In was wirden stats oder wesens die sein. ''ö) Das Innsbrucker 
Libell erklärt die Regimente zuständig zur Entscheidung von 
Streitigkeiten über den Rechtsbestand von Freihalten und 
Begnad Brief der Stennt, Geistlich und Weltlich 
Edl darzu auch Stett Märkhht.^o) Es handelt sich hier 



"*") Streitigkeiten zwischen den landesfürstlichen Städten unter einander 
entscheidet in den niederösterr. Ländern der Vicedom, Bnchholtz, a.a.O. 
S. 25, nach der Barstellung des Lazius. 

^^) Nach den niederösterr. Hofrathsordnungen soll der Hofrath in des 
Landesherrn Namen verleihen „pan und acht aus unserer fürstlichen ober- 
cheit", Rosenthal, a. a. 0. S. 211, 223; vgl. femer Bapp, a.a.O. S. 184, 186; 
Berchtold, Landeshoheit Oesterreichs, Abschnitt VIII; Zeibig, a. a. 0. S. 238. 

''') Rapp, a. a. 0. S. 167. 

'») Oesterr. Zeitschr. f. Geschichte, Jhg. 1837, S. 232, Rapp, a. a. 0. 

^°) Rapp, a. a. 0. S. 184, 186. In den niederösterr. Ländern entschied 
unter Eröffnung des Rechtszuges an die Regierung der Vicedom mit den 
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Überall um Rechtverhältnisse, welche zum grössten Theil auch 
im modernen Rechte ihre Feststellung in den Formen gericht- 
lichen Verfahrens , bald des competenzconflictsgerichtlichen ^^), 
bald de3 verwaltungsgerichtlichen zum Schutze des subjectiven 
Anspruchs auf Ausübung hoheitlicher Gewalt finden können. 
Uebrigens hat sich die gerichtliche Zuständigkeit zur Ent- 
scheidung von Jurisdictionsstreitigkeiten zwischen 
den Grundobrigkeiten als einer Entscheidung über sub- 
jective Rechte bis zum Ausgange der absolutistischen 
Epoche erhalten.»^) 

III. Zur landesfürstlichen Competenz gehört das Privi- 
legienwesen in allen rechtlichen Beziehungen, da 
das Privilegium in der landesfürstlichen Begnadigung seinen 
Rechtsgrund findet. Der Stand des Privilegienrechts ist in der 
hier behandelten Epoche folgender: Alle von dem Landesfürsten 
verliehenen Privilegien bedürfen der Bestätigung durch jeden 
Nachfolger. Derselbe kann die Bestätigung nicht willkürlich 
verweigern, allein jedes Privilegium unterliegt in weitem Um- 
fange der Revision. Die Confirmation kann verweigert werden 
wegen Unvereinbarkeit mit der publica utüüas^^^), mit den 



Landräthen Streitigkeiten zwischen dem Adel und den Städten; Bachholt z, 
a. a. 0. S. 43. Vgl. auch Kärnth. Landh. S. 125 und oben Anm. 57. 

^^) Schon auf dem Innsbrucker Ausschusslandtag bemerkt Maximilian I., 
es komme deqi Regimente zu, Entscheidung zu treffen, wenn Irrung über den 
Gerichtszwang entstünde; Z eibig, S. 294. Nach der Novelle Ferdinands I. zur 
Landgerichtsordnung Maximilians I. vom 12. Jänner 1540 soll die Regierung 
Competenzconflicte zwischen dem Landgericht und dem Grundherrn über die 
Zuständigkeit zur Criminalgerichtsbarkeit entscheiden, Buchholtz, a.a.O. 
S. 59. Vgl. ferner den Erlass der Statthalter, Kanzler, Regenten und Kammer- 
räthe der niederösterr. Lande vom 27. Juli 1536 über die Feststellung der Com- 
petenzgrenzen zwischen dem Stadtrichter von Wien einerseits, dem Bürger- 
meister und Rath andererseits, a. a. 0. S. 25, 75. Anm., dann die Entscheidung 
im Streite des Grafen Trautson gegen den niederösterr. Vicedom über das Recht 
der Steuerhebung, Codex Austr. IV, S. 109; für die ältere Epoche Luschin, Ge- 
schichte des älteren Gerichtswesens in Oesterreich ob und unter der Enns, S. 231. 

^'^) Nach dem Hofkanzleidecrete vom 27. Jänner 1827, Just. Ges. S. Nr. 2252 
und pol. Ges. S., Bd. 58, Nr. 11, gehört die Entscheidung über Streitigkeiten 
zwischen Dominien unter einander und mit organisirten Magistraten über das 
Recht der Jurisdiction auf den Rechtsweg, und sind dieselben bei den Land- 
rechten in Gegenwart eines politischen Repräsentanten auszutragen. 

®^*) Innsbrucker Libell: „Item als uns die Ausschüss bericht haben, wie 
etlich Stennt, Geistlich und Weltlich Edl und ander Personen, darzue ettlich 
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Rechten und Interessen der Landesfiirsten^^), mit dem objectiven 
Rechtens"), mit den Rechten Dritter. s*) Hiebei spielt die dem 
canonischen Recht entnommene Fiction, dass an solchen Mängeln 
leidende Privilegien erschlichen seien, eine grosse Rolle. s*^) 
Sowohl diese Confirmation als die Entscheidung aller Rechts- 
streitigkeiten aus Privilegien, sie mögen sich daraus ergeben^ 

Stett, Märkht zünften, Zeche, Handtwercher allerlei Besonder Freihalten, und 
Begnad Brief haben, die zu Abpruch und Nachthail gemainer Landt und ge- 
mains nuz Freihalten reichen nnd dienen"; Bapp, a. a. 0. S. 184. Im Jahre 
1538 hat der Wiener Stadtrath im Concurrenzkampfe der Wiener Leinbater 
(Leinwandhändler) gegen die böhmischen Stellung genommen mit Berufung auf 
sein Eecht, in den Handwerks- und anderen Ordnungen zu mehren zu mindern 
oder sie gar aufzuheben nach Erforderniss des gemeinen Nutzens; Buch- 
holtz, a. a. 0. S. 271. 

83) Rosenthal, a. a. 0. S. 211 f., S. 223 f.; Zeibig, a. a. 0. S. 238. 

®'"') Auch der Wiener Stadtrath erhebt gegen die von den Leinbatem 
bei Ferdinand I. erwirkte Aufnahme einer Clausel in ihr Privilegium, durch 
welche die stadträthliche Revision ausgeschlossen wird, den Einwand, dieselbe 
widerspreche dem gleichmässig in allen österreichischen Städten, auch in denen 
Mährens und Schlesiens, bestehenden Revisionsrechte des Stadtrathes, ferner der 
neuen Handwerksordnung, welche den Rath verpflichte, den Fürkauf zu 
wenden und Aufruhr zu verhüten; Buchholtz, a. a. 0. S. 271. Vgl. Anm. 85. 

®*) Vgl. Anm. 82*. So wird unter dem 18. Jänner 1557 gegen die 
Tochter des Bernhard Hochenfurter von Pfaffen hart und zu Gunsten der Stadt 
Linz im Streite um das von der ersteren behauptete Recht, alle Jahr 3 Dreiling 
Wein ungelt fr ei auf ihrem Gute auszuschenken, entschieden, weil das von 
ihr angeführte, ihrem Vater verliehene, ihre Behauptung stützende Steuerprivileg 
mit dem Rechte der Stadt Linz, jeden Ausschank innerhalb einer Meile von der 
Stadt zu verbieten, im Widersprach stehe und deshalb, als in Unkenntniss der 
wahren Sachlage ertheilt, ungiltig sei; Buchholtz, a.a.O. S. 259. T)ie Auf- 
fassung der aus den Privilegien entspringenden Befugnisse als subjectiver Rechte 
ist jener Zeit deshalb vollkommen geläufig, weil dieselben meist Bann- oder 
absolute Verbotsrechte sind. In ihrer Replik gegenüber dem Revisionsrecht des 
Stadtraths berufen sich die Leinbater bei dem in Anm. 8'<i* erwähnten Anlasse 
abgesehen von den Steuern, Robot, Wacht und Gehorsam bei Tag und Nacht, 
mit dem sie belastet seien, darauf, dass ihr Leinbatrecht einem erblichen 
und eigenthümlichen Gut gleichmässig und dass sie deshalb an 
Nutz und Gewähr geschrieben seien; Buchholtz, a. a. 0. S. 272- 

^*) In der von Karl V. bestätigten Landesordnung der fürstlichen Graf- 
schaft Tirol werden als rescissibel bezeichnet, Satzungen und Brief, welche 
einige Zünfte „auf Pös underricht" . . . wider gemaine Lanndtordnung erwirkt 
haben; Rapp, a. a. 0. S. 50. Vgl. auch die Beschuldigung des Wiener Stadt- 
raths gegen die Leinbater, sie hätten ihre Clausel subreptitie erschlichen. Hier 
äussert sicL die Einwirkung des römisch-canonischen Rechts über die Wider- 
ruflichkeit der Verleihung von Privilegien, kirchlichen Aemtern und Beneficien. 
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dass der Privilegirte einen Eingriff des Landesfürsten oder 
dritter Personen in sein Privileginm oder dass der Landesfiirst 
oder Dritte TJebergriffe des Privilegirten behaupten, gehört vor 
die Regierung. Die Finanznoth der Landest lirsten , die Zer- 
klüftung des Volkes in berufsmässig oder social streng von 
einander abgeschlossene und sich wirthschafüich befehdende 
Verbände und der stark entwickelte Individualismus, welcher 
die Epoche des Feudalstaats beherrscht, hatte zu einer solchen 
Entwicklung des Privilegialwesens geführt, welche für die 
privilegirten Stände selbst unerträglich zu werden begann und 
die wechselseitige Bekämpfung derselben hervorrief. ®ö) Nament- 
lich der adelige Grossgrundbesitz und die gewerbetreibenden 
Städte liegen einander in den Haaren aus dem Grunde, weil 
auf der einen Seite der Adel bestrebt ist, sich für den Absatz 
seiner Producte in den Städten der städtischen Besteuerung zu 
entziehen, andererseits die Städte ihr Besteuerungsrecht und 
ihren Zunftzwang auf das flache Land ausdehnen möchten. Auch 
die Reaction gegen das zum Theil auf privilegirten Satzungen 
beruhende Zunftwesen, welches den Gipfelpunkt seiner Entwick- 

^^) Vgl. Anm. 82^ Man kann sagen, der Ständestaat in seiner Entartung 
habe die staatliche Hoheit als Befngniss und Pflicht, das Gemeininteresse durch 
seine Gewalt zu behaupten, ersetzt durch die Befugniss, das Gemeininteresse 
dem Individualinteresse preiszugeben mittels Verleihung demselben dienstbarer 
Privilegien. Nunmehr ruft jeder Privilegirte gegen das Privilegium des Anderen 
den gemeinen Nutzen an. Auf dem Innsbrucker Ausschusslandtage machen 
die Stände selbst geltend, der Yortheil des Kaisers und der Erblande erbeische, 
dass die auf erschlichene, zur Verhinderung des allgemeinen Wohles erlangte Frei- 
heiten sich berufenden geistlichen und weltlichen Stände vor dem Kaiser als Fürsten 
von Oesterreich oder aber dessen Regierung nach Gebrauch jedes Landes vorgefordert 
würden , dass daselbst ein Güteversuch unternommen und dass im Falle seines 
Scheiterns bei aufliegender Schädlichkeit des Privilegiums dasselbe durch 
Rechtsspruch abgestellt werde. Also sollte sich die Aberkennung durch 
richterliches Urtheil vollziehen. Zeibig, a. a. 0. S. 238. Ueberaus lästig 
wird unter anderem auch der zu Gunsten des Handels einzelner Städte bestehende 
Strassen-Niederlags- und Verkaufszwang, das sogenannte Stapelrecht, empfunden, 
demzufolge Waaren von gewissen Territorien nur auf bestimmten, zu der privile- 
girten Stadt führenden Strassen zum Verkaufe verführt, dort niedergelegt und 
verkauft werden mussten. Buchhol tz, a. a. 0. S. 246 ff. Streitigkeiten zwischen 
den ein Stapelrecht Prätendirenden und Dritten spielten sich als Processe ab; 
Buchholtz, a. a. 0. S. 249 und Anm. daselbst. In den Entscheidungen derselben 
floss zuweilen richterliche und gesetzgeberische Thätigkeit zusammen, a. a. 0. 
S. 250, letzter Absatz. 
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lung überschritten hat, ist eine allgemeine.®^) Hier erscheint 
nun die Regierung als Vermittler und Richter und führt so 
mit Hilfe der sich befehdenden Stände und Corporationen das 
Privilegialwesen zu einer mit dem Gemeininteresse vereinbaren 
Gestaltung. Ausdrücklich gehört nach dem Innsbrucker Libell 
die Feststellung der Rechtsverhältnisse aus den landesfürstlichen 
Hoheiten einerseits, aus den Freiheiten und Begnadbriefen an- 
dererseits vor die Regimente. 1515 klagt der oberösterreichische 
Lanndthaubtmann „In namen gemainer Landschafft" vor 
dem Regimente mehrere Schwärzer wegen des „Eingriffs 
in der Landschafft freihayt, begangen durch* 
Übertretung des Verbotes der Einfahr fremder 
Weine.®') Auf den XV. Artikel der Beschwerden der Bauern- 
schaft von Thaur und Rettenberg wegen rechtswidriger Er- 
hebung von Abgaben durch die Stadt von den dort eingeführten 
ländlichen Producten ertheilt Ferdinand L die Versicherung, 
einen Vergleich zwischen den Parteien versuchen zu wollen und 
nöthigenfalls zwischen Ihnen ergeen zu lassen, was 
recht ist.®®) 

IV. Aus der Zuständigkeit des Regiments zur Wahrung 
aller landesfürstlichen Obrigkeiten, Herrlichkeiten und Gerechtig- 
keiten, aus der erwähnten Bestimmung des Innsbrucker Libells, 
dass, wer zum Landesherm zu sprechen hat, dies vor dem 
Regiment zu thun habe, fliesst die Zuständigkeit dieser Mittel- 
stelle für die Entscheidung in allen finanzhoheitlichen 
Rechtsverhältnissen des Landesfürsten. Es handelt sich 
hier um die unmittelbaren Einnahmen des Landesherrn, 
welche Gegenstand eines unmittelbaren Anspruchs desselben 
gegen den Unterthan sind, im Gegensatze zu den, ständischer 
Bewilligung bedürftigen, deren Ausschreibung und Hebung sich 
in den Formen ständischer Selbstverwaltung vollzieht. Sie ruhen 

®*) Schon 1361 werden die Zünfte vorübergehend abgeschafft. Die 
1521 mit Rath der ständischen Ausschüsse der Erblande erlassene Handwerks- 
ordnung hebt gleichfalls die Zechen und Zünfte in ihrer bisherigen Gestalt und 
Verfassung auf und unterwirft sie einer neuen gesetzlichen, die Grenze zwischen 
den einzelnen Gewerbel)efugnissen eingehend bestimmenden Ordnung; Buch- 
holtz, a.a.O. S. 263. Entscheidungen über Streitigkeiten zwischen den ein- 
zelnen Gewerben , zwischen diesen und ihren Angehörigen siehe a. a. 0. Anm. 

") Rapp, a. a. 0. S. 218. 

88) Rapp, a. a. 0. S. 200. 
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durchwegs auf keinem einheitlichen Princip und weisen auf zu- 
fällige historische Entstehungsgründe zurück. An dem Mass- 
stabe der modernen Finanztechnik gemessen, erweisen sie sich 
zum Theil als Aufwandssteuern in der Form von Luxussteuem, 
indirecten Steuern, Zöllen, Monopolen, zum Theil als Gebühren. 
Ausserdem bilden die Strafgelder, welche für die Uebertretung 
sowohl finanzrechtlicher als auch verwaltungsrechtlicher Vor- 
schriften entrichtet werden müssen , eine wichtige Einnahms- 
quelle für den Landesfürsten. Nun darf man sich nicht vor- 
stellen, dass für die Eintreibung dieser Leistungen, abgesehen 
von den Strafgeldern, immer ein vorhergehendes gerichtliches 
Verfahren erforderlich gewesen wäre. Vielmehr vollzieht sich 
die Hebung beim Eintritte der gesetzlichen Bedingungen durch 
einseitige Verfügung an den Producenten oder 
den Händler, und es sind die niederen Finanzbeamten zu- 
gleich befugt, Contraband waare aufzugreifen. Deshalb bildet 
auch in den Regierungsinstructionen Ferdinands I. die Regelung 
der Beschwerde in Sachen der Steuerhebungsbefugniss der niederen 
Finanzbeamten eine stehende Rubrik. «Q) Allein diese Hebungs- 
befugniss ist an bestimmte Voraussetzungen geknüpft. Treffen 
diese nicht zu, dann muss der Landesfürst den Weg der ge- 
richtlichen Klage zur Durchsetzung des fiscalischen Anspruches 
betreten. Man denke an den Fall, dass eine Waare, welche un- 
verzollt über die zollpflichtige Grenze gelassen wurde, nach- 
träglich als zollpflichtig erkannt wird. Hier hat der Finanz- 
beamte die nur vor dem Uebertritt über die Grenze statthafte 



^®) In gewissen Fällen folgt die Zolässigkeit unmittelbaren, also durch 
kein gerichtliches ürtheil vermittelten administrativen Zwangs aus dem Zwecke 
der zu erzwingenden Vorschrift von selbst. So erhält der Pfleger und Amtmann 
Enns und Caldif mit Bescript vom 21. November 1511 die Weisung, das im 
Interesse des Kriegsbedarfs und der Verhütung der Holzschwendung erlassene 
Verbot, ohne behördliche Erlaubniss Holz auf der Etsch zu flössen, durch Ver- 
hütung jedes Contrabands zu wahren. Chmel, a. a. 0. S. 334, Nr. 241. Nach 
einem Rescript Ferdinands I. vom 7. Jänner 1530 muss der üngelter zur Be- 
sichtigung des zu versteuernden Schankweines in den Keller gelassen werden ; 
Buchhol tz, VIII, S. 303. Man darf sich also nicht vorstellen, als ob im 
Fendalstaate sich die ganze Verwaltung in gerichtlichen Formen abgespielt hätte, 
aber der unmittelbare administrative Zwang bewegt sich innerhalb engerer Grenzen, 
die gerichtliche Klage auf Zulassung zur Ausübung des Zwangs oder auf die 
unmittelbare Vornahme derselben ist in weiterem Umfange nöthig als gegen- 
wärtig. Vgl. auch Z ei big, a. a. 0. S. 327, vorletzter Absatz. 
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Hebung im administrativen Wege versäumt und der Zoll kann 
dann, wenn er gütlich nicht zu erlangen ist, nur im Process- 
weg erstritten werden. Andererseits steht es dem durch die 
rechtswidrige Hebung eines Finanzbeamten Betroffenen offen, 
mittels Klage gegen den Beamten die Rechtswidrigkeit der 
Hebung geltend zu machen und Restitution des ihm etwa Ab- 
genommenen zu verlangen. In einer Abhandlung über Vorarl- 
berg zur Zeit des deutschen Bauernkrieges ^®) schildert Hermann 
Sander den Vorgang bei einer Zollhebung mittels folgenden 
Falles: Bartholomae und Caspar Bertiin von Brunnenfeld, 
Bürger zu Bludenz, verweigern im September 1527 dem Zöllner 
zu Frassenz den Zoll , offenbar nicht willkürlich, sondern weil 
sie sich zu dessen Entrichtung rechtlich nicht verpflichtet er- 
achten. Denn sie verweisen den Zöllner darauf, dass sie land- 
sässig, nicht ohne Hab und Gut seien und dass er sie also zu 
finden wissen werde. Sie wollen es eben auf eine gerichtliche 
Entscheidung ankommen lassen. Der Zöllner, der die beiden 
Händler allein nicht aufzuhalten vermag, setzt ihnen später 
mit einigen Knechten nach, holt sie in Schönewald ein und 
führt sie mit Ross und Ladung nach Feldkirch, taub für ihre 
Bitte, sie gegen habliche Tröstung (angemessene Sicherstellung?) 
weiter fahren zu lassen. Sie bieten 4 oder 6 Pferde an, ein 
nach ihrer Ansicht zureichendes Pfand für die eventuelle Zoll- 
forderung, da sie sich doch des Zolls „gewaltiglich nicht ge- 
widert". Da der Zöllner hartnäckig bleibt, so ruft Caspar den 
Häschern im Zorne zu, sie mögen in aller Teufel Namen alle 
seine Rosse nehmen und seine Schulden zahlen. Die Amtsleute 
wollen überdies gehört haben, dass er den Kaiser und König 
geschmäht habe. Da die Säumer sich zur Betretung 
des Rechtsweges nicht entschliessen wollen, so nimmt 
ihnen der Untervogt zu Bludenz das Gelöbniss ab , sich auf 
seine, des Hubmeisters oder ein andere Vorforderung zu stellen. 
Die Untersuchung über diesen Fall wird durch das Regiment 
geführt. Der Vorgang ist nicht in allen Punkten klar. Aber 
so viel geht aus demselben hervor, dass einerseits der Eingriff 
in das Vermögen des Unterthans für fiscalische Zwecke in 



•^) Hittheilungen des Instituts für österr. Geschichtsforschung. 4. Ergän- 
zungsband, S. HQl f. 
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einem gewissen Umfange im administrativen Wege statthaft 
ist, dass andererseits im gerichtlichen Wege sowohl der 
von der Aufhebung eines vermeintlichen Contrabands Betroffene 
die Herausgabe der ihm abgenommenen Sachen, sowie umgekehrt 
der Fiscus die Zahlung schuldigen Zolls sowie einer verfallenen 
Zoljstrafe verlangen könne. Die Klage auf Leistung rück- 
ständiger landesfürstlicher öffentlicher Abgaben bringt, wie 
auch das vorstehende Beispiel beweist , neben dem Fiscal ^^) 
auch der zur Hebung berufene Finanzbeamte an. Das Verhält- 
niss dürfte später die Gestaltung angenommen haben, dass der 
Finanzbeamte klagte, wenn die Regierung nicht die erste 
Instanz war, und dass vor der Regierung nur der Kammer- 
procurator agiren konnte. So war z. B. in Oesterreich unter 
der Enns unter Ferdinand I. für fiscale Klagen gegen Unter- 
thanen die Regierung und Kammer erste, in den übrigen 
Ländern der niederösterreichischen Gruppe zweite, der Vicedom 
mit dem Landeshauptmanne zusammen erste Instanz, ^i") Auf 
einen Rechtsstreit dieser Art bezieht sich der bereits früher 
erwähnte Erlass vom 18. November 1494, welcher auf eine An- 
zeige des Pflegers Neidegker gegen die Leute von Gars wegen 
Säumigkeit mit der Entrichtung des Ungelds , einer landes- 
fürstlichen Getränkesteuer, dem Statthalter Ludwig v. Starhem- 
berg die Weisung ertheilt : und emphelhen dir ernnstlich, wann 
dich der genannt Neidegker darumb anlanngen, daz du dann die 
personen, die er dir deshalben nennen wirdet, an unnser stat 
und in unnserm namen furderlich auf ainen bestimbten tag für 
dich ervorderst, den genannten Neidegker und sy (die Beklagten) 
in denselben Sachen aigentlich und nach notdurfften verhörest, 
und alsdann unnser stathallter und regennten zu Wienn be- 
richtest, damit sy verrer darauf nach billichem zu hanndlen 
wissen. ^^) 



^^) So führt auch das Anstellungsdecret des Generalschatzmeisters Simon 
von Hungerspach vom 11. August 1491 als zur Einklagung rückständiger Ab- 
gaben legitimirt den „fiscal oder ander darzu dienende" an; Adler, a. a. 0. 
S. 508 (f. 386). 

»1*) Kosenthai, a. a. 0. S. 163. 

®^) Dass die zur Wahrung der finanziellen Interessen der Landesfürsten 
berufenen Beamten durch die in weitem Umfange bestehende Noth wendigkeit, 
für die Erfüllung ihrer Aufgabe den gerichtlichen Weg zu betreten, sich sehr 
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Wo es sich um Ansprüche vermögensrechtlicher Natur an 
den Landesherm handelt von solcher Bedeutung, dass die niederen 
und mittleren Organe der Finanzverwaltung zu einer Anerken- 
nung derselben nicht zuständig sind, wird zuweilen administrative 
Vorentscheidung oder ein vorangegangener Vergleichsversuch 
bald als Voraussetzung der Klage gegen den Landesfürsten, bald 
des Eingehens in die Sache erklärt. Wir werden diese Bestimmun- 
gen vornehmlich auf das Staatsschuldenwesen der damaligen 
Zeit, nämlich auf das landesfürstliche Schuldenwesen zu deuten 
haben. So schreibt eine solche administrative Vorentscheidung 
durch die Hofkammer in Fiscalsachen, gegen welche der Rechts- 
weg an das Hofgericht eröffnet ist, unter Anderen auch das 
Nürnberger Libell vor.^') Ferdinand I. kennt einerseits eine 
Behandlung der das fürstlich camerguet an mitl belangenden 
partheisachen durch die Hof kämm er und ein förmliches sup- 
plicirn der Parteien bei der Hofkammer um Bezahlung der 
landesfürstlichen Schulden, worüber dieselbe sich auch in Ver- 
handlungen wegen Nachlass, Stundung einlassen kann, anderer- 
seits aber im Falle der Einklagung einen obligatorischen Güte- 
versuch durch den niederösterreichischen Hofrath als das zu- 
ständige Gericht. Man wird also annehmen dürfen, dass Klagen 
solcher Art erst nach Durchführung des administrativen Ver- 
gleichs- oder Liquidationsverfahrens statthaft waren.®*) 



beengt fühlen, ist begreiflich. So erklärt sich auch folgender Vorschlag des 
niederösterr. Kammerprocarators an Maximilian I. zur Umgehnng des Gerichts : 
Er berichtet über den Erfolg des ihm vom Hofe aufgetragenen processnalen Vor- 
gehens gegen die lanndlent (die Gmndherren) nnd inwohner des förstenthumb 
Oesterreich wegen Zahlung des Uogelds vom Wein, den sie am Zapfen ver- 
schenken: der eingeleitete Process werde verschleppt und inzwischen ohne Ent- 
richtung der Abgabe lustig weiter geschenkt. Es empfehle sich, eine Verordnung 
(ein Generale) zu erlassen, welche den Ausschank bis zum Austrag des Rechts- 
streits verbiete, also eine Art provisorischer Verfügung; das würde den Process- 
gang höchst wirksam beschleunigen. Chmel, a. a. 0. S. 361, Nr. 250. Offenbar 
versprach sich der Procurator von dieser Massregel auch einen Erfolg beim Regi- 
mente selbst, dessen Mitglieder zum Theil als betroffene Landleute selbst an der 
Verlangsamung des Processes interessirt sein mochten. 

»») Kämthn. Landhandf. S. 45. Vergl. auch Z ei big, S. 326, Abs. 2. 

^*) Hofkammerordnung Ferdinands I. vom I.September 1537; Rosen- 
thal, a.a.O. S. 190 und 200 nnd niederösterr. Hofrathsordnung von 1523, 
a. a. 0. S. 222. Gegenwärtig erachtet sich das österreichische Reichsgericht zur 
verwaltungsgerichtlichen Entscheidung in Staatsschuldensachen zuständig. Vgl. 

Tesner. 6 
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b) Das Verhältniss der mittleren ünterthanschaft. 

Die Mediatisirung der Staatsgewalt hat im Zeitpunkte 
des Regierungsantrittes Maximilians I. den Gipfelpunkt ihrer 
Entwicklung erreicht. Die Ausübung der unmittelbaren Gerichts- 
barkeit in Civil- und in Polizeisachen, sowie der Polizeigewalt 
kommt dem grundbesitzenden Adel, den Städten, den Zünften 
-ZU eigenem Rechte zu. Selbst die Criminalgerichtsbarkeit ist 
tin die verschiedenartigsten Gerichtsherren vertheilt, deren 
Competenzen so unsicher abgegrenzt sind, dass der Verhaftete 
oft die Lösung langwieriger Competenzconflicte überdauern 
muss oder der Delinquent ganz frei ausgeht. Diese Einrichtung 
darf mit der modernen Selbstverwaltung nur verglichen, nicht 
über identificirt werden. Die moderne Selbstverwaltung®'^) ist 
das Ergebniss einer vom Staate, vom staatlichen Gemeinzwecke 
ausgehenden Regelung der zweckmässigsten Ausübung der 
Staatsgewalt zur Erfüllung der gemeinnützigen Aufgaben des 
Staates. Der moderne Staat überlässt seine Gewalt an Selbst 
Verwaltungskörper zur Erfüllung jener Aufgaben, von welchen 
er erwarten zu können glaubt, dass sie durch die Selbstver- 
waltungskörper wirksamer gelöst werden können als von ihm 
selbst. Er kann ungünstige Erfahrungen in diesem Punkte 
jederzeit durch gesetzliche Veränderungen des Competenz- 
kreises der Selbstverwaltungskörper ändern. Er stellt nicht 
nur der Selbstverwaltung als Recht das Correlat der Selbst- 
verwaltung als Pflicht gegenüber, sondern schafft auch 
ausreichende Garantien zur Sicherung der Er- 
füllung dieser Pflicht. Die Selbstverwaltung ist eine 
Form der öffentlichen Verwaltung der Lebensinteressen der 
Einzelnen als unmittelbarer Unterthanen des Staates. 



Hye, Sammlung der Erkenntnisse des Reichsgerichts, Nr. 560, und Pappen- 
heim, lieber die fortdaaemde Giltigkeit der einbernfenen Staatsnoten mit dem 
Datum 7. Juli 1866 und 25. August 1866, Juristische Blätter, Jahrg. 1891, 
Nr. 19, 20. Den Vergleichsversuch im administrativen Wege als Voraussetaung 
der Klage gegen den Fiscus kennt z. B. heute noch die österreichische Fahr- 
postordnung vom 12. Juni 1838, J. G. S. Nr. 280, welche die Parteien in den 
§§. 45, 46 nöthigt, Ansprüche an den Fiscus aus dem Verluste , dem Abgang 
oder der Beschädigung von Sachen, die der Postanstalt zum Transporte über- 
geben wurden, vorerst im administrativen Instanzenzuge auszutragen, und den 
Rechtsweg erst nach Entscheidung der obersten administrativen Stelle eröffnet. 
") Zu diesem Begriff vgl. Laban d, a. a. 0. I, S. 93 ff. 
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Die moderne G-emeinde hat Gemeindeglieder, Gemeindeange- 
hörige, aber keine Unterthanen. Völlig verschieden davon 
ist das Wesen des eigenen Rechtes von Individuen und Corpo- 
rationen auf die Uebung obrigkeitlicher Gewalt in dom aus 
dem Feudalstaat hervorgegangenen ständisch - monarchischen 
Staat. Dieser hat seine Unterthanen den Feudalherrn hingegeben 
infolge seiner Ohnmacht, selbst die wesentlichen Aufgaben des 
Staates wie die Grerichtsbarkeit und die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit zu erfüllen, vergleichbar dem Schiffer, 
der im Sturme selbst den werthvollen Ballast über Bord wirft, 
um sein nacktes Leben zu retten. Das Recht des Feudalherrn 
gegenüber dem Unterthanen ist ein subjectives, fast unentzieh- 
bares Recht auf Unterthansgehorsam, ein Recht an dem Unter- 
than und auf denselben, dem gegefaüber das Amt, die Er- 
füllung der Herrscherpflicht in den Hintergrund tritt. Wegen 
ihrer weitgehenden Rechtlosigkeit und nicht etwa aus Rück- 
sicht auf ihre Vermögenslage bezeichnet der Sprachgebrauch 
des Ständestaates die Unterthänigen mit naiver Aufrichtigkeit 
als die armen Leute. Ist die moderne Selbstverwaltung De- 
centralisirung der Staatsgewalt behufs zweckmässigerer Er- 
füllung bestimmter staatlicher Aufgaben, so bedeutet die 
ständische Auftheilung der Staatsgewalt eine Atomisirung, eine 
Entkräftung derselben im individualistischen Interesse von 
Einzelpersonen und Corporationen. 

Die Organisationsgesetzgebung Maximilians und Ferdi- 
nands I. beginnt nun das durch das Mittelbarkeitsverhältniss 
fast zerrissene Band zwischen Herrscher und Unterthänigen 
inniger zu knüpfen. Sie ist schon eine Frucht der Renaissance, 
sofeme sich dieselbe darstellt als Beginn der Wiedererkenntniss 
des Wesens des Staates. Juristisch gerechtfertigt wird die 
neue Politik durch die aas der Göttlichkeit des Herrscheramts 
fliessende Herrscherpflicht des Landesfürsten, Jedermann Recht 
und. Schutz vor Willkür zu gewähren. Diese Herrscherpflicht 
wird in den Amtsinstructionen ostentativ in den Vordergrund 
gestellt. Nach der oberösterreichischen Regimentsordnung von 
1499 soll das Regiment ainen yden unnser Undersazzen . . . 
in was wirden stats oder wesenns die sein dem mynnsten 
als dem maisten in Irn hänndlen .... hilff . . . thun . . ^ als 
ein lanndssf ürst seinen unnderthanen zuthun schuldig und 

6* 
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pflichtig ist, und dar Inn dhainerlay . . . freuimdschafffc . . . 
ansehen ; es soll gleich unpartheysch Recht erteilen dem armen 
als dem Reichen . . denn das bringt unns als dem lannds Fürsten 
vor seinen unnderthanen gueten willen und werden damit der 
lanndsfürst und Sy von den unnderthanen lieb gehabt. ^^^ J){q 
niederösterreichische Regimentsordnung von 1502 überweist 
der Compromissgerichtsbarkeit des Regiments Irrung und spann 
der urbarslewte undersassen ohne jede Beschränkung •^) 
und sine respectu personae der Gegenpartei, wie man sich in der 
Rechtssprache des 17. Jahrhunderts ausdrücken würde. Auch 
die Instructionen Ferdinands I. ruhen auf dem Grundsatze der 
Gleichheit gegenüber der dem Hofrathe zugewiesenen Gerichts- 
competenz und motiviren das dort näher geregelte Institut des 
Mandatsverfahrens ausdrücklich mit der Noth wendigkeit , den 
Rechtsschutz zu Gunsten der armen Leut, d. i. die technische 
Bezeichnung der Unterthänigen, zu verbilligen. «®) Mag immerhin 
sich der Grazer Landtag im Jahre 1503 dagegen beschweren, 
dass das damalige Kammergericht auf Anrufen eines flüchtigen 
Grundholden dessen Herrn vorgeladen habe, weil durch die 
Verallgemeinerung solcher Praxis die Autorität des Grundherrn 
untergraben und daraus viel Unrath und Nachtheil erwachsen 
würde ^% so trägt dennoch das Augsburger Libell von 1510 bei der 



M) Rapp, a. a. 0. S. 165, 167. 

«') Oeaterr. Zeitschr. S.232. 

•8) Rosenthal, a. a. 0. S.160. Anm. Iund2; S.210, 231. Vgl. auch die 
VorschrifteD über die Verfolgung der Strassenränber ohne Ansehen der Person. 
Die Herstellung einer büligen Rechtspflege im Interesse der armen Leute bildet 
einen ständigen Programmpunkt in den Reglements der hier besprochenen 
Periode. Nach der Polizeiordnnng Maximilians vom Jahre 1493 „Sollen die 
Recht mit den mynnsten Costen gehalden und durch Redner und Gericht- 
schreiber mit iren Ionen die partheyen nicht beswärt werden, damit manger 
armuthalben nicht Rechtlos beleyben muess (Rapp, a. a. 0. S. 153). Vgl. das 
Nürnberger Libell, Kämthn. Landhandf. S. 46, die niederösterr. Regimentsord- 
nnng von 1502, a. a. 0. S. 235 ff. Das ist übrigens traditioneU. Schon etlich 
Ordnung der Recht ausserhalb der Malefiz vom Erzherzog Sigmund aus dem 
Jahre 1487 versichert unter Hinweis auf die Kostspieligkeit der Rechtspflege, 
das uns aber nit gemaint ist zu gestatten, sondern als herm und Landssfürsten 
gepürt darein zu sehen (Rapp, a. a. 0. S. 142). 

••) Adler, a.a.O. S. 255 f. Luschin, Oesterr. Rechtsgeschichte, 
S. 569, Anm. Ein niederösterr. Generale von 1527 gestattet den Parteien, welche 
von ihrer Obrigkeit Billigkeit nicht erlangen können, Anrufung des niederösterr. 
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Zuweisung der Competenz des Kammergerichts an das Regiment 
dieser Beschwerde keine Rechnung. Und unter Ferdinand I. ist das 
Recht des Landesfürsten, allen seinen Unterthanen Rechtsschutz 
gegen Jedermann zu gewähren, ausgemachte Sache. ^®^) Es 
müsste den Gegenstand einer selbständigen Forschung bilden, in- 
wiefeme dieser Rechtsschutz sich auf das grundrechtliche Rechts- 
verhältniss zwischen Grundherren und Unterthänigen erstreckt 
habe 1^1), die Unterwerfung der publicistischen Seite des 

Statthalters nnd Regenten. Der ünterthänige, der binnen dreimal 14 Tagen von 
seinem Gerichtsherrn keine Rechtshilfe erhält, kann gegen ihn nnd den Principal- 
antworter , d. i. den vor dem Gmndgericht Beklagten , die Klage bei der kays. 
niederösterr. Regierung erheben; Bnchholtz, a. a. 0. S. 24, Anm., S. 36 f. 
£ine ähnliche Einrichtung kennt das Robotpatent Josefs 11. von 1781. 

"") Vgl. die Hofrathsordnnng von 1521: Am ersten soUen si volknmen- 
lichen macht nnd gewalt haben .... alle irmngen, zwitrachten nnd spän, 
dammb sie ersnecht werden, abstellen . . . darinnen entschid thnen, in allen 
rechtlichen handluogen, was nns auch unser nnderthanen berurend auf unsers 
cammerprucurators nnd der partheien anrueffen . . . recht ergeen lassen. Rosen- 
thal, S. 211. Das hier geregelte Mandatsverfahren ist unter Anderem gerade 
damit motivirt, dass es dienen soll den armen leuten möglichst schnell zu ihrem 
Rechte zu verhelfen. Vgl. übrigens Anm. 46 oben. 

^0*) Die bei Luschin, a. a. 0. S. 186, Anm. 334, angeführten Fälle des 
Einschreitens der landesfürstlichen Gerichte in Unterthänigkeitssachen scheinen 
sich auf landesfürstliche Grundholde zu beziehen. Auch andere bei Chmel 
a. a. 0. angeführte Fälle von Immediateingaben in Unterthanssacheo lassen 
nicht mit der erforderlichen Deutlichkeit erkennen, ob es sich nicht um Be- 
schwerden gegen die landesfürstlichen Domänenbeamten oder gegen Pfand- 
besitzer landesfürstlicher Domänen handelt. Chmel, a.a.O. S. 407, 
Nr. 273 betrifft ein Gesuch mit dem Rubrum: Margreth Quedrin von Prerassl 
contra Egkh eines haus enseczt. Bittstellerin klagt gegen den Vicedom Jörg von 
Egkh, wegen gewaltsamer Absstiftung von dem ihr nach ihrem Gatten Michl 
Queder angefallenen wohlgebauten Steinhaus auf eine wüste Hube. Sie bittet um 
gottes willen und der gotlichen gerechtigkayt, ihr und ihren Kindern das Ihrige 
wieder zu verschaffen, das ich arme Fraw hab muessen mit sambt mein hawss- 
wirtt saligen ertiglichen verdient und erharbaytten mit meinen hertten henden. 
A. a. 0. S. 422, Nr. 284: Bitte des Conradt Schmidt zu Heiligenkreuz an den 
Kaiser als liebhaber der gerechtigkait und beschlrmer der armen vor gewalt um 
Rechtshilfe gegen die Aebtissin zu Kreuzthal wegen Entsetzung von einer 
Schmiede. A. a. a. 0. S. 403, Nr. 269 : Bitte um Verhaltung des Kaspar Lam- 
berger zu Pillichgratz zur Leistung eines Schadenersatzes an die Bittsteller wegen 
widerrechtlicher Gefangenhaltung derselben. Im südtirolisohen Bauernaufstand 
von 1525 wenden sich die Bauern an den damaligen Erzherzog nachmaligen 
Kaiser Ferdinand I. um Regelung der privat- und Öffentlich-rechtlichen Seite 
des ünterthänigkeits Verhältnisses. Die tirolische Landesordnung von 1526 gewährt 
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Unterthänigkeitsverhältnisses unter die in gerichtlichen Formen 
sich verwirklichende landesfürstliche Rechtsschutzgewalt ist 
unter Anderem schon durch ein Rescript Maximilians I. bezeugt, 
in welchem der Mission des Landesfürsten in der naiv-innig-pathe- 
tischen Sprache jener Zeit Ausdruck verliehen wird. Michel 
Aderstorfer, Diener der Gebrüder von Wellsperg, beschwert sich 
beim König, dass er von dessen Rathe Lienhart Grafen von 
Görz widerrechtlich gefangen gehalten wurde und erbietet sich, 
diesem im förmlichen gerichtlichen Verfahren über dessen etwaige 
Ansprüche Rede und Antwort zu stehen. Auf diese Beschwerde 
erlässt der König am 11. September 1493 an den Grafen den 
Auftrag, den Gefangenen zu enthaften und gegen ihn Recht zu 
suchen „vor unns als deinem und seinem ordentlichen richter and 



geradezu radicale Ooncessionen, welche jedoch in der L. 0. von 1532 wieder beseitigt 
werden. Kapp, a. a. 0. S. 53, 87. Eine Polizeiordnung von 1541 verbietet 
den Zwang gegen den Unterthänigen zur üeberlassung seiner Ernte an den 
Grundherrn, zur Verführung der eigenen und abgezwungenen Früchte in die 
Stadt mit der Verpflichtung, einen bestimmten Preis dafür heimzubringen; 
Buchholtz, a.a.O. S. 257. Eine Beschwerde der niederösterr. Stände um 
1560 herum, sie der Unterthanen Robot halben bei altem Herkommen und 
Landesbrauch bleiben zu lassen und den Landleuten mit Robatung Ihrer Unterthanen 
kein Mass oder Ordnung zu setzen (!), wie es etwa durch etliche Erkanndt- 
nnssen beschehen ist, findet die kaiserliche Erledigung, es bei dem Her- 
kommen und Landesbrauch sein Bewenden finden zu lassen, jedoch mit der Be- 
schränkung, dass wenn ein Landsmann seine Underthanen über Ir Vermugen 
und alten Gebrauch mit gar unerträglichen Purden und Robaten beschwert, 
dass denselben Underthanen dess halben bei I. kais. M. oder andern gebürlichen 
Orten und nachgesetzten Obrigkeiten zu klagen und um Einsehung zu bitten un- 
verwehrt; Buchholtz, a. a. 0. S. 301 f. Ueber eingehende Regelung des kirch- 
lichen Zehents unter Ferdinand I. vgl. a. a. 0. S. 61. Die Fürsorge der absoluten 
Herrscher für Herbeiführung einer erträglicheren Gestaltung des Unterthänig- 
keitsverhältnisses erklärt sich aus Gründen der Humanität, zugleich aber der 
Finanzpolitik behufs Erzielung eines steuerkräftigen Bauernstammes (Rach- 
fahl, Die Organisation der Gesammtstaatsverwaltung Schlesiens vor dem 
äOjjährigen Kriege, S. 296, Anm. 4; Grünberg, Die Bauernbefreiung u. s. w. 
in Böhmen, Mähren, Schlesien, I, S. 122 f.) und endlich aus Gründen der politi- 
schen Macht. 1611 räth Geheimrath Karl Fürst von Lichtenstein Kaiser Rudolf IT., 
den gemeinen Mann durch agrarische Reformen zu gewinnen und mittels des- 
selben den Adel im Schach zu halten; Bi der mann, T, S. 97, Nr. 57; Chlu- 
mecky, Carl von Zierotin, S. 792 f. Eine anonyme Staatsschrift etwa aus dem 
zweiten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts schlägt Karl VI. die Erregung eines 
Bauernaufstandes in Ungarn vor, um den Adel für agrarische Reformen zu 
Gunsten der Bauern gefügig zu machen; Bi der mann, JI, S. 190, Nr. 49. 
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nattürlichen herrn oder vor deinen raten". Wir sehen also, 
es handelte sich um einen Fall, in welchem die Gerichtsgewalt 
des Grafen begründet war, nur hatte derselbe die Grenzen 
seiner Gerichtsgewalt überschritten, insofeme er die Formen 
Rechtens nicht eingehalten, nicht durch sein Gericht entschie- 
den, sondern Cabinetsjustiz geübt hatte. Denn auch der Ge- 
richtsherr als Partei muss von seinem Gerichte Recht nehmen 
und geben. Die Competenz des Königs für den Enthaftungs- 
befehl wird damit begründet, dass „unns aus koniclicher wirde, 
darein wir vom dem allmechtigen gesatzt sein, von ambts wegen, 
in solch Sachen zu sehen unnd den so unns umb recht und hilf 
des rechten anruffen , unnser koniclich hilf mit zu tailen unnd 
vor gewalt zu schirmen gebürt". Das ist eine Motivirung, die voll- 
kommen auch für den gerichtlichen Schutz desUnterthänigen gegen 
den Missbrauch der Polizeigewalt der Grundobrigkeit ausreicht. 
Der kaiserliche Auftrag wird unter die Sanction gestellt: 
„Dann, wo du das nicht tun unnd hierinen ungehorsam er- 
scheinen wurdest, mochten wir nit on sain, wir müssten aus er- 
vorderung unnsers ambts auf unnsers camer procurator 
fiscals, auch des obberürten Michls Aderstorfer 
anruffen solher deiner umgehorsamb halb mit 
obestimbten penen (zwaintzig marck lötigs goldes) und in 
ander weg der pillichait nach, wider dich verrer 
handeln und procediern, das wir doch den gnaden nach, so 
wir zu dir tragen, lieber ab sein wollten". Graf Lienhart befolgt 
zwar den Auftrag, aber mit dem Hintergedanken, den Entlas- 
senen, wenn er nunmehr vor seinem Gerichte erscheint, durch 
dieses einziehen zu lassen. Der Ausführung dieses Vorhabens 
kommt der König dadurch zuvor, dass er nunmehr die Alter- 
native zwischen königlichem Gericht und dem Gerichte des 
Grafen aufhebt und mittels Avocation die Sache an sich zieht. 
Am 28. Jänner 1494 wird der Graf beauftragt , nichts gegen 
Aderstorfer zu unternehmen, und zusammen mit Letzterem nach, 
Innsbruck, bis der König dort sein werde, vorgeladen: „Als- 
dann wollen wir ew. beyderseit in den obberürten Sachen ver- 
hören und verrer nach geburlichkeit darynnen hanndeln." ^^^) 



*02) Chmel, a. a. 0. S. 4, N. 4 und S. 18, Nr. 24. Vgl. auch den in 
Anm. 101 angeführten Fall eines Majesiätsgesuchs um Verhaltung des Grund- 
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Dieser hier ausführlich angeführte Fall veranschaulicht 
uns das Gegenstück jenes Mandatsprocesses, welcher mit einem 
manddtum ad agendum beginnt. Handelt es sich in letzterem da- 
rum, die Inhaber obrigkeitlicher Gewalt kraft eigenen Rechts zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Verwaltungspflichten zu verhalter, 
so gilt es hier, rechtswidrige Anwendung obrigkeitlicher Gewalt 
abzustellen. Der einleitende Auftrag ist also ein mandatum ad 
deststendum,^^^) Der sonstige Verlauf des Processes, der sich 
an dieses Mandat knüpfen kann, ist derselbe wie im Falle eines 
mandatum aut agendum, ^^^) 

C, Das Bechtsverhältniss des landesfürstlichen Amtes und Dienstes. 

Ungeachtet der privatrechtlichen Formen der Begründung 
des landesfürstlichen Dienstverhältnisses in der hier behandelten 
Epoche besitzt dieselbe, wie bereits hervorgehoben wurde, ein 
von dem modernen nicht erheblich verschiedenes, auf ethischer 



herm zum Ersatz wegen rechtswidriger Gefangenhaitang des Unterthänigen. Im 
tirolischen Bauernaufstände unter Ferdinand I. fordert die Bauernschaft von 
Thaur und Rettenberg mit Berufung auf das klare und unvermischte Gottes- 
wort Einstellung der Eingriffe der Obrigkeiten in die Competenz der bäuerlichen 
Gerichte, Beseitigung des von denselben usurpirten Strafmonopols, Anerkennung 
des Grundsatzes, dass kein haushebiger angesessener Mann umb Erlich Sachen 
mit vnngknus beladen werd, sonderlich so er purgschaft hat. Bapp, a. a. 0. 
S. 194. Aehnlich 1525 die Bauernschaft von der Etsch; Rapp, a. a. 0. S. 20^. 

^^') Auch im Processe des Reichskammergerichts finden wir das manda- 
tum de desistendo verwendet, um von der Ortsobrigkeit (dem Toparchen) die 
Zurücknahme unbilliger oder rechtswidriger Polizeiverbote zu bewirken. Vgl. 
z. B. den Rechtsfall in Cr am er 's Wetzlarischen Beyträgen aus der Reichspraxi 
höchsten Reichsgerichts. Wetzlar 1763, I. Th., S. 35 : „Magistri Regenten 
und administratores der Herrschaft Tign6 verlangen vom Eeichskammergericht 
gegen den Toparcha Libotte ein mandatum de desistendo ab insolitis Novita- 
tibtds", weil er widerrechtlich die Sperrstunde für die Schankhäuser von 9 auf 
8 Uhr Abends verlegt habe. 

^^) Eine genau festgesetzte Steigerung der Strenge des Mandats kennen 
die Hofrathsinstructionen Ferdinands I. nicht. Vgl. die Stufenleiter im Mandats- 
process des deutschen Reichskammergerichts: Mandatum de exequendo, Pro- 
clama, Paritoria ad mandatum de exequendOy mandatum ulterius de exequendo, 
mandatum arctius cum declaratione in poenam et condemnatione in expensas ; 
Gramer, Wetzlarische Beytrfige, S. 17. Der ganze Jammer des reichskammer- 
gerichtlichen Executions Verfahrens und die Machtlosigkeit des Reichsgerichts 
spricht aus dieser üeberfülle von Executionsstadien. 
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Grundlage ruhendes Dienstreeht. ^°^) Dennoch wird, wie dies 
übrigens noch gegenwärtig vom österreichischen für die Ver- 
waltungsbeamten bestehenden Dienstrechte gilt, das Disciplinar- 
recht nicht in gerichtlichen Formen geltend gemacht. Deutlich 
lässt dies z. B. die Schatzkammerordnung Maximilians I. von 
1498 (Punkts) erkennen: „Zum dritten, daz sy (nämlich die 
Räthe der Schatzkammer) all unser pfieger und ambtleut in allen 
obgemelten unsere Ober und Niederösterreichischen erblanden 
und verwenten (d. i. in dienstlicher Verwendung Stehenden) die 
von adl und ander so gros» pflegen und embter von uns inn- 
haben . . . und inen in unsern geschaften und sachen ungehor- 
sam oder zu denselben unsern embtern und diensten ungeschickt 
oder darin unfleissig waren oder wurden, allweg mit unseren 
wissen und willen, oder aber die so von mynnern stat und mit 
den undem embtern beladen sein und dazu die untauglichen 
boten, durch sich selbst entsetzen und Urlauben." i®«) 
Da der Schatzkammer justicia nicht zukommt, so kann der 
schlichte Abschied, zu welchem sie hier ermächtigt wird, als 
richterliche Sentenz auch zu jener Zeit nicht gegolten haben. 
Das ist einerseits noch ein Erbtheil des alten Ministerialen 
rechts ^<^ 8*) erklärt sich aber andererseits daraus, dass der 
Dienstvertrag, wenn er nichts als Dienstvertrag war^®'), als 



^^^) Ganz origineU ist aucli dieses DienstrecM nicht. Man vgl. diesfaUs 
die von Adler, a. a. 0. S. 315 ff. mitgetheilten Angaben über den Entwurf der 
tiroliscben Hof- nnd Oentralverwaltung von 1482. Eine gründliche Erforschung 
des tirolischen Justiz- und Verwaltungswesens würde den richtigen Massstab für 
die Abschätzung der Bedeutung der Beformen Maximilians und Ferdinands I. ab- 
geben. Die ergiebigste Bechtsquelle des Dienstrechts unter Ferdinand I. bieten 
dessen Instructionen für die Finanzbehörden, so die Hof kammer- Verordnung von 
1537, ßosenthal, a. a. 0. S. 1841, 207, die tirolische Kammerordnung von 
1536, a. a. 0. S. 245 f., 249, 250, Abs. 3, 260, Abs. 4. Bemerkenswerth aus der 
Hof kammer-Ordnung ist die übrigens schon in den Maximilian'schen Instructionen 
wiederkehrende Entbindung der Beamten von der Gehorsamspflicht gegenüber 
instructionswidrigen Befehlen des Landesfürsten. 

*««) Adler, a. a. 0. S. 519. 

^^^•) Siegel, Die rechtliche Stellung der Dienstmannen in Oesterreich im 
102. Bd. der Sitzungsberichte der k. k. Akademie der Wissenschaften, hist.-phil. 
Section, S. 274. 

'®^ Das war er allerdings nicht immer. So wie in viel späterer Zeit der 
österreichische Staat, wenn sein Credit erschüttert war, sich zur Durchführung 
seiner Finanzoperationen des Credits von Privatpersonen und Privatinstituten 
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beliebig lösbar galt. ^^^) Dessenungachtet sträubt sich schon das 
Rechtsgefühl der damaligen Zeit gegen solche Behandlung. So 
bittet Simon von Ungerspach i®*), dem wegen eines Ehrenhandels 
mit dem v. Tum die Theilnahme am Hofrath untersagt worden 
war, um Rücknahme dieses infamirenden Verbotes bis zum Aus- 
gange eines ordentlichen gegen ihn durchgeführten Verfahrens: 
„Dem allen nach pitt ich, E. k. Mt. well der pilligkait 
nach solichen bevelh gnadigklichen abstellen, und so lanng ich 
mit recht nit überwunden pin, mir den Hofrat nit unndersagen 
unnd gegen manigklich damit, alls des von Tum ziehten war 
gefanden weren, mich nit ausgeben." ^^^) Auch Geld- und Ge- 



bedient hat, welchen dann zur Sicherang ihrer hieraas erwachsenden Ansprüche an 
den Staat ein bedeutsamer Einfluss auf die Finanzverwaltung eingeräumt wurde, 
so begegnen wir unter Maximilian I. bedeutsamen, mit landesfürstlichen Beamten 
abgeschlossenen Finanzverträgen, in welchen dem Creditgeber zur Sicherung seiner 
Anspräche die oberste landesfürstliche Finanz Verwaltung und Finanzcontrole in so 
weitem Umfauge übertragen wird, dass es Mühe kostet, herauszufinden, welche Func- 
tion daneben noch den höchsten collegialen Finanzbehörden geblieben sei. Man vgl. 
z. B. den bei Adler a. a. 0. S. 536 — 547 abgedruckten Vertrag Maximilians J. mit 
Georg Gossembrot, landesfürstlichem Rath und Pfleger zu Eremberg und hiemit die 
Darstellung in Mensi's: Die Finanzen Oesterreichs von 1701 — 1740, über die 
Oreditgeschäfte des Staates mit Staatsbeamten (Fälle von Darlehen der landes- 
fürstlichen Beamten an den Landesfürsten erwähnt Adler, S. 302, Anm. 1, 340, 
407) and über das Verhältniss derselben zur Wiener Stadtbank S. 148 flF., 209 f. 
Aber nicht blos die landesfürstliche Finanzverwaltung im Grossen, sondern auch 
die minderen ertragsfähigen Aemter wurden, wie etwa gegenwärtig die Yerzeh- 
rungssteuererhebung verpachtet wird, „in Bestand** gegeben oder auch verpfändet. 
So schreibt die tirolische Kammerordnung vor, „unsere ämbter als ungelt, zoll, 
so mit fueg bestandtsweis verlassen werden mügen, zum höchsten und besten zu 
verlassen'*; Rosenthal, a.a.O. S. 250. Verlassen bedeutet noch jetzt im Wiener 
Dialect vermiethen. Rechtsverhältnisse dieser Art sind, wenn auch (wie die Er- 
streckung der Amtsinstructionen auf die Pfandschaft er beweist) auf die 
Uebertragung landeshoheitlicher Functionen an Private gerichtet, doch nicht ein- 
seitig lösbar, weil sie zugleich die Begründung fester vermögensrechtlicher An- 
sprüche beider Contrahenten bezwecken. So wird der cit. Gossembrot 'sehe Ver- 
trag ausdrücklich auf 3 Jahre geschlossen. 

^^^) Auch der landesfürstliche Beamte kann, von dem Falle der vorhergehen- 
den Anmerkung abgesehen, die Lösung des Dienstverhältnisses jederzeit verlangen. 
Doch wird dieselbe erst durch die förmliche Entlassung, den „Urlaub" begründet. 
Vgl. die cit. tirol. Kammerordnung, Rosenthal, a. a. 0. S. 260, Abs. 2. 

**'®) Derselbe war früher General-Schatzmeister Maximilians I. Den auf 
dieses Amt bezüglichen Bestellbrief druckt Adler, a a. 0. S. 507 ff. ab. 

"•) Chmel, a. a. 0. S. 363, N. 251; Siegel, a. a. 0. 
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fängnissstrafen, strafweise Abzüge vom Gehalt können durch 
administrative Verfügung ohne gerichtliches Verfahren verhängt 
werden, m) 

Indess hat gerichtliches mit einem formlichen ürtheile ab- 
schliessendes Verfahren stattzufinden, wenn gegen den Beamten, 
auch gegen den Verwaltungsbeamten auf Grund einer formlichen 
Klage eines Unter th ans vorgegangen werden soll und ferner 
sollen nach der niederösterreichischen Hofrathsinstruction von 
1523 dem gerichtlichen , durch den Kammerprocurator einzu- 
leitenden Ungehorsamsstrafverfahren auch die landesfürstlichen 
Amtleute, welche die Verfolgung der Strassenräuber vernach- 
lässigen, unterworfen sein. ^^^) 

Die Form der Geltendmachung vermögensrechtlicher An- 
sprüche der landesfürstlichen Beamten aus dem Dienstverhält- 
nisse lässt sich mit Sicherheit nicht feststellen. ^^3) Die Schatz- 
kammerordnung von 1498 befiehlt der Innsbrucker Schatzkammer 
im Falle der Aussetzung von Mängeln an den Rechnungen 
rechnungspflichtiger Beamter den Act mit ihren Gutachten an 
die am Hofe befindliche Hofkammer einzusenden. "*) Später soll 
dieses Verfahren nur dann beobachtet werden, wenn sich der 
controlirte Beamte mit der Rechnungserledigung der Schatzkammer 
nicht zufrieden gibt und ein vom oberösterreichischen Regiment 
versuchter Ausgleich misslungen ist. ^^*^) In einem vom Hof ab- 
verlangten Berichte von 1513 theilt die Tiroler Raitkammer 
es sogar als herrschende Praxis mit, dass bei Spänen zwischen 
der Raitkammer und ihren Amtleuten das Regiment gütliche 
oder rechtliche Erläuterung thue, bei der es dann sein Be- 
wenden finde, "ö) Hinwiederum eine tirolische Raitkammer- 
ordnung Ferdinands I. lässt über die Vorstellung des Rechnungs- 



"1) Rosenthal, a. a. 0. S. 136, 157, Anm. 4. 220, Abs, 4, 249. 

"2) A. a. 0. S. 227, Abs. 2, 161, Anm. 1. 

^") 1500 kündigen die Räthe des niederösterr. Regiments den Dienst 
wegen Rückständigkeit ihres Soldes; Adler, a. a. 0. S. 237, Anm. 3. Daraus ist 
für die Beantwortung der im Text aufgeworfenen Frage nichts zu gewinnen. 

"*) Adler, a.a.O. S 532 (f. 14 a). S. 370 bemerkt Adler, die Hof- 
kammer habe dann in der Sache endgiltig entschieden. Der von ihm a. a. 0. 
S. 532 abgedruckte Text bietet für diese Behauptung keinen Anhaltspunkt. 

"«) Adler, a. a. 0. S. 375. 

''") A. a. 0. S. 417 f. 
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legers gegen eine erste Erledigung des Landesfürsten diesen die 
endliche Erledigang hinausgeben, ^i') Ob diese endliche Er- 
ledigung als ein Act der Jurisdiction de comptes anzusehen sei, 
und ob ihr eine gerichtliche Ueberprüfung ausschliessende 
Judicatswirkung beigenaessen werden dürfe, muss dahin ge- 
stellt bleiben. Jedenfalls hätte, wenn diese Annahme richtig wäre, 
das hier behandelte Rechtsverhältniss, was seinen Rechtsschutz 
gegen administrative Willkür betrifft, eine sonstigen publicisti- 
schen Rechtsverhältnissen zuwiderlaufende Entwicklung durch- 
gemacht. Während im Allgemeinen der Kreis der — gerichtlichen 
Rechtsschutz geniessenden öffentlich-rechtlichen Ansprüche mit 
der Erstarkung der landesfürstlichen Gewalt immer enger wird, 
reicht bis auf unsere Zeit die Wirksamkeit der Hofdecrete, 
welche dem rechnungspflichtigen Beamten binnen einer be- 
stimmten Präclusivfrist den ordentlichen Rechtsweg selbst gegen 
die im administrativen Wege endgiltige Buchhaltereierledigung 
seiner Rechnung eröfinen^^») und sogar für die Ausscheidung 
der Gehaltsansprüche aus dem Staatsdienstverhältnisse von der 
gerichtlichen Competenz musste noch 1841 ein besonderes Hof- 
decret erlassen werden. ^^^) Bei der starken Continuität der 
Entwicklung, welche die Rechtsschutzeinrichtungen auf dem 
Gebiete publicistischer oder quasi-publicistischer Rechtsverhält- 
nisse im landesfürstlichen österreichischen Staate aufweisen, er- 
scheint es nicht ausgeschlossen, dass den vermögensrechtlichen 
Ansprüchen der landesfürstlichen Diener aus dem Dienstverhält- 
nisse schon frühzeitig wenigstens ein subsidiärer gerichtlicher 
Rechtsschutz zustatten kam. ^'^^^ 



"') Rosenthal, a. a. 0. S. 157, 262, Abs. 3. Die Eintreibung der 
Defecten, sofern sie nicht mittels Gehaltsabzugs oder Einziehung einer Caution 
möglich war, hat sich schon unter Maximilian I. im gerichtlichen 
Wege und nicht mittels administrativen Zwanges vollzogen. 
Vgl. oben §. 3, Anm. 54. 

"^) §.2 des Patents vom 16. Jänner 1786, Justizgesetzsammlung Nr. 516, 
vgl. dazu auch §. 3 des Ges. v. 6. Juni 1887, R. G. B. Nr. 72. 

"») Hofdecret v. 16. August 1841, J. G. S. Nr. 555. 

"**) Beachtung verdient jedenfalls das früher erwähnte (Anm. 116) Zeugniss 
der tirol. Kammer, dass unter Maximilian I. das Regimen t nicht blos zur gütlichen 
Erläuterung von Differenzen zwischen der Kammer und den Amtleuten u. s. w. 
berufen war. Ferner beruft die tirol. Kammerordnung von 1536 in demselben Satze 
das Regiment zum Vergleichsversuch in Streitigkeiten zwischen der Kammer 
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Sehr gut erkennbar hingegen ist die juristische Construction 
und die Form des gerichtlichen Rechtsschutzes, soweit es sich um 
das Rechtsverhältniss der unteren landesiurstlichen Beamten zu 
den ünterthanen auf Grund ihrer Amtsführung handelt. Es 
kommen hier nur Einzelbeamte, nicht CoUegien in Betracht. 
Trotzdem nun auch die unteren landesfürstlichen Einzelbeamten 
landesfürstliche Gewalt ausüben, so erscheint jener Zeit das 
Rechtsverhältniss aus der Amtsführung derselben zum TJnterthan 
als ein solches des amtsführenden Individuums. Gefordert wird 
diese Auffassung insbesondere auf dem Gebiete des Finanzwesens 
durch den Umstand, dass das Recht zur Hebung der landesfürst- 
lichen Einnahmen und zur Ausbeutung sonstiger finanzieller 
Hoheitsrechte im weiten Umfange an Private verpfändet oder 
verpachtet ist, welche ausserhalb der landesfürstlichen Dienst- 
verhältnisse stehen. Infolge dieser individualrechtlichen Auffas- 
sung des Verhältnisses der Beamten zum Unterthan bei der 
Führung seines Amtes klagt der Beamte, wenn er die Er- 
füllung der Unterthanspflicht durch Entfaltung seiner Amtsge- 
walt nicht erreichen kann, den Unterthan für seine Person und 
umgekehrt klagt der Unterthan den Beamten , der ihm durch 
die Art seiner Amtsführung Unrecht zufügt, unter dessen 
Namen. In letzterem Falle kommt dem durch eine solche rechts- 
widrige Amtshandlung etwa begünstigten Unterthan die 
Rolle eines Mitbeklagten oder Mitbetheiligten ander 
Seite des geklagten Beamten zu. ^^^) 



einerseits, landesfürstlichen Dienern und Ünterthanen andererseits. Dass für 
letztere der Rechtsweg in Fiscalsachen durch den Güteversach nicht ausge- 
schlossen war, steht fest (Rosenthal, a.a.O. S. 161, Anm. 2). Endlich ist 
jener Zeit die Betretung des Rechtsweges trotz einer den Fall entscheidenden 
administrativen Erledigung des Landesfnrsten nichts TJnfassbares. Adler, a. a. O. 
S. 261; Rosen thal, a. a. 0. S. 262, Abs. 3. Unzweifelhaft besteht der Rechts- 
weg für vermögensrechtliche Ansprüche aus dem Bestellungsvertrage, soweit er 
nicht reiner Dienstvertrag ist. Adler, a.a.O. S. 559, Abs. 2, Rosenthal, 
a. a. 0. S. 163. 

^^^) Das gilt sogar von EJagen , die sich auf Acte der Justiz beziehen : 
Hans Maltits war vom Kaiser als Bergmeister bestellt worden, mit voller Ge- 
walt, in den Landen Oesterreich, Steier und Kämthen alle Bergwerksange- 
legenheiten zu handeln, zu rechtfertigen und auch darin Urtheil und Recht 
ergehen zu lassen. Er hat nun auf Grund dieser Vollmacht die Competenz für 
sich in Anspruch genommen in einem Processe zwischen Friedrich Hofmann, 
Pfleger zu Wolkenstein, einerseits und dem Bischof von Seckau und Heinrich 
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Nach dem wiederholt angeführten Erlass Maximilians I. 
vom 18. November 1494 soll sich die Feststellung der Pflicht 
der Leute von Gars zur Entrichtung des Ungeldes in der Form 
eines Processes zwischen dem Pfleger Neidegker als Kläger und 
den Leuten von Gars als Geklagten abspielen. Umgekehrt weist 
die niederösterreichische Raitkammerordnung Ferdinands I. von 
1539 die niederösterreichische Regierung und Kammer an, auf 
Klagen der ünterthänigen gegen den Vicedom ob justitiam de- 
negatam aut protractam oder wegen rechtswidriger Amtshand- 



Gayamayer andererseits zu entscheiden nnd auch Urtheil in demselben gesprochen. 
Der Pfleger Hofmann erhebt dagegen die Beschwerde wegen Competenzüber- 
schreitung. Darauf erlässt der Kaiser unter dem 3. Februar 1496 an das Regiment 
folgende Erledigung: „und emphelhen euch demnach ernnstlich unnd wellen, daas 
jr bayd yetzgemeldt partheyen mit sampt allen den, so derselben sachen 
verwondt sein und sy auch anzaygen werdenn, auf aim benannten tag fnrder- 
lieh für euch erforderdt, solh des obberuerten Friderich Hofmanns beRchwerung 
und dagegen des gemeldten Hannsen Maltits einred, ob auch der selb 
Maltits zu dem yctzgemelten Hofmann spruch zu haben vermainet, in beywesen 
ettlicher unserr pergleudt aigentlich und nach notdurfften verhöret unnd mit vleys 
versuchet, sy der gutlichen zu uerainen, wo aber die gutigkeit zwischen ir nit 
gefunden werden möcht, alss dan in denselben Sachen mit restituiren unnd in 
ander weg des wir euch hiemit unser sonder macht und gewaldt geben, alles das 
handlet und thut, das sich nach Ordnung des rechtens geburet"; Chmel, a.a.O. 
S. 90, Nr. 94 und die Gegenvorstellung des Bischofs von Seckau gegen diese Er- 
ledigung, a. a. 0. S. 398, Nr. 266. Aehnlich bittet Wolfgang Freytag in einer 
Beschwerde gegen das Urtheil des Amtsmannes von Gmunden beziehentlich der 
von ihm bestellten Spruchmänner um einen Auftrag an Bäthe und Hauptmann 
ob der Enns, die spruchmänner und die widerparthey des Beschwerdeführers vor- 
zuladen , zu verhören , Sühneversuch vorzunehmen und nötigenfalls inappellabel 
zu entscheiden ; a. a. 0. S. 383, N. 256. Nach der nlederösterr. Landrechtsordnung 
aus der Zeit Maximilians und Ferdinands I. konnte jeder Grundherr, wenn er 
dem Kläger binnen 3mal 14 Tagen keine Gerichtshülfe leistete , zusammen mit 
dem Principalantworter (d,. i. dem beim Grundgerichten Verklagten) beim Land- 
recht geklagt werden, Buchhol tz, a. a. 0. S. 37. Schon ein Gutachten über die 
Organisation der Hof- und Centralverwaltung Erzherzog Sigismunds von Tirol 
aus dem Jahre 1^82 eröffnet für Jedermann, der sich durch Justiz Verweigerung 
oder durch Entscheidung eines Pflegers oder Richters verletzt erachtet, die Klage 
gegen den Letzteren vor dem Amte des Erzherzogs; Adler, a. a. 0. S. 318. 
Die Beiziehung der Gegenpartei im Processe gegen den Richter oder den Ver- 
waltungsbeamten soll eine sofortige Entscheidung in der Sache ermöglichen. Viel- 
leicht dass sich diese Einrichtung aus jenen des Inquisitionsprocesses vor dem 
fränkischen Königsgericht entwickelt hat, derznfolge der Oberrichter bei der 
ProceFsrevision auch den Unterrichter als Zeugen verhörte. Aus dem Zeugen kann 
allmälig ein Geklagter geworden sein. 
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langen die billichait zu verfuegen oder mit recht zu entsehai- 
den. ^22) Das Erkenntniss konnte lauten auf Verurtheilung zu 
einer Geldstrafe, Entschädigung des durch die Amtshandlung 
rechtswidrig Geschädigten, im Falle rechtswidriger Verfügung 
einer Leibesstrafe durch den Geklagten auf eine in das Er- 
messen des Gerichtes gestellte Strafe, in schweren Fällen sogar 
auf Entlassung. ^^^) Sonach hatte der Anspruch, welcher aus der 
Ueberschreitung der Amtsgewalt oder der Verweigerung der Er- 
füllung der Amtspflicht für den hievon Betroffenen erwuchs, 
nicht blos die Herstellung des rechtlichen Zustandes, sondern 
auch Genugthuung für das zugefügte Unrecht zum Gegenstande. 
In dem Rechtsschutzverfahren waren vom Standpunkte moderner 
Rechtsgestaltung die Elemente des verwaltungsgerichtlichen 
und Syndicatsverfahrens mit jenen eines Diseiplinarverfahrens 
gemengt. 

Die Ausbildung dieses gerichtlichen Rechtsschutzes gegen 
Beamtenwillkür, welches den beiden Kaisern ganz besonders am 
Herzen liegt ^^4)^ kommt den Unterthänigen auf den landes- 
fürstlichen Domänen in jeder Hinsicht zustatten, also auch 
soweit es sich um den Schutz gegen Ausbeutung des Unter- 
thänigkeitsverhältnisses von seiner privatwirthschaftlichen Seite 
handelt '36)^ aber ausserdem auch den Unterthänigen der adeligen 



"*) Bosenthal, a. a. S. 162, Anm. 2. 
»") A. a. 0. S. 160, Anm. 1. 



^) Die niederösterr. Hofrathsinstruction von 1522 macht den landesfürst- 
Uclien Beamten bei Androhung schwerer Ungnade nnd Strafe die rechtmässige 
Ausübung ihrer Befugnisse gegenüber den armen Leuten zu strenger Pflicht, 
damit sich unser arm leut dest statUcfaer erneren und bei inen, iren weib, kind, 
haus und Hof beleiben mugen, Bosenthal; a. a. 0. S. 160, Anm. 2. 

12') Dem Jörg Ereuezer, königl. Erbholden, wird der rückständige Zins mit 
Bäcksicht auf die Vernichtung seiner Ernte durch den Pfleger gestundet unter 
Festsetzung einer Strafe von 24 fl. auf Nichteinhaltung des Termins. Infolge 
schwerer Erkrankung kann er den Termin nicht einhalten. Von der Strafe bringt 
er nur 10 fl. auf. Deshalb wird er von der durch ihn selbst aufgezimmerten Hube 
abgestiftet und hierauf flüchtig. Der Pfleger klagt den neuen Grundherrn auf 
Herausgabe des Sohnes des Ausreissers, weil er auf seinem Grunde geboren sei. 
Gesuch des Ereuczer : „ AUergenedigester Herr, bit darauf Euer kön. M.t. dimuetigklich 
mit dem allerhöchstem vleis durch goczblllenn, Eur kön. Gnad geruehe bey Herrn 
Conndraten Verber darob zu sein, das ich armer man soliher unpilher pen ver- 
tragen werde und mein sun Buepprecht bei mir lass belelbem, damit er mich 
helff ernem, wann ich alt und kranck bin und nymer mag arbatten"; Ohmel, 
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Grundherren und diesen letzteren selbst in dem Umfange, als 
dieselben — und das gilt von der Befugniss zur Hebung landes- 
f ürstlicher Abgaben — der Gewalt des Landesfürsten unmittelbar 
unterworfen sind. 

Die Organisation der Gerichtsbarkeit über das durch die 
Amtsgewalt begründete Rechts verhältniss der unteren landes- 
fürstlichen Beamten zu den Unterthanen ist dem Wechsel in 
hohem Grade unterworfen. Das Augsburger Libell erledigt die 
Beschwerde der Stände, dass die Prälaten und Adel, auch ihre 
armen Leut , von kays. May. Vicedomben, Pflegern , Mautnern, 
Landrichter und Amtleuten aus ihrem Gewalt etwo viel 
umb schlechte Sachen unbillicherweise und hoch übernommen 
würden, dahin, dass in Händeln geringer Bedeutung der Haupt- 
mann und der Vicedom mit etlichen Landräthen^*«) 



S.489, N. 328. Margreth Qauedrin von Prerassel contra Egkh eines Haus entsetzt: 
Auch hier klagt die Gesuchsstellerin den Vicedom Jörg von Egkh wegen rechts- 
widriger Abstiftung von einer mit ihrer und ihres Mannes schweren Händearbeit 
wohlgezimmerten Hube und Versetzung auf eine wüste Hube; Chmel, a. a. 0. 
S. 407, N. 273. 

^'^) Eämthner Landhandf. S. 64. Aus der Verbindung von Landeshaupt- 
mann, Vicedom und Landrichter scheint sich frühzeitig eine unter der nieder- 
österreichischen Regierung stehende Regierung für Oesterreich ob der Enns ge- 
bildet zu haben. Denn schon ein Rescript vom 10. November 1539 (Buchholt z, 
a. a. 0. S. 26, Anm.) regelt die Zuständigkeit der Regie rung in Linz für Klagen 
wegen Prägravation der Haupt- und Amtleute, Pfleger und Pfandschafter und für 
Klagen in Kammersachen. Sicher ist der Bestand dieses Regierungscollegiums unter 
dem Namen Landeshauptmannschaffc ob der Enns vom Jahre 1636 ab. So S u 1 1 i n g e r, 
a. a. 0. S. 410 ff. Ob die Landräthe, welche aus den Ständen entnommen wurden, diesen 
Titel kraft ihrer Heranziehung zu landesfürstlichen Regierungsgeschäften 
führten oder kraft ihrer Thätigkeit in der ständischen Verwaltung, lässt sich 
nicht feststellen. Sie sind zu scheiden von den landesfürstlichen Hausräthen, 
welche streng landesfürstliche BÄthe extra statum sind und zeitweilig zur 
Verstärkung oder Ergänzung der ständigen RegierungscoUegien verwendet werden. 
Adler, a. a. 0. S. 260 f., 286. Die Verbindung des Vicedoms, also eines landes- 
fürstlichen Beamten, mit Beamten der ständischen Selbstverwaltung zu einer 
landesfürstlichen Regierungsbehörde ist deshalb interessant, weil auf diesem von 
Gneist eindringlich empfohlenen Organisationsprincip zum Theile die preussische 
Verwaltung, des Linern in den niederen und mittleren Instanzen ruht. Ein Ver- 
such ähnlicher Art durch Verbindung ernannter landesfürstlicher und aus den 
Ständen auf Zeit gewählter Beamten in den Landesstellen wurde 1784 von 
Kaiser Josef U. in Erwägung gezogen, um dem Ständewesen ein lebhafteres Ge- 
fühl für den Staat einzuflössen, es für den Staat zu erziehen. Aber das Project 



Verwaltungsrechtspflege in Oesterreich etc. 95 

den Sühneversuch vornehmen und im Falle seines Misslingens 
den erhobenen Thatbestand der Regierung und Raitkam- 
mer zur Fällung des executionsfähigen Erkenntnisses mit- 
theilen solle. In Sachen von grösserer Bedeutung devolvirt der 
Vergleichsversuch an das durch Kammerräthe zu verstärkende 
Regiment, seine Justizgewalt bleibt aber auf eine proviso- 
rische Verfügung auf Grund des letzten Besitzstandes be- 
schränkt. In der Raitkammerordnung von 1539 für Steier- 
mark, Kärnthen, Krain und (rörz wird der V i ce d o m bestellt als 
erste Instanz für Klagen unserer armen leut und underthanen' 
gegen hauptleute, pfleger, pfandschafter wegen Ueber- 
bürdung mit zins, dienst, robot, steur, für Klagen der Land- 
leute gegen Pfleger umb sachen, so gewaltig oder ander 
eingriff . . . oder ander persönlich sprach, die unser cammerguet 
beträffen. ^^v) 

Nach derselben Instruction ist der Vicedom zusammen 
mit dem Landeshauptmanne erste Instanz in den Fällen, 
in welchen landesfürstliche Beamte zur Durchsetzung fiscali- 
scher Ansprüche gegen die Unterthanen den Weg der Klage 
betreten müssen. In zweiter Instanz entscheidet Regierung und 
Kammer, ^^s) Bemerkenswerth ist aber, was die hier angeführten, 
aber keinesfalls erschöpften Wandlungen der Organisation der 
Gerichtsbarkeit über das Rechtsverhältniss aus dem landesfürst- 
lichen Amte betrifft, dass von der Zulässigkeit einer gericht- 
lichen Klage des Regiments oder der Kammer oder einer Klage 
gegen das Regiment oder die Kammer als CoUegium aus ihrer 
Amtsführung an keiner Stelle die Rede ist. Das hängt damit 
zusammen, dass das Regiment selbst das höchste Gericht im 
Lande ist und dass die Kammer keine unmittelbare 



stiess auf den Widerspruch selbst der dem hohen Adel angehörigen Mitglieder 
des Staatsraths; Hock-Bidermann, Der österreichische Staatsrath, S. 116, 
167. Gegenwärtig besteht eine ähnliche Verbindung von Staatsdienerthum und 
Bürgerthum zu staatlichen Behörden in Oesterreich nur vereinzelt und bildet 
kein allgemeines organisatorisches Princip. Es scheint, als ob beide Elemente die 
Empfindung hätten, dass sie in dieser Verbindung nur Halbes leisten könnten. 

^^') Rosenthal , a. a. 0. S. 163. Klagen gegen den Vicedom selbst wegen 
Rechtsverweigerung oder wegen rechtsverletzender Amtshandlungen gehören vor 
die Regierung. Zeibig, a.a.O.S.326, Rosenthal S. 162. 

"8) Rosenthal, a. a. 0. 

T e z n e r. y 
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nach aussen gerichtete Amtsgewalt hat. Es ist also 
gegen die Regierung nur das Rechtsmittel der Hofbeschwerde, 
der Appellation oder Supplication eröfiiiet, gegen administrative 
Erledigungen der Kammer nur jenes der Beschwerde. Wo nach 
der administrativen Erledigung einer Sache der Rechtsweg offen 
bleibt und wo umgekehrt die Kammer zur Erfüllung fiscalischer 
Ansprüche auf aussergerichtlichem Wege nicht gelangen kann, 
kommt im gerichtlichen Processe nicht ihr, sondern nur dem 
Landesfürsten, beziehentlich dem Fiscus die Parteien- 
rolle zu. 

Neben dem Rechtsmittel der Klage gegen die unteren 
landesfürstlichen Beamten besteht das Rechtsmittel der Be- 
schwerde im Sinne der modernen, keinen förmlichen Process, 
sondern nur die officiose Aufsicht der vorgesetzten Behörde pro- 
vocirenden Verwaltungsbeschwerde. Zur Untersuchung derselben 
werden formliche und unter Umständen mit obrigkeitlicher Ge- 
walt ausgestattete reisende Commissionen unter verschiedenen 
Kamen ausgesendet, deren Mitglieder in einem gewissen Um- 
fange dem landständischen Adel entnommen sind.^^g) 

Dieser ist, da er bei Unzulänglichkeit der landesfürstlichen 
Einnahmen die landesfürstliche Postulation zur Deckung des 
Deficits zu gewärtigen hat und dann seine Bauern zu stärkerer 
Steuerleistung heranziehen muss, in hohem Grade an einer ge- 
ordneten Verwaltung auf den landesfürstlichen Domänen, an 
der Erhaltung der Steuerkraft der landesfürstlichen Bauern 
interessirt, ohne indess die gleiche Neigung zu angemessener Be- 
handlung seiner eigenen Unterthänigen zu empfinden. 

Der landesfürstliche Charakter des Dienst- und Amtsver- 
hältnisses wird eifersüchtig gewahrt. Maximilian I. lehnt es ab, 



"*) Ueber solche reisende Commissionen, Bereiter, Reformirer vgl. Adler, 
a. a. 0. S. 194, 218, 368; die a. a. 0. S. 208, Anm. 1 erwähnte Vollzugsver- 
ordnung von 1498 zur Schatzkammerordnung vom selben Jahre, welche 
unter den Revisionscommissären auch Landräthe anführt ; die Innsbrucker Hof- 
haltungsordnung von 1518 Kärnthner Landhandf., S. 119, Rosen thal, a. a. 0. 
S. 160 f. Biese reisenden Commissionen dienen demselben Zwecke wie die missi 
dominici des karolingischen Königthums, die Kreishauptleute Maria Theresias 
und Kaiser Josefs II., welche behufs Entgegennahme von Beschwerden der Unter- 
thänigen ihrer Kreise zu bereisen haben. Vgl. übrigens auch die durch das 
Gesetz vom 17. Mai 1883, R. G. B. Nr. 117 geregelte Bestimmung der Gewerbe- 
inspectoren. 
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die landesförstlichen Unterbeamten auch nur dem Landmarsehall 
oder dem Landeshauptmann, also verfassungsmässigen Organen 
zu unterstellen, welche doch auch landesfürstliche Competenzen 
ausüben, den Fall ausgenommen, dass sie zusammen wenigstens 
mit einem landesfürstlichen Beamten judiciren, offenbar deshalb, 
weil sie zugleich der verfassungsmässigen Organisation des Stände- 
wesens angehören. ^^^) Deshalb kann der landesfurstliche Beamte 
aus seiner Amtsführung nie vor einem aus dieser Orga- 
nisation hervorgegangenen, ausgesprochen ständischen 
Gerichte, sondern nur vor den streng landesfürstlichen, auf 
landesfürstlicher Creation beruhenden Gerichten geklagt werden. 
Es steht ihm zur Abwehr der Controle seiner Amtshandlungen 
durch ein landständisches Gericht die exceptio fort declinaton'a 
der Incompetenz, sowie die Appellation an den Landesfürsten 
gegen ein competenzwidriges ürtheil eines solchen Gerichtes zu.^^i) 

III. Abschnitt. 

§.5. Die Regierungen unter den Nachfolgern Fer- 
dinands I. bis auf Maria Theresia. 

Während auf dem Gebiete der Organisation der Finanz- 
verwaltung das Tasten und Schwanken, welchem wir bei 
Maximilian und zum Theil auch bei Ferdinand I. begegnen, 
sich unter den Nachfolgern dieser Kaiser fortsetzt, macht die 



i'o) Adler, a.a.O. S. 268f. 

^*^) Sehr bemerkenswert!! und vielleicht auch ein Beitrag zur früher herr- 
schenden Auffassung von der Rechtsnachfolge in das Amt (vgl. auch das Gut- 
achten der niederösterr. Itegierung vom 15. Februar 1578 in Suttinger's Con- 
suetudines , S. 63: Nachkommen im Dienst) ist der bei Chmel, a. a. 0. S. 404, 
Nr. 271 abgedruckte Act aus der Zeit Maximilians I. Der Bruder und Amtsvor- 
gänger des Veit von Thum, Pflegers in Oberstein, hat den Slaytiner wegen Dieb- 
stahls abgestraft und dem Gestraften das von ihm angeblich gestohlene Vieh ab- 
genommen. Slaytiner klagt deshalb den Amtsnachfolger wegen dieser Amtshand- 
lung seines Vorgängers bei der Landschranne zu Laybach , sei es mittels Syn- 
dicats- oder Restitutionsklage. Der Geklagte erbittet sich die Instruction für sein 
Verhalten gegenüber dieser Klage vom Hofe unter Hinweis darauf, dass er als 
landesfürstlicher Beamter der Landschranne nicht unterstehe. Darauf erfliesst 
die Weisung, er solle vor Gericht erscheinen und forum decliniem (d. h. die fori- 
declinatorische Einwendung der Incompetenz erheben), soferr im das for der 
schrann nit erkannt wurd, mag er appelliern. 
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Organisation der Mittelstellen für die landesfürstliehe Ver- 
waltung des Innern und die landesfürstliche Grerichtsbarkeit in 
den deutschen Erbländern, abgesehen von der Decentralisation 
der Agenden der Wiener Regierung zu Gunsten Oesterreichs 
ob der Enns und der Länder Steiermark, Kärnten, Krain, Görz 
und von der Abzweigung besonderer Causalverwaltungsgerichte 
bis auf Maria Theresia fast keine Entwicklung durch. Die Insti- 
tution der Regierungen hat sich so eingelebt, dass nach der 
Theilung des in der Hand Ferdinands I. vereinigten Gesammt- 
gebietes dieser Länder unter dessen Söhne in die niederöster- 
reichische, Oesterreich ob und unter der Enns, in die inner- 
österreichische, Steiermark, Kärnten, Krain und Görz, die 
oberösterreichische, Tirol und die Vorderlande umfassende Länder- 
gruppe zu der nieder- und oberösterreichischen Regierung in 
Wien und Innsbruck eine innerösterreichische in Graz hinzukam. 
Die Competenz dieser drei Regierungen ruht auf den von Maxi- 
milian I. und Ferdinand I. geschaffenen Organisationsprincipien, 
so dass die Wiedervereinigung der drei Gruppen, und zwar der 
inner- und niederösterreichischen unter Ferdinand II. , dieser 
beiden mit der oberösterreichischen unter Leopold I. keine organi- 
satorischen Schwierigkeiten in Betreff der Regierungscompetenz 
bereitete.^) Bemerkenswerth ist indess ein Versuch der Rückbildung 
der Organisation im ständischen Sinne, welcher von den Ständen 
Oesterreichs ob der Enns vor dem Uebergange dieses Landes an 
Ferdinand II. unternommen wurde. Oesterreich ob und unter der 
Enns wurden auf Grund zweier Urkunden von Marienburg den 
19. October 1619 von Erzherzog Albrecht, dem letzten Gliede der 
niederösterreichischen Linie des österreichischen Hauses und dem 
Anwärter auf beide Länder im Falle des Todes des Kaisers Ma- 
thias, an Erzherzog Ferdinand , den nachmaligen Kaiser Ferdi- 
nand n., abgetreten. Schon vorher war derselbe mittels einer Er- 
klärung von Brüssel den 2. Februar 1619 zum Stellvertreter 
Albrechts in den beiden Ländern für den Fall des Hinscheidens 
des Kaisers Mathias bestellt worden. ^) Da indess die Verstän- 



^) Die Bezeichnnng innerösterreichisch taucht noch unter Ferdinand 11. auf, 
Fei In er. Zur Geschichte der österreichischen Centralv er waltung, a. a. 0. S.289. 

^) SchrÖtter, Abhandlungen aus dem österreichischen Staatsrechte, V^ 
S. 221, Note 6. 
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digung an die Stände von dieser Bestellung erst unter dem 
26. Juni 1619 erfolgte, so schritten die Stände, die Verzögerung 
dieser Verständigung ausnützend, zur Wiederherstellung der 
Landeshauptmannschaft als Einrichtung zur Fortführung der 
Regierungsgeschäfte bis zur Huldigung des neuen Herrschers 
durch die Stände.') 

Der bezügliche Beschluss vom 6. April 1619*) führt uns 
das Rechtsinstitut des vicegerirenden Landeshauptmannes in 
jener Gestalt vor, in welcher es auf dem Gipfelpunkt der Ent- 
wicklung ständischer Macht bestand und dies beim Regierungs- 
antritte jenes Monarchen, welcher diese Macht dauernd ge- 
brochen hat. Die Ober-Ennßischen Stände beschliessen in Folge 
zeitlichen Abgangs Kaysers Mathiä und in Abwesenheit des 
Durchlauchtigsten Fürsten Herrn Alberti, Ertz-Hertzogen zu 
Oesterreich als nechsten Erb-Herm, die völlige Verwesung 
des Landes gemeiner Landschafft dieses Ertzherzogthums Oester- 
reich ob der Ennß (Krafft desselben wohlhergebrachten Her- 
kommens und üblichen Gewohnheiten) biß zu künfftiger 
wohlvermeldter Landschafft ordentlicher Huldigung zu bestellen 
und handzuhaben. Die Stände haben deshalb in Erkenntniss ihrer 
Verantwortung gegenüber ihrem künftigen Landesfürsten und 
gegenüber dem ganzen Vaterland zur Vermeidung eines Gerichts- 
stillstandies und anderweitiger Verwirrungen ein vornehmes Mit- 
glied aus ihrem Mittel, und zwar den Wohlgebohrnen Herrn Sig- 
mund Ludwig von und zu PoUheim zu einem Landeshauptmann 
zu behanden für nothwendig erachtet und diesem nach lieber- 
nähme des Amts eine Instruction übergeben. Die andern Hoch- 
oder Niedern Lands-fürstl. Aemter und Officier lässt die 
Landschaft unvermindert bis auf den Punkt, dass dieselbigen an 
statt der Stand (!) dem von PoUheim huldigen und ihn als 



') Wie bedeutungslos die vereinzelt vorgekommenen Organisationsänderungen 
w aren, lehrt das bereits citirte Werk : Die niederösterreichische Statthalterei u. s. w. 

*) Suttinger, Consuetudines, S. 42Q f. Angaben über die geschichtliche 
Literatur für diese Epoche des Wiederauftretens des alten ständischen Geistes 
enthält Bid ermann, I, S. 95 f., N. 54. Es wiederholt sich also derselbe Vor- 
gang wie nach dem Tode Maximilians I., wo die niederösterreichischen Stände 
für sich die Regierungsrechte bis zur Ankunft des Thronfolgers in Anspruch 
nehmen, v. Kraus, Zur Geschichte Oesterreichs unter Ferdinand I. 1519 bis 
1522, S. 13 f. 
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einen Lands-Haubtmann respectiren sollen. Dieser Beschluss illu- 
strirt die Auffassung der Stände von der Herrschaft des Landes- 
herm als einer auf Vertrag zwischen diesem und den ständischen. 
Doch endet diese ständische Bewegung mit ihrer voll- 
ständigen Niederlage. 1628*) überträgt Ferdinand II. mittels 
eines Schreibens an seine hinterlassen en Räthe in Wien nicht 
nur die gesammte landesfürstliche Administration, sondern 
auch die dem Landeshauptmann als Organ derLandschaft 
zukommende Grerichtsbarkeit für Oesterreich bis zur Wieder- 
errichtung der Landeshauptmannschaft an eine dreigliederige 
Commission und behandelt so dieses nicht blos landesfürstliche, 
sondern auch zugleich ständische Amt als in jeder Hinsicht seiner 
Organisationsgewalt unterworfen. Mit Resolution vom 17. Sep- 
tember 1636 ö) bedeutet er dem oberennsischen Landeshaupt- 
manne, er habe den Landeshauptmannstellvertreter, den soge- 
nannten Anwalt, als uns er n Anwaldt in Oesterreich ob der 
Enns zu erkennen und sich deshalb der Ausfertigung eines Be- 
stallungsdecretes im eigenen Namen an diesen Anwalt zu ent- 
halten. In der Instruction Ferdinands III. vom 17. September 
1636 ■') tritt uns die oberennsische Landeshauptmannschaft als 
eine ausgesprochene landesfürstliche Collegialbehörde ent- 
gegen, und zwar in einer Organisation, welche sie als jene Ver- 
einigung von Hauptmann, Vicedom und Landräthen erkennen 
lässt, die schon zufolge des Augsburger Libells von Maximilian I. 
zur Untersuchung von Beschwerden gegen Rechtsverletzungen 
der Vicedome, Pfleger, Mautner, Landrichter und Amtleute durch 
Gewaltüberschreitung bestimmt worden war. Die Collegialität 
ist in solcher Weise geregelt, dass in Regierungssachen, welche 
die Finanzen berühren oder volkswirthschaftlicher Natur sind, 
Landeshauptmann und Vicedom zusammengehen müssen, und 
dass in Justizsachen mit dem Landeshauptmanne und eventuell 
auch noch dem Vicedom sich die Landräthe ^) collegial zu einem 



5) Suttinger a. a. 0. S. 423. 

®) Codex ÄtistriacuSy I, S. 753; vgl. auch das Rescript vom 25.0ctober 
1674, a. a 0. S, 754. 

') Suttinger, a. a. 0. S. 410 ff. 

®) Vgl. mit diesen Landräthen die unter Maximilian I. dem Vicedom für 
die Revision der Amtsführung der niederen landesfürstlichen Finanzbeamten bei- 
gegebenen, aus den Landständen entnommenen Landräthe. 



• * 
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Gerichtsliofe verbinden. Die Landräthe sind nunmehr ausgesprochen 
landesfiirstliehe Räthe, welche dem Landesfiirsten den Amtseid zu 
leisten haben. Nur im Falle, als die ordnungsmässige Besetzung 
des CoUegiums infolge gerechtfertigter Abwesenheit der ständigen 
Räthe nicht herzustellen wäre, darf der Landeshauptmann interi- 
mistisch eine Ergänzung durch Heranziehung tauglicher und zu 
beeidender Landleute vornehmen. Dass die Besetzung eine an- 
sehnliche war, beweist die Bestimmung, wonach Bei- und End- 
urtheile, welche die Hauptsache betreffen, nur in Raths Versamm- 
lungen von wenigstens 7 Mitgliedern eröffnet werden durften.®) 
In dienstlicher und disciplinärer Hinsicht untersteht die ober- 
ennsische Landeshauptmannschaft der niederösterreichi- 
schen Regierung in Wien. 

Damit tritt die oberösterreichische Landeshauptmannschaft in 
einen gewissen Gegensatz zu den Landeshauptmannschaften jener 
Kronländer, in welchen der Landeshauptmann vornehmlich 
das Haupt der ständischen Verwaltung und der aus der Epoche 
des Ständestaates hervorgegangenen, ständischen Interessen näher 
stehenden unter verschiedenen Namen bestehenden Gerichte für 
die Stände der cur iae partum vel nobilium blieb. ^^) Doch 
scheinen die Landeshauptleute auch in den übriger Kronländern 
frühzeitig in einem allerdings schwer zu bestimmenden Umfange 
zur Decentralisation der landesfürstlichen Verwaltung ver- 
wendet worden zu sein, i^) Denn beispielsweise überträgt die 
schon erwähnte , im Codex Aicstriacus II, S. 151 , abgedruckte 
Politzey-Ordnung Maximilians IL für Oesterreich ob und unter 
der Ennß vom 31. October 1568, den Vollzug an die Nieder- 
österreichische Regierung unter ihrer Aufsicht den Landes- 
hauptleuten, Verwesern, Vicedomen, Hansgrafen, Pflegern, 
Bürgermeistern, Richtern, Räthen, Landrichtern und insgesammt 
allen denen, so sich gerichtlicher Obrigkeiten gebrauchen. Dieser 



») Suttinger, a. a. 0. S.416. 

^") Luschin, a.a.O. S. 88 ff- Die Erkenntnisse dieser curia nobilium 
erfliessen, z. B. in den innerösterreichischen Ländern noch als Erkandtnassen der 
Herren und Landlenthe, Beckmann, a. a. 0. S. 266. 

") Für die Bestimmung der Stellung der Landeshauptleute auf dem Ge- 
biete der Verwaltung und Justiz vgl. oben §.2, Note 23, dann Beckmann, 
a. a. 0. S. 266 f., Artikel Land-Tage, S. 271 ebenda, dann den Amtseid des Landes 
hauptmanns in Oesterreich ob der Enns im Codex Austriacus, I, S. 575. 
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Vollzugsauftrag gibt uns gewissermassen eine Skizze der da- 
maligen Organisation der Verwaltung und Verwaltungsrechts- 
pflege von der Regierung angefangen. 

Die Auffassung von der verfassungsmässigen Rechts- 
stellung der Regierungen bleibt in dem Punkte unverändert, 
dass sie zur instanzmässigen Stellvertretung der Landes- 
fürsten in der Ausübung seiner Competenzen berufen sind. 
Infolge dessen erlangt vorübergehend die innerösterreichiscbe 
Gruppe durch die Ländertheilung nach dem Tode Ferdinands I. 
mittels der in Graz errichteten Regierung, was sie unter Maxi- 
milian I. vergeblich erstrebt hatte, nämlich einen Ausdruck für 
ihre verfassungsrechtliche Sonderstellung gegenüber den andern 
Ländern, welche noch dadurch verstärkt wird, dass für die 
Revision der Entscheidungen dieser Regierung wegen des Privi- 
legiums der steierischen Stände auf Erhaltung der höchsten 
Gerichtsbarkeit im Lande besondere Einrichtungen getroffen 
werden. 

Nach Beckmann hat^*) 1565 Erzherzog Carl als Erz- 
herzog in Oesterreich und Herzog in Steyr die Regierung in 
Graz dergestalt gnädigst verordnet, dass dieselbe in ihrer 
Durchlauchtigkeit Nahmen, und nachgehends in Ihrer Kayserl. 
Majest. Abwesenheit, jure repraesentatioms , ex speciali 
2)rivilegio Caesar eo^ alle Staats, civil, criminal und feudal- 
sachen, alles so kräftig zu thun vermöge, als wann es Ihre 
Kayserl. Majest. selbsten befohlen hetten, cum regimen hoc ex- 
celsuvi in sensu civili et morali, Imperatorem repraesentat. Des- 
halb leite auch die Regierung ihre Mandate mit den Worten 
ein : Nos Leopoldus , Romanorum Imp erator und versehe 
dieselben mit dem grossen kaiserlichen Siegel. Das ändert 
an dem landesfürstlichen Ch arakter nichts. Der Landes- 
fürst wählt für seine Firmirung den politisch bedeutsamsten 
Titel. Er herrscht über die österreichischen Länder kraft landes- 
fürstlicher Gewalt und nicht als römischer Kaiser. 

Die Competenz der Regierungen, für welche während der 
hier behandelten Epoche diese Bezeichnung die herrschende '') 



") A. a. 0. Artikel Regierung, S. 397. 

*') Eine der Titelfrage gewidmete Resolution Maximilians II. vom 2. Juni 
1565, gerichtet an den Kanzler der niederösterreichischen Regierung, Codex Austr., 
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wird, ruht gegen Ende derselben auf Organisationsvorschriften, 
welche in jeder Hinsicht abstracten Inhaltes sind und den Cha- 
rakter von Vollmachten an namentlich bezeichnete Personen 
abgestreift haben. Sie erstreckt sich vor allem auf das ganze 
Gebiet der inneren Verwaltung, für welche sie entweder höhere 
oder erste Instanz bilden. Sie haben über alle Staats-Sachen, 
so ad conservandum statum publicum, sive politicum, sive ecclest- 
asticum ... zu disponiren und zu befehlen. Sie haben sich die 
allgemeine Wohlfahrt nicht blos durch Uebung der landesfürst- 
lichen Gewalt, sondern auch in der Form der Verwaltungspflege 
angedeihen zu lassen. Sie sollen in allen Sachen, worunter des 
Landesfürsten interesse, Hoheit, oder die allgemeine Wohl- 
fahrt versiret, alles aufs genaueste beobachten, i*) Sie sind also 
die Landespolizeibehörde in dem doppelten Sinne als Polizei- 
zwangs- und Wohlfahrtspolizeibehörde, in welcher Eigenschaft 
sie zu verwirklieben haben, was ad omnium civium salutem et 
conservaeionem dienlich ist^^) und es kann keine Polizeian- 
gelegenheit geben, welche nicht mindestens in 
höherer Instanz zur Regierung ressortiren würde, 
mag sie sich in den Formen des blossen Verwaltungsverfahrens 
oder in denen der Verwaltungsgerichtspflege abwickeln. Ein 
Gestionsbericht des niederösterreichischen Statthalters Johann 
Quintin Grafen Jörger, aus der Zeit um 1691 stammend ^ß), 



II, S. 219, verleiht den Bäthen derselben den Titel: Itath dess Begiments der 
Niederösterreichisclien Landen. Dennoch findet sich dieser Titel in den kaiser- 
lichen Erlässen nnr selten verwendet ; vgl. z. B. Bescript vom 20. April 1637, 
vom 22.December 1681, Codex Aastr., II, S. 214, 219. 

»*) Beckmann, a. a. 0. S. 399 f. 

") A. a. 0. S. 336 ff., Artikel Policey- Ordnung. 

*•*) Codex Äustr.y II, S. 221, P. 11. Als Gegenstand des landesfürstlichen 
Polizeiwesens finden wir daselbst und bei Beckmann angeftihrt Aufrecht- 
erhaltung der öfi'entlichen Sicherheit, somit die Fremdenpolizei, die Massregeln 
gegen Bettler, Zigeuner, Landstreicher, das Feuerpolizeiwesen, die Gesund- 
heits- und die Lebensmittelpolizei durch Handhabung der Vorschriften gegen 
Theuerung, Verfälschung der Nahrungsmittel, die Handels- und Gewerbepolizei, 
also das Mass- und Gewichts-, das Punzirungswesen , das Hausirwesen, die 
Arbeitspolizei im Verhältniss von Meister, Gesellen und Lehrlingen, ausserdem 
die Aufsicht über die Erfüllung der öffentlichen Wegeerhaltungspflicht, die Sitten- 
polizei mit ihrem vergeblichen Kampfe gegen den Luxus, die Beligionspolizei 
u. s. w. 
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erwähnt eine von der Regierung ausgearbeitete und 
publicirte Feuerordnung für Wien und eine von ihr 
ausgegangene allgemeine Infectionsordnung, sowie die von 
ihr eingerichtete Gerichtsbarkeit in Dienstbotenstreitigkeiten, 
was die Annahme der Zuständigkeit der Regierung zum Erlasse 
von Polizeiverordnungen nahe legt. Als Landespolizeibehörde 
übt die Regierung die Aufsicht über alle unteren Polizeibe- 
hörden, seien es landesfürstliche, seien es grundobrigkeit- 
liche oder Polizeibehörden der landesfürstlichen Stadtgemeinden. 
Es unterstehen ihr also die Landeshauptleute, die Beamten zar 
Ausübung der grandherrlichen Gewalt des Landesfürsten auf 
den landesfürstlichen Domänen, also die Pfleger und Amtleute, 
die über diese gesetzten Vicedome, die Hand- oder Hansgrafen i^), 
obrigkeitliche Personen zur Handhabung der Marktpolizei zu- 
gleich Handelsrichter und Verwalter bestimmter landesfürstlicher 
Gefälle, die Behörden der landesfürstlichen Städte, die Grund- 
herren , so sich obrigkeitlicher Gewalt gebrauchen und ver- 
mittels derselben auch die Obrigkeiten der unterthänigen Städte 
und die Dorfobrigkeiten. ^®) Das schon unter Maximilian I. und 



^^) Nach der HaDSgrafenordnung Maximilians I. von 1507 kommt dem 
Hansgrafen die Approvisionirnngspolizei, Mauth- und Zollpolizei nnd die Markt- 
handelsgerichtsbarkeit zu, Buch ho Uz, a. a. 0. 8, S. 25, 276.**) Z ei big, S.204. 

^^) Als Gegenstand der ländlichen Ortspolizei bezeichnet Beckmann 
AUeSf was zur Erhaltung und conservation totitis universitatis in einem Dorff 
nöthig ist, und zählt dazu die Infections-, die Feuer-, die Wege-, die Wirthshaus- 
polizei, die Polizeistrafgerichtsbarkeit in allen Rauff handeln, die ausser Tach- 
Tropff und Hauss und Hofes auf Öffentlichen Gassen und Strassen, in und ausser 
Dorffes geschehen und nicht landgerichtsmässig sind. Ausserdem obliegt der Dorf- 
obrigkeit die AufrechterhaltuDg der Ordnung in der Nutzung der Allmende, 
dann gewissermassen im übertragenen Wirkungskreise die Auftheilung der Militär- 
lasten in Betreff Verpflegung und Einquartierung des Heeres, Einhebung und 
Abfuhr der Steuern. Das deckt sich zum Theil mit den Agenden der modernen 
Gemeinde. A. a. 0. S. 114, Artikel Dorffs-Obrigkeit und Tractatus de juribus in- 
corporalihusj TU, 5, 4. Cod, Austr,, I, S. 586. Buchholtz, a. a. 0. S. 56, Anm., 
führt noch ausserdem als Befagniss der Dorfobrigkeit an, den Panthaiding ab- 
zuhalten, die Gemeinderechnung abzunehmen^ Wächter und Stundenrufer zu be- 
stellen, die Aufnahme von Handwerkern in den Gemeinde verband, Aufsicht über das 
Gewerbewesen, über Wirthshäuser, Schlichtung von Streitigkeiten über Wege und 
Stege, Sicherung der Gemeindegrenzen, Auflage von Steuern, Aufnahme von In- 
leuten und Häuslern , Erlaubnissertb eilung zur Aussteckung des Standzeichens. 
Die Errichtung neuer Tavernen, Brauhäuser, Kornmühlen bedarf landesfürst- 
licher Erlaubniss. 
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Ferdinand I. hergestellte Abhängigkeitsverhältniss der landes- 
fürstlichen Städte von der Regierung ist nunmehr dauernd be- 
gründet. Schon 1499 wird eines Anwaltes der Stadt Wien Er- 
wähnung gethan. ^^) Die in Form eines Privilegiums erlassene 
Stadtverfassung für Wien vom 12. März 1526*®) lässt den 
kaiserlichen Anwaldt Unsers StadtRaths zu Wienn als ständigen 
landesfürstlichen, der niederösterreichischen Regierung unter- 
gebenen Regierungscommissär erkennen, welcher nach Massgabe 
instructioneller Weisungen des Landesherrn und der Regierung 
Obrigkeit, Ehr und Nutz des Landesfürsten gegenüber den Organen 
der städtischen Verwaltung zu wahren und zu diesem Behnfe 
auch den Sitzungen des Stadtraths beizuwohnen hat. Nach B e c k- 
mann's Mittheilung hat die Grazer Regierung die autorität 
und inspöction, dass die Kayserl. Stadt- und Märckte im Lande 
mit qualificirten Bürgermeistern, Richtern und Räthen von der 
Bürgerschaft versehen, in Ermanglung dessen die hochlöbliche 
Regierung selbst Macht hat, daselbst idonea suhjecta, auctorüate 
Caesarea zu constituiren, auf dass die Stadt und Märkte in ihrem 
guten Flor, und esse, dem gantzen Land und allen Einwohnern 
zum besten wohl erhalten und conserviret werden. Es hat über- 
haupt die Regierung so grosse autorität, dass alle Kayserl. 
Städte und Märkte immediate unter der hochlöbl. Regierung 
Jurisdiction gehören, ^i) Es besitzen also die landesfürstlichen 
Städte und Märkte lange schon nicht mehr das unumschränkte 
Recht, die Organe der städtischen Verwaltung und Gerichts- 
barkeit frei zu bestellen. 

Auch die Competenz der Regierungen zur Ausübung der 
landesfürstlichen Justizgewalt besteht in dem weiten Umfange 
fort, in welchem sie denselben schon vor Maximilian I. verliehen 
worden war. Eine kaiserliche Resolution vom 4. März 1625 ^^^ 
bezeichnet die Competenz der Wiener Regierung dahin, dass ihr 
die Verhandlung der Justitz-Sachen eingeraumbt sei, und eine 



1») Adler, a. a. 0. S. 217, letzter Absatz, und S. 218. 

«^) Cod, Äustr,, IT, S. 476 ff., S. 479. Diese Einrichtung besteht indess 
schon unter Ferdinand I. Buchholtz, a. a. 0. S. 62, 70 ff. Vgl. auch Beck- 
mann, a. a. 0. S. 454, und den Artikel Instanz, S. 218. 

2») Beckmann, a. a. 0. S. 400, P. 9, 10. 

*^«) Cod. Austr., II, S. 218. 
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weitere Resolution vom I.Jänner 1647 *8) eharakterisirt sie als 
höchstes landesfiirstliches Tribunal. Dem durch den Einfluss der 
gemeinrechtlichen Jurisprudenz geförderten Fortschritt in der 
juristischen Terminologie entspricht es, wenn Beckmann^*) 
von der Grazer Regierung sagt, sie sei bestimmt, in allen, 
und jeden civil, criminal, feudal, und Staats-Sachen, so für 
sie kommen, an Ihrer Kayserl. Majest. statt, aufs beste und 
nützlichste, zu Ihrer Kayserl. Majest. und derselben Land, und 
Leuth Nutzen, die alte Gott-liebende Justitz^ß), nach 
aussersten Kräfften recht getreu und untadelhafft zu exerciren, 
und zu administriren, und also alle streitende Parteyen, so bei 
der Regierung Streithändel zu führen haben, aufs förderlichste 
befördern und expediren zu helffen. Die Justiz in Civil- und 
Criminalsachen ist überwiegend Appellationsgerichts- 
barkeit. Die Justiz in Staatssachen ist aber das, 
was wir gegenwärtig Verwaltungsgerichtsbar- 
keit nennen und sie eharakterisirt sich als richterliche 
Entscheidung eines Streites zwischen Parteien. Die Verwaltungs- 
gerichtssache der damaligen Zeit ist eine ad contradictorium 
gediehene Angelegenheit der landesfürstlichen 
Hoheit oder, wie sie jetzt schon heisst, eine ad content tosum 
gediehene Staatssache. Man getraut sich nunmehr schon 
im Amtsstil von Staat zu sprechen, wo früher nur vom Landes- 
fürsten die Rede war. 

Die Typen der Verwaltungsrechtssachen sind noch die 
gleichen wie bisher. Nur weicht die Verschwommenheit ihrer 
Charakteristik einer schärferen juristischen Ausprägung aller- 
dings zum Nachtheil der Reinheit der deutschen Sprache, welche 
durch eine Menge auch überflüssiger Ausdrücke des Juristen- 
lateins verballhornt wird, entgegen der in einer niederöster- 
reichischen Landrechtsordnung von 1557 sich ausdrückenden 
Abneigung gegen die Einmengung lateinischer Wörter und 
Allegationen in Gerichtsschriften. 2**) 



") A. a. 0. S. 216. 

«*) Idea juris, S. 397 f. 

**) D. 1. die von Gott geliebte Justiz. Noch jetzt begegnet man im öster- 
reichischen Amtsstil dem barbarischen Austriacismus „innehabende Wohnung" statt 
niiethweise innegehabte oder besessene Wohnung. 

") Buchholtz, a. a 0. S. ^0. 
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I. Der Fortbestand des alten Mandatsverfahrens zur Be- 
wirkung d er Erfüllung von Verwaltungspflichten 
der grundherrliehen Obrigkeiten und zurBeseiti- 
gung rechtsverletzender hoheitlicher Acte der- 
selben ist bezeugt. 27) Die zahlreichen Polizeiverordnungen ent- 
halten jedesmal auch Strafbestimmungen für den Nichtvollzug 
durch die Obrigkeiten und der Strafanspruch der Landes- 
fürsten wird durch den Kammerprocurator im gerichtlichen 
Verfahren geltend gemacht. ^8) Das gilt auch von der den Obrig- 
keiten obliegenden Verwaltungspflege, wie z. B. von ihrer Pflicht, für 
die Herstellung und Erhaltung der öffentlichen Wege zu sorgen. ***) 



*') Artikel Parthey in Beckmann 's Idea juris j S. 331 f. Der Artikel 
„Poen-Fall" ebenda, S. 335, lässt dieses Verfahren noch immer als ein lang- 
wieriges, von der grössten Nachsicht gegen den Ungehorsamen erfülltes erkennen. 
Nach der Resolution vom 24. September 1625, Ck>d. Austr., II, S. 146, kommt 
selbst die executionsfähige Strafe in Wegfall, wenn der Ungehorsame deo Auftrag 
binnen bestimmter Frist nach Eintritt der Verwirkung der Strafe erfüllt, moram 
purgirt. Es besteht eben auch in der damaligen Epoche ein starker Gegensatz 
zwischen der principiell allenthalben anerkannten, einen reapectus personae nicht 
zulassenden Gleichheit Aller vor dem Gesetze und der wirklichen Gesetzgebung. 
Fälle des Verlustes der Gerichtsbarkeit wegen Vernachlässigung der Gerichts- 
und Polizeipflichten bei Suttinger, a. a. O. S. 386 und im Codex Austr. ^ T, 
S. 102. Ein Rescript vom 15. September 1635 an die niederösterreichische Re- 
gierung beseitigt indess für die dort angeführten Fällen die Klage auf Ungehor- 
samsstrafe, erklärt nicht blos die Verhängung, sondern auch die Vollstreckung 
der Ungehorsamsstrafe in administrativem Wege statthaft und gibt dem 
Exequirten nur einen an die Regierung zu richtenden Einspruch. Diese Einrich- 
tung ist mit dem Mandatsverfahren des modernen Strafprocesses nicht zu ver- 
gleichen, da dasselbe die Strafvollstreckung nur gestattet, wenn gegen das Mandat 
kein Einspruch fristgemäss erhoben worden ist. 

^*) Wenn einzelne Instructionen die Regierungen anweisen, gegen nach- 
lässige Obrigkeiten nicht blos auf Antrag des durch Verletzung ihrer Verwaltungs- 
pflichten Gesch ädigten , sondern ex nohili officio einzuschreiten , so wird da- 
durch die gerichtliche Durchführung des Ungehorsamsstrafverfahrens nicht 
ausgeschlossen. Denn auch nach den niederösterreichischen Hofrathsordnungen 
Ferdinands I. hat die Regierung von amtswegen den Kammerprocurator mit der 
gerichtlichen Verfolgung der Ortschaften zu beauftragen, welche die Verfolgung 
der Strassenräuber verabsäamen, Rosenthal, a. a. 0. S. 227 oben; vgl. auch 
S. 120, Anm. 1 ebenda. Der durch den Kammerprocurator zu erbebenden Zwangs- 
strafklage gegen Städte und Stadträthe wegen Jastizverweigerung erwähnt 
Suttinger in seinen Constietudines im Artikel Cammer-Procurator, S. 73. 

*^) Beckmann, Idea juris, S. 535. Klagt über die Unzulänglichkeit der 
materiellen, die Wegeerhaltungspflicht betreffenden Rechtsnormen und den durch 
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IL Einen Streitfall, den wir heute als Verwaltungrechts- 
sache betreffend die Grenzen örtlicher Zuständigkeit einer 
Grundherrschaft gegenüber jener eines landesfürstlichen Be- 
amten bezeichnen würden, betrifft eine Resolution vom 9. October 
1722**^) Der Graf zu Falkenstein hat den niederösterreichischen 
Vicedom bei der niederösterreichischen Regierung und Kammer 
wegen Anmassung der CoUectirung der Landesanlagen, d. i. der 
Hebung der von den Ständen bewilligten Steuern von den 
Kirchholden zu Ottenthai geklagt. Die Regierung und Kammer 
liat sich für die Entscheidung in der Sache zuständig erklärt. 
Der Kaiser bestätigt dieses von dem Vicedom angefochtene 
Competenzerkenntniss mit der überaus wichtigen Motivirung, 
dass die strittige Steuererhebung durch die bei Regierung und 
Kammer eingereichte Gewaltsklage, d. i. die Klage betreffend das 
Recht auf Amtsgewalt, ad forum oontenttosum gediehen, mithin 
der Regierung und Kammer Jurisdiction hoc ipso fundiret 
sey, zumalen in contentiosis dem Nieder-Oesterreichi sehen Herrn 
Vicedom so wenig als denen Herrn Ständen, auch in 
Contributions Sachen und Einlagen, einige Erkantnis 
gebühret und zustehet. Der Vicedom muss seine eigene Zu- 
ständigkeit, eventuell jene des ständischen Verordnetencollegiums 
eingewendet haben; allein diese Einwendung wird nach beiden 
Richtungen abgewiesen und den Ständen die Competenz zur 
Verwaltungsrechtspflege selbst auf dem Gebiete der 
Hebung der ständisch bewilligten Steuern bündig abge- 
sprochen. » 

III. Das Privilegienwesen gehört zur Zuständigkeit der 
Regierung schon unter dem Gesichtspunkte der Vereinbarkeit 
der von den Einzelnen oder von Corporationen prätendirten Be- 
fugnisse mit den Hoheitsrechten der Landesfürsten, also aus 
verfassungsrechtlichen Gründen. So lautet die Instruction des 
oberennsischen Landeshauptmanns dahin, er habe mit allem 
Ernst und Tapferkeit ob Unseres Hauses Osterreich erlangten, 
hergebrachten und ersessenen Freyheiten, Exemptionen, Präro- 



den Eigennutz der Mauthinhaber hervorgerufenen unhaltbaren Zustand des 
Strassenwesens. Vgl. übrigens über den Stand des Wegewesens unter Ferdinand I. 
Buchholtz, a.a.O. S. 310 ff. 

30) Codex Auatr. IV, S. 109. 
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gativen, Gebräuchen, Gewohnheiten Recht und Gerechtigkeiten 
zu halten. *i) 

Unter den Privilegialstreitigkeiten begegnen uns häufig 
wieder jene über die Privilegien der Städte zur Hebung städtischer 
Abgaben und über die Abgrenzung der Privilegialrechte der 
Städte und Zünfte auf dem Gebiete des Handels und des Ge- 
werbes. Suttinger theilt uns in seinen Gonsnetudines^^) als 



'^) Die Ueberprüfung des Rechtsbestandes der Privilegien voUzieht sich 
sowohl aussergerichtlich durch die Revision der Privilegien, wenn ein neuer 
Landesfürst zur Regierung kommt, als auch im gerichtlichen Verfahren, sei 
es anf Klage des Kammerprocurators (vgl. oben §. 4, Anm. 86) oder Privater gegen 
den Privilegirten oder des Privilegirten gegen Kammerprocorator oder Private. Dass 
das freie, wenn auch von Erwägungen publicistischer Natur geleitete Gesetzge- 
bungsrecht des Landesfürsten auch durch den Bestand eines Privilegs nicht berührt 
wurde, ist schon an früherer Stelle gezeigt worden. Das gilt nicht blos von Privile- 
gien untergeordneter Bedeutung, sondern auch von den durch den Landesfürsten in 
Privilegienform verliehenen Verfassungen. Ausdrücklich wird dies in der nieder- 
österr. Hofrathsordnung von 1521 hinsichtlich der Städteverfassungen von Wien, 
Kremsund Stein bezeugt und die Hofrathsordnung von 1523 führt unter den be- 
stätigungsbedürftigen Privilegien auch die Landes freiheitenvon Steiermark 
und Krain an, Roaenthal, a. a O. S. 212 (ob derselben, d.i. der Städte 
Steier und Krems, Freiheiten zu bestäten, zu mindern oder zu mehren 
sei) und 224. Aber auch die erfolgte Bestätigung gibt kein unentziehbares 
Recht. Sie erfolgt mit dem Vorbehalt der Rechtmässigkeit der Bestätigung. 
Rosenthal, a.a.O. S. 211, Abs. 3. Die Bestätigung sichert nicht gegen die 
Anfechtung aus dem Grunde der Erlöschung, der Unvereinbarkeit mit wohler- 
worbenen Rechten Dritter, mit dem öffentlichen Wohle, dem Interesse 
der Landesfürsten. So ist das Ueberprüfungsverfahren hinsichtlich seiner 
Wirkung mit dem Vorprüfungsverfahren des österr. Privilegiengesetzes vom 
Jahre 1852 vergleichbar. Man kann sagen, die Bestätigung ist behaftet mit dem 
aus der Unübersehbarkeit der Privilegien und der ihnen gegenüberstehenden 
landesfürstlichen Rechte sich ergebenden Vorbehalte der richtigeren Erkenn tniss 
über den Rechtsbestand des Privilegiums. Deshalb erfolgen von Zeit zu Zeit 
Aufforderungen zur Vorlage der Privilegien, und zwar in Originalausfer- 
tigungen oder in beglaubigten Copien behufs Revision derselben binnen 
bestimmter Frist bei sonstigem Verluste des Privilegiums. Diese Aufforderungen 
werden zumeist gegen confirmirte Privilegien gerichtet gewesen sein ; denn gegen 
die nicht confirmirten konnte ja ohnedies Unwirksamkeit wegen des Manj^els 
der Conflinnation geltend gemacht werden. Vgl. die Resolutionen vom 24. März 
1668. Codex Äustr. I, S. 483 und vom 10. September 1658 ebenda. II, S. 7. 
Offenbar erfolgt unter diesem Gesichtspunkte 1654 die Abschaffung der Ver- 
hängung von Geldstrafen durch geistliche Gerichte in Schlesien, 1656 die Unter- 
ordnung der Prager Universität unter die Statthalterei , Bidermann, I, 
S. 105, N. 92. 

") S. 892 f. 
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Rechtssatz eines Judicates in Sachen Portenschlag contra die 
von Wien vom 24. December 1640 mit: „Es haben die von Wien 
tntentionem fandatam und possessionem universalem , non turbatam 
biß anhero gehabt von denen im Bargfried gelegenen Häusern, 
sie mögen nun den Dienst reichen, wem sie immer wollen (also 
ohne Rücksicht auf die ihnen vorgesetzte Grundherrschaft) die 
Steuer und Anschlag zu fördern. Ein Process der befreiten 
Niederlag und dero incorporirten Handelsleuten an einem : Dann 
der Bruderschafft der bürgerlichen Handelsleuth von Wien und 
dero Vorstehern andern Theils über die Grenzen des Privilegiums 
der von de:i Zunftrechten der Handel sleut eximirten Niederlag 
wird am 16. Mai 1671 unter Intervention eines Commissärs der 
Regierung durch Vergleich beigelegt. ^^) Doch werden regel- 
mässig Streitigkeiten über Zunftprivilegien in erster Instanz 
von den städtischen Magistraten entschieden und gelangen erst 
im Appellationswege an die Regierung. »*) 

IV. Einen sehr bedeutenden Zweig der Verwaltungsrechts- 
pflege der Regierungen bildet nunmehr die Finanz rech tspflege. 
Das hängt zusammen mit der fortschreitenden Entwicklung und 
technischen Vollendung der Behördenorganisation für die Er- 
mittlung und Evidenzhaltung der landesfürstlichen Regalien, 
sowie mit der Fruchtbarkeit der Polizeistrafgesetzgebung, bei 
welcher die dem Landesfürsten verfallende Geldstrafe eine 
wichtige Rolle spielt. Auch beginnt unter Leopold I. eine das 
ständische Bewilligungsrecht verletzende, auf die Staatsnoth 
sich berufende landesfürstliche Steuergesetzgebung. Zufolge der 
Instruction von 1625 ^^) für die niederösterreichische Regierung 
sind „Cammersachen und dergleichen Schirmungen vor Regierung 
abzuhandeln". Nach einer Resolution vom 20. April 1674 8*^) soll 



") Codex Austr. II, S. 65 ff. Vgl. auch die Entscheidung im Streit der 
Riemer und Sattler vom U. Februar 1682, a. a. 0. S. 253. 

'*) Beckmann, a.a.O. S. 187, Artikel Handwerker: sed momentosae 
causae (opificum) controversae remittuntur ad forum Magistratus civici^ ut ibi 
examinentur et decidantur und a. a. 0. S. 218 f. heisst eS; dass von der Kays. 
Stadt und Märckten Spruch also auch von jenem des Stadtmagistrats über Be- 
schwehrungen , so über die Handwercks-Zünfften und Handwercker herrühren, 
immediate nach der hochlöblichen Regierung appelliret wird. 

") Suttinger, Consuetudines, a. a. 0. S. 656. 

'®) Suttinger, Additiones Consuetudinum Austriacarum^ S. 19, Codex 
Austr. 1, S. 617. 
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die niederösterreichische ßegiemng und Kammer bei ihren in 
Contrabandsachen und andern Causis Ftscalibus competi- 
renden Instanz und dero wohl-hergebrachten Posess noch ferner- 
hin unperturbirt gelassen werden und die steirische Regierung 
und Hof kammer sollen zufolge der Resolution vom 19. März 
1682'^) conjunetim in allen Sachen, so Ihre Kayserl. Maj. 
Hoheit und Obrigkeit handien, examiniren und decidiren. 
Zu dem ende gehören alle streitige Mauth-Sachen, streitige 
Jagt- und Fischereyen in fluminibus publicis für die hoch- 
löbl. Regierung und Hoff-Kammer.*®) Nicht noth wendig war die 
Regierung in allen Fiscalsachen erste Instanz. Sie ist es z. B. 
nicht für die Einklagung rückständiger Gefälle in den Ländern 
der niederösterreichischen Gruppe ausser Oesterreich unter der 
Enns. In Oesterreich ob der Enns ist es der Landeshauptmann 
zusammen mit dem Vicedom, in den übrigen Ländern scheint es 
der Vicedom allein gewesen zu sein.^'-^) Gerade diese Finanz- 
rechtspflege, welche, soweit es sich um Polizeistrafe wegen übler 
obrigkeitlicher Polizeiverwaltung handelt, sich als Rechtspflege 
auf dem Gebiete der innem Verwaltung darstellt, muss begreif- 
licherweise den Ständen in hohem Grade lästig gefallen sein, 
denn immer wieder muss denselben eingeschärft werden, dass 
die sachliche Zuständigkeit der Regierung und Kammer in 
Betreff der ihr unterworfenen Personen eine allgemeine 
sei und dass gegenüber dieser Zuständigkeit die Berufung 



^0 Beckmann, a. a. 0. S. 400. 

'^) Derselbe führt als Regalia minora vel fiaci an : das Bergwerks-, das 
Zoll-, das Manth-Regal , das Recht anf Steuern, die Accise, das Jagd-, Forst- 
Fischerei-Regal in öffentlichen Flüssen. Vgl. schon für die ältere Zeit Lnschin, 
Oesterr. Rechtsgeschichte , S. 203 ff. Nach dem Patente vom 28. December 1707, 
Codex Austr, III, S. 554 gehören Streitigkeiten über die Pflicht zur Entrichtung 
des Tanz-Imposto, einer Licenzgebühr für die Grlanbniss zar Abhaltung öffent- 
licher Tanzunterhaltungen wie alle causote fiscales vor die Regierung. 

'^ Vgl. die Instructionen für die Landeshauptmannschaft in Oesterreich 
ob der Enns bei Suttinger, Consuetudines , S. 412 f., 424 nnd Beckmann's. 
Idea juriSf S. 535. Dass in Oesterreich unter der Enns die Klagen anf Zahlung 
rückständiger Gefälle vor die Regierung und Kammer gehörten, beweist die 
Ungelderordnung vom 26. December 1538 , Codex Atistr. II, S. 385i die vom 
3. Jänner 1639, a. a. 0. S. 384 und das Decret vom 14. September 1745, betreffend 
die Aufhebung des Yicedomamts in Oesterreich unter der Enns, ebenda, V, 
S. 186 f. 

Tezner. 8 
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auf einen privilegirten Gerichtsstand keine Wirkung zu*- 
komme. *®) 

V. Die Verwaltungsrechtspflege in allen bisher angeführten 
Richtungen kann mittelbar oder unmittelbar aum Rechtsschutze 
des Einzelnen gegen Acte rechtswidriger Ausübung hoheitlicher 
Gewalt dienen. So führt der Mandats- und Polizeizwangs- oder 
Polizeistrafprocess zur Bewirkung der Erfüllung hoheitlicher 
Pflichten der Obrigkeit oder zur Abstellung rechtsverletzender *^) 
hoheitlicher Acte, der Privilegienprocess zur Abwehr rechtswidri- 
ger Hebungen von Abgaben, für welche ein Privilegium als Rechts- 
grund angegeben wird , oder zur Abwehr rechtswidriger Hand- 
habung der Zunftprivilegien , der Fiscalprocess zur Abwendung 
rechtswidriger Ausübung der Pinanzgewalt durch den Landes- 
fürsten und seine Beamten. Diese Processe spielen sich alle in g e- 
richtlichen Formen ab. So werden z. B. mittels Erkenntnisses 
der niederösterreichischen Regierung in causa Georgen Tükler 
contra N., Bürgermeister, Richter und Rath zu Neustatt, vom 
21. Februar 1568 die von der Neustatt von der Klage wegen 
Verweigerung der Ertheilung des Bürgerrechts und wegen Ver- 
botes der Ausübung des nur den Bürgern zukommenden Fuhr- 
mannsgewerbes gegenüber dem Kläger in der Form eines 



**) Die Resol. vom 21. Februar li,70, angeführt bei Beckmann, S. 269, 
warnt die Stände quaestionem Status gegenüber Regierung und Kammer zu 
moviren. Das errege den Eindruck, als wollten sie sich von derselben juris" 
diction ungebührlich eximiren, und sie nicht für ihr Haupt und Obrigkeit er- 
kennen quod foret contra sacr. Script, et Evang.: date Caesari quae sunt 
Caesaris. Vgl. auch Res. vom 20. April 1674, Codex Austr. I, S. 617, 5. De- 
cember 1665, 27. November 1694, a. a. 0. S. 615, vom 27. April 1703, a. a. 0. 
S. 617. vom 14. September 1745, a. a. 0. V, S. 185, P. XXVI. Zur Ausschliessung 
derartiger Einwendungen auf Grund privilegirten Gerichtsstandes wird bei der 
Errichtung neuer landesfürstlicher Causalgerichte die Formel verwendet, sie seien 
judicia (a principe) delegata oder sie seien zur Entscheidung berufen cum de- 
rogatiöne omnium instantiarum. 

**) Nach der Luxuspolizeiordnung vom 28. September 1671, Codex Austr, 
II, S. 158, ki»mmt das Verfahren wegen rechtswidriger Handhabung derselben in 
Oesterreich unter der Enns der Regierung und der Kammer, in Oesterreich ob 
der Enns dem Landeshauptmann in Verbindung mit dem Vicedom zu. Dieselbe 
ist merkwürdig als Beispiel, bis zu welcher Grenze der Polizeistaat die Be- 
schränkung der persönlichen Freiheit für statthaft erachtete. Sie gestattet die 
Hausdurchsuchung in den Kücheln und Zimmern behufs Aufspürung der ver- 
botenen und überflüssigen Speisen. 



Verwaltungsrechtspflege in Oesterreich etc. 113 

gerichtlichen Urtheils losgesprochen. *2) Spaterhin zeigt 
sieh schon ein Fortschritt von der persönlichen Klage gegen 
den namentlich benannten, einer Rechtsverletzung oder Rechts- 
verweigerung bezichtigten Beamten zur modernen verwaltungs- 
gerichtlichen Klage oder Beschwerde dadurch, dass für die 
Bezeichnung des Geklagten nur mehr der Name der Be- 
hörde verwendet wird, welcher ein rechtswidriges Verhalten 
zur Last fallen soll. Das geht hervor aus einem kaiserlichen, 
das Urtheil der niederösterreichischen Regierung und Kammer 
abändernden Revisionserkenntniss vom 26. März 1698*^), be- 
treffend die Stritt-Sach in causa Herrn Gregorii Abtens zu Mölck 
contra das Kayserl. Handgrafen Ambt in puncto ab- 
gefordert, und eingenommenen Traid- Aufschlags von Körnern. 
Die Klagö hatte das Erkenntniss beantragt, dass dem Hand- 
g raffen Ambt nicht gebühret habe, zuwider dem Recess vom 
23. Juli 1689 einen Aufschlag von denen jenigen Körnern, 
welche der Kläger auff seinen und seines anvertrauten Closters 
Herrschafils-Kasten im Mölcker-Hoff verschiedenen Müllern 
verkaufft, abzufordern und einzunehmen, und sei demnach 
beklagtes Handgr äffen -Ambt nicht allein solchen 
indelite eingenommenen Traid- Auffschlag widerumb zu resti- 
tuiren, sondern auch sich in's künfffcig dergleichen Ab- und 
Einfordrung deß Aufschlags von allen deß Klägers und seines 
anvertrauten Closters auff dessen Kästen allhier, und ander- 
wärtig von erster Hand verkaufften Herrschaffts-Kömern sieh 
allerdings zu enthalten schuldig. 

VI. Was den Rechtsschutz auf dem Gebiete des Unterthänig- 
keitswesens im technischen Sinne des Wortes betrifft, so bezeugt 
für die innerösterreichische Ländergruppe Beckmann**) das 
Fortbestehen der Einrichtung der für diese Gruppe erlassenen 



*0 Sut tinger, Consuetudines, S. 1. 

*') Codex Äustr, I, S. 755. 

**) Idea juris ^ S. 535. Daselbst wird beigefügt : wann aber der Bauer 
sich wider seine Obrigkeit nnbillig beklagt, so mnss er alle expensen nnd Un- 
kosten bezahlen nnd wird daneben pro qualitate delicti mit der Gefangnus oder 
sonst gestrafft. Diese Bestrafung nngegründeter Klagen wird in der ganzen 
'späteren ünterthansgesetzgebung festgehalten. Der Ansdmck Expensen lässt er- 
kennen, dass solche Beschwerden im förmlichen Parteienstreite mittels gericht- 
lichen Erkenntnisses abgethan wurden. 

8* 
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Raitkammerordnung Ferdinands I. vom Jahre 1539 zu Gunsten 
der Grundholden auf den landesfürstlichen Domänen: 
„Wenn ein Amtmann, Pfleger oder Pfandsehaffler die Unter- 
thanen mit Roboth, Steuer oder Zinß-Dienst unbillig beschwert, 
können sie ihn für den Herrn Landes -Vicedom beklagen, will 
aber derselbe nicht recht thun, können sie sich für die Regierung 
beklagen." Und ebenso stand die Sache in Oesterreich unter der 
Enns bis zur Aufhebung des Vicedomamtes mittels Rescriptes 
vom 14. September 1745.**^) Denn die mit diesem Decrete der 
niederösterreichischen Regierung überwiesene Justizcompetenz 
des Vicedoms kann, da ihm die Zuständigkeit für Entscheidung 
der Klagen der Amtsleute und Pfleger gegen die Unterthänigen 
fehlte, keinen anderen Gegenstand gehabt haben als den Rechts- 
schutz der Unterthänigen. Daneben beginnt aber, wenn auch 
noch immer innerhalb bescheidener Grenzen, so doch in weiterem 
Umfange als bisher ein Rechtsschutz der Unterthänigen auf den 
adeligen Herrschaften durch die Regierung in der Weise sich 
zu bilden, dass die landesfürstliche Gesetzgebung die 
Regelung des Unterthänigkeitsverhältnisses in Angriff nimmt 
und die Schutzbestimmungen zu Gunsten der Unterthänigen 
unter die Sanction von Strafen stellt, welche auf Antrag des 
Kammerprocurators im gerichtlichen Verfahren durch die Re- 
gierung verhängt werden. Ein frühes Beispiel einer solchen 
Regelung ist ein Generalmandat vom 14. Juni 1591*^) für das 
Erzherzogthum Oesterreich unter der Enns betreffend die 
Voraussetzungen und das Ausmass des Abfahrtsgeldes und der 
den Grundobrigkeiten zu entrichtenden Urkundsgebühren, 
welches auf die Uebertretung seiner Bestimmungen eine an die 
Kammer zu entrichtende Geldstrafe androht. Durch einen langen 
Zeitraum von demselben getrennt, ist der Tractatua de juribua 
incorporaltbus vom 13. März 1676*'^), welcher die zu seiner 
Handhabung berufenen Behörden anweist, die Uebertreter der 
darin enthaltenen, auch das Unterthänigkeitsverhältniss von 
seiner privaten und öffentlich-rechtlichen Seite erfassenden Be- 



^*) Codex Austr. V, S. 186 f. 

**) Codex Austr. n, S. 398; vgl. femer die Entscheidung vom 1. De- 
cember 1599, mitgetheilt bei Suttinger, a. a. 0. S. 853. 

*') Codex Austr. I, S. 607. 
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Stimmungen der Gebühr nach abzustrafen. Wie die bisherige 
Darstellung bewiesen hat, ist diese Umzäunung der Rechts- 
normen, sie mögen sich auf private oder öffentlich-rechtliche 
Verhältnisse im modernen Sinne des Wortes beziehen, durch 
Strafsanctionen ein Erbtheil aus alter Zeit. Aber abgesehen 
von diesen gesetzlich geregelten Straffällen scheint sich die 
landesfürstliche Rechtsschutzgewalt kraft der ihr anhaftenden 
Universalität und Subsidiarität, wenn auch nur in vereinzel- 
ten Fällen , ganz so wie dies unter Maximilian I. geschah, 
auch nach ihm zu Grünsten des Unterthänigen entfaltet zu 
haben. *«) 

VII. Schon aus den bisher erörterten Fällen der Competenz 
der Regierungen ist erkennbar, dass ihnen ein weites Feld für 
jene Form der Rechtspflege abgesteckt war, die man gegenwärtig 
zuweilen als Administrativjustiz in streitigen Parteisachen zu 
bezeichnen pflegt. Aber zur vollen Würdigung dieser Form der 
Verwaltungsrechtspflege, bei welcher sich das Urtheil nicht als 
eine Entscheidung gibt über das Rechtsverhältniss des Unterthans 
zum Landesfürsten , sondern über divergirende Interessen und 
Rechte von Parteien ausser dem Landesfürsten, muss 
hervorgehoben werden, dass sie die Form war, in welcher solche 
Interessen- und Rechtsconflicte gelöst wurden von der unbedeu- 
tendsten Streitigkeit angefangen bis zu eminent politi- 
schen Conflicten, dass in dieser Form der Rechtspflege 
wirthschaftliche und politische Conflicte der verschiedenen 
Classen der Bevölkerung, ja selbst der einzelnen Kronländer 



**) Vgl. Snttinger, a.a.O. S. 852 ff. Der landesfürstlichen Gerichts- 
barkeit unterliegt anch die Feststellung des Status der ünterthänigkeit im Falle 
des Streites zwischen dem die Ünterthänigkeit einer Person Frätendirenden und 
dem für dieses Verhältniss in Anspruch Genommenen. Vgl. den unter Interven- 
tion der niederösterr. Regierung und Kammer geschlossenen Vergleich zwischen 
der Stadt Güns und ihrer Obrigkeit über den Inhalt des obrigkeitlichen Ver- 
hältnisses im Notizenblatt der kais. Akademie der Wissenschaften, Jhg. 1856, 
S. 172 ff., femer das Erkenntniss des Kaisers vom 9. September 1722 in Sachen 
des von Ferdinand Fürsten von Förstenberg prätendirten Erbeigenthums an der 
Stiidt Weitra : Es sei die Stadt Weitra dem Fürsten und dessen Successoren 
unbeschadet ihrer kaiserlichen und Landesfürstlichen Privilegien und unbeschadet 
der Gerechtsame des Kaisers erbeigeuthümlich zugehörig und unterthänig und 
habe den Kläger als ihren Schirm und Landgerichtsherrn anzuerkennen. Codex 
Austr. IV, S. 117. 
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untereinander durch Urtheilssprueh abgethan wurden und dass 
sich ein grosser Theil der Verwaltungsgesetzgebung in der 
Form dieser Justiz vollzogen hat. Der Rechtszustand jener Zeit 
hat in der weitgehenden Zusammenfassung von Interessenten- 
gruppen zu einer rechtlichen Einheit und in der die Lücken 
des Rechts ausfüllenden, der Verwirklichung nicht codificirter 
Gerechtigkeitsideen dienenden Compromissgerichtsbarkeit ein 
Mittel zu fallweiser Schlichtung von Interessenconflicten der 
einzelnen Schichten des Volkes besessen von solcher politischen 
Bedeutung, wie wir ihm gegenwärtig keines an die Seite zu 
setzen vermögen. In der Form der Justiz vollzieht sich am 19. De- 
cember 1695 die Verurtheilung des Mauthinhabers von Himberg, 
Bernhard Pinter, durch die niederösterreichische Regierung zur 
Räumung von Gräben und Reparirung der Wege auf Klage der 
Gemeinde Himberg; in Form von richterlichen Urtheilen*») in 
Streitigkeiten der Zünfte untereinander und ausserhalb der 
Zünfte Stehender mit diesen vollzieht sich ein grosser Theil 
der Gewerbegesetzgebung; in Form von richterlichen Ur- 
theilen werden die Excesse der den Handel mit ihren Nieder- 
lags- und Stapelrechten behelligenden Städte eingedämmt und 
1707 verlangt die steiermärkische Landschaft mittels einer bei 
der Geheimen Stelle in Graz überreichten Klage gegen Kärnten 
und Krain ein richterliches Urtheil dieser Behörde über ihre 
Ansprüche auf nachbarlichen Succurs auf Grund 
des Innsbrucker Defensionslibells vom Jahre 
1518 und der ihm nachgefolgten Vereinbarungen. **ö) 



*9) Codex Austr. III, S. 192. 

^^) Die geheime Stelle ordnet eine Conferenzial-Tagsatzung über die Klage 
an, zu welcher die Krainer Landschaft einen Vertreter entsendet, um nicht in 
contumaciam condemnirt zu werden. Der Process wurde bis zur Quadrnplik ge- 
führt. Bidermann, II, S. 165 ff., N. 96. Vgl. hiemit Art. 3, li<. a des St. G. G 
tiber die Einsetzung eines Reichsgerichts vom 21. December 1867 , R. Gr. Bl. 
Nr. 143 und hiezu Tezner, Handbuch des österr. Administrativverfahrens, S. 9, 
und Lemayer im Oesterr. Staatswörterbuch, III, S. 883. 
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IV. Abschniü. 

Die Organisation der landesfiirstlichen Verwaltungsrechtspflege 
in höchster Instanz von Maximilian I. bis auf Maria Theresia. 

§. 6. Der Hofrath. 

In der Innsbrucker flofhaltungsordnung vom Jahre 1518 
hatte Maximilian I. in Aussicht genommen, die Institution des 
Hofraths als eines CoUegiums zur Unterstützung des Monarchen 
in Ausübung der höchsten monarchischen Gewalt nach den 
vorhergegangenen Schv^ankungen seines Bestandes zu einer 
dauernden zu gestalten. Es ist deshalb dieser Hofrath wohl zu 
scheiden einerseits von dem durch das Nürnberger Libell vorüber- 
gehend für die niederösterreichische Ländergruppe durch Maxi- 
milian I. errichteten coUegialen Hofrath, dessen Aufgabe die Ver- 
mittlung des Verkehrs der Mittelbehörden mit dem Hofrath am 
Hofe des Königs und die Entlastung dieses letzteren Hofrathes 
bilden sollte, als auch von der niederösterreichischen Regierung 
unter Ferdinand I., insofern dieselbe vorübergehend die Bezeich- 
nung niederösterreichischer Hofrath führte. Mit Berufung auf 
seine durch das Alter geminderte Arbeitsfähigkeit und die 
Nothwendigkeit, den Rest seiner Kraft den Angelegenheiten des 
heiligen Reiches, gemeiner Christenheit und seiner Erbländer 
zuzuwenden, bestimmt der Kaiser: So sollen und wollen wir 
hinfüro alle Partheyen händel, die betreffen Justiciam 
unnd Beswärungen , oder Vorderung zu unserm Camergut . . . 
außerhalb unser aigen gehaimen grossen Sachen, 
durch den berüerten unsern Hofrath handeln, rathschlagen 
schliessen und expediem, doch was in allen solchen Händeln 
und Sachen genötig oder trefflieh were . . . mit unserm vor- 
wissen und willen: zu dem, dass auch zu unserm gefallen 
stellet, unser geheym groß Sachen, je zu zeiten mit den Hof- 
räthen, oder etlichen aus ihnen zu berathschlagen. ^) Nach dem 
Entwürfe einer Hofrathsordnung aus dem Jahre 1497 ^) sollte 
dagegen die Zuständigkeit des Hofraths sich erstrecken auf 
alle Händel, Sachen und Geschäfte des heiligen Reichs 
deutscher Nation, gemeiner Christenheit und der erblichen 



^) Kärnthner Landhandf., S. 112 f. 
«) Adler, a. a. 0. S. 43. 

Tezner. 9 
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Fürstenthümer und Lande. Vergleicht man diese Organisations- 
bestimmungen mit einander^ so tritt in der Innsbrucker Hof- 
haltungsordnung der Charakter des Hof rathes als eines Justiz- 
collegiums und einer höchsten Beschwerdeinstanz mehr in den 
Vordergrund, jener einer obersten Kegierungsbehörde zurück. 
Vielleicht ist das nicht eine blos zufällige Redaction, sondern 
eine Folge der Thatsache, dass Maximilian in der Innsbrucker 
Hof haltungsordnung den Ständen in Betreff der Besetzung des 
Hofrathes weite, die Freiheit seines Emennungsrechtes beschrän- 
kende Zugeständnisse hatte machen müssen. 3) 

Es scheint in der Innsbrucker Hofhaltungsordnung an 
eine nach aussen gerichtete, über die Unterthanen sich er- 
streckende, von amtswegen einschreitende Regierungsgewalt des 
Hofrathes von der Art, wie sie damals die Regimente besassen *) 
oder wie sie gegenwärtig jedem Ressortminister zukommt, nicht 
gedacht gewesen zu sein. Unzweifelhaft ist nach dem Innsbrucker 
Libell die Beschlusscompetenz des Hofrathes auf dem Gebiete der 
Verwaltungsrechtspflege. Denn es schreibt das Libell vor, dass 
„die Handl, so unser Hochhält, Obrigkhaiten, Herr- 
lichkhaiten, Pf andsch äfften und A m b t e r berieren vor 



*) In den Vorverhandlungen zwischen Kaiser nnd Ständen', welche dem 
Innsbrncker Libell vorhergegangen sind, drückt der Kaiser allerdings die Absicht 
ans, den Hofrath zugleich zur höchsten Finanz Verwaltungsbehörde für das Reich 
und die Erblande zu erheben: Z eibig, Der Ausschusslandtag der gesammten 
österreichischen Erblande zu Innsbruck 1518 im Archiv für die Kunde Öster- 
reichischer Geschichtsquellen, XIII. Bd., S. 234 und 273. Eigenthümlicher Weise 
erhält aber diese Absicht in dem Innsbrucker Libell durch Festsetzung der Zu- 
ständigkeit des Hofrathes für „Vorderung zu unserm Camerguf* keinen der 
Bedeutung der Reform entsprechenden Ausdruck. Es wird zwar des Fortbe- 
standes der Hofkammer nicht mehr erwähnt, andererseits ist aber soviel sicher, 
dass das Libell die Errichtung von besonderen Hoffinanzbehörden in Aussicht 
nimmt. Vgl. über diesen letzteren Punkt die Darstellung bei Adler, a.a.O. 
S. 479 f., welch Letzterer gleichfalls aus dem Libell selbst im Gegensatze zu 
den Vorverhandlungen keine andere Competenz des Hofraths herauszulesen ver- 
mag, als die der höchsten Justiz und der Entscheidung über Forderungen oder 
Beschwerden gegen das Kammergut. Bas deutet aber eher auf Finanz r e ch ts- 
pflege als auf Finanz v erwaltung hin. 

*) Vgl. z. B. die niederösterr. Regimentsordnung von 1502 „Unnd zu dem 
allen suUen die genantn unnser obrist Hawbtman Stathalter Regenten, unnser 
obrigkhait, herrlichkait und gerechtigkhait .... handthaben und schermen". 
Oesterr. Zeitschr., S. 235. 
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iinserm Hofrath, oder Regimenten, sover wier in den Landen 
sein, . . . gereclitfertigt werden sollen. 0) Aber schon die 
Hof kammerordnung Maximilians I. von 1498 ^) kennt eine Form 
der Finanzreehtspflege des Hofraths, welche mit der vom öster- 
reichischen Verwaltungsgerichtshof geübten vergleichbar ist. 
Nach dieser Instruction entscheidet zunächst die Hofkammer 
fiscalische Beschwerden. Allein ihre Erledigung unterliegt der 
Nachprüfung durch den König beziehentlich den Hofrath 
auf Antrag desjenigen, der sich durch diese Erledigung verletzt 
erachtet. Das erinnert an den in der Organisation der öster- 
reichischen Verwaltungsgerichtsbarkeit sich ausdrückenden Gegen- 
satz zwischen der Erledigung der höchsten Verwaltungsinstanz, 
welche den Instanzenzug im Verwaltungsverfahren abschliesst, 
und dem anf Parteienantrag eintretenden verwaltungsgericht- 
lichen Judicat über deren Rechtmässigkeit. '^) Auch die Finanz- 
beschwerde an den Hofrath ist ein ausserordentliches Rechts- 
mittel und hat eehaft not zur Voraussetzung. Uebrigens er- 
öffnet schon die Innsbrucker Hofhaltungsordnung durch die 
weite Fassung des Vorbehalts der kaiserlichen Genehmigung 
für Justizacte des Hofraths selbst, auch auf diesem Gebiete 
der persönlichen Gerichtsbarkeit des Kaisers einen grossen 
Spielraum. 

Was in der Innsbrucker Hofhaltungsordnung über die 
Rechtsstellung des Hofraths auf dem Gebiete der Regierungs- 
gewalt vielleicht nur andeutungsweise enthalten ist, wird in 
den Organisationsvorschriften Ferdinands I. scharf ausgedrückt. 
Die Justizthätigkeit und die Thätigkeit als höchste Beschwerde- 



^) Rapp, a. a. 0. S. 186. 

*) Codex Germaniae diplomatictis von Lünig 1731, I, S. 474 f. 

^) Aehnliche Beispiele einer gerichtlichen Prüfung eines Anspruchs an 
den Fiscus nach vorhergegangener gänzlicher oder theilweiser Ablehnung des 
selben im administrativen Wege ergaben sich als Folge der Eegelung des Ver- 
hältnisses zwischen Hofkammer und Hofgericht nach der niederösterr. Regiments- 
ordnung von 1501 und in der Instruction für das Hofgericht vom Jahre 1506, 
Adler, a.a.O. S. 231 , 261, auch S. 87. Ebenso lässt das Hofdecret vom 
18. März 1765 (Ges. Maria Theresias, chronol. Odg., 3. Aufl., Bd. IV, Nr. 787, 
P. 34) gegen Entscheidungen der Erbsteuerhofcommission eine befristete Vor- 
stellung, gegen Abweisung derselben einen befristeten Hofrecurs zu, welcher durch 
den obersten Gerichtshof dieser Zeit, nämlich durch die oberste Justizstell e,- 
berathen wird. 

9* 
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instanz bildet derart den hervorstechenden Theil der Competenz 
desHofraths, dass er einmal geradezu als „Parteienrath", d. i. 
als Rath in Parteisachen, bezeichnet wird. ®) Davon, dass er, wie 
die niederösterreichische Regierung nach den Instructionen 
aus den Jahren 1521 und 1523, volkomen macht und gewalt 
haben soll, in allem dem, was unser fürstlich regirung be- 
trift, zu handien, ist aus den Instructionen Ferdinands I. 
nichts zu entnehmen. Vielmehr beschränkt die Hofrathsordnung 
von 1541 in ihrem Schlussabsatz den Hofrath in Betreff der Ver- 
waltung ausschliesslich auf die Berathung des Herrschers, dem 
allein die Entschliessung vorbehalten bleibt. *^) 

Der Hofrath ist zugleich bestimmt für das Deutsche Reich 
und für die habsburgi sehen Länder. Die Regierungsgewalt des 
römischen Kaisers ist eine kümmerliche, auf der anderen Seite 
forderte die Vereinigung Böhmens und Ungarns mit den deutschen 
Erbländern unter Ferdinand I. die volle Aufmerksamkeit des 
Kaisers und der Kaiser mochte bei der ihm innewohnenden 
Thatkraft und bei der Bedeutsamkeit der ihm zugefallenen Auf- 
gabe nicht geneigt sein, die oberste Leitung der Staatsangelegen- 
heiten seiner Länder aus der Hand zu lassen. Während also 
die Mittelstellen den Monarehen, weil sonst der Zweck der 
Decentralisation nicht erreicht werden könnte, in der Aus- 
übung der Regierungs gewalt noch repräsentiren, steht 
der Hofrath dem Kaiser in dieser Hinsicht nur als Kronrath^ 
ihn unterstützend, zur Seite. ^®) Die Hofrathsordnung 
von 1559 trifft in diesem Punkte keine Aenderung^i) und es 



^) Rosenthal, a. a. 0. S. 16. 
») Eosenthai, a. a. 0. S. 181. 



^^) Zutreffend sagt Caraffa in seinem Finalbericht an den römischen 
Hof (23. Bd. des Archivs für Kunde österreichischer Geschichtsquellen, S. 297) 
von dem Consiglio Aulico, er sei come asessore deW Imperator e. 

**) Bosenthal, a. a. 0. S. 29, behauptet eine solche, ungeachtet er 
doch selbst S. 24 den Hofrath auf Grund der Instruction von 154 L für das Ge- 
biet der Regier nngsgewalt auch nur als Eronrath charakterisirt , der seine 
Beschlüsse dem Kaiser zur endgiltigen Entscheidung zu unterbreiten habe, 
und ungeachtet andererseits auch die Hofrathsordnung von 1559 bei der Rege- 
lung der Formen der Abstimmung die Beschlusssachen in Justizsachen und 
Staats-, Landes- und andere Sachen scheidet, üffenbach vom kays. Reichs- 
hofrath Wien und Prag 1760; Maut, I, S. 7. Beiläufig bemerkt, stellt die im 
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verbleibt dem Hofrathe die hier charakterisirte Rechtsstellung 
bis zu seiner Auflösung. Aber in Regierungssaehen besitzt 
der Hofrath nicht einmal als Kronrath die höchste Autorität. 
Sowie Maximilian I. in der Innsbrucker Hofhaltungsordnung 
sich vorbehalten hatte, die geheimen grossen Sachen mit den 
Hofräthen oder etlichen aus ihnen zu berathschlagen , so ist die 
Existenz eines Geheimrathes als eines höchsten über dem 
Hofrathe stehenden Kronrathes, als eines consilium secretius oder 
tntimum von Ferdinand I. ab nachweisbar, i^) Dieser Geheimrath 
stellt nun fast im ganzen weiteren Verlaufe seiner Entwicklung 
den Hofrath als Regierungsrath in den Schatten, i*) Ja es unter- 
liegt der Hofrath sogar auf dem Hauptgebiete seiner Thätigkeit, 
nämlich dem der Justizpflege, insbesondere auf dem Gebiete der 
für die Gesammtstaatspolitik so wichtigen Verwaltungsrechts- 
pflege der Controle des Geheimraths in gleicher Weise, wie sie 
der Staatsrath als Nachfolger des Geheimrathes imter Maria 
Theresia erweislich an den verwaltungsgerichtlichen Sentenzen 
der Hof kanzleien und der obersten Justizstelle, den Nachfolgern 
des Hofraths als Justizbehörde, geübt hat. So bemerkt der päpst- 
liche Nuntius Caraffa in seinem 1628 an den römischen Hof 
erstatteten Finalbericht ^*), dass der consiglio secreto tratta et 
discute tutto quello, che qualcunque Ministro deltbera et pro- 
pone et dtstorna con suprema autoritb, und ein Haus-, Hof- 
und Staatshandbuch aus dem Jahre 1635, der sogenannte Statut 
particularis Regiminis Ferdinandi 11.'^^) bemerkt in Betreff der 



('od, Auatr, II, S. 221 mitgetheüte Instruction yom 29. December 1658 die 
gleiche Abstimmnngsvorschrift auch für die niederösterr. Regierung auf. 

^^) Bosenthal, a. a. 0. S. 32 ff., die Hofrathsinstruction von 1559, 
femer Bidermann, I, S. 12; Caraffa berichtet hierüber a. a. 0.: Ma pero 
le cose, Soppo esaersi in esso consultate, si Hferiscono dl Consiglio secreto, 
per essere quivi risolute. 

^^) Ganz so wie zeitweilig auch die böhmischen, ungarischen Hofrathe. 
Caraffa, Finalrelation von 1628 im 23. Bd. des Archivs für Kunde österr. 
Geschichtsquellen, S. 299; Bidermann, T, S. 33, 35. 

**) 23. Bd.* des Archivs u. s. w., S. 295 ff.; Hintze und Seidler 
nehmen an, dass der Geheimrath erst im späteren Verlaufe seiner Entwicklung 
sich mit Justizsachen befasst habe. Allein vorgesehen ist selbst eine primäre 
Zuweisung von bedeutsamen Justizangelegenheiten an den Geheimrath schon in 
der Hofhaltungsordnung Maxmilians I. und in der Hof kanzleiordnung Ferdi- 
nands I. von 1559. 
' ") S. 72. 
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erbländischen Angelegenheiten, es unterliege der Berathung 
des consüium intimum : quidquid ad alia Consilia prius delatum 
ah üsque deliberatum et cum votis ad Imperaioriam Majestatem 
remissum est. Diese vota ad Imperatorem bedeuten allerdings die 
Herbeiführung der kaiserlichen Entscheidung in Sachen, bei 
deren Berathung in einer Hof behörde sich Stimmenzersplitterung 
oder Stimmengleichheit geltend macht, allein es ist in der 
Organisationsgesetzgebung der habsburgischen Herrscher aus- 
reichend dafür gesorgt, dass in allen für das Interesse des 
Landesfürsten bedeutungsvollen Sachen ein votum ad imperatorem 
herbeigeführt werde. 

Im Uebrigen befindet sich die Forschung nach der Be- 
deutung des flofrathes für die habsburgischen Länder in einem 
Zustande, der noch Alles zu wünschen übrig lässt. Die geschicht- 
liche Forschung hat sich bisher begnügt, festzustellen, dass der 
Hofrath auch nach der Hofrathsordnung von 1559, welche auf 
Drängen der Stände des deutschen Reichs erlassen wurde 
und den Charakter des Hofraths als deutschen Reichshof- 
raths in den Vordergrund rückt, für die Bearbeitung öster- 
reichischer Angelegenheiten fortverwendet worden sei. Dabei 
wurde aber die Untersuchung über die für die organisato- 
rische Bedeutung dieser Verwendung wichtige Frage ver- 
nachlässigt, ob die Verknüpfung des ßeichshofraths mit den 
österreichischen Angelegenheiten eine ebenso organische, 
verfassungsmässige gewesen sei wie jene mit den An- 
gelegenheiten des deutschen Reichs. ^^) Für die Beantwortung 
dieser Frage erscheinen folgende Thatsachen bemerkenswerth : 
Eine Absonderung der österreichischen Sachen von den reich s- 
deutschen im Hofrath wird von den österreichischen Ständen 
bereits auf dem Innsbrucker Ausschusslandtage begehrt und von 
Maximilian I. wenn auch nicht im Stadium der Beschlussfassung, 
so doch in dem der Ausfertigung bewilligt. Dem Hofkanzler 
werden drei Secretarien beigegeben, je einer für das Reich, für 
die nieder- und für die oberösterreichische Ländergruppe. Für 
jedes dieser drei Staatswesen besteht eine besondere Form 
der Siegelung. Jeder der drei Secretäre kann den 



^^) Diesen springenden Punkt treffen die Ausführungen Seidler's in seinen 
Studien zur Geschichte und Dogmatik des österr. Staatsrechts, S. 118 ff., nicht. 
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abwesenden Hofkanzler in der Aasfertigung der 
Erlässe für jenes Staatsgebiet vertreten, für 
welches er bestellt ist. Also ist schon nach diesem Stande 
des Hofkanzleiwesens eine Scheidung der österreichischen von 
reichsdeutschen Angelegenheiten als Angelegenheiten verschie- 
dener Staaten, wenn auch nur in einem vorgerückten Stadium 
ilirer Erledigung vollzogen. Es ist dies eine Thatsache, deren Be- 
deutung vom Standpunkte des formalen Verfassungsrechts nicht 
unterschätzt werden darf. Die Hofrathsordnung von 1559 voll- 
zieht nun die Scheidung der deutschen und österreichischen An- 
gelegenheiten schon im Stadium des Einlangen s der Gre- 
schäftsstücke an den Vicekanzler des Hofraths, welcher 1538 
an Stelle des ehemaligen Hofkanzlers getreten war. Dieser 
soll alle nicht zu Händen des Kaisers zuzustellenden, an den 
Hofrath gerichteten Einlaufe eröffnen und sie , wenn sie 
nicht wegen ihrer Wichtigkeit vor den Greheim- 
rath gehören, „an unsere Verordnete des Heil. Reichs auch 
Ungarische Behaimische österreichische Hof- oder Kammerräthe 
austeilen." Danach bildet die Hofkanzlei das Einreichungs- 
Protokoll unterschiedslos für alle nach Hof gelangenden Einlaufe. 
Die weitere Behandlung dieser Einlaufe richtet sich aber nach 
ihrem Inhalte, je nachdem sie in die Competenz des Monarchen 
als römischen Kaisers, als Königs von Ungarn, von Böhmen 
oder als Erzherzogs in Oesterreich fallen. Von der Entscheidung 
über diese Competenzfrage hängt es ab, ob das eingelaufene 
Geschäftsstück, wenn nicht etwa die Ueberweisung an den Ge- 
heimrath gerechtfertigt erschien, an die Verordneten des Reichs 
oder an ungarische, böhmische oder österreichische Hof- 
räthe zu leiten sei. Es steht also der Centralisation des Ein- 
reichungswesens für die an den Hof gerichteten Einlaufe eine 
Scheidung des R e f e r a t s wesens nach der Verschiedenheit der ver- 
fassungsmässigen in der Hand des Monarchen vereinigten Gewalten 
gegenüber, deren Verfügung jeweils eine bestimmte Angelegen- 
heit unterlag. Wir gewahren nun einerseits, dass die öster- 
reichischen Hofräthe zusammen mit den ungarischen und böh- 
mischen den Verordneten aus dem deutschen Reich gegenüber 
gestellt werden. Andererseits wird das Vorhandensein einer 
corporativen Zusammenfassung der Räthe aus dem deutschen 
Reich zu einer für sich bestehenden Behördeneinheit durch die 
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Erwägung nahe gelegt, dass die Ueberleitung der deutschen 
Sachen an den Hofrath durch den Hofkanzler zu Händen des 
Reichshofrathspräsidenten zu geschehen hatte, dem 
dann die Bestimmung des Referenten oblag, während die öster- 
reichischen ganz so wie die ungarischen und böhmischen durch 
den Hofkanzler unmittelbar den österreichischen beziehent- 
lich ungarischen und böhmischen Hofräthen zugewiesen wurden. ") 
Davon abgesehen steht es bei dem Hofkanzler, durch Herbei- 
führung der Entscheidung des Kaisers, ob nicht eine Angelegen- 
heit wegen ihrer Wichtigkeit an den Geheimrath zu leiten 
sei, den Reichshofrath ganz zu umgehen und es liegt in der 
Natur der Sache, dass eine solche Ueberleitung sich meistens 
in erbländischen Angelegenheiten empfohlen haben dürfte. Das 
Alles deutet darauf hin, dass das organisatorische Verhältniss 
des Reichshofraths zu den österreichischen Angelegenheiten ein 



^^) Yielleicbt sind die ungarischen und böhmischen Hofräthe jene, welche 
nach Bidermann, I, S. 31, 90 f., N. 40, 41, die ungarische, beziehentlich 
böhmische Hofkanzlei ausmachten. Vielleicht deutet auf eine ähnliche Abschei- 
dung der österreichischen Hofräthe hin die bei Londorp, Acta publica, I, 
S. 563 mitgetheilte Vorstellung der niederösterr. Stände im Jahre 1618 an Kaiser 
Mathias, er möge einen österreichischen Hofrath wieder einsetzen. Diese Vor- 
stellung ist ein Gegenstück zur Vorstellung der deutschen Reichsstände unter 
Ferdinand I., dass deutsche Sachen nur durch Deutsche gehandelt werden mögen. 
Dass die Instruction von 1559 eine Würdigung dieser Bitte sein sollte, wird zu 
wenig beachtet. Die aus diesem Jahre stammende Organisation des Hofkanzlei- 
wesens kennt einen besonderen Secretär und eine besondere Expedition für 
österreichische Sachen und die Gemeinsamkeit des Taxators, Registrators und 
Schreibers wird mit Ersparungsrncksichten gerechtfertigt. Es ist hier ferner aas 
Fellner 's Abhandlung, Zur Geschichte der österreichischen Central Verwaltung im 
8. Bd. der Mittheilungen des Institutes für österreichische Geschichte, S. 273, 
zu erwähnen, dass in einem Hofstaatsverzeichnisse von 1527 ungarische und 
böhmische Hofräthe angeführt werden, welche mit dem Hofräthe für 
das Deutsche Reich nicht zu einem Collegium vereinigt sind. 
Mit diesen Hofräthen werden nun die Österreichischen in der Hofraths 
Ordnung von 1559 in einem Athem erwähnt. Gegenüber der Forderung der 
deutschen Reichsstände nach schärferer Scheidung der deutschen und erbländischen 
Angelegenheiten am Hofe bemerkt Kaiser Max II., die Böhmen und Ungarn hätten 
seit jeher ihre eigenen Kanzleien gehabt. Die Ausfertigung österreichischer 
Sachen in der deutschen Kanzlei durch besondere Secretäre finde er selbstver- 
ständlich. Fellner, a. a. 0. S. 290. Bei der grossen Illiquidität des Materials ist 
es nicht möglich, sich für eine der einander entgegenstehenden Ansichten über 
das Verhältniss des Reichshofrathes zu den deutsch-österreichischen Ländern 
besonders zu erwärmen. 
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wesentlich anderes war als zu den reichsdeutschen. War der 
ßeichshofratli für Deutschland eine verfassungsmässige 
Behörde zur Unterstützung des römischen Kaisers in der 
Ausübung der ihm noch verfassungsmässig verbliebenen Compe- 
tenzen und konnten ihm ohne völlige Vernichtung seines orga- 
nischen Wesens die Angelegenheiten des deutschen ßeichs nicht 
abgenommen werden, so scheint er für die österreichischen An- 
gelegenheiten nur mit verwendet worden zu sein, wenn auch 
nicht in ganz gleicher, so doch in ähnlicher Weise, wie dies hin- 
sichtlich der böhmischen, ja zuweilen selbst der ungari- 
schen der Fall war, ohne dass deshalb an eine 
organische, verfassungsmässige Verknüpf ung des 
ßeichshofraths mit den Königreichen Ungarn 
und Böhmen gedacht werden dürfte. ^^) Die deutschen 



^*) Nach dem Status Regiminis, S. 85 ff., fanden znr Zeit seines Erschei- 
nens Yorberathnngen über böhmische Landesangelegenheiten beim Vicekanzler 
der deutschen Beichskanzlei, Grafen Stralendorf, unter Theilnahme von Reichs- 
hofräthen statt, welche der Kaiser filr diesen Zweck persönlich bestimmt hatte. 
Eine anonyme Staatsschrift, entstanden etwa um 1714, erwähnt der von 
Ferdinand II. veranlassten Revision der böhmischen Landesverfassung durch 
diesen Grafen Stralendorf und zwei namentlich bezeichnete Reichshofräthe 
(Bidermann, II, S. 40, 194, N. 50), - ferner der Verwendung von Reichshof- 
räthen zurBerathung von österreichischen Religionssachen unter Ferdinand I. 
(a. a. 0. II, S. 192), ferner der Revision böhmischer Processe sowohl durch 
den Reichshofrath als auch durch niederösterreichische Regierungsräthe 
bis zur Errichtung der böhmischen Hofkanzlei unter Karl VI. (a. a. 0. II, 
S. 194, N. 50, S. 329, N. 242). Ja noch 1718 wurde wegen Unzulänglichkeit 
der Besetzung der böhmischen Hofkanzlei das Disciplinarerkenntniss gegen einen 
böhmischen Hofrath durch eine Commission beschlossen, in welcher die Reichs- 
hofräthe die böhmischen in der Zahl überwogen (a. a. 0. II, S. 74 u. S. 329 f., 
N. 244). Für Ungarn behielt sich Ferdinand I. im Jahre 1564 in Betreff der 
Revision des Civilrechts vor: Et Nos quoque aliquos ex Conailiaria nostris 
atque Juris peritis quoque viris eo missuri sumus. Bidermann, I, S. 15 
u. S. 69, N. 64. Man nahm in jener geldarmen Zeit die staatliche Arbeit, wo 
man am billigsten zu derselben gelangen konnte. Dazu kam noch, dass sich die 
Fürsten den Rath von Männern ihres Vertrauens holten, ohne sich um die 
verfassungsmässige Legitimation der Rathgeber zu kümmern. Vgl. z. B. über 
die Einmengung des österreichischen Hofkanzlers in deutsche Angelegenheiten 
Fcllner im 15. Bd. der Mittheilnngen, S. 521. Für die Stellung des Reichshof- 
rathes zu den österreichischen Angelegenheiten erscheint auch die eine Thatsache 
bemerkenswerth, dass mit der Abtrennung der oberösterreichischen und der inner- 
österreichischen Ländergruppe von der niederösterreichischen nach dem Tode 
Ferdinands I. die Revision der oberösterreichischen und der innerösterreichischen 
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Angelegenheiten vermochten dem Keiehshofrathe keine genügende 
Beschäftigang zu gewähren, andererseits waren die habsburgi- 
schen Herrscher durch ihre Finanznoth ausser Stand gesetzt, 
die Hof behörden für ihre erblichen Kronländer entsprechend zu 
besetzen und bedienten sich deshalb der Reichshof räthe auch für 
die Angelegenheiten ihrer Länder, selbst für die böhmischen 
und ungarischen. Der Mangel verfassungsmässiger Zulassung 
solcher Berathung wurde dann durch die verfassungsmässige Form 
der Ausfertigung der Erledigung verdeckt, welche die Ent- 
stehungsart der Erledigung nicht erkennen Hess. ^^) Wird doch der 
Reichshofrath zur Bearbeitung österreichischer Geschäftsstücke 
selbst nach jenem Zeitpunkte verwendet, in welchem durch 
Errichtung einer besonderen österreichischen Hof kanzlei die Ab- 
sicht der habsburgischen Herrscher, die österreichischen von den 
deutschen Angelegenheiten nach aussen hin scharf zu scheiden, 
deutlich genug geworden war. ^o) Aber die wenigen bisher be- 
kannten kaiserlichen Rescripte^»), welche uns einen Aufschluss 



Processe von selbst auf den oberösterreichischen Hofrath, später 
Geheimrath und auf die geheime Stelle in Graz überging, doch 
wohl auch ein Beweis dafür, dass die Verbindung der öster- 
reichischen Sachen mit dem Reichshofrath keine organische, 
sondern eine rechtlich precäre war. Vgl. hierüber Bidermann, I. 
S. 79, N. 129. 

^*) Nur ausnahmsweise wird vom 18. Jahrhundert ab in einzelnen Ge- 
setzen des Conseils gedacht, auf dessen Antrag das Gesetz erflossen war. Allein 
ihre allgemeine Verbindlichkeit erhalten dieselben nicht ohne ordnungsmässige 
Ausfertigung durch die Hofkanzleien. Bidermann, II, S. 305 f., N. 187. 

^°) Seidler, a. a. 0. S. 128, Anm. 19. 

^*) Es sind dies die beiden Resolutionen Ferdinands II. vom 15. April 
1637, abgedruckt bei üffenbach, Geschichte des Reichshofrath es, S. 79, und 
Ferdinands III. vom 30. Juli 1650, Cod. Austr, II, S. 253, auf welche Seid 1 er, 
a. a. 0. S. 128 f. aufmerksam macht, ohne sie meines Erachtens entsprechend 
zu würdigen. Die erstere beseitigt einen offenbar infolge der Errichtung der öster- 
reichischen Hofkanzlei aufgetauchten Competenzzweifel dahin, dass trotz dieser 
Errichtung die Provocation gegen Erkenntnisse des obersten Hofmarschalls an 
den Reichshofrath gehen und die Hofkanzlei nur auf die Expedition öster- 
reichischer Sachen beschränkt sein solle. Die letztere erklärt aber, was von 
Seidler übersehen wird, dass die Auffassung, als ob solche Provocationen auch 
in jenen Fällen, wo beide Theile landes fürstliche ünterthanen, also 
nicht reichsunmittelbar seien, immediate und ohne Vorwissen des 
Kaisers an den Reichshofrath gehen müssten, als verwirrend und zu Präjudicien 
fahrend und schreibt für solche Fälle die Einholung kaiserlicher Entschliessnng 
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Über die Form der Verwendung des Reichshofrathes für öster- 
reichische Angelegenheiten in dieser Zeit bieten, zeigen uns, 
dass es sich hiebei um keine verfassungsmässige Com- 
petenz des Reichshof raths, sondern nur um eine der Dis- 
position der Landesfürsten unterworfene aus- 
hilfsweise Verwendung desselben auch für landesfürstliche 
Zwecke handelte. Aus dem Gesagten mag es sich erklären, dass 
sich die Uebertragung der österreichischen Angelegenheiten von 
dem Reichshofrath auf ausschliesslich österreichische Hofbehörden 
vollzog, ohne dass sich hiedurch der organische Charakter 
des Reichshofraths geändert hätte und ohne jeglichen Wider- 
stand seitens des Reichshofraths selbst, was für die damalige 
Zeit, in welcher Behörden ein subjectives Recht auf ihre Com- 
petenz selbst gegenüber dem Monarchen geltend machten 22), 
doch nicht ganz gleichgiltig ist. Jedenfalls lässt sich bei dem 
Umstände, als die V^erwendung des Reichshofraths für öster- 
reichische Angelegenheiten selbst nach dem Vollzuge einer 
strengen formalen Scheidung deutscher und österreichischer An- 
gelegenheiten ausser Zweifel steht, aus dieser Verwendung 
allein kein Rückschluss ziehen auf die österreichische Politik 
betreffend das Verhältniss Oesterreichs zum deutschen Reiche 
und für die Beurtheilung der Stellung des Reichshofrathes 



darüber vor, an wen die Revision zn leiten sei. Selbstverständlich ist nicht aus- 
geschlossen, dass der Kaiser Reichshofräthe mit derselben betranen könne. Ich 
denke, dass diese Resolution ein überaus klärendes Licht wirft auf die Rechts- 
stellung des Reichshofraths zu den österreichischen Angelegenheiten. Theilt uns 
doch Hock in seiner Geschichte des österreichischen Staatsrathes mit, dass der 
Reichshofrath noch unter Maria Theresia eine Rolle in österreichischen Au" 
gelegenheiten spielte, aber deshalb war er doch keine österreichische Behörde. 
Er war eben nebstdem, dass er deutsche Reichsbehörde war, ein Mädchen 
für Alles. 

^*) Vgl. z. B. die Paciflcationsresolution Leopold I. von 1699 zur Be- 
schwichtigung der Aufregung der innerösterreichischen Regierung, welche das 
Recht der Publication der kaiserlichen Erlässe auf Grund eines lOOjährigen Usus 
für sich in Anspruch nahm. Bidermann, I, S. 138, N. 72; femer das zwischen 
dem Kaiser und der Grazer Hofkammer geschlossene „Concordat" auch „Friedens- 
resolution" genannt, vom 9. October 1709 zur Herbeiführung der Einfügung der 
widerstrebenden Grazer Hofkammer in eine centralistische Finanzorganisation. 
Bidermann, II, S. 15. Dagegen betrafen die Conflicte der Reichskanzlei und 
der 1620 geschaffenen selbständigen österreichischen Hofkanzlei nur Etikette- 
fragen. Bidermann, I, S. 99, N. 65. 



128 Dr. Friedrich Tezner: Die landesfürstliche 

ZU den österreichischen Sachen von 1559 an. Alles wird 
darauf ankommen, ob sie verfassungsmässig vor ihn gehörten, 
oder ob er sie nur precario bearbeitete und ob nicht trotz dieser 
Bearbeitung die österreichischen Angelegenheiten nach der 
Form ihrer Behandlung österreichischem Einflüsse in ungleich 
stärkerem Grade unterworfen waren als die reichsdeutschen. ^ ^) 

§. 7. Der Geheimrath. 

Der Geheimrath, dessen erste Spuren sich bis in die 
Zeiten Kaiser Friedrichs III. zurückverfolgen lassen **), und auf 
dessen Agenden, die geheimen schweren Sachen, die Schatz- 
kammerordnung von 1498 und das Innsbrucker Libell hinweisen, 
bietet für die juristische Betrachtung ein mehr negatives Inter- 
esse. Seine Bildung entspringt dem Bedürfiiisse des Monarchen, 
sich Itath zu holen von Personen, welche die Berufung zu dieser 
Aufgabe keiner anderen Qualification verdanken, als dass der 
Herrscher zu ihrer Fähigkeit, ihrer Verschwiegenheit und Treue 
Vertrauen besitzt. Dieses Vertrauen lässt sich nun durch keine 
von vornherein organisirte staatliche Einrichtung, durch keine 
im vorhinein bestimmte Form der Behandlung bannen. 20) Die 
Geschichte üesterreichs in der ständischen und absolutistischen 
Epoche lehrt in diesem Punkte ganz wie jene anderer nicht 
constitutioneller monarchischer Staaten, dass sich das Vertrauen 
des absoluten Herrschers nicht nach der in Organisationsstatuten 
bestimmten Bedeutung der ihm zunächst stehenden Behörden 



'^) Diesfalls ist zu beachten, dass die Beichshofrathsordnnng von 1559 
nicht die Vorschrift enthält, als müssten die den ungarischen, böhmischen, öster- 
reichischen Hofräthen zuzuweisenden Landessachen statutengemäss das 
Plenum des Reichshofrathes passiren. Es erscheint vielmehr nicht ausge- 
schlossen, dass das Referat an den Geheimrath erstattet werden konnte (Bi d er- 
mann, I, S. 12), oder dass der Kaiser eine Commission für die Berathung 
solcher Sachen aus Reichshofräthen und den Hofräthen der Länder zusammen- 
sofzte. Vgl. oben Anm. 17, 18, 21. 

") Adler, a. a. 0. S. 166 f., Anm. 3; Rosenthal, a. a. 0. S. 30 f. 

'^) Die grosse Schwierigkeit, der Organisation eines höchsten Staatsrathes 
im monarchischen Staate Festigkeit zu verleihen, bezeugt neuestens Zorn, Die 
rechtliche Stellung des preussischen Gesammtministeriums. Dazu vgl. Die ver- 
verfassungsmässige Stellung des preussischen Gesammtministeriums und die recht- 
liche Natur der königlichen ReichscoUegien von Gneist im 3. Bd. des Ver- 
waltungsarchivs von Schultzens te in und Keil. 
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richtet, sondern naturgemäss nur psychologischen Gesetzen unter- 
liegt ^^), dass umgekehrt die politische Bedeutung der Behörden in 
der constitutione!! nicht beschränkten Monarchie mit dem Grade 
des Vertrauens des Herrschers zu denselben steigt und fällt. 
Mag immerhin der Geheimrath als CoUegialbehörde organisirt 
sein, so ist der Monarch durch nichts daran gehindert, die 
Stimmen nicht zu zählen, sondern zu wägen. Ein Mitglied des- 
selben kann ihm das ganze CoUegium aufwiegen. Schon unter 
Ferdinand I. spielte trotz seines Geheimraths der Hof kanzler 
Leopold von Harrach eine massgebende Rolle bei der Berathung 
des Kaisers. ^7) Von Khlesl berichtet der venetianische Gesandte 
Hieronymus Soranzo um das Jahr 1614 2®), er habe im Staats- 
rath beschlossene und sogar vom Kaiser unterfertigte (!) Regie- 
rungserlässe vernichtet und dem Kaiser an Stelle des vernich- 
teten Acts eine neue, von ihm entworfene Ausfertigung zur 
Unterschrift vorgelegt und dieselbe expediren lassen — alles 
dies ohne Wissen des Geheimraths (!). Esaias Pufendorf, schwe- 
discher Gesandter am "Wiener Hofe, theilt in einem Bericht 
vom 27. März 1675^') an den schwedischen König mit, dass 
der spanische Ambassadeur mit Hilfe des Vertrauens, welches 
der österreichische Hof kanzler Baron Hocher und dessen Geheim- 



'®) Auch dem constitutionell-monarchischen Staate ist es noch nicht ge- 
lungen, eine Nebenregierung neben der Constitution eilen zu verhüten. Es besteht 
immer die Gefahr, dass diejenigen Personen, welche den Verkehr zwischen dem 
Konarchen und den Ministem vermitteln, sein höchstes Vertrauen erringen und 
vielleicht selbst ohne ihren Willen in die Stellung der ausschlaggebenden ßerather 
des Königs hineingerathen. Rink in Leopold des Grossen röm. Kaysers Leben 
und Thaten (Cöln 1713) macht es diesem Kaiser zum Vorwurf, dass er die per- 
sönliche Ausübung der Begierungsgewalt zu weit getrieben habe und sich nicht 
habe entschliessen können, der herrschenden Uebung gemäss einen Premier- 
minister (einen Ministrissimus) zu bestellen. Ein Lehrgesetz, welches Franz 
Rudolf Halden Freiherr v. Trazberg zur Unterweisung des nachmaligen 
Kaisers Josef I. niedergeschrieben hat, erklärt es für das Beste, wenn der Herr- 
scher sich allein zum Rathgeber habe. Bid ermann, a. a. 0. II, S. 106, N. 1, 
S. 133 f., N. 41. 

*^) A. a. 0. Ij S. 70 f., N. 74. lieber die Bedeutung des obersten Schatz- 
meisters Gabriel von Salamanca unter Ferdinand I. vgl. Buchholtz, VIII, 
S. 18 und 332. 

*®) Fiedler, Die Relationen der Botschafter Venedigs. Fontes rerum 
auatriacarum^ 2. Abth. der DiplomcUaria, 26. Bd., S. 20. 

") Bidermann, I, S. 115, N. 24. 
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secretär Abele beim Kaiser genössen, es dahin gebracht habe, 
dass der Kaiser verschiedene wichtige Dinge resolvire, davon 
die (an Stelle des geheimen Baths getretene) geheime Con- 
ferenz coUegialiter nichts gewusst und der Obersthofmeister 
unter Leopold I. Fürst Dietrichstein wird in einem Staats- 
schematismus aus dem letzten Decennium des 17. Jahrhunderts 
als Director des geheimen Raths angeführt mit der Glosse: 
schafft allen Anderen, «o) Mit diesem auf persönliche Gründe 
zurückzuführenden Wechsel in der Bedeutung des Geheimraths 
hängt es zusammen, dass er auf die fremden Gesandten zu ver- 
schiedenen Zeiten einen verschiedenen Eindruck macht. Im 
Jahre 1628 berichtet der päpstliche Nuntius Caraffa an den 
römischen Hof ^i) von dem consiglio Secreto, dass er ordina et 
commanda tutto. Dagegen hat der Geheimrath nach dem im 
Jahre 1654 erstatteten Berichte des venetianischen Gesandten 
Giustiniani ^2) nur berathende Function, während in allen Dingen 
entscheidend nur der persönliche Wille des Monarchen sei, und 
unter Leopold I. tritt für den venetianischen Gesandten der 
Charakter des Geheimrathes als eines obersten Civil- und 
Strafgerichtshofs am meisten hervor. *3) In der That ist 
unter Leopold I. der österreichische Hof kanzler Baron Hocher^*), 
nach ihm der böhmische Kanzler Graf Ulrich Kinsky^s) (j^j. 
erste Mann am Hofe, der einen ganzen Geheimrath aufwiegt, 
während eben darum der Geheimrath zu einem blossen Justiz- 
rathe hinabsinkt 8®), welcher nur mit der Berathung von Revi- 
sionssachen betraut ist, und in seiner Eigenschaft als Staats- 
rath schon durch andere Organisationen abgelöst ist. Und 
das Gleiche gilt von der Stellung des Fürsten Salm unter 
Josef I. »0 



'0) Bidermann, II, S. 107, N. 2. 

•*) Archiv für österr. Geschichtsquellen. 23. Bd., S. 295 f. 

'*) Fontes rerum auatriacarum ; a. a. 0. S. 400 f • 

'') Deutlich ausgeprägt ist diese Entwicklung unter Josef I., unter wel- 
chem die bedeutsamsten Competenzen des Geheimrathes auf die sogenannte Con- 
ferenz übergegangen waren. Bidermann, II, S. 17. 

") A. a. 0. I, S. 115, N. 24. 

«) A. a. 0. I, S. 130, N. 52. 

") A. a. 0. S. 17. 

") A. a. 0. n, S. 106, N. 1, S. 109, N. 3. 
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Ein Rückblick auf die Geschichte des Geheimraths zeigt 
uns also keinerlei Entwicklung, sondern eine unberechenbare 
Veränderlichkeit seiner Gestaltung und Bedeutung und zuletzt 
eine vollständige Desorganisation •**), ein Schicksal, welches auch 
dem später von Maria Theresia mit so grossen Hoffiiungen in's 
Leben gerufenen Staatsrath beschieden war. Was aber den Ge- 
heimrath dauernd charakterisirt , ist das negative juristische 
Merkmal, dass er kein verfassungsmässiges Organ 
irgend eines der unter habsburgischem Scepter 
vereinigten Länder, mit keinem derselben orga- 
nisch verbunden ist. Keine der Länderverfassungen kennt 
ihn. Deshalb kann eine verbindliche Ausfertigung kaiserlicher 



'^) Schon nnter Leopold f. war die höchste Berathang der Landtags - 
materien, insbesondere -der ständischer Bewilligung bedürftigen Contribntionen, 
der Cameralgegenstände , des Kriegsfinanz- nnd Militärverpflegswesens auf die 
meist anter Vorsitz des Kaisers tagende, 1697 errichtete Deputation über- 
gegangen. Sie bestand aas Mitgliedern des Hofkriegsraths , des für das Militär- 
intendanzwesen bestehenden Generalkriegscommissariates und sämmtlicher 
Hofkanzleien, welche so centralistischer Beeinflussung ausgesetzt sein sollten. 
Die Angelegenheiten des Aeussern und die hohe innere Politik wurde von einer 
unter Leopold I. errichteten Conferenz berathen, weil der alte Geheimrath wegen 
des starken Herandrängens aller Ehrsüchtigen zu demselben ein unförmliches, 
zur Berathung delicater Angelegenheiten untaugliches CoUegium geworden war. 
Die CompeteDz dieser Conferenz für die Pflege der äusseren Politik geht dann 
unter Josef I. auf die kleine Conferenz und endlich unter Maria Theresia atif 
die Staatskanzlei über, die uns schon unter Karl VI. als eine von der Hof- 
kanzlei in internis geschiedene Section der österr. Hofkanzlei für das ^m 5 /t- 
cum extrinsecum entgegentritt. Bidermann, I, S. 39, 115, N. 24, II, S. 18, 
über eine Conferenz vom 6. Juli 1703. II, S. 83; Fei In er in der Besprechung der 
Bidermann'schen Geschichte der österreichischen Gesammtstaatsidee im 15. Bd. 
der Mittheilungen des Institutes für österreichische Geschichtsforschung. S. 519 f., 
525 f., 529. Mit der Thatsache, dass die Monarchen ihr persönliches Regiment noch 
aufrecht erhalten und ihre Entscheidungsgewalt nicht an die höchsten Behörden 
abtreten wollten zu einer Zeit, als die höchste Leitung der Staatsangelegenheiten 
nicht einmal mehr von einem Kronrathe, geschweige denn von einer Person 
übersehen werden konnte, erklärt sich die bekannte Hypertrophie von höchsten 
Conseils, welchen keinerlei Entscheidungsgewalt, sondern nur Berathungscompe- 
tenz zukommt, unter Leopold I. entsteht 1666 ein Hof-Commerzcollegium (Bid er- 
mann, I, S. 111 f., N. 22, II, S. 68), unter Josef I. besteht eine Hofcommission 
in Sanitätssachen (Bid er mann, II, S. 306, N. 187), 1698 wird eine geheime 
deputirte Commission in cameralibus oder Cameraldirectorium errichtet, 1706 
entsteht die Ministerial-Banko-Deputation , 1716 die Finanzconferenz (Mensi, 
Die Finanzen Oesterreichs, S. 113, 216, 462) u. s. w. 
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Erlässe nicht durch den Greheimrath erfolgen. ^^) Ihm kommt 
keine Dienst- und Aufsichtsgewalt über die Landesbehörden 
wie den Hof kanzleien *<>), keine nach aussen gerichtete Regie- 
rungs- und Justizgewalt wie den Landesregierungen zu. Der 
Monarch mag sich des Geheimrathes bedienen, um nach ge- 
pflogener Berathung desselben oder mit demselben den Hof- 
kanzleien seinen Willen kundzugeben, niemals ist der CoUegial- 
beschluss des Geheimraths als solcher für die Hofkanzleien 
verbindlich und mag auch in gewissen Zeiten die Macht des 
Hof kanzlers für die Ausübung einer derartigen Befugniss nicht 
ausgereicht haben, verfassungsmässig kann und soll er den 
persönlichen Auftrag des Monarchen erwirken, wenn er ge- 
gründete Bedenken hat, den ihm durch den Geheimrath mitge- 
theilten Willen als kaiserlichen zu behandeln. *i) Man kann 



'^) Deshalb muss auch die Annahme der Regentschaft dnrch die Kaiserin- 
Witwe Eleonore nach dem Tode Josefs I. im Auftrage der Länder-Hofkanzleien 
durch die Gubernien kundgemacht werden. Bidermann, a. a. 0. II, 
S. 196, N. 53. 

*o) A. a. 0. II, S. 301 f., N. 176, 177. 

*^) Das Gutachten des starren Centralisten, Hofkammer-Vicepräsidenten 
Grafen Johann Quintin Jörger von 1685, betreffend die Ausdehnang der Cen- 
tralisation auf die Landesstellen der mit der niederösterreichischen vereinigten 
oberösterreichischen Ländergruppe wirft dem Hofkanzler Freiherm v. Hocher 
vor, er habe aus der Unterordnung der Landesstellen unter die erbländische 
Hofkanzlei in Wien gar ein Punctum juris gemacht, wogegen der gegenwärtige 
Hofkanzler als ein vir civilis der kaiserl. Majestät Convenienz voraussetze und 
sich dessentwegen mit derselben in keine Competenz einlassen werde. A. a. 0. 
I, S. 14'-^, N. 83. Es ist dies derselbe Hocher, der uns andererseits entgegentritt 
als eifrigster Fürsprecher des Absolutismus gegenüber den Ständen (a. a. 0. I, 
S. 147, N. 92) und gegenüber Ungarn (I, S. 118 f.). 1681 bemüht sich der 
böhmische Hofkanzler Ulrich Graf Kinsky mit vorübergehendem Erfolge, das 
Recht des Vorschlags zur Besetzung der Präsidentenstelle bei der Prager Kammer 
von der Wiener Hof kammer zu Gunsten der böhmischen Hofkanzlei zu vindi- 
ciren; a. a. 0. I, S. 130, N. 52. Für Ungarn bietet die vom Kanzler Mattya- 
sowsky eingenommene Stellung gegenüber dem vom Hof ausgegangenen Ent- 
würfe eines Planes zur Vertheilung der Militärlasten auf die Länder unter 
Leopold I. den Beweis, dass die Kanzler auch Muth fanden, Verfassungsbedenken 
gegenüber dem Monarchen zu Gansten ihrer Länder geltend zu machen ; a. a. 0. 
I, S. 108, N. 9; vgl. auch I, S. 119, N. 33. Josef IL findet bei seinen Angriffen 
auf die ung. Verfassung einen zähen Widerstand in der ung. Hof kanzlei. H o c k- 
Bidermann, Der österr. Staatsrath, S. 187 f., 195, 197, 209 f. 
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diese eigenartige Rechtsstellung des Greheimratlies , welche ihn 
wie jene der Finanz- und der Militärbehörden über allen Ver- 
fassungen schweben lässt, weshalb für die Mitgliedschaft 
das Indigenat in den seiner Berathungscompetenz unterliegenden 
Ländern nicht erforderlich ist, nicht treffender bezeichnen als mit 
dem Ausdruck offic tum exf raneum, accessorium, welchen 
eine Hofkammerinstruction vom Jahre 1699 für die damals nach 
Siebenbürgen abgeordneten Cameralaufseher und Finanzcontrolore 
verwendet. *2) Dag igt ein passender Ausdruck für die ver- 
fassungs fremden, möglicherweise aus Landfremden bestehenden, 
verfassungsrechtlich nicht nothwendigen Behörden, deren nicht 
verfassungsmässiger Einfluss als Fremdherrschaft empfunden 
wird. So erklärt es sich auch, dass unter Leopold I., unter welchem 
ein Theil der Competenz des Geheimrathes auf die sogenannte 
Deputation in oeconomicis et militarihus übergegangen war, 
die Landesstellen ihre Instructionen über die von der letzteren 
beschlossene Organisation des Militärverpflegswesens nicht durch 
die Deputation, sondern durch die ihnen vorgesetzten Länder- 
hof kanzleien erhalten. *8) Und 1705 rügt es Prinz Eugen als 
einen formalen Verstoss, dass in seiner Abwesenheit der Hof- 
kriegsrath die kaiserliche Resolution, betreffend die Unterstel- 
lung der bisher der österreichischen Hofkanzlei untergeben ge- 
wesenen innerösterreichischen Militärbehörden unter den Hof- 
kriegsrath, durch Vermittlung des Fürsten Salm, damaligen 
Premierministers Leopold L , angenommen habe , statt auf der 
ordnungsmässigen Zustellung durch die österreichische Hof- 
kanzlei zu bestehen.**) Danach hätte sich der Geheimrath 
nicht einmal mit den übrigen Hofstellen, außer der österreichischen 
Hofkanzlei, in unmittelbare Beziehung setzen dürfen. 

Wenn es deshalb in einem Berichte des päpstlichen Nuntius 
Caraffa über die Zeit von 1624—1628 '^) vom Geheimrath heisst: 
Ordina et commanda tutto quello, que riguarda lo statOj la pace, 
il govemo, gli interessi de la camera, so ist damit die politische, 
nicht aber die organisations-, die verfassungsrechtliche Stellung 
des Geheimrathes richtig eharakterisirt. Seine Beschlüsse sind 



") A. a. 0. I, S. 45 unten, II, S. 154, N. 80, S. 161, N. 85. 
*^) ßidermann, a. a. 0. I, S. 39. 
*0 A. a. 0. II, S. 9. 
*0 Vgl. oben Anm. 31. 

Tezner. 10 
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nichts mehr als Rathschläge für den Monarchen , welche die 
Grundlage seiner Entschliessungen bilden können , nicht aber 
verbindliche Befehle. Eine andere Bedeutung des Geheim- 
rathes hätten sich weder die böhmischen, noch die ungarischen 
Stände, noch auch der durch die hundertjährige Trennung vom. 
Stammlande herausgewachsene Particularismus der inneröster- 
reichischen Länder gefallen lassen. Richtig bestimmt die hier- 
archische Stellung des Geheimrathes, des conaiglio de stato, der 
venetianische Botschafter Aloisio Molin in seinem Bericht voa 
1661*^), wenn er ihn nur als ü pvU importante bezeichnet, aber 
doch aequo loco mit dem consiglto aulico anführt. 

Was aber dem Geheimrath an verfassungsmässiger, nach 
aussen gerichteter Gewalt abgeht, ersetzt er im Gipfelpunkte 
seiner Entwicklung durch seine politische Macht. Er beeinflusst 
im persönlichen Verkehre mit dem Monarchen dessen Ent- 
schliessungen und unterstützt ihn in der Pflege einer absolu- 
tistisch centralistischen Politik in den äusseren. 
Formen der Sonder Staatsverfassungen derhabsbur- 
gischen Länder. 

Mögen seine normativen Beschlüsse für jede mit einer 
Sonderverfassung ausgestattete Ländergruppe durch die Hof- 
kanzleien als ein besonderes für sie erlassenes Gesetz ausge- 
fertigt werden *7), so ist es doch häufig der eine inhaltlich 
gleiche Beschluss , der uns in der Form der für jede Länder- 
gruppe besonders erlassenen Gesetze entgegentritt. 

Die Beschlusscompetenz des Geheimrathes ist, wie es dem 
Wesen des vom Standpunkte politischer Bedeutung höchsten 
Kronraths entspricht, eine universale. Darin stimmen alle Be- 
richte überein. Gameralia et quiquid ad alia Consilia priu» 
delatum — heisst es im Status regiminis *ö) — ab iisque deliberatwm 
conclusum cum votis ad Imperatoriam Majestatem remissum esty. 
quae itaque caetera consilia deciderunt ea postea mutat vel 



*®) Fontes rerum amtriacarurn, 2. Abth., 27. Bd, S. 50, 55. 

*') Auch auf dem Gebiete des modernen Staatsrechts vollziehen sich Cou- 
cessionen an den Föderalismus mittels föderalistischer Gestaltung des 
Ausfertigungswesens. Vgl. den Schlussabsatz des Octoberdiploms und des 
Februarpatents, §. 60 des G. A. XXX vom Jahre 1868, betreffend die gemein- 
same Verfassung der Länder der Stefanskrone. 

") S. 73. 
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aliter quandoque disponit Gonsüium Imperiale mtimum , unde 
ratificQtio Caesarea in omnibus expectanda est. Und ebenso 
bezeichnet der bereits erwähnte Bericht Molin's den Geheim- 
rath als diejenige Stelle : al quäle tutti gli altri Consigli rapportano 
le materie gravi. Es ist also die Aufgabe des Geheimrathes, eine 
Superrevision zu üben an den Beschlüssen aller anderen coUe- 
gial organisirten Hofstellen, sie zu reinigen von allen ihnen 
etwa noch anhaftenden particularistischen Schlacken und sie ein- 
zufügen in den Rahmen der gesammtstaatlichen 
Politik. Das drückt Caraffa mit dem Satze aus: modera tutte 
le attioni degli altri, *ö) 

Diese Superrevision erstreckt sich nun auch — und hie- 
durch gewinnt der Geheimrath Bedeutung für den hier behan- 
delten Gegenstand — auf die in dem Hofrathe und später in 
den Hofkanzleien beschlossenen Revisionserkenntnisse. Schon 
der Bericht Caraffa's erwähnt der Cameralia; zu welchen die 
Finanzrechtspflege in allen ihren Richtungen gehört, als 
der Beschlusscompetenz des Geheimrathes unterliegend. ^^) Es 
geht aber aus den Instructionen Karl VI. für die vom ihm 
coUegial organisirte böhmische und österreichische Hofkanzlei 
hervor, dass gerade die Revision in Justizsachen dem Geheim- 
rathe noch verblieb, als seine bedeutungsvolleren Functionen 
bereits auf andere Collegien übergegangen waren. Die Vor- 
schriften beider Hofkanzleiordnungen über die Form und Be- 
handlung jener Justizsachen, bei denen Jura regia in Frage 
stehen , lassen ausserdem erkennen, dass es ganz besonders die 
Verwaltungsrechtssachen waren, um derentwillen eine 



*^) Das gilt auch von der ungarischen Hofkanzlei mindestens bis zum 
Ausgang des vorigen Jahrhunderts. Vgl. Bi der mann, II, S. 293, N. 128. 
üebrigens scheint die Reihenfolge der Berathungen der Hofbehörden und des 
Geheimrathes nicht immer dieselbe gewesen zu sein. Giacomo Soranzo, venetia- 
nisclier Botschafter am Hofe Ferdinand I. um 1562, theilt in dem Berichte an 
seine Regierung mit, der Kaiser habe das im Geheimrath Beschlossene den Ungarn, 
d. i. dem ungarischen Hofrathe, vorgeschlagen (Fontes verum austriacarum, 
30. Bd., S. 213). Nach dem Berichte des päpstlichen Gesandten Caraffa von 1628 
ging die Berathung mit dem böhmischen Hofkanzler jener mit dem Geheimrath 
voran (Archiv für Kunde österr. Geschichtsquellen, 23. Bd., S. 299.) 

^^) Nach Beckmann, S. 578, hat Ferdinand II. nach seiner Krönung 
den Geheimrath in Graz zurückgelassen pro majore cautela regalium 
et jurium suorum conservandorum. 

10* 
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Controle der Sentenzen der beiden Hofkanzleien durch den 
öeheimrath erhalten wurde. Denn es handelte sich um die 
Controle der entsprechenden Wahrung der landesfürstlichen, 
insbesondere der centralistisch fiscalischen Interessen durch die 
Länderhof kanzleien. ^^) Da nun eine sichere Abgrenzung der Jura 
regia oder des Jus publicum gegenüber den Jura privatorum oder 
dem jus privatum nicht zu erzielen war und da auch bei reinen 
Privatrechtsansprüchen öffentlich-rechtliche Fragen als Präjudi- 
cialfragen eine Rolle spielen konnten , so blieb die Revisions- 
befugniss des Geheimrathes noch zu einer Zeit bestehen, in 
welcher bereits für die österreichischen und böhmischen Länder 
eigene coUegial organisirte höchste Justizbehörden bestanden. 
Es handelte sich eben darum, die centralistischen Interessen auch 
auf dem Gebiete des Justiz wesens zu wahren. 

Was die Form der Thätigkeit des Geheimrathes betrifft, 
so fasste derselbe seine Beschlüsse entweder unter Vorsitz des 
Kaisers ^^) oder in Abwesenheit desselben. In letzterem Falle 
bedurften sie seiner Sanction : ünde in omnibus ratificatio Caesa- 
rea expectanda est, ^^) Seine Besetzung scheint einer festen 
Ordnung entbehrt zu haben. 1554 sind Mitglieder des Geheim- 
rathes ausser einzelnen Hofwürdenträgern hohe Militärs , der 
Hof- und Hofvicekanzler der deutschen Hofkanzlei, der Hof- 
kammerpräsident. ^*) In seinem schon erwähnten Berichte von 1675 
führt Esaias Pufendorf unter den Mitgliedern an : die Principal- 
Hofofficiere, nämlich die Obristen Hofmeister des Kaisers und 
der Kaiserin, den Oberstkämmerer, Obersthofmarschall und Oberst- 
stallmeister, dann andere hohe Etatsbedienstete, zum Exempel den 



") Wenn deshalb Fell n er im 8. Bd. der Mittheilungen des Instituts für 
östeiT. Geschichtsforschung, Zur Geschichte der österr. Ceutralverwaltung, S. 272, 
hervortiebt, der Geheimrath habe unter Rudolf II. sogar über Finanzsachen 
votirt, so leidet diese Bemerkung an einer Unterschätzung des Finanzwesens für 
die centralistische Politik. 

^*) Nach dem Anm. 29 erwähnten Berichte Pufendorf 's wurden alle 
wichtigeren negotia vom Geheimrath im Beisein des Kaisers tractiret. Dasselbe 
galt auch von der geheimen Conferenz Leopolds und Josefs I. (Bid ermann, 
ir, S. 17; Mensi, a. a. 0. S. 189, 191, 201, 462 und 466, betreffend die so- 
genannte Finanzconferenz.) 

") Anm. 29; Fellner, im 15. Bd. der Mittheilungen des Instituts für 
österr. Geschichtsforschung, S. 526. 

") Bidermann, I, S. 12, 63, N. 48. 
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böhmischen Kanzler, den Reichsvicekanzler, den unterösterreichi- 
schen Oberstatthalter, Kammerpräsidenten, Peldmarschälle — 
ein bunt zusammengewürfeltes Collegium! Nicht einmal, ob 
die Hofkanzler allezeit und organisationsgemäss im Geheim- 
rath stimmberechtigt waren, lässt sich feststellen. ^ß) 
Sicher aber war die Theilnahme des Hofkanzlers der einen 
Ländergruppe an der Berathung der Angelegenheiten einer 
anderen Ländergruppe nicht ausgeschlossen ^ß) , und es liegt 

^^) üeber die Besetzung des Geheimratlies vgl. noch die Angaben bei 
Bidermann, I, S. 31 f., 35, 95, N. 51. Mitglieder der geheimen Conferenz 
unter Leopold J. waren laut des wiederholt citirten Berichts des Esaias Pafendorf 
der Obersthofmeister (nach Fellner, Zur Geschichte der österr. Centralvcrwaltung, 
a. a. 0. S. 274, als höchster Hofwürdenträger), der Reichshofrat hspräsident, der 
Oberstkämmerer und der österreichische Hofkanzler. Der Geheimrathssitzung 
zur Berathung der Propositionen an den ungarischen Reichstag von 1687 wohnten 
der Obersthofmeister, der böhmische und der österreichische Hofkanzler 
bei; Bidermann, I, S. 150, N. 105. Unter Josef I. sind ständige Conferenzräthe 
die zwei durch die Instruction vom 3. Juli 1705 bestellten österreichischen 
Hofkanzler für Juridica und Politica. A.a.O. II, S, 17. Vgl. auch Hintze, 
Der österreichische Staatsrath im 16. und 17. Jahrhundert, im 8. Bd. der Savigny- 
Zeitschrift und die Relationen der venetianischen Botschafter in den citirten 
Bänden der Fontes verum austriacarum. 

^®) Vgl. die vorstehende Anmerkung. Nach dem citirten Berichte Caraffa's 
im 23. Bd. des Archivs für österr. Geschichtsquellen, S. 295, 299, erlangen die 
Beschlüsse des böhmischen und ungarischen Landessenates erst durch die Be- 
fürwortung seitens des Geheimrathes die erforderliche Eignung für die kaiser- 
liche Genehmigung. Den böhmischen Räthen macht Ferdinand I. die Zuziehung 
fremder Räthe zur Berathung böhmischer Angelegenheiten damit plausibel, dass 
bei strenger Festhaltung des sonderstaatlichen Princips in der Form der höch- 
sten Berathung der Landesangelegenheiten auch die böhmischen Räthe von der 
Theilnahme an der Berathung nichtböhmischer Angelegenheiten ausgeschlossen 
und somit eines wichtigen Theiles ihrea politischen Einflusses beraubt werden 
müssten. B u c h h o 1 1 z, 2- Bd., S. 449. In Ungarn wurde das Verhältniss des Geheim- 
rathes zum Land geraume Zeit als ein anorganisches empfunden (Bider- 
mann, a. a. 0. I, S. 65, N. 55, S. 86, N. 25, S. 88, N. 32, S. 150, N. 105) und 
er war deshalb der Gegenstand aufreizender Gerüchte (I, S. 98, N. 68, S. 99, 
N. 64). Die Ungarn erwirkten einerseits die Anerkennung des Grundsatzes, dass 
alle die Rechtspflege betreffenden oder die Rechte des Landes berührenden An- 
gelegenheiten nur von ungarischen Räthen berathen werden sollten, andererseits 
arbeiteten sie darauf hin, dass bei der Berathung des Heeres-, des Finanzwesens 
und des Aeussem, soweit es sich nicht um verbindliche Normen an die Unter- 
thanen, also nur um ein königliches Reservatrecht handle, unga- 
rische Räthe beigezogen werden sollten. A. a. 0. I, S. 86, N. 25, S. 104, N. 83, 
84 ; II, S. 44. Am Hofe scheint man indess auf Ungarn bezügliche Armeever- 
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nahe^') und wird übrigens durch die Einriclitung der so- 
genannten Conferenz unter Josef I. *^^) , sowie durch die Hof- 
kanzleiordnungen Karls VI. bestätigt, dass die Hofkanzler 
entweder persönlich oder durch einen sie ver- 
tretenden Referendar das Referat über die ihre 
Ländergruppen betreffenden Angelegenheiten im 
Geheimrath führten und ihre Vorschläge erstat- 
teten. Die Ausfertigung verbindlicher, vom Kaiser sanc- 
tionirter Beschlüsse kam aber, wie bemerkt, nur den Hof- 
kanzleien zu. 

Offenbar war nun auch die Betheiligung der Hof kanzler 
am Geheimrath selbst nur mittels Referates und Vorschlags 
dem centralistischen Bedürfnisse zu viel und damit mag es 
sich erklären, dass das Organisationsstatut, durch welches Maria 
Theresia den Staatsrath an Stelle des früheren allmächtigen 
Geheimrathes einschob, mit den übrigen Hofbehörden auch 
die Hof kanzler von jeder wie immer gearteten Theilnahme an 
den Berathungen des Staatsrathes grundsätzlich ausschloss. ^^) 
Damit glauhte man, eine absolut sachliche, von der Einseitig- 
keit der Ressortmänner und vom Particularismus der Hof kanzler 



ordnungeu, wie z. B. die Aufstellung von Sanitätscordons, selbst wenn sie auch, 
die Bevölkerung verbinden sollten, als Ausfluss des königlichen Eeservat- 
rechts angesehen zu haben. A. a. 0. II, S. 306, N. 187. Vgl. auch Fellner, 
a. a. 0. 279, 280, 292. 

*^) A. a. 0. I, S. 12. Nach dem citirten Berichte Caraffa's nimmt an den 
Berathungen über ungarische Angelegenheiten der ungarische Kanzler Theil; 
a. a. 0. I, S. 35. Eine im Besitze Bidermann's befindliche handschriftliche 
Instructio Cancellariae Regiae Hungarico-Transylvanico-Äulicae de annis 
1727 et 1746 enthält im P. 5 der Instruction von 1727 die Vorschrift, es solle 
ungeachtet vorangegangener Berathschlagung einer Materie in dem ungarischen 
Hofrath (Consilio Hungarico-Äulico) zum Vortrage der Sache im Geheimrath 
oder in der Ministerialconferenz ein ungarischer Hofrath ex statu nobilium 
delegirt werden; a. a. 0. II, S. 293, N. 128. Vgl. auch ebenda U, S. 43. Un- 
zweifelhaft sind Ungarn Mitglieder des alle Angelegenheiten 
des Beiches, somit auch die ungarischen, berathenden Staats- 
raths, welcher seit 1804 ein kaiserlich königlicher ist; Hock- 
B id ermann, a. a. 0. S. 104, 108, 651, 655 f., 664, 668, 678. 
• ^) A. a. 0. II, S. 17 f. 

^®) Hock-Bidermann, Der österreichische Staatsrath, S. 10- Man er- 
klärte den Ressortmann, insofeme es sich um eine gerechte Abwägung der 
einander entgegenstehenden staatlichen Interessen handle, als eine ^ars^ro Judice. 
Vgl. auch Bidermann's Gesammtstaatsidee, II, S. 23 unten u. S. 293, N. 228. 
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nicht beeinflusste Berathung herstellen zu können. Auf diesen 
Staatsrath geht dann auch die Superrevision der von den Hof- 
kanzleien, später von der obersten Justizstelle beschlossenen 
Kevisionserkenntnisse, und zwar auchderaufVerwaltungs- 
rechtssachen bezüglichen über, wogegen die Justiz- 
stelle bei der Kaiserin erfolglos Einsprache erhebt. 

Von dem Geheimrathe, von welchem bisher die Rede war, 
sind zwei Einrichtungen zu unterscheiden, welche durch ihren 
Namen an denselben erinnern. Nach der Abtrennung der inner- 
xind der oberösterreichischen Ländergruppe von der niederöster- 
reichischen hatten die Landesfürsten der beiden ersteren einen 
(reheimrath errichtet, welcher zugleich die Competenzen des 
von Ferdinand I. gebildeten Hof- und des Geheimrathes in 
sich vereinigte. *®) Dieser ober- und innerösterreichische Ge- 
heimrath erhielt sich nun auch nach der Wiedervereinigung 
aller drei Ländergruppen theils als Behörde zur Vermittlung 
des Verkehrs der Landesämter mit dem Hofe, vergleichbar dem 
niederösterreichischen Hofrath Maximilians vom Jahre 1501, 
theils als höchster Justizsenat für diese beiden Ländergruppen, 
also zur Vorbereitung der landesfürstlichen Revisionserkennt- 
nisse für diese Länder vermöge des ihnen zustehenden Privi- 
legiums, dass der Rechtszug von den Gerichten derselben nicht 
ausser Landes gehen dürfe.^^) Ausserdem ist in den Rechtsquellen 
der hier behandelten Epoche auch noch von hinterlassenen 
geheimen Deputirten die Rede. Diese Deputirten werden von 
dem Monarchen nur vorübergehend und ad hoc bestellt, um ihn 
für die Dauer seiner Abwesenheit oder sonstigen Behinderung 
in der Ausübung der hö chsten Regierungsgewalt zu vertreten. 
Sie bilden also keine ständige Behörde *2), sondern sind eine 



*®) Hiezn vgl. die wichtige Abhandlnng Bidermann's, Geschichte der 
landesförstlichen Behörden in und für Tirol von 1490 bis 1749 im Archiv für 
Geschichte und Alterthumsknnde Tirols, 3. Jgg., S. 323 ff., desselben Gesammt- 
Staatsidee, I, S. 138, N. 75; Beckmann's Idea juris, Art. „Geheime Stelle 
(Conaüium Status)^, S. 173. 

") Beckmann, a.a.O. S. 173; Bidermann, a. a. 0. II, S. 85 f., N. 2. 

•^) lieber Fälle der Bestellung einer solchen Stell Vertretung unter Ferdi- 
nand I. für die niederösterr. Länder. (Rosenthal, a. a 0. S. 107; Buch- 
lioltz, 8. Bd., S. 20; Fellner, Zur Geschichte der österr. Centralverwaltung, 
S. 294 ff., S. 298); unter Rudolf II., Ferdinand II. und Ferdinand III. (Bider- 
mann , a. a. 0. I, S. 33, 36, S. 85, N. 22, S. 102, N. 70, 71 ; II, S. 250, N. 69. 
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Regierung mit ausserordentlichen Vollmachten. Sie werden zu- 
weilen bestellt mit der Vollmacht der Stellvertretung des Mon- 
archen für den ganzen habsburgischen Länderbesitz. Indess 
ringt in Ungarn gegenüber dieser universalen Stellvertretung 
der Grundsatz nach Anerkennung, dass sowohl zur Stellver- 
tretung des abwesenden Königs in Ausübung seiner höchsten 
Gewalten als auch zur Führung der Regentschaft für den 
regierungsunfähigen König der Palatin berufen sei. ^3) 

§.8. Die Hofkanzleien. 

Das Hof kanzleiwesen dient seiner ursprünglichen Bestim- 
mung nach der Prüfung der Verfassungsmässigkeit der Erlässe 
des Monarchen und ihrer Ausfertigung und Authentitication. 
Die Verwirklichung dieser Bestimmung hat zur Voraussetzung, 
dass der Hofkanzler als Leiter der Hofkanzlei denjenigen Hof- 
behörden , welche durch ihre Beschlüsse den monarchischen 
Willen vorbereiten helfen, nicht etwa so gegenübersteht wie 
der Leiter des Hilfsamts einer Behörde dieser gegenüber, also 
ihrem Dienstbefehle unterworfen, sondern mit jenem Grade von 
Selbständigkeit, welcher ihm ermöglicht, seiner Verantwortung 
gerecht zu werden. Der Hofkanzler ist deshalb befugt und ver- 
pflichtet, die Ausfertigung eines ihm durch eine solche Hof- 
behörde übermittelten Erlasses zu verweigern, wenn sein Li- 
halt die Verfassung des Landes, für welches der Hofkanzler 
bestellt ist, verletzt ^*), oder wenn er an der Authenticität des 

Neben den hinterlassen en geheimen Bäthen kommt aach eine hinterlassene ge- 
heime Hofkammer vor. Suttinger, a. a. 0. S. 68. 

^•) Bidermann, I, S. 3B; II, S. 43. Selbst am Wiener Hofe ging man 
znr Zeit der Bestellung der Kaiserin-Witwe Eleonora zur Stellvertreterin für den 
abwesenden Thronfolger Kari VI. von der Auffassung aus, dass wann 
der König nicht in Hungarn oder in denen nächstangrenzenden 
Ländern sich befinde, der Palatinus Regni die Regierung im 
Königreich Hungarn zu beglaiten habe. Bidermann, a. a. 0. II, 
S. 195, N. 53. Vgl. auch Fellner, a. a. 0. S. 282. 

•*) Vgl. den Entwurf einer Hofrathsordnung von 1497 oder 1498 bei 
Adler, a. a. 0. S. 512: „Er (der Hofkanzler) sol auch bei seinem geswornen 
aide kainen brief, gescheft noch verschreibung , die in ainich weise . . . . 
wider der erblichen furstentumben lande und gebiete frey- 
haiten gewonhaiten oder alt herkomen seyen oder verstanden 
werden möchten, underschreiben verfertigen noch ausgehen 
lassen.^ Diese Vorschrift macht keinen Unterschied zwischen der Ausfertigung 
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ihm als monarchisclieii Willen mitgetheilten Erlasses zu zweifeln 
Grund hat. «0 

Es ist bereits erwähnt worden, dass die Organisations- 
vorschriften, welche sich auf die landesfürstlichen Behörden be- 
ziehen, zwar für diese und für die Parteien, nicht aber für den 
Landesfürsten in der Weise verbindlich sind, dass er durch die- 
selben an der persönlichen und unbeeinflussten Ausübung 
seiner Grewalten gehindert wäre. Er kann deshalb persönliche 
EntSchliessungen mit Umgehung jener coUegialen Hof behörden 
hinausgeben, welche durch ihre Verfassung berufen sind, ihn 
zu berathen. Auch die Ueberprüfang dieser aus der unbeein- 
flussten monarchischen Entschliessung hervorgegangenen höch- 
sten Erlässe, sowie die Authentification derselben obliegt dem 
Hofkanzler, mögen sie ihm durch den Monarchen persönlich 
oder einem Mandatar desselben bekannt gegeben worden sein. *^) 

Indess unterscheidet sich der Hofkanzler als Bürge der 
Verfassungsmässigkeit der monarchischen Anordnungen und 
Erlässe doch wesentlich von dem Minister des constitutionell- 
monarchischen Staates dadurch, dass seine Verantwortlichkeit 
und Gehorsamspflicht nur gegenüber dem Landesfürsten als 



jener monarchiscben EntSchliessungen, welche aus dem unbeeinflussten Willen 
des Monarchen hervorgingen oder nach erfolgter Berathung mit irgend einer 
der Hofbehörden gefasst wurden. Vgl. auch den ersten Punkt des Majestäts- 
briefes König Mathias II. von 1611, wonach der böhmische König verpflichtet 
ist, die Stände gegenüber verfassunß:swidrigen Decreten der Hofkanzlei ad integrum 
zu restituiren. Elvert, Die Vereinigung der böhmischen Kronländer Böhmen, 
Mähren und Schlesien zu Einem gemeinschaftlichen Landtage und zu Einer Cen- 
tralverwaltung, S. 87. 

**) Auch für die Sicherung dieser Authenticität sieht der in der vor- 
stehenden Anmerkung citirte Entwurf vor. 

*•) Der citirte Entwurf scheidet deshalb folgende von dem Hofkanzler 
seiner Unterschrift voranzusetzende Authentiflcationsformeln : Commissio dotnini 
regt's in consilio, commissio domini regis propria und commissio domini 
regis propria per dominum N. N, Nach Buchholtz, 8. Bd., S. 22, sind 
indess Regierungserlässe Ferdinands I. für die niederösterr. Länder regellos 
vom Generalschatzmeister oder von einem anderen zufällig von dem Fürsten 
dem betreffendem Geschäfte zugezogenen Bathe mitgezeichnet worden. Vielleicht 
diente indess diese Mitfertigung der Authentification und machte jene des 
Kanzlers behufs Herstellung der verfassungsmässigen Form nicht überflüssig. 
Bidermann, a. a. 0. I, S. 13. zählt jene Gegenstände auf, deren Erledigung 
nach ungarischem und böhmischem Yerfassungsrecht sich im unmittelbaren 
Verkehr zwischen König und Hoikanzler zu vollziehen hatte. 
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seinem Herrn, nicht gegenüber den Landständen besteht. *^) Er 
ist ein von dem Landesfürsten für sich bestellter Moniteur *®) , 
darum muss er sich dem landesfürstlichen Willen, wenn seine 
Vorstellung als unbegründet abgelehnt wird, fugen. 

Trotz dieser schwächlichen Bürgschaft, welche das Hof- 
kanzleiwesen den Länderverfassungen bietet, gilt dasselbe doch 
den Ländern, beziehentlich den Landständen als der letzte Hort 
ihrer Sonderverfassungen, als jene Einrichtung, welche allein 
noch geeignet ist, gegenüber der centralistischen Politik des 
Geheimrathes und der Hofkammer die Sonderpersönlichkeit 
der Kronländer zu sichern und die Verwischung und Ver- 
mischung der aus den verschiedenen Verfassungen fliessenden, 
in einer Hand vereinigten monarchischen Gewalten zu ver- 
hüten.^ö) Deshalb knüpfen sich alle Verfassungs- 

•') Vorübergehend auf Grund des Majestätsbriefes von 1611 soll die Ent- 
scheidung über die Verfassungsmässigkeit eines Decretes der böhmischen Hof- 
kanzlei durch den König im Verein mit den Landesoff icieren getroffen 
werden. Elvert, Die Vereinigung der böhmischen Eronländer u. s, w., S. 85, 
P. 16. Diese Bestimmung trifft keine Vorsorge für den Fall der Uneinigkeit 
zwischen König und Landesofficieren über das Ergebniss der Prüfung. Die ver- 
newerte Landesordnung Ferdinand II. für Böhmen lässt die böhmische Hof kanzlei 
als ausschliesslich königliche Behörde erkennen. 172 B erklärt Karl VI. 
gegenüber den ungarischen Ständen die ungarische Hofkanzlei 
für ein dicasterium pure regium, Bidermann, II, S. 293, N. 128. 
1789 bezeichnet sielzdenczy, ein Staatsrath Josefs IL, offenbar 
ung. Nationalität, gar als homo principis, also als Knecht, 
Dienstmagd des Herrschers. Hock-Bidermann, S. 210. 

*^) Solche Moniteure sind für die damalige Auffassung nichts Ungewöhn- 
liches. So sollen nach einer Verfügung Maximilian I. von 1515 die Tiroler Rait- 
räthe den Kaiser daran erinnern, wenn er sich aus Vergessenheit nicht an die 
Instruction der Kammer hält. Adler, a. a. 0. S. 422, Anm. 3. 

^^) Die Belege für diese Behauptung finden sich allenthalben, und in der 
ungenügenden Hervorhebung dieser sonderstaatlichen Bestrebungen liegt einer der 
grössten Mängel der Darstellung von Bidermann 's Geschichte der österreichi- 
schen Gesammtstaatsidee. Schon auf dem Augsburger Ausschusslandtage von 1510 
verlangen die niedeiösterr. Stände unter Hinweis auf die gleiche Einrichtung 
für Tirol einen besonderen Hofkanzler für sich. Adler, a. a. 0. S. 268, 272. 
Vgl. ferner Elvert, Zur Österreichischen Verwaltungsgeschichte im 24. Bd. der 
Schriften der hist.-statist. Section der mähr.-schles. Gesellsch. S. 61; Bider- 
mann, a. a. 0. I, S. 14, 28, 64 f., N. 54, S. 65, N. 55, S. 86, N. 25, S. 87, 
N. 26; II, S. 293, N. 128; Fellner, Zur Geschichte der österr. Central Verwal- 
tung im 8. Bd. der Mittheilungen u. s. w , S. 283, 291 ff. Auch die böhmische 
Hof kanzlei hat mit Sonderstaatsbestrebungen der schleslschen Stände ^u 
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kämpfe für die Sonderstaatlichkeit der Länder 
und alle Coneessionen der habsburgisehen Herr- 
scher zu Gunsten derselben an das Hofkanzlei- 
.wesen. Es bildet sich ganz deutlich der Grundsatz heraus, 
dass nur die Hofkanzleien verfassungsmässig zuständig seien, 
Anordnungen des Monarchen, sie mögen nun für die verfassungs- 
mässigen Landesbehörden bestimmt sein oder auch die 
Unterthanen verbinden wollen, in einer ihre Verbindlich- 
keit bewirkenden Form auszufertigen und. dieser Grundsatz be- 
hauptet seine Geltung auch für jene monarchischen Entschliessun- 
gen, welche aus Anträgen der ausschliesslich dem absolutisti- 
schen Centralismus dienenden Hofbehörden, also z. B. des 
Geheimrathes, der Hof kammer, hervorgegangen sind, ^o) Es sind 
femer trotz der finanzwirthschaftlichen Natur des Gegenstandes 



kämpfen. Die böhmischen Stände verlangen von Ferdinand I., es sollten könig- 
liche, wenn auch nnr für die Nebenländer Böhmens bestimmte Erlässe nnr 
von der höhmischen Hofkanzlei nnd nnr unter böhmischem Siegel ausgehen. 
Ferdinand gesieht dies für Böhmen zu, lehnt es aber, soweit Mähren in Be- 
tracht kommt, als die Bechte der mährischen Stände kränkend ab. Buch- 
hol tz, II, S. 449. Vgl. hiezu auch Bidermann, I, S. 97, N. 57; Stransky- 
Oornova, Staat von Böhmen, VII, S. 350, 351; Hammer, Khlesl, III, 
S. 254ff. ; Elvert, Die Vereinigung der böhmischen Kronländer, S. 30, 33; 
Oindely, Rudolf II. und seine Zeit, II, S. 345 ff.; Rachfahl, Organisation 
der Gesammtstaats Verwaltung Schlesiens, S. 422 ff. — 1528 wird Georg von 
Logschan deutscher Vicekanzler (also Kanzler für die schlesischen Sachen) 
in der böhmischen Hofkanzlei. Bidermann, a. a. 0. I, S. 64, N. 53. Eine 
Eingabe des böhmischen Vicekanzlers, des Grafen Koriensky aus dem Jahre 1748 
(Archiv des österr. obersten Gerichtshofes, Fase. I, Fol. 5 böhmische Hofkanzlei), 
welche eine lehrreiche Skizze der Entwicklung der böhmischen Hofkanzlei bietet, 
erörtert die Eventualität, dass die Schlesier mit der Forderung eines 
besonderen Vicekanzlers wieder hervortreten könnten. 

^«) Bidermann, I, S. 46 ff., S. 48. Die Bedenken der Ungarn, dass die 
Wiener Hofkammer Einfluss nehme auf rechtsbegründende Verfügungen des unga- 
rischen Königs , wie Privilegienverleihungen , Donationen , beschwichtigt Josef I. 
damit, dass ja derartige Entschliessungen als Gesetze des Königs und nicht 
als Hofkammerdecrete hinausgehen. Bidermann, I, S. 129 f., N. 51; II, 
S. 176, N. 17. Ein a. h. Rescript vom 11. Juli 1741 schreibt vor, dass Patente 
in Cameralsachen nur auf Anordnung der Hofkanzlei gedruckt und 
publicirt werden dürfen. Elvert, Zur Österr. Finanzgeschichte. 25. Bd. der 
Schriften der hist.-statist. Section der mähr.-schles. Gesellsch. S. 213. Auch 
Izdenczy (vgl. oben Anm. 67) glaubt , dass Josef II. die ung. Stände umgehen 
könne, woferp er sich nur für die Einführung neuer Gesetze der ung. Hofkanzlei 
bediene; Hock-Bidermann, S. 194. 
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nur die- Hof kanzleien, nicht aber ist die Hof kammer zuständig, 
mit den Landständen über die landesfürstlichen Steuerpostulate 
zu verhandeln, 'i) Es ist deshalb, was die hier behandelte Epoche 
betrifft, unstatthaft, davon zu sprechen , dass für die habsburgische 
Monarchie in der Behördenorganisation das Provinzialsystem 
gegolten habe. Das hätte zur Voraussetzung, dass die Monarchie 
ein Einheitsstaat gewesen wäre, hinsichtlich dessen es dem 
Monarchen frei stand, ihn nach dem Real- oder Provinzialsystem 
zu regieren. Die Hofkanzleien waren nicht nach dem 
Provinzialsystem geordnete Regierungsbehörden 
eines Einheitsstaates, sondern Sonderstaatsbe- 
hörden. 

Durch ihre doppelte Mission als Hof beamte. des Monarchen 
und als Organe der Sonderstaatsverfassungen gerathen die Hof- 
kanzler in eine eigenthümliche Doppelstellung gegenüber dem 
Principe des Centralismus und des Particiilarismus. Einerseits 
entrückt sie von dem Zeitpunkte an, in welchem Wien zur 
dauernden Residenz des Monarchen wird, die Hofluft dem 
Banne des Provinzialismus, sie werden in einem gewissen Grade 
entnationalisirt. ^2) Andererseits macht sich doch wieder im 
Kampfe der Sonderinteressen der habsburgisohen Staaten gegen 
einander ihre organische Bestimmung in einer für die centra- 
listische Politik empfindlichen Weise geltend. '^^) Deshalb sind 
die Hof kanzler den Ständen zu centralistisch 7*) und absoluti- 



") Bidermann, II, S. 98, N. 19, S. 100, N. 20. 

'•) In dem Anm. 69 erwähnten Actenfascikel findet sich eine Vorstellung 
des obersten böhmischen (!) Hofkanzlers, des Grafen Franz Fei*dinand Kinsky 
vom 15. October 1723, gerichtet an Karl VI. wegen Vermehrung des Personal- 
standes der böhmischen Hofkanzlei. In derselben wird von der Entlastung der 
Hofkanzlei mittels Bestellung von Untersuchungscommissären aus dem land- 
sässlgen Adel abgerathen. Denn solche einheimische Adelige verstünden 
es nicht, den kaiserlichen Dienst mit dem Wohlsein der Länder zu combiniren 
und Hessen sich allein von principiis domesticis leiten, während vom Hof 
unmittelbar ausgehende Commissäre vorzugsweise darauf bedacht sein würden, 
sich die Güte des Kaisers zu verdienen und nicht so sehr durch grosse Connexion 
und Verbindungen beeinflusst seien. Eine für Kaiser Josef I. als Kronprinzen 
ausgearbeitete Erziehungsschrift hebt die günstige Wirkung des Hofdienstes für 
die Herstellung einer Interessengemeinschaft zwischen Kaiser und Adel her- 
vor. Bidermann, I, S. 126, N. 48. 

- '») Bidermann, I, S. 108, N. 9, S. 109, N. 12, S. 119, N. 33. 

'*j Elvert, Die Vereinigung u. s. w., S. 33. 
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stisch , den Herrschern zu ständisch und zu. particulari- 
stisch. '^^) 

Das Hof kanzleiwesen in den Länderstaaten der habsburgi- 
schen Monarchie zeigt uns folgende Entwicklung. Schon das 
Innsbrucker Libell sieht eine aus staatsrechtlichen Ge- 
sichtspunkten hervorgebende Sonderung des Ausfertigungs- 
wesens innerhalb der einheitlichen für das Reich und die öster- 
reichischen Erbländer errichteten Hofkanzlei vor durch Auf- 
stellung je eines Secretärs für das Reich , für die niederöster- 
reichische und für die oberösterreichische Ländergruppe, welcher 
zur Vertretung des Hofkanzlers in dessen Abwesenheit für seine 
Ländergruppe befugt ist, ferner durch die Vorschrift einer be- 
sonderen Form der Siegelung und der Ausfertigung für jedes der 
drei genannten Territorien. 7*) Die älteren Hof kanzle iordnungen 
Ferdinands I. zeigen uns das in grossem Massstabe angelegte 
und centralisirte Hof kanzleiwesen in folgender Gestalt: Es be- 
steht ein Secretär zusammen für das Reich und die ober- und 
vorderösterreichische Gruppe, je einer für die niederösterreichi- 



'^) Der Hofkammersecretftr Johann Christian Borschek(?) gibt in einer in 
Riegger's Materialien zur Statistik von Böhmen, 6. Heft, S. 183 f., mitgetheil- 
ten, um das Jahr 1720 entstandenen Denkschrift : Erinnerungen über das Steuer- 
wesen in den k. k. Erbländeru, der Ansicht Ausdruck, dass der Particularismus 
der Hofkanzleien der nöthigen Reform des Contributionswesens die grössten 
Hindemisse bereite. Bekannt sind die von Arneth im 47- Bd. des Archivs für 
österr. Geschichtsforschung mitgetheilten zwei Denkschriften Maria Theresias 
als eindringliche Anklageschriften gegen diesen Particularismus. Welch unhalt- 
bare Zustände auf dem Gebiete der internationalen Rechtshilfe innerhalb der 
habsburgischen Monarchie infolge der durch die Hofkanzleien geförderten Sonder- * 
Staatsbestrebungen noch unter Karl VI. bestanden, darüber vgl. Bidermann, 
II, S. 74. Vgl. femer, ebenda II, S. 3B1, N. 248. Uebrigens steht es im Punkte 
des Particularismus auch in den deutschen Ländern nicht besser. Ueber die 
grosse Unlust der Tiroler, insbesondere im Interesse des Gesammtreichs Opfer 
auf sich zu nehmen, bieten die Daten bei Bidermann, II, S. 50, 76, S. 94, 
N. 17, S. 99, N. 19, S.116, N.12, S. 130, N.32, S.260ff., N.84, S.353, N.260, 
höchst interessante Aufschlüsse. Nicht mit Unrecht bildet sich die Ansicht heraus, 
dass Tirol unter den habsburgischen Ländern eine favorisirte Stellung einnehme. 
Bidermann, I, S. 147, N. 92; II, S. 140, N. 64, S. 164, N. 90, S. 309, N. 201. 
Zuweilen erweisen sich die nichtdeutschen Länder der Monarchie opferfähiger 
als die deutschen. Bidermann , II, S. 76, S. 100, N. 20, S. 139, N. 63, S. 140, 
N. 64. Auch im Verhältniss der deutschen Länder unter einander macht sich 
starker Separatismus geltend. Bidermann, II, S. 165 f., N. 96, S. 319, ¥. 230. 

'8) Kärnthn. Landhandf., S. 114. 
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sehe Gruppe, für die böhmischen, ungarischen, spanischen An- 
gelegenheiten. Mit diesem Territorialprincip ist das Realprincip 
insoferne combinirt, als je ein Secretär für alle Ausfertigungen 
in lateinischer Sprache und in Justizsachen besteht. '') Die 
Hofkanzleiordnung von 1559 bedeutet aber dem Geiste der im 
selben Jahre erlassenen Hofrathsordnung entsprechend eine 
vollständige Wiederherstellung des Territorialprincips durch 
Errichtung besonderer Abtheilungen für das Reich, die 
deutschen Erbländer , Böhmen und Ungarn ,'^^) Bezüglich 
Böhmens und Ungarns kann wohl mit Sicherheit 
behauptet werden, dass die von Ferdinand I. ge- 
schaffene Organisation des Hofkanzleiwesens für 
diese Länder nicht die gleiche Bedeutung hatte 
wie für das deutsche Reich. Böhmen und Ungarn hatteu 
verfassungsmässig ihre eigene Hofkanzlei, ihren eigenen Hof- 
kanzler. Es kann deshalb das Verhältniss der ungarischen und 
böhmischen Abtheilung in der allgemeinen Hof kanzlei von 1559 
zu Ungarn und Böhmen kein anderes gewesen sein als das 
eines geheimen Cabinetssecretariates für ungari- 
sche und böhmische Angelegenheiten, durch wel- 
ches die verfassungsmässigen Competenzen des 
ungarischen und böhmischen nicht berührt werden 
konnten^ö) und welches aus dem Grunde nothwendig erschien. 



") Rosenthal, a. a. 0. S. 47 ff. 

'8) A. a. 0. S. 50. Vgl. Anm. 17, 23 oben. 



'*) Angedeutet wird dies schon von Rosen thal, a. a. 0. S. 49 und 
sogar von Bidermann selbst a. a. 0. I, S. 13, Abs. 2. Die Mittheilungen bei 
Rachfahl und bei Buchholtz, II, S. 448, lassen erkennen, wie sehr Bider- 
mann, a. a. 0. I, S. 31, letzter Abs., über die politische Bedeutung der von 
Ferdinand I. geschaffenen centralen Hofkanzlei die verfassungsmässige Bedeu- 
tung der böhmischen Hofkanzlei übersieht. Vgl. auch Huber, Geschichte der 
österr. Verwaltungsorganisation bis zum Ausgange des 18. Jahrhunderts, S. 12. 
Es ist kein blosser Zufall, dass die Leiter der ungarischen und böhmischen Ab- 
theilung dieser centralen Hofkanzlei nur den Titel Vicekanzler führen, denn 
die Hofkanzler sind die im Lande befindlichen Landeskanzler. Auch die spätere 
österreichische Hofkanzlei gelangt in das Verhältniss einer geheimen Cabi- 
netskanzlei — daher ihr Name österreichische geheime Hofkanzlei (Bider- 
mann, II, S. 9, 84) — zu den übrigen Hof kanzleien , ohne dadurch zu 
einer vorgesetzten Dienstbehörde derselben zu werden. Diese ihre 
Function fliesst zusammen mit ihrer Bestimmung, die Interessen des kaiserlichen 
Hauses als solchen zu wahren. Der österreichische Hofkanzler spielt vom Stand- 
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weil unter Ferdinand I. der ungarische und böhmische Hof- 
kanzler noch im Lande blieben und sich nicht am Hofe des 
Königs befanden. Freilich war gerade hiedurch die Gefahr einer 
Verwirrung über das Verhältniss der Reichshofkanzlei zur ungari- 
schen und böhmischen Hofkanzlei gegeben. Deshalb sichern sich 

punkte der feudalen Staatsauffassung, welche den Monarchen und die Stände in 
Betreff der Steuerpostulate wie zwei internationale Yertragsmächte gegenüberstellt, 
neben anderen Hofwtirdenträgem öfters die Rolle eines Botschafters des Monarchen 
auf den Landtagen der verschiedenen unter seinem Scepter vereinigten Staaten 
(Bidermann, I, S. 70, N.74; S. 104, N.81; S. 150, N. 105, S.43; S. 117, N.32; 
S. 118, N. 33 ; II, S. 132, N. 38, auch I, S. 146, N. 91 ; II, S. 292, N. 121 ; 
Fell n er im 15. Bd. der Mitth. des Institutes für österr. Geschichte, S. 521) 
und die österreichische Hofkanzlei übermittelt bedeutsame, aus der Initiative 
des Monarchen hervorgegangene Staatsacte an die Hofkanzleien un<i die Stände 
der einzelnen Staaten (Bidermann, I, S.43, S. 70, N. 74, S. 116 f., N. 29, 
S. 133, N. 59; II, S. 196, N. 53, S. 46). Aehnlich nun hat man sich die Stel- 
lung der centralen Hofkanzlei Ferdinands I. zu den nationalen Hof- 
kanzleien und den Ständen der verschiedenen Staaten zu denken (a. a. 0. I, 
S. 65, N. 55, S. 95, N. 53, S. 14, 16, S. 64, N. 51, 53, S. 91, N. 41). Zutreffend 
bezeichnet eine Depesche des englischen Botschafters Stepny am österreichischen 
Hofe vom Jahre 1705 die österreichische Hofkanzlei als diejenige Hofstelle, 
welche die politischen Interessen des Hauses Habsburg zu wahren 
hat, also als Ministerium des kaiserlichen Hauses (a. a. 0. II, S. 107, N. 3, 
S. 18); vgl. hiezu auch Hanke, Die geschichtlichen Grundlagen des Monarchen- 
rechts, S. 118 ff. Dass aber die österreichische Hofkanzlei trotz alledem ver- 
fassungsmässig nur Vermittlerin der monarchischen Entschliessungen der 
übrigen Hof kanzleien, nicht aber eine ihnen vorgesetzte Dienstbehörde 
war, beweist unter Anderem das Begleitschreiben, mittels dessen die österreichische 
Hofkanzlei eine durch die Wiener Hotkammer angeregte Resolution des Mon- 
archen vom Jahre 1709 an die ungarische Hofkanzlei leitet. Das Schreiben 
beginnt mit der offenbar schablonenhaften Formel: Sacrae Caes. Regiaeque 
Majestatis Domini Nostri Clementissimi Nomine ejusdem Cancellariae Regiae 
Hungarico Aulicae hisce benigne inainuatur (Bidermann, II, S. 132, Anm. 37). 
Das deutet nicht auf ein üeberordnungsverhältniss hin. Vgl. noch Bidermann, 
L S. 45, 119, N. 34, S. 130, N. 51. Es darf auch nicht übersehen werden, 
dass den ungarischen Ständen die Form des Verkehrs zwischen König und 
Landtag durch den österreichischen Hofkanzier als Botschafter vom Stand- 
punkte ihrer Verfassung durchaus nicht unbedenklich erschien und dass sie, 
um demselben eine verfassungsmässige Grundlage zu bieten, zur Verleihung des 
ungarischen Indigenats an die zum Landtag abgesandten österreichischen Hof- 
kanzler schritten. Bidermann, I, S. 117, N.32, S. 118, N. 33. So allein ist 
diese Indigenatsverleihung zu erklären nicht, wie Bidermann, I, S. 117, N. 32, 
annimmt, damit, dass die Ungarn die Delegirung Fremder zu ihren Landtagen 
nicht für illegitim angesehen hätten. Denn unter Karl VI. muss sich der des 
ungarischen Indigenats entbehrende Vertreter des Königs auf dem Land- 
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schon 1567®®) die Ungarn die im Gresetzartikel 40 enthaltene 
Anerkennung des Grundsatzes, dass alle aus der Cancellarta 
Germanica hervorgehenden Mandate für das Land unverbind- 
lich seien , sowie die Anerkennung der Forderung, ut lüerae 
ülae, quae ex aula MajestcUtia Suae expediendae erunt, in Hunga- 
rianij in negotiis Jura et libertates Regni pure et simpliciter con- 
cementibus non aliunde quam ex Hungarica Cancellaria ex- 
pediantur et huj'us modi Literae ab omnibus cum debtta reverentia 
recipiantur und der Gr. A. 39 vom Jahre 1569 sichert fast mit den 
gleichen »Worten die verfassungsmässige Form der Ausübung 
der königlichen Gewalt durch die Vorschrift gehöriger Aus- 
fertigung der für das Land verbindlichen Anordnungen seitens 
der ungarischen Hofkanzlei. 



tage mit einem Credentiale der ungarischen Hofkanzlei ausweisen und 
zam Schlüsse seiner Begierang hört eine derartige Vertretung des Königs auf 
den Landtagen überhaupt auf. Bidermann, II, S. 358. N. 272 u. 275, S. 77. 
In ähnlicher Weise glichen die Tiroler, welche in der Empfindlichkeit für die 
Wahrung ihrer Verfassung den Ungarn am nächsten stehen , den Mangel der 
Bestellung eines besonderen, des tirolischen Indigenats entbehrenden Hofkanzlers 
für ihr Lsind durch Verleihung desselben an jeden österreichischen nichttiroli- 
schen Hofkanzler aus. Bidermann, I, S. 143, N. 85. Vgl. auch noch Fellner, 
Zur Geschichte der österreichischen Central Verwaltung, a. a. 0. S. 274, 278 f., 
290 f. und im 15. Bd. der Mittheilungen des Institutes für österr. Geschichts- 
forschung, S. 5''^0. 

«^) Bidermann, I, S. 8»), N. 25, S. 87, N. 26, S. 91, N. 41, S. 37, 104, 
N. 82, S. 45, 129, N. 51 ; II, S. 1, 5. Der Kampf um die verfassungsmässige 
Ausfertigung der für Ungarn bestimmten verbindlichen Anordnungen des Königs 
durch die ungarische Hofkanzlei beginnt indess schon 1559, a. a. 0. I, S. 64 f., 
N. 54, S. 65, N. 55. Auch hier helfen sich die Ungarn zuweilen durch Ver- 
leihung des Indigenats an die ungarische Begierungserlässe contrasignirenden 
Fremden. Trotz alledem kennzeichnet Bidermann, I, S. 64, N. 54, den Kampf 
der Ungarn um ihre Hofkanzlei dahin , dass es sich hiebei mehr um formelle 
Bedenken (!) als um meritorische Beschwerden gehandelt hätte , anstatt zuzu- 
gestehen, dass die Ungarn mit grosser Zähigkeit ihre meritorischen Beschwerden 
gegen die verfassungswidrige Form der Ausfertigung königlicher Erlässe immer 
wieder vorgebracht haben. In dieser Zeit der Regsamkeit des Verfassungslebens 
geben die ung. Stände keine Ruhe vor Zurücknahme des ver- 
fassungswidrigen Acts, nicht aber beruhigen sie sich (wie gegenüber der 
Annahme des Kaisertitels durch Franz IL für den vereinigten österreichi- 
schen Staatskörper) mit der Un Verbindlichkeit des Acts oder gar mit der 
Vertretung ihrer Verfassung durch den centralistischen Kronrath. Dies gegen 
die pamphletistischen wider mich gerichteten Angriffe von J. Seh. im Pester 
Lloyd Nr. 239, 252 : 1897. 
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Die in der böhmischen Verfassung vorgesehene — so- 
mit eine landesverfassungsmässige Einrichtung bildende — flof- 
kanzlei gelangt nach Ueberwindung der gegen ihre centralistische 
Organisation gerichteten Bestrebungen der mährischen und schlesi- 
schen Stände und nach Vernichtung des den böhmischen Ständen 
durch den Majestätsbrief des Kaisers Mathias 1611 gegenüber 
der Hofkanzlei eingeräumten verfassungsmässigen Controlrechts 
mittels der vernewerten Landesordnung Ferdinands II. vom 
Jahre 1627 in die ganz gleiche Stellung zum böhmischen König, 
in welcher sich bereits die österreichische Hofkanzlei gegen- 
über dem Landesfürsten befand. Sie ist fortan eine streng 
königliche, der ständischen Controle entrückte Hofbehörde. ®i) 

Diese österreichische Hofkanzlei hatte Ferdinand IL 
schon 1620 durch Abtrennung der österreichischen Sachen von 
der ßeichshofkanzlei gebildet. Sie besass mindestens seit 1620 
ein besonderes Departement für die 1619 zugewachsenen inner- 
österreichischen Angelegenheiten, eine Einrichtung, die aus 
der vorher auch für die österreichischen Erbländer bestandenen 
Reichshofkanzlei herübergenommen worden war. ®2) Nach diesem 
Vorbilde errichtet Leopold I. dann 1665 für die nunmehr gleich- 
falls mit dem Stammlande wieder vereinigte oberösterreichiscjae 
Ländergruppe eine oberösterreichische Hofkanzlei als 
Abtheilung der allgemeinen österreichischen, welche scheidbar 
bis zum Jahre 1720 erhalten bleibt und zum Unterschiede von 
der Hofkanzlei des noch von der Trennung herrührenden ober- 
österreichischen Geheimraths in Innsbruck die Wienerische 
oberösterreichische oder die heran trige, druntige Hofkanzlei 
oder auch die geheime tyrolische Kanzlei in Wien 
heisst. ®3) Von 1667 an bezieht auch der österreichische Hof- 



«^) Fol. 187 f. 

") Bidermann, I, S. 35, 99, N. 65, S. 24, 142, N. 85, S. 43; II, 
S. 1 f., S. 86, N. 4. Fellner im 15. Bd. der Mittheilungen des Instituts für 
österr. Geschichtsforschung, S. 521. Zugleich mit der Errichtung der österr. 
Hofkanzlei scheint auch eine besondere Kanzlei für den Geheimrath ge- 
schaffen worden zu sein. Denn der Status Regiminis erwähnt neben der Eacpe- 
ditio ÄulicO' Austriaca noch eine Ea^edüio conailii secretioris. Später 
berichtet Esaias Fnfendorf von einer unter Leopold I. bestandenen geheimen 
Expedition. Bidermann, a. a. 0. I, S. 115, N. 24. 

**) Vgl. Anm. 82 und Bi der mann, I, S. 48, ferner desselben Geschichte 
der landesfürstlichen Behörden in und für Tirol von 1490 — 1749. Die Organisation 
Tezner. H 
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kanzler als oberösterreichisclier eine Zulage von der 
Tiroler Landschaft und zeichnet auch als solcher die Erlässe 
für die oberösterreichische Gruppe. ^*) Alle diese Thatsachen 
sind beredte Zeugnisse dafür, wie gerade das Hofkanzlei- und 
das hiemit verbundene Ausfertigungswesen benützt wurde, 
um dem Sonderstaatsrecht der einzelnen Länder, wenn auch, 
nur in der Form und unbeschadet der ' Gleichartigkeit der 
Grundsätze, der Gesetzgebung und Regierung in allen diesen 
Ländern Zugeständnisse zu machen. Die Sonderung des Kanzlei- 
wesens für die deutsch-österreichischen Länder von jenem für 
das deutsche Reich bedeutet eine Weiterführung jener Schei- 
dung, welche bereits in der Hofrathsordnung von 1559 zwischen 
Reichsangelegenheiten und österreichischen Angelegenheiten ge- 
zogen war und welche durch den immer grösser werdenden 
Umfang der österreichischen Agenden nöthig gemacht wurde, 
zumal die Hofkanzler mit ihren Gehilfen naturgemäss berufen 
erschienen, die Landessachen für den Zweck ihrer 
weiteren Behandlung bei Hofe zu bearbeiten und 
ihre Vorschläge im Geheimrath zu vertreten. Wenn nicht zu- 
gleich schon für die österreichischen Länder ein besonderer Hol- 
rath errichtet wurde, so werden wir den Grund hiefür in der 
Finanzlage der Monarchie suchen müssen. War einmal für die 
angemessene Vorbereitung der Erledigung vom Standpunkte 
der österreichischen Interessen durch den Bestand einer besonderen 
österreichischen Hof kanzlei gesorgt und sicherte dieser Bestand 
eine strenge staatsrechtliche Scheidung zwischen deutschen und 



der österr. Hofkanzlei stellt sich von Leopold I. an folgendennassen dar: Es besteht 
für die niederösterr., innerösterr. und oberösterr. Ländergrappe je eine besondere 
Abtheilnng (a. a. 0. I, S. 142, N. 85). Allen diesen in getrennten Localitäten 
(a. a. 0. I, S. 148, N. 85) amtirenden Abtheilnngen steht der österreichische 
Hofkanzler als Hofkanzler für jede der drei Ländergrappen vor. Der Schein 
einer Personalunion dreier verschiedener verfassungsmässiger Competenzen wird 
gewahrt durch Dotirung des Hofkanzlers aus Beiträgen jed6r der drei Gruppen 
(a. a. 0. I, S. 116, N. 28), durch Bestellung eines besonderen von ihr dotirten 
Referendars für jede derselben (a. a. 0. I, S. 116, N. 27, S. 141, N. 82 ; II, 
S. 86, N. 4) , durch die Formvorschrift , dass jedes Hofdecret ausser von dem 
Hofkanzler auch von dem Beferendar jener Ländergruppe gegenge- 
zeichnet sein muss, für welche es bestimmt ist, und dass der für jede Grappe 
bestellte Beferendar für diese den abwesenden Hofkanzler in der Signatur ver- 
treten kann (a. a. 0. I, S. 143, N. 86: II, S. 86, N. 3). 
^) A. a. 0. I, S. 116, N. 28. 



Vefwaltungsreclitspflege in Oest erreich etc. 151 

Reichsangelegenheiten , so glaubte man für die coUegiale Be- 
rathung der dentsch-österreicliischen Angelegenheiten bis auf 
Weiteres sich noch des Reichshofrathes bedienen zu können, zu- 
mal den Ausschlag in wichtigen Dingen doch nur der Geheim- 
rath oder die Männer des persönlichen Vertrauens des Monarchen 
gaben. Wenigstens bestärkt das Schicksal der böhmischen Hof- 
kanzlei diese Vermuthung. Denn diese soll schon nach der ver- 
uewerten Landesordnung das höchste Justiz- und Regie- 
rungscollegium für die Länder der böhmischen Krone sein. ^'*) 
Trotzdem behilft man sich bis zum Jahre 1719 mit den verschieden- 
artigsten Auskunftsmitteln, um dem Mangel einer gesetzmässigen 
kollegialen Besetzung abzuhelfen ®^) und selbst die im Jahre 
1719 endlich verwirklichte coUegiale Organisation hat noch mit 
bedeutenden finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen. «') 



«») Fol. 187 f. 

®®) Vgl. oben Anm. 23- Der Status Regiminis, S. 84, berichtet über die 

Behandlung böhmischer Angelegenheiten bei Hofe : Consilium Aulico Bohemicum^ 

licet formatum consilium ut reliqua non esse videatur, quoniam in eo 

ordinarie saltem sunt Cancellaritts , Vicecancellaritts et Secretarius ac de 

^aetero regimen Locum tenenti supremisque officialihus Regni 

Pragae commissum est, nihilominus tarnen variae Supplicationes et lihelli 

memorialeSy res feudales j feuda veodllifera , immunitates y conßrmationes et 

extensiones Privilegiorum concernentes ad Cancellariam Äulico-Bohemicam 

tarn ex urbe quam ex agro deferuntur ac postea omnia in Cancellaria Aulica 

€xpediuntur. Danach entbehrt damals die böhmische Hofkanzlei als böhmischer 

Hofrath noch jeder eigenen collegialen Organisation und erledigt wesentlich nur 

actes de voie gracieuse. Wenn aliquid momentosi in Aula accidit et contingit, 

Consilium Bohemicum nunc apud Dom. Vicecancellarium Imperii, Baronem 

Stralendmf, celehratur , in quem finem , quoniam hoc tempore plurimae et 

quidem hand parvi momenti res Bohemicae Begnum, hujusque incorporatas 

Provindas attinentes, deliberandae et resolvendae occurrunt fquae alias solis 

Bohemicis Consiliariis nimis diffidlis et graves forent)y Caes, Majestas praeter 

dictos Consiliarios Bohemicos, nonnullos adhuc alios ex Consilio Im- 

periali Aulico depuiavit. Es besteht also anstatt einer verfassungsgemäss 

durch die vernewerte Landesordnung geforderten festen und collegialen Organisation 

der böhmischen Hofkanzlei für die Behandlung aller wichtigen Angelegenheiten 

«in von .Fall zu Fall gebildetes RathscoUegium, an welchem nebst den Käthen 

der Hofkanzlei andere Vertrauensmänner des Königs — ^ nicht noth wendig 

Böhmen — theilnahmen. Diese Einrichtung gestattet einen Bückschluss auf die 

Form der Behandlung österreichischer, böhmischer und ungarischer Angelegenheiten 

unter Ferdinand I. und seinen nächsten Nachfolgern durch den Reichshofrath. 

*^ Vgl. oben Anm. 72. Die böhmischen Stände bezeugten kein grosses 
Interesse für die ausreichende Besetzung einer am Hofe befindlichen Hofkanzlei. 

11* 
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Man hat sich also bis zum Jahre 1720 die.Thätigkeit der 
Hofkanzleien so vorzustellen, dass sie die in das Gebiet der 
inneren Verwaltung, des Contributions- und des Justizwesens 
ihrer Länder bezüglichen Greschäftsstücke, sei es — und zwar 
in minder wichtigen Sachen — für die unmittelbare Erledigung, 
durch den Kaiser, oder sei es für den Zweck der Berathung 
im centralen Kronrathe in seinen verschiedenen Gestaltungen 
zu bearbeiten, die kaiserliche Erledigung auszufertigen und an 
die verfassungsmässigen Landesbehörden zu übermitteln hatten. 
Nur Interlocute xind dienstliche Verfügungen zur Ausführung 
der kaiserlichen Entschliessungen und der üeberwachung der- 
selben können sie von sich aus ergehen lassen.®®) Allein die 
Referats-, Promulgations- und Expeditionsthätigkeit der Hof- 
kanzleien ist wegen ihrer Bestimmung , den sonderstaatlichen 
Charakter in den Entschliessungen der habsburgischen Herrscher 
zum scharfen Ausdruck zu bringen, eine universelle. Sie er- 
streckt sich also auch auf das ständischer Bewilligung 
unterliegende, somit eine ausgesprochene Landesangelegenheit 
bildende Steuerwesen. So bewilligt der böhmische Landtag 
von 1652 dem Könige eine Tranksteuer unter der beigesetzten 
Bedingung, dass den mit der Execution ungebührlich und un- 
befugtermassen übereilten Landesinwohnem wegen der begehen- 
den Excesse und zugefügten Schäden die königlichen Deputirten 
selbst, diesen hingegen die ünterdeputirten Satisfaction zu 
leisten haben und dass femer dergleichen Beschwerden nir- 
gends anders als bei der Hof- oder in Abwesenheit 



^) Höchst instrnctiv für den Lauf eines Geschäftsstückes nnd für 
das Yerhältniss von Hotkanzlei nnd Geheimrath ist das Oitat ans einer In- 
structio Cancellariae Hungarico-TransylvanicO'Äulicae von 
1726 bei Bidermann, II, S. 293. N. 128. S. 72 des Status regiminis (1635) 
heisst es selbst -^GmConsilium imperiale, dass in omnihus die ratificatio 
Caesarea zn gewärtigen sei. Atque ex his patet, omnia ante expeditionem 
prius ad Sacram Caesar eam Majestatem pervenire, exceptis rebus minimisy 
quae a Praeside consilii (i. e. Vicecancellario) maximam partem ex officio 
concedi possunt. Aebnlich schreibt die nnten im Texte angeführte Instruction 
vom Jahre 1666 oder 1667 für die Österr. Hofkanzlei die Bestätigung ihrer Er- 
ledigungen durch den Kaiser auch für jene minder wichtigen Sachen vor, welche 
den Geheimrath nicht zu passiren haben. Nach dem P. 7 des Majestätsbriefes 
Mathias II. von 1611 sollen Befehle nach Mähren nur vom König ausgehen. 
Elvert, a. a. 0. S. 88. 
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S. M. bei der hiesigen Statthaltereikanzley unter- 
sucht, nicht aber wider ihre Privilegien zu der kaiserlichen 
Hofkammer gezogen werden, ß^) Das kann nun nicht die 
Wirkung haben, dass der Monarch sich des Käthes der Hof- 
kammer als Verwalterin seiner Einkünfte überhaupt nicht be- 
dienen darf; nur die Einreichungsstelle und diereferi- 
rende und ausfertigende Behörde soll die Hofkanzlei sein 
und die Enderledigung soll nicht durch die Hofkammer, son- 
dern durch die Hofkanzlei als höchste Landesbehörde verlaut- 
bart werden. So erklärt es sich auch, dass unter Josef I. die 
bis dahin vom Hofkriegsrathe und der Hof kammer unabhängigen 
militärischen und Finanzbehörden Inner- und Oberösterreichs 
dem Versuche ihrer Unterordnung unter diese Behörden mit 
grosser Hartnäckigkeit den sonderstaatlichen Standpunkt ent- 
gegensetzen, dass ihnen Entschliessungen des Monarchen ver- 
fassungsmässig nur durch die österreichische Hofkanzlei 
als Hofkanzlei dieser Ländergruppen übermittelt 
werden dürften. ö<^) 

Die oben erwähnte Stelle aus dem Status Regiminia lässt 
uns die deutsche Hof kanzlei noch im Jahre 1635 als eine bureau- 
kiatisch organisirte Behörde erkennen. Die ersten Nachrichten 
von einem Uebergange dieser Verfassung zur coUegialen und 
zur Umgestaltung in ein HofrathscoUegium knüpfen an die 
österreichische Hofkanzlei an und stammen aus dem Jahre 

^") Riegger's Materialien znr alten und neuen Statistik von Böhmen, 
11. Heft, Miscellen, S. 107; Kries, Historische Entwicklung der Steuerverfassung 
Schlesiens, S. 65, Anm. 4. Es wollten also die böhmischen Stände von eioer 
nach aussen hervortretenden Wirksamkeit der Hofkammer in Sachen der Finanz- 
rechtspflege nichts wissen. 

•«) Bidermann, a. a. 0. I, S. 33, 46 ff., 48, 140, N. 81; U, S. 293, 
K. 128. Deshalb bedürfen Requisitorien der nicht verfassungsmässigen Oentral- 
behörden beim Hofe, z. B. der Hofkammer, des Hofkriegsrathes, an die verfas- 
sungsmässigen Ländercentralstellen der Vermittlung durch die den letzteren vor- 
gesetzte Hofkanzlei. Bidermann, I, S. 114, N.23; II, S.2f., S. 90, N.13, 
S. 131, N. 35, S. 183, N. 42, S. 285, N. 111. Der FaU a. a. 0. II, S. 60 bildet 
keine Ausnahme, er ist vielmehr in der hier Anm. 79 näher ausgeführten Weise 
zu erklären. Dass militärische Instructionen oder Armeebefehle seit der Cen- 
tralisation des Heeres wesens nicht mehr die Contra Signatur eines Hof kanzlers 
tragen (a. a. 0. II, S. 150 f., S. 306, N. 187, Codex Austr. III, S. 734), erklärt 
sich daraus, dass die centralisirte stehende Armee in keinem Lande 1 an des- 
verfassungsmässige Einrichtung ist. Bidermann, II, S. S90, N. 118. 
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1654.®^) Eine aus dem Jahre 1666 oder 1667 stammende In- 
struction»*) ordnet an, dass minder wichtige Angelegenheiten 
im Hofkanzleigremium zur Abstimmung zu bringen und dass 
der p er majora gefasste ßeschluss dem Kaiser zur 
Bestätigung vorzulegen sei. Indess ist nicht nur, wie 
diese Mittheilung beweist, die Beschlusscompetenz, sondern auch 
die Besetzung der österreichischen Hofkanzlei um diese Zeit 
eine so dürftige, dass 1665 und 1669 eigene .Revisionscom- 
missionen zur Bearbeitung der bei der österreichischen Hof- 
kanzlei anhängigen Revisionssachen bestellt werden müssen/-' 5) 
Es darf deshalb die historisch bezeugte grosse politische Be- 
deutung der österreichischen Hofkanzlei unter Ferdinand III. 
nicht auf ihre coUegiale Organisation, sondern nur auf die Per- 
sönlichkeit des Hofkanzlers zurückgeführt werden. 

Von weittragender und folgenreicher Bedeutung für die 
fernere Entwicklung der habsburgischen Monarchie ist die von 
Karl VI. geschaffene, auf die Dauer berechnete Orga- 
nisation der böhmischen wie der österreichi- 
schen Hofkanzlei auf collegialer Grundlage, be- 
ziehentlich die Ausgestaltung der beiden Hof kanzleien zu obersten 
Gerichtshöfen und RegierungscoUegien in solcher Weise, dass 
sie fortan mit derselben sachlichen Competenz wie der ehemalige 
Hofrath fungiren und dass die Bezeichnung Hofkanzlei nun- 
mehr eine auf die neu geformten Behörden nicht passende, nur 
historisch erklärbare wird. Für Böhmen bedeutet aber diese 
Organisation wesentlich nur Herstellung des nach Massgabe der 
vernewerten Landesordnung verfassungsmässigen Zusiandes, 
und es wird hierauf auch in der Instruction für die böhmische 
Hof kanzlei Bezug genommen. ®^) Freilich muss dieser Behauptung 

^^) Hintze, Der österr. Staatsrath im 16. und 17. Jahrhundert. 8. Bd. 
dür Savigny'schen Zeitschrift, S. 155 ff. Die Initiative hiezu ging vom österr. 
Hofkanzler Prickhelmayer aus. 

»^ Bidermann, a. a. 0- I, S. 141, N. 82. 

»») Cod, Austr. II, S. 251, §. 10; HI, S. 155. Dieses für die Rechtspflege 
ungünstige Verhältniss besteht sogar noch unter Maria Theresia. 

^) Deshalb ist an der Anm. 86 citirten Stelle des Status regiminis von 
einem Consüium Äülico-Bohemicum , einem böhmischen Hofrath, die Rede. 
Bidermann theilt I, S. 22, ohne nähere Angabe des Beginnes dieser üebung 
mit, dass in den Staatsschematismen bis 1749, also bis zur Aufhebung der 
böhmischen Hofkanzlei , die Bezeiclinuns: köniprlich böhmischer Hofrath und 
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der Vorbehalt beigefügt werden, dass in der vernewerten 
Landesordnung Wien als Sitz der böhmischen Hof kanzlei nicht 
vorgesehen ist. Die Instruction für die letztere Hofkanzlei ist 
vom 26. April 1719, die ihr zum Theil nachgebildete für die 
österreichische Hof kanzlei vom 26. März 1720.^®) 

Die innere Organisation beruht auf der Anwendung der 
von Ferdinand L für die Regierungen aufgestellten Scheidung 
der Beschlussangelegenheiten in Sachen der justicia und 
der Regierungö^) und auf der Weiterentwicklung der von 
Josef I. im Jahre 1705 für die österreichische Hof kanzlei ge- 
troffenen Einrichtung, der zufolge für die Leitung der Publica 
unA jurtdtca derselben je ein besonderer, zunächst für die 
Bearbeitung der Angelegenheiten seines ßessorts berufener Hof- 
kanzler bestehen sollte, während die hinausgehenden Erledigungen 
zum Zeichen der Einheitlichkeit der Behörde trotz dieser 
Trennung der Hessorts von beiden Hof kanzlern coUectiv zu 
zeichnen waren. ^7) J)qy Gegensatz von justicia und Regierung 
kehrt in beiden Instructionen unter folgenden Bezeichnungen 
wieder: In der böhmischen heisst er Justiz — Politica, Frovin- 
cialia, Militaria, Gommercialia und andere den statum betreffende 
Sachen oder : Privata^ mere privata — Publica, mer e publica, ^^) 
In der österreichischen : Justizsachen — Sachen des allerhöchsten 
Dienstes, Staatssachen oder : Privata — Publica mit der Unter- 
scheidung der Publica in die provincialia und das publicum extrin- 



Kanzlei für dieselbe gewählt wird. Auch die ungarische Hof kanzlei heisst 
lateinisch Consilium Hungarico Aulicutn. A. a. 0. II, S. 293, N. 128. 
Von Österreichischen, ungarischen und böhmischen Hofräthen ist übrigens 
bereits in der Reichshofratbsordnung von 1559 die Eede. 

^^) Ein Exemplar der böhmischen Hofkanzleiordnung findet sich mit 
anderen werthvollen, ihr Verständniss erleichternden Acten in dem bereits er- 
wähnten Actenfascikel mit der Bezeichnung „Fase. 1, Fol. 5 böhmische Hof- 
kanzlei" des Archivs des Österreichischen obersten Gerichthofes, ein Exemplar 
der österreichischen im Archive des k. k. Ministeriums des Innern im Act. 25 
vom Jahre 1720, N. Oe. III, A. 2. Zum Theile finden sich beide Instructionen 
in Maassburg's Geschichte der obersten Justizstelle abgedruckt. 

'"«) Vgl. oben §. 3, Anm. 49. 

ö') Bidermann, II, S. 9, 107, N. 3. 

"®) Zu den mere Publica gehören Reichs-, Regenspurgische , Comitial- 
Königliche Land- und Purstentags- (Schlesien), Contributions-, Kriegs-, Provincial- 
und Coramercial- wie auch pure gratial-Ssichen ^ Standeserhöhungen und Diplo- 
matica, Angelegenheiten der Religion in Schlesien , der Ritterakademie in Lieg- 
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secum. Was die Publica betrifft, so hat die Ablösung der 
pure Cameraita und der reinen Militärverwaltung von der 
österreichischen Hof kanzlei, welche Angelegenheiten sie als Hof- 
kanzlei der inner- und der o b e r österreichischen Gruppe im 
Zeitpunkte der Wiedervereinigung derselben mit dem Stamm- 
lande unter Ferdinand 11. und Leopold I. überkommen hatte, 
und der üebergang dieser Competenzen an die Hof kammer be- 
ziehentlich den Hofkriegsrath bereits 1705 unter Josef I. statt- 
gefunden. 9») 

Der hier angeführten Ressorttheilung entsprechend soll 
bei jeder der beiden Hofkanzleien ein besonderer Senat 
für jedes Ressort gebildet werden, somit in der böhmischen ein 
senatus judicialis und ein senatus Puhlicorum; in der österreichi- 
schen ein senatus pro judicialihuSy einer pro provindalibus und 
ausserdem sollen in der österr. Hofkanzlei von diesen beiden 
Senatengeschieden wie bisher unter der Leitung des ersten 
Kanzlers alle Haus-fremden Staatsachen, /Wrfera tractatus 
pacis, Correspondenz und Verhandlungen mit fremden Mächten, 
Ernennung der Gesandten und was sonst in das publicum extrtn- 
secum einschlägt, das Ceremoniell bei Krönungen und die 
Landtagspropositionen, wenn der König selbst den Landtag 
eröffnet, berathschlagt und von da aus die Erledigungen in die 
Länder expedirt werden. 

Jede der beiden Hofkanzleien soll zwei Kanzler haben. 
Nach der böhmischen Instruction soll der erste oder Obriste 
Canzler das caput amborum senatuum sein. Er eröfftiet alle 
Einlaufe, leitet die auf Justiz Sachen bezüglichen an den 
zweiten Kanzler unter Bestimmung des Referenten, welche 
endgiltig auch dann durch ihn zu erfolgen hat, wenn der zweite 
Kanzler gegen die erste Bestimmung Bedenken erhebt. Der erste 
Kanzler ist ständiger Leiter des aus dem Vicekanzler und 
zwei Hofräthen bestehenden Regierungssenates. Uebrigens 
steht es in seiner Wahl, ob er jeweils den Sitzungen des Justiz- 



nitz, andere Unserer Obsorge zukommenden Stiftungen, Emporbringung Unserer 
Universität und Städte und endlich die Vorfallenheiten , die den Statum , die 
Education und in Summa den Wohlstand Unserer Unterthanen betreffen. Das 
Alles soU nach Angabe der Instruction schon zufolge der vernewerten Landes- 
ordnung zur Hofkanzlei gehören. 

ö9) Bidermann, II, S. 9 ff . 
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oder des Regierungssenates Vorsitzen will; doch soll im ersteren 
Falle auch der zweite Kanzler zugegen sein. Dieselbe über- 
ragende Stellung kommt auch dem ersten oder Obristen Canzler 
der österreichischen Hofkanzlei zu. Auch er eröffnet alle Ein- 
laufe, leitet die SLuf judicialta und provinctalia bezüglichen an 
den änderten Kanzler. Er ist ständiger Leiter der Ab- 
theilung für das Aeussere und die Angelegenheiten 
des kaiserlichen Hauses ^o<^), hat aber ausserdem das Recht, 
auch dem senatus judiciaUs und dem senatus provincialis zu 
präsidiren und ist in allen Fällen von den Beschlüssen dieser 
beiden Senate zu verständigen. Der zweite Kanzler ist nach 
der böhmischen Instruction ständiger Leiter des Justiz- 
senates, nach der österreichischen der beiden Senate für die 
Judidalia und die Frovincialta, unbeschadet der bereits erwähnten 
Befagniss des ersten Kanzlers in beiden Kanzleien, den Vorsitz 
in dem einen oder dem anderen dieser beiden Senate zu über- 
nehmen. 

Aber gerade dieses allgemeine Präsidialrecht des ersten 
Kanzlers beweist, dass, was übrigens in der Instruction für die 
böhmische Hofkanzlei ausdrücklich hervorgehoben wird, jede 



^°°) Nunmehr ist die von der österr. Hofkanzlei auch schon bis dahin, 
wenn auch unter Schwankungen, so doch regelmässig ausgeübte drei fache Function 

I. als geheime Cabinetskanzlei, 2. als Ministerium des kaiserlichen 
Hauses und des Aeussern (vgl. Anm. 79) und endlich 3. als Hofrath für die 
deutsch-Österreichischen Erbländer durch das Organisatiousstatut derselben endgiltig 
festgestellt. Ermöglicht wird die ausdrückliche Erklärung der österr. Hofkanzlei zur 
Eabinetskanzlei und zum Ministerium des kaiserlichen Hauses und des Aeussern 
dadurch, dass, was selbst von den modernen constitutionell-monarchischen Ver- 
fassungen im Verhältniss vom Monarchen zum Minister gilt, keine Vorschriften 
bestehen, welche in allen Fällen unmittelbaren Verkehr zwischen Landesfürst 
und Landeshofkanzler fordern und dass somit die Bestimmung der Form dieses 
Verkehres zu einer dem Landesfürsten zukommenden Angelegeijheit der Hof- 
etikette (Bidermann, a. a. 0. II, S. 8f, S. 106 f., N. 1, 2) wird, dass 
ferner das kaiserliche Haus als solches den Ländern gegenüber wie ein ausserhalb 
derselben stehendes, in der Wahl seiner Repräsentant en freies Recht ssubject 
gegenübertritt, dass endlich die völkerrechtliche Repräsentation ein Reservatrecht 
des Landesfürsten bildet, welches er durch Gehilfen nach seiner Wahl ausüben 
kann und dass nach damaliger Auffassung völkerrechtliche Rechtssubjectivität 
nur dem Monarchen als römischen Kaiser, nicht den Ländern zu- 
kam. Noch unter Leopold I. ist .die Organisation der Verwaltung des Aeussern 
eine schwankende und überdies decentralisirt (Bidermann, I, S. 115, N. 24 ; 

II, S. 8, 18). Den Karlowitzer Frieden schliesst der böhmische Hofkanzler ab 
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Kanzlei ein einziges corpus^ Dicasterium, Hof mittel, corpus 
Gancellartae bildet. ^®i) Ist doch selbst die Theilung des Plenums 
in mehrere Senate nicht in dem Sinne zu verstehen, als bestünde 
eine Incompatibilität der Mitgliedschaft bei den zwei Senaten 
der böhmischen oder den drei Senaten der österreichischen Hof- 
kanzlei. Es wird nur instructionell eine möglichste Stetigkeit 
in der Besetzung der verschiedenen Senate gewünscht, damit 
di^ connexio et filum materiarum nicht unterbrochen werde oder, 
zu deutsch gesagt, damit alle Mitglieder jedes Senates immer 
auf dem Laufenden seien. Allein das ist keine Forde- 
rung, an welcher auf Kosten der erspriesslichen 
Behandlung und der prompten Erledigung einer 
Sache festzuhalten ist. Es steht deshalb bei dem böhmi- 
schen Hof kan zier ad publica et judicialia^^^), je nachdem er es 
im Interesse des Dienstes und zur Beförderung der heylsamen 
Justiz der Nothdurft nach befindet, bald diese, bald jene Räthe 
zu gebrauchen und nach Beschaffenheit der vorkommenden 
Materie und Umstände bald den einen, bald den anderen senatum 
in Anzahl der Räthe zu verstärken, auch wohl in Haubt Sachen, 
Besonders, da es Sachen Unsere Jura Regia, Regalia, und 
deren Ländern Heyl und Wohlfahrt oder Eeligionssache an- 
gehet, das ganze Plenum Gancellariae zusamben zu ziehen. Auch 
kann er im Falle der Verhinderung von Mitgliedern des einen 



(a. a. 0. I, S. 130, N. 52), und zwar im Namen des römischen Kaisers, da die 
Pforte Ungarn als Vertragsmacht nicht anerkannte (a. a. 0. I, S. 149, N. 98 ; 
vgl. ferner a. a. 0. II, S. 35, 181, N. 34). Nach innen können allerdings völker- 
rechtliche Verträge nur durch die Landesbehörden durchgeführt werden und es 
bedarf zur Abtretung ungarischen Gebietes der Zustimmung des ungarischen 
Landtages (a. a. O. II, S. 234). Uebrigens erklärt es die Palati nalconferenz von 
1712 zur Berathung eines gemeinsamen Thronfolgerechts für die habsburgischen 
Länder als eine alte Forderung der ungarischen Stände, dass zu allen Berathun- 
gen über Krieg und Frieden Ungarn zugezogen werden (a. a. 0. II, S. 43 f.). 

^^^) Deshalb bleibt noch die von Josef I. stammende Einrichtung bestehen, 
dass die Ausfertigungen der österreichischen Hofkanzlei von beiden Kanzlern zu 
fertigen sind und nur, wenn der erste Kanzler ein Stück über einen Posttag liegen 
lässt, soll der zweite dasselbe ohne dessen Unterschrift dem Kaiser zur Unter- 
fertigung vorlegen. Aus der Anm. 69 erwähnten Eingabe des Vicekanzlers der 
böhmischen Hofkanzlei Grafen Korzensky könnte nicht unschwer die Annahme 
hergeleitet werden, dass eine ähnliche Einrichtung auch bei dieser Kanzlei bestand. 

^^*) Nach beiden Instructionen soll der Justizsenat aus dem Vorsitzenden 
und 6 Räthen bestehen. 
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Senates die fehlenden durch Mitglieder des anderen Senates 
ersetzen, um die Besehlussfähigkeit herzustellen. Dieselbe Be- 
fug niss hat der erste österreichische Kanzler im Einvernehmen 
mit dem zweiten. Man kann deshalb sagen: die Trennung der 
Justiz von der Verwaltung, welche in den beiden Hofkanzlei- 
ordnungen vorgenommen ist, ist nur als ein internum cor- 
poris und selbst mit dieser Beschränkung nur als eine nach 
Möglichkeit durchzuführende Trennung gedacht. Aeusserlich 
soll sie nach der böhmischen Instruction dadurch zum Ausdruck 
kommen, dass in Unßerm eigends zur Cantzley mit großen 
Unkosten erbauten Hauß zwey gelegene gute Zimmer für Be- 
ständig ausgezeichnet werden, in welchen die Beede Senaty Ihre 
abgetheilte Sessiones halten werden. Motivirt erscheint diese 
Form der Trennung der Justiz von der Verwaltung in der 
höchsten Instanz, wie dies in den meisten auf eine solche 
Scheidung hinzielenden Organisationsgesetzen geschieht, durch 
den Hinweis darauf, dass ohne solche Scheidung der Ressorts 
im Innern einer mit Justiz und ßegierungsangelegenheiten be- 
trauten Behörde die Justiz angelegenheiten zurückbleiben. ^o^) 
Diese auf die Dauer berechnete collegiale Organisation der 
Hofkanzleien bildete in mehrfacher Hinsicht eine historisch 
bedeutsame That. Einmal hatte sich durch dieselbe, da sie ohne 
jede ständische Mitwirkung geschaffen war, wieder die Freiheit 
des Monarchen in der Organisation der Behörden, welche ihn bei 
der Ausübung seiner Competenzen unterstützen sollten, in be- 
deutsamer Weise bethätigt. Ferner wurden bei der Organi- 
sation der österreichischen Hof kanzlei durch Aufhebung der 
Besonderheiten im Ausfertigungswesen zu Gunsten der einzelnen 
deutsch - österreichischen Ländergruppen die letzten Erinne- 
rungen an ihre staatsrechtliche Sonderung beseitigt und die 
Einheit der Behörde nachdrücklich betont. ^®*) Endlich wurde 

^^^) „Die vermehrten Hände sollen . . . deren umb Ertheilung der Justiz 
seufzenden Partheyen Angelegenheit aufs schleunigste ausmachen/ 

^^*) Die österr. Instruction spricht sich hierüber folgendermassen ans: 
„Dagegen soll künftighin für sämmtliche Unsere teutschen öster- 
reichischen Erbländer eine gemeine Hofkanzley seyn und von den Ezpediendis 
eine Rolla verfasset werden'' und es sollen alle bei dieser österreichischen 
Hofkanzlei „für kommenden Sachen für Uns als Erzherzog und Landsfürsten'' 
gehören. Verl. hiezu Bidermann, IT, S. 61, 295, N. 130, 131. 
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durch die coUegiale Organisation die Macht der Hof kanzler 
nnd damit zugleich die Gefahr gemindert, dass sie sich zu 
nationalen, ständisch gesinnten Staatskanzlem ihrer Länder 
herausbilden könnten. So gross ist übrigens das Misstrauen 
gegen den Particularismus , dass die Hofkanzleien auch in 
dieser neuen Organisation wesentlich nichts mehr sind, als es 
der Hofrath gewesen ist, nämlich ein blosser Kronrath ohne 
selbständiges Decernat. So fordert die böhmische Instruction: 
„Gleichwie alle bei dieser Königlich-BöheimbischenHof-Cantzley 
vorkommende Sachen für uns als König und Landes-Fürsten 
allein gehören, und Wir darinnen das Obriste Haubt und 
Richter seynd, so soll auch kein End-Urthel (!) publiciret oder 
in andere hochwichtigen Sachen eine Verordnung ergehen, ehe 
und bevor dasselbe wie Herkommens gebührend Vorgetragen und 
von uns die Resolution darüber gnädigst ertheilet worden." Und : 
„Wir wollen zwar das Recht, welches ünß als König zu Bö- 
heimb in jura ferendo et Lege statuendo zusteht, vollständig vor- 
behalten haben und soll Unsere Königliche Böheimbische Hoff- 
kanzley nicht befugt sein, GonstitutioneaDeclaratorias 
Pragmaticas oder Novellas in die Länder zu erlassen, 
es wären dann selbige nach vorheriger Vernehmung der In- 
stanzien in denem Ländern, vor Unß in dem geheimben 
Rath gnädigst approbiret worden." Aehnliche Bestimmungen 
trifft die österreichische Instruction. Also darf die Hofkanzlei 
von sich aus nicht einmal ein Endurtheil ergehen lassen, noch 
weniger besitzt sie eine selbständige Verordnurigsgewalt. Ihre 
Ausfei*tigungen müssen sich vielmehr in allen diesen Beziehungen 
entweder als unmittelbare Reproductionen des Wortlautes der 
EntSchliessungen des Landesfürsten geben oder auf die 
Genehmigung des verlautbarten Inhalts durch den 
Landesfürsten sich berufen. Die Intensität ihrer Competenz 
reicht deshalb nicht so weit als die der Landesregierungen. 
Diese sind in Wahrheit Gerichte und Regierungen. ^°^) Ist 
die Competenz der Regierungen eine auf dem Principe der 
Repräsentation des nicht anwesenden oder nicht persönlich 



*®^) Es bleibt in diesem Punkte beim Alten. Richtig stellt schon der 
Status regiminis (S. 84) den verfassungsmässigen Antbeil der böhmischen Hof- 
kanzlei und der Prager Statthalterei an der Regierung in der Weise fest, dass 
er die erstere als blosses consilium bezeichnet, wogegen das Schwergewicht 
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handeln könnenden Monarchen beruhende, so ruht jene der Hof- 
kanzlei wesentlich auf dem Principe der Assistenz. Die Hof- 
kanzleien sind also sowohl auf dem Gebiete des Gerichts- wie 
des Regierungswesens wesentlich ein blosser Conseil an der 
Seite der Landesfürsten, dessen Beschlüsse noch überdies 
der Superrevision durch den Geheimrath als 
höchsten Kronrath unterliegen. Das geht, was das 
Regierungswesen anbelangt, aus der zuletzt angeführjten Stelle 
der böhmischen Instruction hervor. Es fordert ferner dieselbe 
Instruction , dass bei den Berathungen des geheimen Rathes 
über Vorträge der Hof kanzlei derjenige Kanzler oder der Vice- 
kanzler anwesend sei, der die Berathung in der Hof kanzlei 
geleitet hat, und wer das Referat über einen Gegenstand in 
der Hof kanzlei geführt hat, soll theilnehmen an der Berathung 
über denselben in den Deputationen, Conferentien und 
Anderen von Unseren Hofmitteln Veranlassenden zusamben- 
künfften. Ebenso hat nach der österreichischen Instruction jeder 
Kanzler, was seine Angelegenheiten betrifft, den Deputationen, 
geheimen Raths-Conferenzen beizuwohnen, und es soll der Vor- 
trag in wichtigen Sachen, wenn sie in den geheimen Rath 
kommen, von jenem Rathe versehen werden, der in der Hof- 
kanzlei referirt hat. Es fühlt sich also die absolutistisch-centra- 
listische Regierungspolitik noch immer gegenüber dem Particu- 
larismus der Länderbehörden nicht sicher genug, um sich auf 
ihre Vorschläge allein zu verlassen. 

Das Princip für die Durchführung der Scheidung von 
Justiz und Verwaltung bestimmt die böhmische Instruction 
dahin, dass alle und jede sachen, die strittig seynd und 
in via contentiosa durch Process nach der Justiz dirigiret werden 
müssen, in Sonderheit die Partheysachen, welche rechts- löbl. 
und ordentlicher Gewohnheit, Connexität und Consequenz halber 
für Unser. Königl. und Landesfürstl. Allerhöchstes Ge 
rieht gehören, von dem Justizsenate zu behandeln seien. Der 
in den Hof kanzleien aufgestellte Gegensatz Privata und Puhlicn 
ist also nicht gleichbedeutend mit dem von Civilrechts- und 



der Organisation der nach aussen gerichteten, die ünterthanen erfassenden 
Regierungsgewalt in der Statthalterei liege, ac de caetero regimen Locum 
tenenti siipremisque ofßcialibus Regni Pragae comisswn est. Es waltet das 
gleiche Verhältniss wie zwischen dem Hofrath nnd den Regiemngen. 
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Verwaltungssache, sondern mit dem von Rechtspflege und Ver- 
waltung, von Rechtspflege in dem Sinne des Wortes, in welchem 
es die Civil-, die Straf- und die Verwaltungsrechtspflege, näm- 
lich, wie es in den Instructionen heisst, die Entscheidung über 
Jura Regia, Regalia^ Gameralia u. s. w. umfasst. Da nun die 
Hofkanzleien auch die verwaltungsgericbtlichen Entscheidungen 
des Landesfürsten vorbereiten, so werden unter Verwendung 
des alten, Maximilianeischen Organisationsprincips wegen der 
Bedeutung gerade dieser Entscheidungen für das landes fürst- 
liche Interesse besondere Einrichtungen zu Gunsten einer 
entsprechenden Berücksichtigung desselben bei den Berathungen der 
Hofkanzleien getroffen. Nach derböhmischenlnstruction 
sollen nämlich die fiscalische Sachen oder Andere 
Unser aerariurn, dessen Jura et Praerogativa Be- 
treff ende Angelegenheiten dermahlen und Bis auf 
weitere Unsere allergnädigste Resolution con- 
junctim et concernato Gonsilio von der Cantzley 
und Hof- Kammer tractiret und wöchentlicher Congress 
gehalten werden. Dabei ist aber an keine Gesammtsitzung des 
Justizsenates und des HofkammercoUegiums gedacht, sondern 
nur an eine Vertretung des letzteren in den Sitzungen des 
Jüstizsenates durch ein- oder anderes von der Hof- 
kammer hiezu abgeordnetes und instruirtes Taug- 
liches Subjectum. Es soll deshalb, da negotia camer alia 
vel Fiacalia zu erörtern Vorfallen, solches von der Canzley 
der Hof-Cammer zeitlich erinnert werden, damit die Bestimmung 
des für die Mitberathung qualificirten Hofkammerrathes recht- 
zeitig genug erfolgen könne. 

Ausserdem soll nach der böhmischen Instruction in anderen 
als Fiscal- und Cameralsachen eine Gesammtsitzung des Justiz- 
und des politischen Senates oder mindestens eine Verstärkung 
des einen Senates durch Mitglieder des anderen stattfinden in den. 
Gausis et materiis mixtis, welche zumb Theil, oder fürnemblich die 
Policey betreffen, oder auch in das Publicum eintretten, anbey 
aber ein Ju s vel pra eju dictum T ertiy berühren oder sonsteri 
eine Untersuchung und causae cognitionem erfordern. Die Noth- 
wendigkeit einer derartigen Behandlung einer Sache muss nicht 
immer gleich bei ihrem Einlangen in die Hof kanzlei erkennbar sein. 
Aber in dem Augenblicke, in welchem ein Senat, der hiefür unzuläng- 
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lieh besetzt ist , erkennt , dass in einer anfangs als mere priva- 
tum oA&r pure puhlicum angesehenen Sache sich nachderhand die 
ratio publica^ beziehentlich das jus privatorum menge, muss er 
dafür sorgen, dass dieselbe der instructionsmässigen Behandlung 
im Plenum oder in fachmännisch verstärkten Senaten zugeführt 
werde. Auch hier überall ist bei Jils vel praejudicium Tertiy 
nicht an subjective Privatrechte, sondern an subjective Rechte 
überhaupt, also auch an öffentliche Rechte gedacht, welche von 
Acten der Verwaltung getroffen werden, deren Feststellung eine 
förmliche Parteien Verhandlung und causam cognitionem erheischt 
und deren angemessene Behandlung durch die Verbindung von 
Justiz- und Verwaltungsmännern zu einem einzigen Beschluss- 
coUegium geführt werden soll. Deshalb dürfte nicht blos wegen 
der Auffassung von der höchstpersönlichen Natur der Zuständig- 
keit des Landesfürsten für die Ausübung der höchsten landes- 
fürstlichen Gerichtsgewalt sondern vorzugsweise zur Controle 
die Einhaltung des ordnungsmässigen Vorganges bei der Be- 
räthung der Verwaltungsrechtssachen und zur Controle 
des Inhalts der verwaltungsrechtlichen, das landesfürstliche 
Interesse zunächst berührenden verwaltungsgericht- 
lichen Erkenntnisse die Bestimmung der böhmischen Instruction 
getroffen worden sein, dass kein Endurtheil vor erstattetem 
Vortrag über dasselbe an den Monarchen und vor eingelangter 
EntSchliessung des letzteren publicirt werden dürfe. Auch Ent- 
schliessungen des Monarchen über die ihm vorgeschlagenen 
richterlichen Erkenntnisse erfliessen nach vorhergegangener Be- 
rathung derselben durch den Geheimrat h. Das wird aus- 
drücklich hervorgehoben in einem Vortrag der böhmischen Hof- 
kanzlei vom 26. Juli 1724 an den Kaiser, in welchem sie mit 
Berufung auf die Unzulänglichkeit ihrer Besetzung bittet, die 
Processrevisionen anstatt in dem instructionsgemäss und 
durch die vernewerte Landesordnung geforderten 7gliedrigen 
Senate in einem ögliedrigen behandeln zu dürfen, weil die 
„von Ew. Maytt. treu-gehorsamster Cantzley erwägende und 
erörternde Prozessen eben wiederumb zu Euer Maytt. per 
Referatum A.QvobnYi^ und darüber im geheimen Rath nach- 
mahlen Deliberiret, folgbahr, ob der von Ihr Treu-gehor- 
sambster Cantzley gefaste Schlus Bestehen könne? reyflich über- 
leget wird". Es bleibt also die durch den Geheimrath unter 
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stützte Cabinetsjustiz fortbestehen, wenn auch die Unabhängig- 
keit der Justiz eine akademische Anerkennung durch die Vor- 
schrift findet, dass die Räthe, obgleich die Sach unsern Pis- 
calem oder TJnß Selbsten Betreffete, sich allein Gott und Ihren 
zu der wahren Justiz leiblich geschwohrenen Ayd Allezeit vor 
Augen halten, femer durch das Versprechen, die avocationes 
causarum nicht leicht und nur in Fällen der Justizverweige- 
rung zu gestatten. Eine bemerkenswerthe Reminiscenz an die 
durch Maximilian I. begründete Befugniss der Regimente, auf 
Antrag einer Partei den Gegner derselben zum Schiedsversuch 
zwangsweise vorzuladen, enthält das Verbot der beiden Hof- 
kanzleiordnungen, ohne Vorwissen des Kaisers Parteien wider 
ihren Willen ad tentandam amicabilem compositionem nach Hof 
zu berufen. 

Im üebrigen erwies sich alsbald die Besetzung der Hof- 
kanzleien gerade vom Standpunkte des Justizwesens als unzu- 
länglich. Das Verhältniss der beiden Kanzler barg den Keim von 
Rivalitäten und Zerwürfnissen in sich. Obendrein hatte Karl VI. 
die weitere Entwicklung der Dinge durch die Bestimmung vorge- 
sehen, dass die Einheitlichkeit der Hof kanzlei trotz der Ressort- 
scheidung im Schosse derselben und trotz der Errichtung von 
Justiz- und Regierungssennten nur so lange vorhalten solle, a 1 s 
Uns keine Ursachen gegeben werden zu einer würk- 
lichen Separation (nämlich von Justiz und Verwal- 
tung) zu schreiten. Man kann also, ohne der Bedeutung der 
späteren Reformen nahezutreten, sagen : die Hof kanzleiordnungen 
Karl VI. bergen bereits das Programm der Trennung der Justiz 
und Verwaltung in der höchsten Instanz ganz deutlich 
erkennbar in sich; es galt nur mehr, eine reife Frucht zu 
pflücken. 

V. Abschnitt. 

§. 9. Einfluss des Kammerwesens auf die 
Verwaltungsrechtspflege. 

Die Verknüpfung des Kammerwesens mit der Verwaltuugs- 
rechtspflege bildet einen der ältesten und mit der grössten 
Zähigkeit festgehaltenen Grundsätze in der österreichischen Be- 
hördenorganisation. Die Zuziehung eines Finanzbeamten zum 
höchsten Rathe des Königs dürfte schon vor Maximilian I. 
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geübt worden sein , insoferne dieser Kjonrath auch Fiscalpro- 
cesse zu entscheiden hatte. i) Aber von dem Augenblicke, in 
welchem sich unter Maximilian I. wenigstens in den Mittel- 
stellen und am Hofe eine scharfe Scheidung zwischen den 
Finanzbehörden einerseits und den mit der Rechtspflege be- 
trauten Regierungsbehörden andererseits vollzogen hatte, be- 
kommt die Einführung der Finanzbeamten in den Rath dieser 
Regierungsbehörden, die Festsetzung eines Cooperations- oder 
eines Concertationsverhältnisses, wie es später heisst, zwischen 
den Regierungs- und Justizbehörden einerseits und den Finanz- 
behörden andererseits die ausgeprägte politische Be- 
deutung eines Sicherungsmittels für die Bedacht- 
nahme auf das landesfürstliche Interesse bei den 
Beschlüssen der Regierungs* und Justizcollegien. 
Denn während der ständische Kampf um die Besetzung der 
Centralbehörden für Justiz und innere Verwaltung in der hef- 
tigsten Weise entbrennt und der Herrscher trotz des Sieges 
des Principes der landesfürstlichen Besetzungsfreiheit doch 
wegen der grossen politischen Macht des Adels auf denselben 
bei der Besetzung dieser Behörden die grösste Rücksicht nehmen 
mass, begegnet das Recht der freien Besetzung der landes- 
fürstlichen Finanzstellen einem solchen Widerstand des Adels 
nicht, einerseits wegen der geringeren socialen Bedeutung der- 
selben, andererseits weil sie nicht zur Ausübung hoheitlicher 
Gewalt, sondern nur zur' Verwaltung des zur Disposi- 
tion des Landes fürsten stehenden landesfürstlichen Ver- 
mögens berufen erschienen. 2) So wird die bei der Besetzung 



*) Adler, a. a. 0. S. 33. 

*) A. a. 0. S. 89. Es gilt dies anch von der ung. Kammer. 1545 resolvirt 
Ferdinand I. auf die Petition des nng. Landtags , ihm einen Einfluss anf die 
Verwaltung der das Heiratsgut der Königin- Witwe Maria bildenden nng. Domänen 
zn gewähren: beide Majestäten wollten das ihnen wie jedermann gebührende 
merum jtis et potestatem suorum redüuum et Offidalium super iUis constitu- 
endorum behalten. Bidermann, I, S.75, N. 111, S. 89, N. 34, II, S. 161, 
N. 85. 1706 beantwortet Josef I. die Forderung der ung. Stände nach Wieder- 
herstellung eines den Ständen verantwortlichen Thesauriates dahin, dass die 
eigentlichen, nämlich ständischer Bewilligung nicht bedürftigen Einkünfte des 
Königs nur von diesem dependiren, wogegen die Forderung nach Bechnungs- 
legung über die ständisch bewilligten Steuern und die Landeseinkünfte eine billizo 
sei. Bidermann, a. a. 0. II, S. 152, N. 79, auch S. 157, N. 83. Ein Historio- 

Tezner. 22 
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der Regierungen zwar verfassungsrechtlieli '), aber nicht factisch 
bestehende Freiheit des Landesfürsten bei den der ständischen 
Aspiration weniger ausgesetzten Finanzstellen zur vollen Wirk- 
lichkeit. Zu Finanzräthen kann der Landesfürst ihm voll- 
kommen ergebene, nur durch ihre Befähigung emporgekommene 
Bürgerliche (Roturiers) ernennen*); ja sie können sogar ohne 
Gefahr einer ständischen Reclamation, Ausländer sein.^) Es ist 



graph Josefs I. fasst diese Antwort in dem Satze zusammen : Aerarium Ungariae 
certis limitibiis Äülico Viennensi auhjidtur. 1712 beharrt Karl VI. gegenüber 
den ung. Ständen auf der Unterordnung des ung. Postwesens unter den Obersten 
Postmeister Grafen Joh. Paar mit der Begründung, cum ejus officium sit Regale 
Principis adeoque regia e dumtaxat dispositioni absque uUa atatuum cir- 
cumscriptione aubjectum, a. a. 0. ü, S. 315, N. 221. 

') Nach Buchholtz, 8, S. 23, welcher in diesem Punkte die Mit- 
theilungen des Lazius, eines Zeitgenossen Ferdinands I., reproducirt, sassen in 
dem n.-ö. Hofrathe dieses Herrschers einer aus dem Prälatenstand, zwei Rechts- 
gelehrte, welche gewissermassen die Norm des ganzen Senates bildeten, eine 
nicht fixe Zahl von Mitgliedern des Herren- und Ritterstandes. Vergl. Die Kämpfe 
des Adels um die Besetzung des Regiments mit Landleuten unter Maximilian I. 
und Ferdinand L, Zeibig, a. a. 0. S. 285, Rosenthal, a. a. 0. S. 121 f. Nach 
Beckmann's Idea juris, S. 404, hatte Steiermark 3, Kärnten und Krain je 2, 
Görz ein vornehmes subjectum dem Kaiser für die Besetzung der inneröster- 
reichischen Regierung zu präsentiren. Beckmann motivirt dies damit, dass die 
genannten Landschaften die Mitglieder der Regierung pro parte salariren , fügt 
aber hinzu, dass laut Regierungsinstruction der Kaiser an diesen Vorschlag nicht 
gebunden, sondern befugt sei, ^ro 2)6 ne^ 2 a et ^0 et libero arbit rio, das vor- 
geschlagene subjectum entweder zu coofirmiren oder ein anderes geschicktes, taug- 
liches und berühmtes subjectum selbst zu erwählen und ex officio zu verordnen. 
Organisationsgemäss braucht die Regierung nur vier gelehrte Mitglieder zu be- 
sitzen. Aus ihnen wird der Regimentskanzler entnommen, welcher ständiger 
Referent in causis civilibus quam criminalibus ist. 

*) Caraffa, a. a. 0. S. 298, sagt: Li Ministri della Camera Äulica 
non sono persone di gran stima, ma piü tosto intelligenti de datii, apaUi e 
cose simili. Vgl. übrigens Bidermann, II, S. 114, Anm. 9. 

^) Nur in der Abneigung gegen die sociale und hierarchische Gleich- 
stellung der das Indigenat nicht besitzenden Kammerräthe mit den Regierangs- 
räthen äussert sich, und zwar noch in später Zeit, die stand isch-particularistische 
Reaction gegen die Ausländer. Darauf bezieht sich schon ein bei Suttinger, 
Consuetudines, mitgetheiltes Gutachten der Statthalter, Amts- Verwalter, Oanztler, 
Regenten und Kammer-Räthe der Nieder-Oesterreichi sehen Landen. Aber noch 
ein Bericht der n.-ö. Regierung von 1635, Suttinger, a. a. 0. S. 66 , wehrt 
sich mit Berufung auf das Augsburger und Innsbrucker Libell gegen 
die Zumuthung, dass ein nicht angenommenes würckliches Lands-Mitglied nur 
wegen seiner Theilnahme als Kammerrath an den Kammersitzungen unter den 
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femer bei der Würdigung der politischen Bedeutung der Finanz- 
steilen zu beachten, dass neben der Militärverwaltung die 
Finanzverwaltung am allerstärksten zur centralistischen Politik 
in den habsburgischen Ländern drängte; denn eine organisch 
gegliederte, über alle diese Länder sich erstreckende Finanz- 
verwaltung erschien als unerlässliche Voraussetzung für die 
Stärkung der monarchischen Gewalt überhaupt. Deshalb sehen 
wir nach erfolgter Wiedervereinigung der inner- und oberöster- 
reichischen Ländergruppe mit der niederösterreichischen unter 
Leopold I. die Centralisationspolitik ausser bei den Militär- 
behörden vornehmlich bei den Finanzbehörden jener Länder- 
gruppen ansetzen <*); ja es macht sogar den Eindruck, als ob 



Bittem Sitz und Stimme haben sollte. Froher sei ein solcher Kammerrath an 
einem absonderlichen, ihm ansgezaigten Ort gesessen. Dabei möge es bleiben, 
sintemalen es bey denen Lands-Ständen ein Praejudicium und sonderliches gra- 
vamen causiren wäide. Die Lösung dieser Sessionsstreitigkeit erfolgt bald durch 
die Anordnung, dass die den Hofkamm erräthen nachtheilige Ordnung und Sub- 
Script ion derselben in Sachen der Regierung und Kammer ihrer Praeeminenz 
(zufolge ihres beamtenmässigen Ranges) abgesehen vonEammersitzungen 
nicht präjudiciren sollte, a. a. 0. S. 65, bald durch Ersetzung des das Indigenat 
nicht besitzenden Eammerathes durch einen Indigenen, a. a. 0. S. 68, bald — wie 
die a. a. 0. S. 66 mitgetheilten Decrete vom 25. Jänner 1626 vom 8. nnd 13. Juli 
1628 beweisen — durch Erhebung des ausländischen Kammerrathes in den Ritter- 
s^tand seitens des Kaisers. In Böhmen verlangte der Landtag von 1531: Bex 
m ödeste monetur^ ne äd officia regni exieros admittat, Riegger, Materialien 
zur Geschichte und Statistik von Böhmen, 11. Heft, S. 180. Entschiedener und 
hartnäckiger, wie immer in Sachen der Verfassung und der Nationalität, sind die 
Ungarn. Vgl. hiezu Bidermann, I, S. 20f., 123, N. 43, II, S. 22 f.. S. 152, 
N. 79, S. 161, N. 85, S. 293, N. 128, S. 327 f., N. 238. Die Gravamina des Land- 
tags 1708/1714 erklären die Leiden des Königreichs daher, quod universa Regni 
negotia publica nimirum et privata contra Jua gentium et consuetudinem 
aliorum Regnorum et Nationum an Ausländer vergeben würden. Die Bedeutung 
des Ausländ erthums der Regierungsbeamten für ihre Unabhängigkeit von in- 
ländischem Cliquenwesen hebt bereits ein Anonymus hervor in einem an Erz- 
herzog Ferdinand im Jahre 1521 gerichteten Vorschlage, für das Vicedomamt 
in den n.-ö. Ländern nach Möglichkeit Ausländer zu verwenden, weil diese sich 
wegen ihrer Freiheit von allen Rücksichten standesgenossenschaftlicher Natur 
leichter ganz dem Interesse des Landesfürsten widmen könnten. Vgl. auch oben 
§. 8, Anm. 72. Welchen namhaften Import von hervorragenden Ausländern Oester- 
reich erfahren hat, ist- — man denke nur an die Namen Prinz Eugen, Laudon, 
Lascy, Haugwiz, David von Salm, Siegfried Becher u. s. w. — bekannt. 

•) Für die Geschichte des deutsch-österreichischen Föderalismus ist es sphr 
interessant, dass zu einer Zeit, in welcher die dienstliche Unterordnung der böhmi^. 

12* 
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schon die Centralisation der Finanzverwaltung unter Maxi- 
milian I. auf die Schafiung eines einzigen landesfürst- 
liehen Fiscus für alle deutsch-österreichischen Länder ge- 
richtet gewesen wäre.') So repräsentiren denn die Finanz- 
behörden schon in den ersten Stadien der Entwicklung der 
österreichischen Behördenorganisation das dem Monarchen un- 
bedingt ergebene, die stärkste Stütze der absolutistisch-cen- 
tralistischen Politik bildende Beamtenelement, welches am 
besten geeignet erschien, im Falle seiner organischen Ver- 
knüpfung mit den Regierungs- und Justizbehörden dem stän- 
dischen Particularismus der letzteren wirksam entgegenzu- 
arbeiten. Damit erklärt sich die Zähigkeit in der Festhaltung 
des Grundsatzes einer solchen organischen Verbindung. Darum 
charakterisirt sich auch die Geschichte des österreichischen Be- 
hördenwesens nicht etwa wie jene des französischen und preussi- 



sehen und der nogarischen Kammer unter die Wiener Hofkammer infolge instrac- 
tioneller Bestimmungen Ferdinands I. nnd in Folge der Hofkammerinstraction Maxi- 
milians II. vom 1. Jnli 1568 bereits begründet ist und der König gegenüber den 
Petitionen der ung. Stände für die Unabhängigkeit der ung. Kammer sich im Besitz- 
stand befindet (Bidermann, II, S. 89 f., N. 10; I, S. 16 f.. S. 20 f., S. 75, N. 111, 
S. 96, N. 55. S. 123 ff., N. 43—45, S. 130, N. 52, S. 131. N. 53 und 53a, S. 136, 
N. 66; für die spätere Zeit II, S, 321, S. 39, 174 ff., N. 17), in der ersten Zeit 
nach der Wiedervereinigung der drei deutschen Ländergruppen die particula- 
ristische Empfindlichkeit der Grazer und Innsbrucker noch in hohem Grade 
geschont werden muss (Bidermann, I, S. 48f., S. 143, N. 86; II, S. 117r 
N. 12), und dass Josef I. einen förmlichen Yerfassungskampf durchfahren, ein 
Concordat mit der Grazer Kammer eingehen und ein Pacificationsinstrument 
erlassen muss, um durch einige formale Zugeständnisse die materielle Abhängig- 
keit dieser Kammer von der Wiener Hofkammer herbeizuführen. Bidermann,. 
II, S. 113, N. 9, S. 117, N. 12. 

^) Schon nach der von Maximilian I. geschaffenen Organisation der landes- 
fürstlichen Finanzverwaltung war das landesfnrstliche Schuldenwesen 
ein einheitliches für alle drei Ländergruppen. Auch die Hofkammer- 
ordnung Ferdinands I. von 1537 ruht auf der Auffassung der rechtlichen Einheit 
des Kammergutes in allen deutsch-österreichischen Ländern. Rosenthal, a. a. 0. 
S. 190. 196. Einheitlich war auch das fiscalische Wappen, der zweiköpfige Adler^ 
für alle stationes ßsci selbst in Ungarn (!), Bidermann, I, S. 125 f., N. 45, 
II, S. 73. S. 324, N. 237. 1701 übernimmt die Wiener Hofkammer ungarische- 
Salinen aus der Apafy'schen Verwaltung in eigene Regie, a. a. 0. 1, S. 111, N. 20. 
Mit der Einheitlichkeit des Fiscus steht nicht im Widerspruch, dass er in jedem 
Lande nach dem Rechte desselben lebt und der Gerichtsgewalt des Landes unter- 
worfen ist, Bidermann, II, S. 286, N. 112. Vgl. indess ebenda S. 288, N. 112. 



VerwaltuDgsrechtspflege in Oesterreich etc. 169 

sehen®) durch einen dauernden Gegensatz und Kampf zwischen 
Verwaltungsbehörden und Gerichten, sondern zwischen den Ver- 
waltung und Justiz zugleich übenden Regier ungscoUegien 
auf der einen, den Finanzbehörden auf der anderen Seite. 
Sind zum Beispiel die Competenzconflicte zwischen den Regie- 
rungs- und Justizcollegien und den verfassungsmässigen land- 
schaftlichen Gerichten von sehr untergeordneter Bedeutung, so 
empfinden diese Regierungs- und Justizcollegien ihre Verknü- 
pfung mit den Behörden der Finanzverwaltung namentlich auf 
dem Gebiete des Justizwesens in hohem Grade lästig und 
sowohl ihrer Würde als auch dem Zwecke ihrer behördlichen 
Aufgabe abträglich.») 

In den unteren Instanzen ist die landesfürstliche Finanz- 
verwaltung, die landesfürstliche Verwaltung des Innern und die 
landesfürstliche Justiz, sie sei grundobrigkeitlicher Natur i<>), also 



^) Hiezu vgl. Otto Mayer, Theorie des französischen Verwaltungsrechts, 
S. 88f. nnd die lehrreiche Abhandlung LÖning's, Gerichte und Verwaltungs- 
behörden in Brandenburg-Preussen im Verwaltungsarchiv, II. Bd., S. 247- 

^) Die Geschichte des hier entwickelten Gegensatzes lässt sich verfolgen 
von dem Widerstände des n.-ö. Regiments gegen die Theilnahme des ehemaligen 
Vicedoms und späteren Mitgliedes der Eechnungskammer Lorenz Saurer an den 
Entscheidungen des Regiments in Kammersachen im Jahre 1512 (Adler, a.a.O. 
S. 301) bis zum Vortrage der obersten Justizstelle im Jahre 1776 an Maria 
Theresia über die Unhaltbarkeit äer Stellung der Justizhofräthe zu den Kammer- 
repräsentanten bei den Abstimmungen über die sogenannten Gonsossual-Sachen 
(meist Verwaltungsrechtssachen) vom Standpunkte des Ansehens und der Würde 
der Justiz, üeber diesen denkwürdigen Vortrag wird noch an späterer Stelle 
ausführlicher gesprochen werden müssen. Zur Verschärfung des Gegensatzes der 
Justiz- und Regierungsbehörden zu den Finanzbehörden mag auch der Umstand 
beigetragen haben , dass diese den Beruf hatten , die möglichen Ersparungen an 
den Kosten des Justiz- und Verwaltungsdienstes zu beantragen. Vgl. z. B. Elvert, 
Zur österr. Finanzgeschichte, S. 339 f. 

^°) Schon unter Ferdinand I. standen unter der n.-ö. Kammer ausser dem 
Hansgrafen und dem Vicedom die unter verschiedenen Namen fungirenden, mit 
Domänial Justiz ausgestatteten Domänenbeamten, dann die für die Hebung des 
AVasserzolles auf der Donau bestimmten Mauthner, welche die grundherrschaftliche 
Justiz auf dem Wasser und am Ufer auszuüben hatten, Buchholtz, 8, S. 25. 
Diese letztere Justiz wird in späterer Zeit unter Anderem auch durch „Der 
Haupt-Mauth Wien Amtsverrichtung" vom 17. Mai 1695. Codex Austr., III, 
^. 390 , geregelt. Als Grundherrschaft übte auch die Grazer Hofkammer die 
Justiz in einigen Gebieten der croat. Militärgrenze aus. Bidermann, II, 
S. 121, N. 21. 
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Domanialjustiz oder nicht, in einer Hand, gewöhnlieh in der 
eines Einzelbeamten vereinigt. Hier kommen die Amtsleate, 
Pfleger u. s. w. als unterste und die öfters erwähnten Vicedome 
allein oder in Verbindung mit Mitgliedern des Landesadels, oder 
Organen der Landschaft als nächsthöhere Listanz in Betracht. ^^) 
Von den Landescentralbehörden angefangen spaltet sich dieser bis 
dahin einheitliche Geschäftskreis in die Verwaltung des Innern 
(auch Kriegsverwaltung) und Justiz, für welche die Regimente, 
die Regierungen als Mittelstellen, der Hofrath, später die 
Hofkanzlei als höchste Instanz bestellt werden, während die 
Finanzverwaltung voii den Kammern (Rait-, das ist Rechnungs- 
kammem) als Landescentralinstanzen , von der Hof kammer in 
letzter Instanz besorgt wird. Das wenigstens ist die Organi- 
sation der Finanzverwaltung, welche sich nach mehrfachen 
Schwankungen behauptet, i*) Alle diese Behörden sind CoUegial- 
behörden.18) Der ursprünglich zur Zeit der Selbständigkeit 
der inner- und der oberösterreichischen Ländergruppe nach 
dem Tode Ferdinands I. bestandene Titel Hofkammer für die 
Grazer und Innsbrucker Kammer hat sich auch nach dem 
Zeitpunkte ihrer Unterordnung unter die Wiener Hofkammer 



^') AngBburger Libell. Eärnthn. Landhandf., S. 64; Kosen thal, a. a. 0. 
S. 163. 

^') Nach den Verhandlungen auf dem Innsbrucker Ausschusslandtage von 
1518 zwischen Kaiser und Ständen hätten die Functionen der Hofkammer auf 
den Hofrath übergehen sollen. Das Innsbrncker Libell verleiht, wie bereits hervorge- 
hoben wurde, dieser Absicht keinen genügend deutlichen Ausdruck und Ferdinand I. 
schärft die wechselseitige Uanbhängigkeit des Hofraths und der Hofkammer 
innerhalb der Grenzen ihrer Befugnisse mit Nachdruck ein. Der Vereinigung der 
Finanzverwaltung und der inneren Verwaltung in der höchsten Instanz begegnen 
wir später wieder in dem 1749 von Maria Theresia errichteten Directorium in 
politids et cameralibus, in der von Josef II. errichteten vereinigten Hofstelle; 
ja mittels des Rescriptes Franz I. vom 8. Mai 1801, Polit. Gesetzessammlung, 
Bd. XVI, Nr. 28, wird •<- also fast 3C0 Jahre später — die Absicht Maximilians I., 
die Vereinigung der Justiz, der Finanzverwaltung und der inneren Verwaltung 
in der höchsten Instanz, durch Errichtung der aus der Verschmelzung von Hof- 
kammer, Landes- und Commerzhofstelle mit der Böhmisch-österreichischen Hof- 
kanzlei hervorgegangenen vereinigten Hofstelle nahezu vollständig verwirklicht. 

^*) Schon 1 501 ergehen die Beschlüsse der Wiener Hofkammer in consilio 
camercie^ Adler, a. a. 0. S. 237, Anm. 1. Vgl. auch die Hofkammerordnung 
Ferdinands I. von 1537, Bosenthal, a. a. 0. S. 201: Die Hofkammerhandlung 
soll in gemainem hofcammerrath beschehen. 
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durch Josef I. forterhalten. i*) Grundsätzlich bildet die Finanz- 
verwaltung gegenüber der von den Regierungen, dem Hofrath, 
der Hof kanzlei besorgten Verwaltung des Innern und der Justiz 
ein besonderes Ressort, i^) Sehr scharf hebt diese Sonderung 
Ferdinand I. in einzelnen instructionellen Bestimmungen her- 
vor, um die Selbständigkeit und dienstliche Unabhängigkeit 
der Finanzverwaltung gegenüber den Regierungs- und Justiz- 
coUegien zu sichern. So bestimmt er das Verhältniss der 
niederösterreichischen Raitkammer zu demr niederösterreichi- 
schen Hofrathe in der für diese Landescentralbehörde er- 
lassenen Instruction von 1523^®) in folgender Weise: „Wir 
wellen auch und haben geerdet, das unser raiträte unser 
bemelten niderösterreichischen raitcamer frei sein, also das si 
unser raitcamer auswarten und handien sollen wie wir inen 
dann darinnen Ordnung und bevelh geben und in derselben 
unser raitcamer sonst niemands nichts zuschaffen noch zu 
handien haben dann wir selbst, wann wir uns unser 
camerguet und raitcamer ganzlich frei vorhalten." 
Die Tendenz, das Finanzwesen jedem nicht streng landesfürst- 
lichen Einflüsse zu entziehen, liegt klar zutage. Die wechsel- 
seitige Respectirung der Competenz der höchsten Finanz- und 
der höchsten Regierungs- und Justizbehörde fordert nachdrück- 
lich die Hof kammerordnung Ferdinands I. von 1537 i^) durch 
die Bestimmung : „Nachdem auch je zu zeiten unsern hofmtheu 
Sachen unser camergueter belangend für komen, haben wir 
verordnet und ist auch unser will und mainung, das sollich 
Sachen durch si zu handien nit angenomen, sonder es sei 
unser aigen oder partheisachen für unser hofcammerräthe ge- 
wisen und daselbst gehandelt werden, dessgleichen auch unser 



") Bidermann, a. a. 0. II, S. 88 f., N.9, S. 131, N.36. S.325. Schwankend 
war auch das Schicksal der n.-ö. Kammer unter Ferdinand II., also ehe sich die 
Unterordnung der (xrazer und Innsbrucker Hofkammer unter die allgemeine Hof- 
kammer vollzog. Es wurden nämlich die Agenden der n.-Ö. Kammer offenbar wegen 
ihres geringen Umfanges vorübergehend auf die Hofkammer übertragen. Vergl. die 
Resol. Ferdinands II. vom 11. Juni 1635. Cod, Austr,, I, S. 242 und Bidermann, 
I, S. 98, N. 61. Ein ähnliches Schicksal widerfuhr der böhm. Hofkammer in der 
Zeit von 1656—1679 a. a. 0. 1. 131, N. 53. 

") Adler, a. a. 0. S. 389. 

") Bosenthal, a. a. 0. S. 228, Abs. 5. 

") A. a. 0. S. 196. 
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hofcamerräih in Sachen, die für si komen und das camerguet 
nit berüeren auch ihnen sollen." Die Voranstellung des 
Gebotes, die Competenz der Hofkammer zu wahren, dürfte 
nicht zufällig erfolgt sein. Deshalb ist auch zu wiederholten- 
malen von den Länderkammem und ßegierungen als von zwei 
besonderen Mitteln oder "Wesen die Rede*®), womit jeder dieser 
beiden Mittelstellen eine besondere Behördenpersönlichkeit zu- 
erkannt werden soll. 

Der Grundsatz der wechselseitigen Unabhängigkeit der 
Finanz- und der Begierungs- und JustizcoUegien ist aber — 
und das ist höchst bedeutungsvoll — mehr zu Gunsten der 
ersteren als der letzteren aufgestellt und wird in der 
Ausfuhrung zum Nachtheil der Freiheit der Regierung s- und 
JustizcoUegien in ihren Entschliessungen wesentlich ein- 
geengt. Diese Beschränkung äussert sich einerseits darin, dass 
die Regierangs- und JustizcoUegien in Verwaltungsangelegen- 
heiten, welche ihrem Wesen nach in das Gebiet der inneren 
Verwaltung fallen, an das Einverständniss mit den 
Finanzcollegien gebunden werden, dass sie andererseits in 
Gameralprocessen Abgeordnete der Finanzcollegien 
mitsitzen und mitstimmen lassen müssen. In einer die Com- 
petenzgrenzen fast verwischenden Form bestinmit die niederöster- 
reichische Kammer-Instruction Ferdinands I.i®): „so sollen Sachen, 
die etwas gross und schwär auch je zwifeltig, also daz zum 
tail unser regierung und handhabung der land und daneben 
desselben volziehung betrifft oder sonst inen von uns be- 
volhenist, so sollen unser regiment und camerrat als von beden 
tailen unsere diener getreulich und vleissig, wie wir uns des 
ungez weiffeit versehen darin handien." Und ebenso allgemein 



*8) Vgl. die von B i d e r m an n, I, S. UO, N. 75 cit. Vdg. v. 4. Oct. 1665, das 
Rescr. v. 13. Juni 1705, a. a. 0. II, S. 11, den Bericht nach Hof vom 8. Mai 1706, 
a. a. 0. II, S. 88, N. 9, das Schreiben des von Wien abwesenden Kaisers vom 
28. Juni 1636 an die hinterlassene Hofkammer wegen Vorsorge für die 
Entsendung von Hofkammerräthen zu den Kammersitzungen der n.-ö. Kammer, 
damit die Oameralsachen von beiden Mitteln zu unverlangter Erledigung für- 
genommen werden, Suttinger, a. a 0. S. 68. Die 1523 erfolgte Vereinigung 
der n.-ö. Regierung und Kammer zu einem Wesen erhält sich nur bis 1536, 
Kosen t ha 1, a. a. 0. S. 128, Anm. 3. Doch bestand für die n.-ö. Regierung und 
Kammer nur eine Kanzlei, N.-ö. Statthalterei, S. 31. 

*») Rosen thal, a. a. 0. I, S. 130. 
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und zum Nachtheil der Selbständigkeit der Regierung lautet 
der von Beckmann mitgetheilte Grundsatz für die Vor- 
aussetzungen der Nothwendigkeit einer Cooperation der 
innerösterreichischen Regierung mit der Hofkammer in Ver- 
waltungssachen : „beide sollen conjunetim in allen Sachen, so 

Ihre Kayserl. Maj. Hoheit und Obrigkeit betrifft, 
decidiren und causas Status treiben." 2^) Für diese auf- 
fällige Thatsache bietet sich, abgesehen von der bisher ange- 
gebenen, auch nachstehende Erklärung : So anachronistisch diese 
Bezeichnung auch klingen mag, wir haben es schon von 
Ferdinandl.ab mitder cameralistischen Epoche der Ver- 
waltung des Innern zu thun. Die Hof kammerordnung und 
die Raitkammerordnungen Ferdinands I. lassen uns ihre Ur- 
heber als praktische Vorläufer der theoretischen Cameralistik 
erkennen. Alle Fragen der inneren und auch der äusseren Po- 
litik berühren nach der Auffassung jener Zeit auch das landes- 
fürstliche Finanzwesen unter den zwei mitunter zusammen- 
treffenden Gesichtspunkten , inwieferne das landesfürstliche 
Kammergut von denselben betroffen werde, oder durch welche 



*®) Idea juris, S. 400, 269 oben. Die Formen der Cooperation der Regierung 
und Kammer sind mannigfaltig. Nach der n.-ö. Regimentsordnung von 1499 
sollen sich Regiment und Kammer auf yorherige Requisition durch Entsendung 
von Räthen als Gutachter gegenseitig unterstützen, Rapp, a.a.O. S. 171. 
Nach der n.-ö. Hofratsordnung von 1523, Rosenthal, a. a. 0. S. 228, Abs. 4, 
soll die Beschlussfassung über das Kriegsaufgebot bei feindlichem Einfall im 
ganzen Hofrath und im Beiwesen der raiträte erfolgen. Es wird ferner in 
derselben eine einheitliche Gesammtsitzung beider Collegien gefordert 
für alle mit Kosten verbundenen oder dringlichen ^assregeln, so für die Ent- 
sendung von Botschaftern , für die Bekämpfung des Strassenraubs , a. a. 0. 
S. 227, 228. Eine solche Gesammtsitzung fordert auch die tirol. Raitkammer- 
ordnung von 1536, a. a. 0. S. 259, Abs. 2, für den Fall eines Kriegsauf gebots. 
Nach derselben Raitkammerordnung sollen Berathungen über die Erhaltung 
des Wesens der Regierung unserer Land und Leute, über die 
Abwendung von Gefahren, die Hebung des Kammerguts in Sitzungen von 
drei Regierungsräthen und einem Kammerrath unter Vorsitz des Statthalters 
gepflogen werden , a. a. 0. S. 257, Abs 2. lieber die Organisation der Gerichts- 
sitzungeu von Regierung und Kammer vergl. den Text unten. Nach Buch- 
holtz, 8, S. 22, trägt unter Ferdinand L die Ausfertigung der Beschlüsse der 
gemeinsamen Sitzungen die Snbscription : die Statthalter, Kanzler, Regenten, 
Kriegs- und Kammerräthe daac n.-ö. Länder. Daneben kommen im Regierungs- 
Sachen auch gesonderte Gutachten von Regierung und Kammer vor. Vgl. A. 3. 
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Art ihrer Erledigung eine unmittelbare oder eine durch die 
Hebung der Steuerkraffc der Bevölkerung vermittelte Förderung 
der landesfiirstlichen Finanzen herbeigeführt werden könne. *^) 
Und gerade darum müssen sich die Regierungen die mitent- 
scheidende Mitwirkung der Kammerräthe in Regierungs- und 
Yerwaltungsrechtssaehen gefallen lassen. Den Käthen der Re- 
gierung fehlt es entweder an jeder Bildung oder sie ist eine 
wesentlich rechtsgelehrte. Die eigentlichen Verwaltungs- 
männer und Yerwaltungspolitiker , ausgestattet mit 
der politischen und volkswirthschaftlichen Bildung der damaligen 
Zeit, sitzen in den Kammern, welche man deshalb nur un. 
genügend durch den Namen Finanzbehörden kennzeichnet. Sie 
geben die verwaltungspolitischen Ideen her, welche die Regie- 
rungen vermöge der ihnen zukommenden verfassungsmässigen 
Gewalt nach aussen verwirklichen. 

Am schärfsten drückt sich nun das "Werthurtheil über 
das politische Yerständniss der Regierungen und der Kammern 
dadurch aus, dass, während Kammerräthe in den Regierungen 
mitstimmen, die Regierungsräthe, wie schon Ferdinand I. aus- 
drücklich fordert, in Kammersachen nichts dreinzureden haben. 
Selbst wenn die Kammern, insbesondere, wo eine Kammerange- 
legenheit juristische Erwägungen herausfordert, sich des Bei- 
rathes der Regierungen zu bedienen haben 22) , so kommt die 



*^) Schon nach der n-ö. Regimentsordnung von 1499 sollen Regierung und 
Kammer treulich einander helfen, damit unnser nutz und frumen betracht werde, 
Rapp, a. a. 0. S. 166, 171. Die Hofrathsinstruction Ferdinands I. beauftragt den 
Hofrath, emsiglich zu betrachten, was zu Unserer kgl. Hoheit Land und Leute 
aufnemen, frumen und wolfart raichen mag. Vgl. ferner die vorher- 
gehende Anm.; femer Beckmann, a. a. 0. S. 454: Nam Beipublicae et Prindpis 
interest locupletea, et non depauperatos habere suhditos, qui tempore 
belli et necessitatis Majestatem Caesaream in omnibus publieis oneribus ferendis 
sublevare valent. Als Curiosa aus der Zeit des Innsbrucker Landtages von 1518 
seien angeführt die Aufhebung des Verbots der Seifeneinfuhr aus Yenetien im 
Interesse von „freien Handl und WandP und die Weigerung Maximilians I., 
die ausländischen Grosshändler und Hausierer von Niederösterreich ausznschliesaen, 
weil gerade durch diese Leute im Interesse des Landes fremdes Geld in dasselbe 
käme ; Rapp, a. a. 0. S. 182 Q. Zeibig, a. a. 0. S. 282. 

*^) Schon die Hofkammerordnung von 1498, Lünig, Codex Germaniae 
diplotnaticus, bestimmt das Yerhältniss des Hofraths zur Hofkammer als das 
einer die letztere b er athen den Behörde. Die Hofkammer soll vom Hofrath aus 
Trost , Rücken uud guten Bescheid erhalten. In der n.-ö. Hofrathsordnung von 
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Erledigung von Kammersachen nur den Kammern allein 
zu. Die Kammer ist, wie sich die niederösterreichische ßegierungs- 
instruction vom Jahre 1526 sehr prägnant ausdrückt, in puris 
cameralibua frei*') und nach Beckmann") hat die Grazer 
Hofkammer in rdms oecanomicü Caesarüj als Eisen, Salz, Queck- 
Silber, Mauth, Zoll, Fischerei in allen J. 0. Erbländem nomine 
Caeaaris independenter zu agiren^ und in diesem Fall 
keineswegs von irgend einem Tribunal zu dependiren. Dies 
ist die Form, in welcher sich damals die Erkennt- 
niss der Nothwendigkeit der Unabhängigkeit der 
Verwaltung von den Grerichten und der Grenzen 
dieser Unabhängigkeit ausdrückt. Denn die Finanzver- 
waltung ist in dieser Epoche der einzige Zweig der landesfürst- 
lichenVerwaltung, der von den auch als Justizbehörden f ungirenden 
Regierungen deutlich und scharf geschieden ist. Fragt 
man nun, was als ein pure camerale oder als res oeconomica 
anzusehen sei, so gilt dies jedenfalls von der privatwirthschaft- 
lichen Verwaltung des Fiscus, es handle sich um Domänen oder 
um Regalien, also von rein technischen Massregeln zur Hebung 
seiner Ertragsfahigkeit , welche zu ihrer Durchführung nur 
interner Instructionen und nicht nach aussen gerichteter Rechts- 
normen bedürfen, sowie von den für den Fiscus abzuschliessen- 
den Privatrechtsverträgen ^*) , von der Verwendung der Ein- 

1521 wird der n.-ö. Kammer unter ausdrücklicher Wahrung ihrer Selbständigkeit 
nur aufgegeben, kain grosse sach an unseres Hofrats rat und guetbedunken 
zu sliessen. Bosenthal, a. a. 0. S. 215, Abs. 2. Während also Kammerräthe 
in Regierungs- und Justizsachen mitstimmen, sollen Hofräthe in den Kammer- 
sitzungen nur auf Grund vorhergegangener Requisition erscheinen, a. a. O Abs. 3, 
und nur ausnahmsweise mitbeschliessen, a. a. 0. S. 93, 189. Abs. 2. 

") Snttinger, Consuetudinea, S. 657. 

") Idea juris, S. 253 f. 

**) Einen guten Ueberblick über die pure Cameralia bietet für ihre Zeit 
die Hofkammerordnnng Ferdinands I. von 1537 und dessen tirolische Raitkammer- 
ordnung von 1536, Rosenthal, a. a. 0. S. 182 ff., 241 ff. Nach der ung. Kammer- 
ordnung von 1528 sind Cameralia Verzinsung und Tilgung der auf den ung. 
Gefällen lastenden Schulden, Einlösung der ung. Pfandschaften, Einhebung der 
Berg- (Weinberg)-, Vieh- und Fruchtzehenten, Pflege des Jagd- und Forstwesens, 
Ausübung des Münzrechtes, Prüfung der Rechnungen des General- Präceptors, 
Instruirung der Domänenverwalter (Hofrichter) und Burggrafen auf den kgl. 
Schlössern. Firnhaber, Oesterr. Finanzen unter Ferdinand L, S. 37. Vgl. 
auch Bidermann , I, S. 111, N. 20, S. 134, N. 63, S. 135, N. 64; II, S. 163. 
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nahmen für die Hofhaltung. Ausserdem ist aber eine liquide res 
oeconamica die Aufsicht und die Uebung der Dienstgewalt über 
die unteren Organe der Finanzverwaltung, also auch die Ent- 
scheidung über Beschwerden gegen Ueberschreitung ihrer Amts" 
gewalt 2®), die Bechnungspflege mit denselben, die Perception der 
landes fürstlichen Abgaben (die der ständischen BewiUi- 
gung unterliegenden übernehmen die landesfürstlichen Kammern 
von ständischen Einnehmern), das ganze landesfürstliche An- 
weisungs-, Zahlungs- und Cassenwesen, das ganze landesfürst- 
liche Schuldenwesen, die Nachsicht und Stundung fiscalischer 
Abgaben und Strafzahlungen. Die Entscheidung der Kammern 
über Beschwerden gegen Finanzorgane ist aber nur eine solche 
im Verwaltungswege, sei es dass die Partei freiwillig 
diesen Weg zur Wiederherstellung ihres Rechtes betritt , oder 
dass sie ihn vor dem Einschlagen des Kechtsweges betreten muss. 

Abgesehen von dieser Form der Betheiligung an der Rechts- 
controle wirken die Kammern auch mit bei Acten der sogenannten 
freiwilligen Rechtspflege, sofern eine Sache die jtisticia und 
doch daneben das camerguet betrifft. Als Beispiele werden an- 
geführt die Confirmation von Privilegien und die Vergebung 
erledigter Lehen, offenbar wegen des Einflusses der Er- 
ledigung dieser Angelegenheiten auf die für die Steuerkraft 
der Bevölkerung bedeutsame Güterproduction , auf das „Auf- 
nehmen" von Land und Leuten, beziehentlich wegen der damit 
verbundenen Einnahmen. Die Tiroler Raitkammerordnung von 
1536 schreibt sogar die Mitfertigung der Erledigung durch 
einen Kammerrath vor. 2^) 

Für den Gegenstand unserer Darstellung bietet aber das 
grösste Interesse die Zähigkeit, mit welcher das Organisations- 
princip der Verstärkung der Gerichtssenate der Regie- 
rungen durch Kammerräthe von den habsburgischen Herr: 
Sehern festgehalten wird. Deutlich ausgeprägt tritt es uns schon 
unter Maximilian I. entgegen; es erhält sich noch nach der 
Trennung der Justiz und Verwaltung, wie sie unter Josef ü. 

N. 90, S. 325. Wir begegnen dem Ausdruck pure Cameralia auch in dem 1706 
vorgelegten Entwürfe einer Commission zur Herstellung der Unterordnung der 
Innsbrucker Hofkammer nnter die Wiener, a. a. 0. 11, S. 115, N. 10. 

*•) Beckmann, a. a. 0. S, 254 f. 

'") Rosenthal, a. a. O.S. 259 f. 
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gestaltet war, und scheint sein Ende im 19. Jahrhunderte nicht 
sowohl durch ein publicirtes Gesetz als durch eine interne In- 
struction des absoluten Monarchen gefunden zu haben. Eine 
der frühesten Festsetzungen dieses Organisationsprincipes ent- 
hält die Schatzkammer-Ordnung vom 13. Februar 1498^^) in 
der Bestimmung: „. . . und so auch dieselben unser stathalter 
und regennten zu Ynnspruck grosse verhör oder rechttag an- 
setzen .... so sullen und mugen sy zu ainer jeden zeit 
unsern Verwalter der camer ... zu inen erfordern und nider- 
setzen ..." Die Zuziehung von Finanzbeamten an den Rechts- 
tagen ist also obligatorisch. Das Nürnberger und das 
Augsburger Libell führen diesen Gedanken weiter. 2») Die nieder- 
österreichische Hofrathsordnung von 1523 schreibt gleichfalls 
obligatorisch für alle wichtigeren Processe Plenar- 
sitzuDgen des Hofraths unter Beiziehung eines oder mehrerer 
Kammerräthe zur Urtheilsschöpfung vor. 8°) Die Angelegen- 
heiten, in denen die Zuziehung von Kammerräthen zu den 
Sitzungen der niederösterreichischen Regierung instructions- 
mässig erforderlich war, mehrten sich so, dass die späteren 
niederösterreichischen Raitkammerordnungen Ferdinands I. von 
1527 und 1539 die Abhaltung von wöchentlich 1 — 2 Kammer- 
tagen in der Regierung festsetzen, ^i) Die Vorschrift recht- 
zeitiger Verständigung der Kammer von den Kammertagen 
wird öfters, unter Anderem auch durch die Resolutionen vom 
5. Jänner 1626 82) und vom 28. Juni 1636 wiederholt, ein 
Beweis, dass die Regierung vor zeitweiliger Umgehung der- 
selben nicht zurückschreckte. Die niederösterreichische Regie- 
rungsinstruction von 1625 *') fasst die in den Kammertagen 
zu behandelnden Gegenstände mit dem Ausdrucke Cammer- 
sachen und dergleichen Schirmungen zusammen. 
Näher bestimmt den Umfang dieser Kammersachen eine 

*«) Adler, a. a. 0. S. 531. 

") Kämth. Landhandf., S. 47, 64. 

'°) . . . und 80 aber ain gross und tapfre urtl vor äugen ist, so soll der 
ganz Hofrat über dieselben acta sitzen und wo von nöten sein mit ainen oder 
mer rät aus unser raitcamer darzue erfordern und dieselben urtl mit besammelten 
rat mit ainander besliessen, Rosenthal, a. a. 0. S. 220, oben, 

'0 A. a. 0. S. 126, 130. 

s') Codex Atistr., I, S. 242, Suttinger's Consuetudines, S. 65. 

«) Sut tinger, a. a. 0. S. 656, vgl. auch ebenda S. 68. 
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ßeaolution vom 20. April 1674 dahin , dass sie Contraband- 
Sachen und alle causae fiacales um&ssen. '^) Die S.esolu- 
tion vom 19. März 1682 *^) für die steirische Regierung lässt 
aber durch die Vorschrift , dass Regierung und Hof kammer 
conjunctim in allen Sachen decidiren sollen, so Ihre £ayserl. 
Maj. Hoheit, und Obrigkeit betreffen, erkennen, dass 
der Begriff der Cameralsachen sich durchaus nicht mit dem der 
Fiscalprocesse deckte, sondern alle Processe in sich schloss, 
an deren Ausgang der Landesfürst vom Standpunkt seiner 
Herrscherrechte und Herrscherpflichten, also politisch interessirt 
war, also in der Sprache Beckmann^s^^) alle Sachen, 
worunter unsers allergnädigsten Landesfnrsten 
Interesse, Hoheit oder die allgemeine Wohlfahrt 
versiret. Das landesfiirstliche Interesse ist aber das, was wir 
gegenwärtig öffentliches Interesse nennen. Und in der That 
judicirt die Regierung zusammen mit Kammerräthen nicht 
blos in allen privatrechtlichen Fiscalsachen und allen Ver- 
waltungsrechtssachen, sondern wie erhalten gebliebene Process- 
acten aus der Zeit Maria Theresias beweisen, auch in allen 
Unterthans- oder Unterthänigkeitsprocessen , sowohl wenn es 
sich um die öffentlich-rechtliche, als auch in einem freilich 
schwer abzugrenzenden Umfange, wenn es sich um die privat- 
rechtliche Seite dieser Verhältnisse handelt. 3') Dass es sich hier 
überall um eine unmittelbare Theilnahme von Finanzbeamten 
an der Justiz handelt, beweist die Mittheilung bei Beck- 



'*) Codex Austr.y I, S. 617; Suttinger, Ädditiones Consuetudinum 
Anstriacarum, S. 19. 

") Beckmann, a. a. 0. S. 398. 

") A. a. 0. S. 399 f. 

'^ Eine Entscheidung der obersten Justizstelle vom 31. October 1765 
betrifft den Streit einer Herrschaft mit unterthänigen Gemeinden um den In- 
halt des der ersteren an den unterthänigen Gründen zustehenden Weiderechts. 
Bei der Regierung sowohl als auch bei der Justizstelle nehmen an der Urtheils- 
schöpfung Eammerräthe theil. Die ganze Judicatur über diesen Gegenstand ist 
von hohem Interesse, insofeme sie uns den Kampf zwischen den Vertretern des 
positiven Rechts und der formalen Jurisprudenz mit den agrar-politischen 
Tendenzen der damaligen Zeit im Innern des höchsten Gerichtshofes 
vorführt, wobei sich übrigens auch ein Theil der Juristen allerdings auf Kosten 
der Jurisprudenz und mittels einer dem römischen Rechte hohnsprechenden, 
rabulistischen Verdrehung seiner Begriffe auf die Seite der unterthänigen schlägt. 
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mann'®): Wann . . . Cameral-Sachen, ad contradictorium 
kommen, so werden diese streitige Gameral-Händel medi- 
ante Procuratore camerae, von der hochlöblichen Regie- 
rung in pleno^ concurrentibus regulariter tribus Do- 
mtnis Camerae consiliariis, solenniter proponiret, dispu- 
tiret, examiniret und decidiret. Es ist das also die alte 
niederösterreichische flofrathsordnung Ferdinands I. mit der An- 
ordnung der durch Kammerräthe verstärkten Plenarsitzung des 
niederösterreichischen Hofraths zur Sicherung der Vielseitigkeit 
und Gründlichkeit der Berathung aller das landesfurstliche 
Interesse berührenden Rechtsstreitigkeiten. 

Vor der Causalgerichtsbarkeit der Regierung und Kammer 
kann keinerlei persönliche Exemtion bestehen. Nach einer 
kaiserlichen Resolution vom 21. Februar 1670 sollen die Stände 
dem Kaiser als Landesfürsten keine quaesttonem status gegenüber 
Regierung und Kammer moviren, gleich als wollten sie sich 
Seiner Jurisdiction ungebührlich eximiren und ihn nicht für ihr 
Haupt und Obrigkeit anerkennen, quod foret contra scripturam et 
Evangelium date Caesari, quae sunt Caesarts, eine Vorschrift, die 
in den mannigfaltigsten Varianten auch später wiederkehrt. *•) 

Der Zweck und die Wirkungen dieser Verstärkung der 
landesfürstlichen Justizcollegien durch Kammerräthe liegen auf 
der Hand und sind übrigens actenmässig bezeugt. Die Zulässig- 
keit gerichtlicher Cognition über die Rechtmässigkeit der Ver- 
waltungsacte der unteren landesfürstlichen Beamten auf E^age 
der von denselben betroffenen Unterthanen ist ein Grundsatz, 
der in der Rechtsüberzeugung der damaligen Zeit so fest 
wurzelt, dass selbst die gegenüber den Ständen siegreiche landes- 
fürstliche Gewalt an demselben nicht zu rütteln wagt, ja viel- 
leicht selbst von ihm beherrscht wird. Diese Beamten sind aber 
meist zugleich auch Finanzbeamte. Erwägt man nun, dass die- 
selben ihre Instructionen von den Länderkammern und von der 
Hofkammer als den vorgesetzten Dienstbehörden empfangen, 



»8) Artikel Hof-Kammer, S. 253f. Nach der bei Sut tinger, a.a.O. 
S. 712, mitgetheilten Interims-Instraction für die n.-ö. Regierung nnd Kammer, 
sitzen die Regimentsräthe auf der einen, die Hofkammerräthe auf der anderen 
Bank und die Umfrage geht vom Statthalter aus. 

«») Beckmann, a. a. 0. S. 269; Rescr. v. 5. Dec. 1668, v. 27 Nov. 1694, 
13. April 1703, Cod. Austr., 1, S. 615, 617, v. 27. April 1730, a. a. 0. S. 617. 
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und dass die Berafang auf eine solche Instruction die Zulässig- 
keit gerichtlicher Ueberprüfang des instructionsmässig vorge- 
nommenen Verwaltungsacts nicht ausschliesst , so ist die Judi- 
catur über diese Verwaltungsacte , wenn auch nicht der Form 
nach, so doch in ihrem praktischen Erfolge eine Judicatur über 
Acte der höheren und höchsten Finanzverwaltung. Das legt 
aus doppelten Gründen die Besorgniss nahe, dass die Finanz- 
verwaltung durch die Gerichte lahmgelegt werden könne. Die 
Hebung der unmittelbaren Einnahmen der Landesfursten ist 
nicht immer auf verfassungsmässigem, also rechtmässigem Wege 
erfolgt , und selbst eine rechtmässige Vindication in Vergessen- 
heit gerathener Einkünfte trug in jenen Fällen, in welchen 
auch der ständische Adel von derselben betroffen wurde, wenig 
dazu bei, sie demselben erträglicher zu machen. Von dem Adel 
der Länder der böhmischen Krone und auch der niederöster- 
reichischen Ländergruppe bezeugen es die immer wiederkehrenden 
Ordonnanzen, dass derselbe einerseits die Gefällshinterziehungen 
auf seinen Gütern schwungvoll betrieb und selbst vor Verübung 
von Mord und Todschlag an den niederen Gefällsorganen nicht 
zurückscheute, dass andererseits die ständisch besetzten Landes- 
Regierungs- und JustizcoUegien jede nach ihrer Ueberzeugung 
vorliegende Ueberschreitung der Amtsgewalt seitens der Ge- 
föUsorgane ganz so, wie auch das Pariser Parlament gegen die 
commissaires departis und den intendants verfuhr, mit drakonischer 
Strenge ahndeten. *®) Aber selbst abgesehen von dieser Be- 



^^) Fat. Leopolds I. vom 18. März 1674 und vom 26. September 1699 im 
Codex Äuatr., II, S. 366 und I, S. 102, dann ein Fat. vom 3. April 1630 in der 
Sammlang der wichtigsten nnd nötigsten Eayaer- nnd Königlichen auch Hertzog- 
liehen Privilegien, Statuten, Reskripten und pragmatischen Sanctionen des Landes 
Schlesien (aus den publicirten Patenten des Oberamts und Archivs zusammen- 
getragen), I, S. 608, CCIV und S. 591 1 Ueber das höchst summarische Vorgehen 
des mährischen Tribunals gegen einen Zolleinnehmer wegen einer ihm zur Last 
gelegten rechtswidrigen Beschlagnahme eines Fferdes berichtet Elvert, Zur österr. 
Finanzgeschichte, S. 386. Eine ständige Rubrik bildet die Klage der Finanzbeamten 
über die Lässigkeit der landesftlrstlichen Gerichte in der Gewährung von Rechts- 
hilfe ftir die Eintreibung von Stenerforderungen. Nicht wenig mag zu der socialen 
Geringschätzung der unteren Finanzbeamten durch die mit Adeligen besetzten 
Gerichte und Regierungen die Thatsache beigetragen haben, dass trotz des Ein- 
wands des böhmischen Landtages, es sei hiefnr die Zustimmung des Grundherrn 
erforderlich, auch ünterthänige für diesen Zweck verwendet wurden, a. a. 0. S. 336. 
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kämpfuDg der Finanz Verwaltung mit gewaltsamen Mitteln ist 
zu besorgen, däss Finanzrechtssachen durch Collegien, welche 
nur aus nicht noth wendig rechtskundigen Ca valier en *i) und 
^us Pandektenmännern bestehen, eine ihrem Wesen angemessene 
Behandlung nicht erfahren werden. Es handelt sich nun darum, 
die Finanz Verwaltung gegen diese Gefahren zu schützen. Die 
dem geklagten Beamten zu Gebote stehenden Rechtsmittel 
nützen nichts, wenn der Process durch seine Rechtsunkunde 
und Unbeholfenheit verfahren worden ist, und mag ihm selbst 
der Kammerprocurator zur Seite stehen, so fehlt es an einer 
Bürgschaft, dass dieser seine Pflicht vollkommen erfülle. Es 
bleibt daher nichts anderes übrig, als die Schutz- 
vorkehrungen zu Gunsten der Finanzverwaltung 
gegenüber den landesfürstlichen Verwaltungs- 
gerichtscollegienin die Organisation dieser selbst 
zu verlegen, und das geschieht dadurch, dass die 
Finanzcollegien befugt und verpflichtet werden, 
Räthe ihres Gremiums zur Theilnahme an der 
Urtheilsschöpfung der Regierungen in Camerai- 
sa chen zu delegiren. Diese Kammerräthe sind in der 
Lage, die Mitglieder der Regierungen über Dinge aufzuklären, 
welche ihrem Verständnisse ferne liegen und die mangelnde 
Kenntniss derselben von den Rechtsquellen des Finanzrechts 
wett zu maohen. Sie können, da sie nur Repräsentanten, rich- 
tiger Mandatare der sie delegirenden Finanzcollegien sind, in 
schwierigen Angelegenheiten die Aussetzung des Urtheils ver- 
langen, um sich genauere Weisungen der sie entsendenden Be- 
hörde für ihr Verhalten einzuholen ; sind sie überstimmt worden, 
so können sie durch ihren Bericht einen Auftrag ihrer Behörde 
an den Kammerprocurator erwirken, die bis nach Hof gehenden 
Rechtsmittel zu ergreifen und die persönliche Gerichtsbarkeit 

**) Der bei Buehholtz, 8, S. 23, erwähnte Lazios erklärt die Thatsacbe, 
dass die Zahl der in der n.-ö. Begiernng Ferdinands I. sitzenden Cavaliere nicht 
bestimmt sei, damit, dass Kenntnisse nnd Fleias in dieser Ordnung selten sind. Ein 
Deeret Karls TL, von 1736 bezeichnet es als eine n e u e £inf ühmng dieses Kaisers» 
dass jeder bei den Begiernngen anzustellen kommende Rath sowohl auf der Bitter- 
und Gelehrten- als auch der obem oder s. g. Herrn-Bank, bevor selber zur 
Pflicht gelassen und installiret werde, eine Prob-Belation ablegen solle, behält 
jedoch auch im Falle der Unzulänglichkeit des Candidaten die Entscheidung dem 
Hofe vor. Bidermann, II, S. 302, Anm. 178. 

Tezner. 13 
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des Landesfärsten anznrufen. Noch unter Maria Theresia scheut 
die durch den EAmmerrepräsentanten über die Vorgänge in den 
Yerwaltungsgerichtssitzungen der niederösterreichischen Re- 
gierung informirte Hofkammer nicht davor zurück, jene wegen 
Vernachlässigung ihrer Pflichten und wegen Parteilichkeit zum 
Nachtheil der fiscalischen Interessen höchstenorts zu denunciren. ^^) 
Man hat es hier nicht mit einer der habsburgischen Or- 
ganisationspolitik unterlegten, den Herrschern gar nicht zum 
Bewusstsein gekommenen Berechnung , sondern mit einem klar 
erkennbaren planmässigen , zielbewussten Vorgehen derselben 
zu thun. Am deutlichsten beweist dies die Instruction für 
die niederösterreichische Regierung vom Jahre 1625 *") durch 
die in derselben enthaltene Bestimmung, dass, wenn Regie- 
rung und Cammer zwispaltig sind, wegen einer Er kann t- 
nuss. sie die Sachen nacher Hof gelangen lassen. Das ist 
folgendermassen zu verstehen: Die durch Kammerrätbe ver- 
stärkten JustizcoUegien der Regierung führen die Bezeichnung 
Regierung und Cammer. Die Kammer wird in denselben durch 
die von ihr entsendeten Räthe repräsentirt. Da nun im Fall 
des Mangels einer ähnlichen Bestimmung wie der hier citirten 
die Kammer durch die Regierung überstimmt werden könnte, 
so theilt die Instruction für die niederösterreichische Regierung 
das CoUegium der Regierung und Kammer in zwei Gurion, 
in jene der Regierungs- und Justizräthe einerseits und in die 
der repräsentirten Kammer andererseits, welche beide in ihren 
Voten übereinstimmen müssen, um ein wirksames TJrtheil 
schöpfen zu können. Kommt keine Uebereinstimmung zustande, 
dann ist der Fall eines votum ad imperatoreni wegen obwaltender 
Stimmengleichheit gegeben, es devolvirt die Entscheidung an den 
Landesfiirsten. Kraft dieser Bestimmung sind also bei der 
Urtheilsschöpfung in Kammersachen Kammer und Regierung, 
gleichberechtigt, beide CoUegien werden in das Verhältniss 
der Concertation gesetzt , und deshalb wiegt das Votum selbst 
nur eines die Kammer repräsentirenden Mitglieds derselben 
als Kammervotum ebensoviel als das ihm entgegenstehende, 
selbst einhellige Votum der Regierungs- und Justizräthe. 

^') Der actenmässige Beweis far diese Behauptung wird an späterer Stelle 
erbracht werden. 

") Suttinger, Consuetudines, S. 656. 
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Das ist geradezu eine gegen die Justiz gerichtete Sperrvor- 
richtung zur Sicherung der landesfürstUchen Interessen durch 
Herbeiführung der Cabinetsjustiz und somit die stärkste Be- 
lastungsprobe, welche je dem Unabhängigkeitsgefühl des stän- 
disch gesinnten und des gelehrten Richterthums in Deutschland 
auferlegt worden ist. Man begreift es deshalb, dass sich der 
Kampf gegen diese Lähmung der Justiz durch die Verwaltung 
bis auf Maria Theresia fortsetzte und dass die oberste Justizstelle 
in demselben trotz wiederholter, ihr von Seiten der Kaiserin 
zutheil gewordener Zurückweisungen sehr hartnäckig blieb. 

Zu den Beweisen der Planmässigkeit in der Verstärkung 
der landesfürstlichen VerwaltungsgerichtscoUegien gehört auch 
noch die Organisation der Landeshauptmannschaft für Oester- 
reich ob der Enns mittels der Instruction vom 17. October 
1656, durch welche dem Landeshauptmann und den Land- 
räthen für die Mitentscheidung in Kammersachen der Landes- 
obereinnehmer und Landesfinanzcontrolor , nämlich der Vice- 
dom, beigesellt wird**), sowie die schon erwähnte Vorschrift 
der böhmischen Hofkanzleiordnung Karls VI., dass über Justiz- 
sachen , welche fiscalische Sachen , das Aerar , dessen Jura et 
Praerogativa betreffen, unter Theilnahme eines oder mehrerer 
Hofkammerräthe beschlossen werden solle. 

Fragen wir, wie es möglich war, dieses überwiegend aus 
ständischen Elementen sich recrutirende Richterthum in solche 
unwillkommene Bande zu schlagen , so liegt der Erklärungs- 
grund hiefür einmal in der Thatsache, dass es den habsburgischen 
Monarchen frühzeitig gelungen ist, theils auf unblutigem, theils 
auf blutigem Wege dem Grundsatze der Freiheit des Landes- 
fürsten in der Organisation der Behörden für die Aus- 
übung der ihm den Ständen gegenüber zukommenden Compe- 
tenzen die verfassungsmässige Geltung zu sichern. Sind sie nun 
weit davon, entfernt, bei der in Ausübung dieser Freiheit er- 
folgenden Besetzung ihrer Behörden die politische Bedeutung 
des Landesadels zu unterschätzen, so paralysiren sie dieselbe kraft 
eben dieser Freiheit durch die hier geschilderte Verbindung des 
ans dem Landesadel entnommenen Beamtenthums mit einem 
solchen, dessen Bedeutung mit dem Fortschreiten des absolu- 



") A. a. 0. S. 412 f., 414. 
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tistischen Centralismus wachsen muss, und welches deshalb mit 
Leib und Seele dieser Richtung der Politik ergeben ist. **^) Auf 
der anderen Seite wird aber die Prätention des landesfurst- 
lichen Adels, dass nur Landleute zur Ausübung der landes- 
furstlichen Gerichtsgewalt verwendet werden dürfen*«), der 
Form nach in der Weise gewahrt , dass die frei von jeder 
Rücksicht auf das Ständethum gebildeten FinanzcoUegien nie- 
mals für sich allein Justizgewalt auszuüben ver- 
mögen. Ihre Erledigungen mögen welchen Inhalt immer haben, 
sie sind kein Urtheil eines Grerichts. Nur mittels ihrer Verbin- 
dung mit den JustizcoUegien kann sich die Justizgewalt der- 
selben auf die Mitglieder der FinanzcoUegien ergiessen. *') Das 



*^) Eine eingehende Darstellnng der Geschichte der Wiener Hofkammcr 
würde für diese Behauptung reichliche Belege bieten. Hier wird verwiesen auf 
Bid ermann, I, S. 2y, S. 88, N. 29 ; II, S. 23. Besonders hervorzuheben sind 
der Hofkammervicepräsident Quintin Graf Jörger, welcher 1681 bei dem Kaiser 
für die Befolgung einer starren absolutistischen Politik gegenüber den Ständen, 
insbesondere für eine executive Erzwingung der Steuerbewilligung (!) und für 
die selbständige Aasschreibung einer Vermögenssteuer eintritt und in einem 
1684 auf 1685 an den Kaiser erstatteten Berichte unter gleichzeitiger Denun- 
tiation der particularistischen Bestrebungen des österr. üofkanzlers Freiherrn von 
Hocher die Unterordnung der o.-ö. Hofkammer unter die Wiener nach dem Bei- 
spiele des Vorgangs mit der innerösterr. vorschlägt (a. a. 0. I. S. 142, N. 83, 
S. 143 f., N. 87, S. 147, N. 92); dann der Hofkaramerpräsident Gundaker Graf 
Starhemberg, welcher bald nach dem Regierungsantritte Karls VI. zu einer 
consequenten Centralisation der Finanzverwaltung für alle habsburgischen Länder 
räth, und 1714 auf Grund eines von Salm und Stella ausgearbeiteten Berichtes 
dem Kaiser einen Vortrag erstattet über die Einberufung Delegirter aller 
Landtage für die Vereinbarungeines äqualen beständigen Steuerfusses und 
eines Reglements in Begalibus. Hiezu sollen auch Vertreter des gemeinen 
Mannes evocirt werden, weil es ein im Erzhause Oester reich stets befolgter, 
auch von getreuen auf beständigen Wohlstand zielenden Räthen und Dienern im 
Auge zu behaltender Grundsatz sei: sub specie libertatia populum regere, 
a. a. 0. II, S. 28, 36. 

**) Vgl. oben Anm. 3, 5. 

*'') Zutreffend formulirt dieses Verhältniss Beck mann, a. a. 0. S. 253 f. 
dahin, dass streitige Cameralsachen von der Regierung concurrentibus tribus 
Dominia Camerae decidiret werden. Deshalb wird auch mittels der Instruction 
von 1524 und 1534 dem n.-ö. Hofrath allein die Zuständigkeit zugesprochen, 
in Streitigkeiten zwischen Pfandherren und Pflegern einerseits und Urbarleuten 
andererseits wegen GFewaltüberschreitung und Prägravation förmliche Verhörtage 
anzusetzen , und die bisher bestandene Competenz der n.-ö. Kammer für ein 
.solches Verhör beseitigt, Rosenthal, a. a. 0. S. 161. 
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ist ein Gmndsatz, bei dessen Vertretung die Regierungen aucli 
die Unterstützung der Landesfiirsten finden. So soll nach 
einem von Suttinger mitgetheilten , aus dem Jahre 1614 
stammenden Eechtssatz die Hof-Cammer der N.-O. Regierung in 
Cammer- Justiz Sachen nicht eingreiffen, noch ihr etwas prae- 
scribiren. *®) Und eine kaiserliche Resolution vom 20. Juni 1616 *^) 
spricht im Streite zwischen Kammer und Regierung ersterer 
die von ihr in Anspruch genommene Competenz ab , Finanz- 
beamte für gerichtliche Zwecke als Zeugen zu vernehmen und 
erkennt dieselbe auch für die Zwecke eines Fiscalprocesses nur 
der Regierung zu. Wenn uns deshalb Beckmann mittheilt, 
dass die Hof kammer mit den contrabanden und c(ynfi3cation nomine 
imperatoris allein zu handien babe^®), so will damit keines- 
falls der Hof kammer die Bedeutung eines Gefällsgerichtes 
zuerkannt sein, sondern man hat es nur mit einer Hindeutung 
auf die Zuständigkeit der Hofkammer für die Entscheidung 
von Beschwerden und Gnadengesuchen in Contraband- 
sachen zu thun, wie sie gegenwärtig den höheren Finanz- 
behörden zukommt. Die Executivorgane der Finanzverwaltung 
dürfen unter den im vorhinein gesetzlich aufgestellten Voraus- 
setzungen zur Hintanhaltung der Contrabands *0 die den Gegen- 
stand desselben bildenden Waaren und ausserdem die ihrem 



") Suttinger, Consuetudines, S. 68- 

*^) A. a. 0. S. 69 f. Nach einer Besolution Karls VI. Yon 1718 kommt 
der Vorschlag der Besetzung der Präsidentenstelle bei der Prager Kammer zwar 
der Wiener Hof kammer zn, allein die Beeidigung als Staats hoheitlich er 
Act ist darch den böhmischen Hofkanzler vorzunehmen, Bidermann, a. a. 0. 
I, S. 130, N. 52. 

^) Idea juris, S. 253 f. 

^^) Unter Contraband ist nicht nur die Hinlerziehung des Zolles oder 
sonstiger öffentlicher Abgaben zu verstehen, sondern auch die üebertretung jedes 
die Prodnction, die Consumtion, den Handel und den Transport von Waaren 
betreffenden Verbotes, welches unter der Sanction der Conflscation der verbots- 
widrig erzeugten, verbrauchten, abgesetzten, transportirten Waaren steht. Contra- 
band ist also z. B. die üebertretung des von Maximilian 1511 im Interesse der 
Hintanhaltnng der Holzsch Wendung und der Sicherung des Kriegsbedarfs er- 
lassenen Verbotes, ohne obrigkeitliche Bewilligung Holz in Südtirol nach Italien 
zu flössen (vgl. oben §. 4, Anm. 89), oder die Üebertretung der zu gemeinem Nutzen 
erlassenen Bestimmungen der Bansgrafenordnung ge^ien den die Fleischpreise 
bis zur ünerschwinglichkeit vertheuernden Zwischenhandel mit dem von Ungarn 
nach Oesterreich kommenden Vieh, Buchhol tz, 8, S. 277. 
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Zugriff eröffneten Fahrnisse des Angehaltenen zur Sicherstel- 
lung des fiscalischen Anspruchs auf Strafe mit Beschlag belegen. 
Der fiscalische Anspruch ist Anspruch des Landesfursten , zu 
dessen Vermögen gehörig. Die Verfügung über denselben 
durcht Verzicht, Nachlass ressortirt in das Gebiet der 
Finanz Verwaltung; desgleichen die administrative Aufsicht 
über die niederen Finanzorgane, kraft welcher die höheren 
Finanzbehörden Amtshandlungen derselben vernichten können. 
Es kann deshalb der von der Confiscation seitens eines niederen 
Finanzorgans Betroffene die Finanzaufsichtsbehörde angehen 
mit der Bitte um Nachsicht, Nachlass der Strafe oder mit den 
Beschwerdeantrag auf Cassation des unterbehördlichen Act von 
Aufsichtswegen. Nur um dieses Nachlass-Ablassungsver- 
fahren und um das Verfahren auf Verwaltungsbeschwerde 
handelt es sich hier. Anders steht die Sache, wenn der sich 
durch die Beschlagnahme verletzt Fühlende sein Recht im Wege 
der Klage gegen denjenigen Beamten geltend machen will, der 
die Confiscation vorgenommen hat , und die Verurtheilung des- 
selben zur Herausgabe der mit Beschlag belegten Gegenstände 
-begehrt **2), oder wenn umgekehrt die thatsächlichen Voraus- 
setzungen für den executiven Zugriff des Finanzbeamten behufs 
Sicherstellung des fiscalischen Anspruchs und insbesondere auch 
des Anspruchs auf unmittelbare Leistung der Gefällsstrafe 
fehlen und nur der Weg der Klage auf diese Leistung oder 
auf Herausgabe des Contrabands **») übrig bleibt. Für die Ent- 
scheidung über solche Klagen ist in beiden Fällen nicht die 
Kammer, sondern nur die B,egierung und Kammer zu- 
ständig. Denn es handelt sich in beiden Fällen um die. Er- 
wirkung eines gerichtlichen Urtheils. Das besagt die Re- 
solution vom 20. April 1674 *^*) , nach welcher die niederöster- 
reichische Regierung und Cammer bei ihren in Contraband- 
Sachen und andern Causis Fiscalibus competirenden Instanz und 



**) Vgl. den in §.5, Anm. 43 erwähnten Fall einer Klage gegen den 
Hansgrafen anf Heransgabe eines rechtswidrig abgenommenen Getreideaufschlags. 

**) Darauf deutet die bei Suttinger, a. a. 0. S. 114 vorkommende 
Marginalrubrik hin : wie und was Gestalt die allbereit in ander Land yercontra- 
bandirte Guter können yendicirt werden. 

") Suttinger, Additiones Consuetudinum Atistriacarum, S. 19, Coc?. 
Au8tr., I, S. 617. 
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der wohl-hergebrachten Posess nach femershin unpertur- 
birt gelassen werden soll, und die Mittheilung B e c k m a n n's, dass 
alle ad cöntradi clor tum kommenden Cameralhändel von der 
Regierung concurrentibus Dominis Camer ae consiliarns mediante 
procuratore camerae decidiret werden.^^) Man hat es 
hier zu thun mit einem Gegensatze ähnlicher Art, wie er be- 
steht zwischen der Abhilfe gegen rechtsverletzende Verwaltungs- 
acte par la voie gractettse und contentieuse im französischen Ver- 
waltungsrecht oder zwischen einer solchen Abhilfe auf voran- 
gegangene Verwaltungsbeschwerde oder auf verwaltungsgericht- 
liche Klage oder Beschwerde im modernen deutschen Verwal- 
tungsrecht, auf welchen auch die Competenzbestimmung des 
Innsbrucker Libells zu deuten ist, dass der Hofrath berufen 
sei, für alle „Parteihändel, die betreflfen Justiciam oder 
Beschwerungen oder Fürderung oder Gnaden und Gaben"» 
Es ist dies der Gegensatz zwischen der Abhilfe, die sich voll- 
zieht ohne Parteienverhandlung mittels Aufhebung des Ver- 
waltungsactes einer Unterbehörde durch die vorgesetzte Ver- 
waltungsbehörde und jener, welche geboten wird seitens eines 
Gerichts oder einer gerichtsähnlich organisirten Behörde mittels 
förmlichen Urtheils über die Rechtmässigkeit eines Verwaltungs- 
acts auf Grund eines Streitverfahrens zwischen der den Ver- 
waltungsact setzenden Behörde, beziehentlich dem sie vertreten- 
den Kammerprocurator und der den Act anfechtenden Partei. 
Dieser Gegensatz zwischen administrativem und verwaltungs- 
gerichtlichem Verfahren besteht auch in jenen Fällen, in welchen 
nicht eine Privatpartei, sondern der Fiscus als Provocant des- 
selben auftritt. Ein für Innerösterreich erlassenes Rescript vom 
20. December 1675 *^^) veranschaulicht denselben in hohem Grade. 
Danach ist zu beachten , dass , wenn eine Clag wegen contra- 
bande entstehet, selbige nicht anfänglich für der Regierung 
und Hoff-Kammer gelangen, sondern erst für die Hoff- 
Kammer allein eingebracht werden, und erst, wo sie daselbst 
nicht füglich, sine judicii strepüu kan bey geleget werden, 
ist diese contrabanda controversia, durch den Kammer 
Procurator vor der Hochlöbl. J. 0. Regierung und Hoff-Kammer 



") Idea juris, S. 254. 

*•) A. a. 0. Artikel Contrabande, S. 81. 
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publice zu proponiren und ventiliren, umb darüber 
einen gerichtliehen Spruch zu erwarten. Und auf den- 
selben Gregensatz weist die Bemerkung Beckmann's hin, dass 
das Grazer Postamt der Jurisdiction der Hof Kammer eatra 
causas in ju diclo contratertendas unmittelbar unterworfen 
sei, wogegen, wenn Postsachen pro und contra vor Gericht 
sollen ventilirt werden, solches vor Regierung- und Hoff- 
Kammer conjunctim geschehen muss. *'^) Es scheint in beiden 
Fällen Erledigung einer Fiscalsache im administrativen Ver- 
fahren als Voraussetzung der Einleitung des verwaltüngsgericht- 
lichen aufgestellt gewesen zu sein. Sicher aber ist das Eine: 
dass eine Fiscalsache ihre Erledigung durch die Hofkammer 
erfahren hat , bildet kein Hinderniss für die Austragung der- 
selben im gerichtlichen Wege, ß®) Denn die Hof kammer hat, um 
mit den niederösterreichischen Hofrathsordnungen Ferdinands I. 
feu sprechen, keine macht und gewalt in dem, was 
justicia betrifft, zu handien, sie kann nur sine strepitu judicii^ 
eoctra causas in judicio contravertendas vorgehen, ihre Erle- 
digungen haben nicht die Bedeutung eines Judicii, sie sind 
keine Judicate. ß») 

So wenig die FinanzcoUegien Justizgewalt besitzen, so 
wenig kommt ihnen eine über den Kreis der ihnen unter- 
gebenen Beamten hinausgehende, die Unterthanen umfassende 
Verordnungsgewalt zu. Denn diese kann nur eine ver- 



") A. a. 0. Artikel Post Ambt, S. 349. 

***) Auch das noch gegenwärtig geltende Patent vom 12. Juni 1838, 
J. G. S. Nr. 280, ordnet in den §§. 45 und 46 ein administratives Vorverfahren 
über Ersatzansprüche an die Post an. 

^^ Vielleicht ist in diesem Sinne die Behauptung RosenthaTs, a. a. O. 
S. 132, zu modificiren, dass den Rechnungskammern Ferdinands I. die finanzielle 
.Rechtssprechung zugekommen wäre. Die Competenz, in Parteisaehen ' zu inter- 
veniren, bedeutet, soweit der Sprachgebrauch dieser Zeit in Betracht kommt, 
nur eine Competenz zur Erledigung von Angelegenheiten, an welcher Parteien 
betheiligt sind. Der Begriff der Parteisache fällt also nicht mit dem der Justiz- 
^s&che zasammen. Wenn eine Angelegenheit als Justizsache bezeichnet werden 
soll, wird der Ausdruck Justicia «der contradictorium verwendet So scheidet 
schon die Innsbrucker Hofhaltungeordnung die Partfaeyenhändel , die betreffen 
Justiiiam oder Beschwärungen oder Forderung zu unserem Cammerguet 
oder Gnaden und Gaben. Indess scheinen die Finanzbehörden wiederholt Ver- 
buche unternommen zu haben, zur Anerkennung als Justizbehörden zu gelangen. 
Denn noch eine Resolution vom 28. September 1703, Cod. Ätistr.y 1/8.618, 
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fassuDgsmässige sein, und die Finanzbehörden stehen, weil 
centralistisch, ausser der Verfassung. «<>) Sie müssen 
deshalb die verfassungsmässigen Landesbehörden wegen Erlass 
solcher Verordnungen angehen. ^^) Basselbe gilt aber auch von 
der Publieation verbindlicher Anordnungen auf dem Gebiete des 
Finanzwesens.«*) Auch die Verhandlungen mit den Ständen 



erachtet es' für nöthig, die der Regierang und Kammer in allen causia fiscalibua 
und anderen Cohaerenten Vorfallenheiten competirende, sowohl in petitorio als 
in possessorio hanbtsächlich fnndirte Gerechtsambkeit zu betonen. Unklar ist die 
Stellung der Hofkammer unter Ferdinand I. zur Finanzrechtspflege. Einerseits 
soll sich nach der Hofrathsordnung von 1541 und 1559 die Zuständigkeit des 
Hofraths erstrecken auf alle ^'u^^tW und parteieuhändel (ausserhalb deren, so 
vinanzsachen und unser chamerguet belangen). Andererseits sind nach der Hof- 
kammerordnung von 1537 (Bosenthal, a.a.O. S. 192) nur die Regierungen 
und der Hofrath für die Yerhängung Ton Strafen und Confiscationen zuständig 
ohne weitere Scheidung, ob es sich um Finanzstrafrechtspflege handelt oder 
nicht. Nach Fellner, Zur Geschichte der österr. Centralvei waltung, S. 277, 
wäre damals der Instanzenzug in Fiscalprocessen vom Vicedom an die Rait- 
kammer und von dieser an die Hof kämm er gegangen. Vielleicht verwechselt 
er die Beschwerden in Fiscalsachen mit Fiscalprocessen. Sicher ist es, dass in 
späterer Zeit den Hofkanzleien und nach diesen der Justizstelle die Finanz rechts- 
pflege in höchster Instanz zugewiesen wird, ohne dass dabei eines Ueber- 
gangs dieser Competenz von der Hofkammer Erwähnung geschieht. 

*^) Deshalb werden die Finanzbehörden auch officia extranea, accessoria 
genannt, Bidermann, I, S. 45, Abs. 3, II, S. 153, N.80, S. 161, N. 35. Schon 
eine Resol. vom 23. Hai 1592, mitgetheilt bei Suttinger, a. a. 0. S. 3^3, be- 
deutet der Hof kammer, dass sie mit der n.-ö. Regierung nichts zu „schaffen" 
habe , da diese dienstlich nur dem Hof unterstehe , durch welchen allein die 
Gorrespondenz zwischen Hofkammer und Regierung hergestellt werde. Vgl. A. 16. 

*^) Bidermann, I, S. 48. Am 31. Jänner 1657 ersucht die Wiener Hof- 
kammer die böhm. Hofkanzlei um Vorkehrungen zur besseren Gonservirung uiid 
Wiedererhebung der kais. MauthgefäUe in Mähren, Elvert, Zur österr. Finanz- 
geschichte, S. 334. Auch die Länderkammern können nach aussen verbindliche 
Anordnungen nur in Verbindung mit den Regierungen erlassen, Bidermann, 
n, S. 248, N. 47, S. 292, N. 127, S. 317 f., N. 226. Instructicnelle Bestimmungen 
für die Unterstellen ihres Ressorts zu erlassen, kam selbstverständlich den Finanz- 
collegien zu, a. a. 0. II, S. 68, 310, N. 201. 

") Bidermann, I S.48, II, S. 68. Cod. Auatr., IV, S. 515, 678, 730, 
949, 1062. Das Pat. v. 11. Juli 1741 schärft ein, dass auch in Kameralsachen 
ohne vorläufige a. h.. durch die Hof kanzle i ergehende Anordnung Patente weder 
gedruckt noch publicirt werden dürfen, Elvert, a. a. G. S. 213. Publications- 
organ der Monarchen sind also auch in Kameralsachen die Hofkanzleien. Ebenso 
reservirt ein Rescr. v. 14. Febr. 1760, Codex Au^r., V, S. 481 f., welches schon 
deutlich zwischen allgemein verbindlichen Normen und Verwaltungsinstructionen 
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Über die landesfiirstlichen Postulate auf den Landtagen, die 
Prüfung der Beschwerden in Sachen der landständisch be- 
willigten Steuern kommt, wie bereits an früherer Stelle hervor- 
gehoben wurde, nicht den Kammern und in höchster Instanz 
nicht der Hof kammer als einem officium extraneum, sondern den 
Regierungen ö*) und der Hofkanzlei zu. 

VI. Abschnitt. 

§. 10. Der Fiscal oder Kammerprocurator, 

Wir befinden uns mit unserer Darstellung in der Epoche 
der Auflösung der einheitlichen Staatsgewalt in lauter Hoch- 
heiten, Obrigkeiten, Herrlichkeiten des Landesfürsten i) , deren 
Inhalt und deren Grrenzen aus dem objectiven Recht in seinen 
verschiedenen Erscheinungsformen zu erkennen ist. Ausserhalb 
der Grenzen dieser Hoheitsrechte hat der Landesfürst gegen- 
über den Unterthanen keine Rechte. Ueberschreitet er dieselben, 
so ist er zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes 
verpflichtet. Gestattet ihm der Rechtsinhalt des Hoheitsrechtes 
keinen unmittelbaren Eingriff in die Freiheit und das Ver- 
mögen des Unterthans, so muss er den Weg Rechtens beschreiten, 
um zur Befriedigung seines hoheitlichen Anspruches zu ge- 
langen. Die Folge dieser Auffassung ist, dass der Landesfürst 
vor seinen Gerichten Recht geben muss, wenn ihm eine Ueber- 
schreitung seiner Hoheitsrechte zur Last gelegt wird, und dass 

scheidet, die Publication der ersteren den Repräsentationen als Nachfolgern der 
Regierungen. Vgl. auch Beer, Die Finanzverwaltung Oesterreichs 1749 — 1816 
im XV. Bd. der Mittheilungen des Instituts filr österr. Geschichtsforschung, 
S. 246 f. 

•®) In Böhmen und Mähren werden seit der Mitte des 17. Jahrhunderts 
Unterthansbeschwerden gegen die Grundherrschaft wiegen Ueberbürdung bei der 
Auftheilung und Hebung der Contribution vor die Hofkanzlei, beziehentlich die 
mährische Landeshaoptmannschaft auf Grund der vemewerten Landesordnung 
gewiesen, El v e rt ; a. a. 0. S. 308. In den n.-ö. Ländern dagegen ist schon 1527 
dem Unterthan in allen Fällen, wo er von seiner Obrigkeit Billigkeit nicht 
zu erhalten vermag, der Weg zur Regierung eröffnet. Buchholtz, 8. Bd., S. 24, 
Anm. Vgl. auch oben §. 5, Anm. 48. Es ist also die Einrichtung der streng 
landesfürstlichen Rechtshilfe gegen diese Prägravationen von den deutschen 
in die böhmischen Länder übergegangen, während die Einrichtung des ELreisam^s 
den umgekehrten Weg nimmt. 

^) Rapp, a. a. 0. S. 186, Regimentsordnung von 1502. Oesterr. Zeitschrift, 
S. 235. 
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er sein Recht vor diesen Gerichten suchen muss, sofeme das- 
selbe nicht mit unmittelbarer Yollstreckbarkeit ausgestattet 
ist. 2) Freilich ist der so dem Unterthan gegenüber der landes- 
fürstlichen Gewalt gewährte Rechtsschutz ein precärer einer- 
seits deshalb, weil er vor den der Unabhängigkeit ent- 
behrenden landesfurstlichen Gerichten gesucht werden muss, 
und weil der Landesfnrst befugt ist, die ihm zukommende 
Gerichtsgewalt persönlich auszuüben, andererseits deshalb, weil 
die dem Landesfursten zukommende, alles positive Recht durch- 
brechende Billigkeitsjustiz eine Verschmelzung der richterlichen 
und gesetzgebenden Gewalt des Landesfürsten zur Folge hat. 
Indess wird schon früh die Unvereinbarkeit der Rechts- 
stellung des Landesfürsten als des Trägers der höchsten Ge- 
walt im Lande mit der persönlichen Ausübung der Parteien- 
thätigkeit vor den Gerichten erkannt. 8) Der Landesfurst agirt 
deshalb vor den Gerichten durch anfänglich nur von Fall zu 
Fall, später durch einen für diesen Zweck ständig aufgestellten 
berufsmässigen Beamten, nämlich durch den Fiscal oder 
Kammerprocurator. In dieser letzteren Gestalt begegnet uns die 
Vertretung des Landesfürsten als Partei unter Maximilian I. 
Ohne den Fiscal oder Kammerprocurator hätte die Behörden- 

*) „Als wer zu uns zu sprechen hat'', heisst es im Innsbmcker Libell; 
„das der solliches vor unsem Regimenten snechen, und vor denselben gietlichs oder 
rechtlichs anstrags gewarten und begniegig sein soll. Wo aber wier als Herr 
undLandtsfirstzu unsem lantleithen und Unterthonen in gemainen Handien 
zu sprechen haben, so sollen wier sollich unser Vordrang, wo wier der nit gietlich 
zufrieden gestelt, oder betragen werden migen, in der ersten Instanz vor einem 
jeden ordentlichen gericht in den Landen inhalb der Landts Freihaiten 
Gebrauch und Herkhomen durch unseren Camerprocuratorn . . . suechen und 
rechtsfertigen . . . aber hierin ausgeschaiden . . . die Handl so unsre Hochhält, 
Obrigkhaiten, Herrlichkhaiten . . . Ambter berieren, die auch vor 
unserm Hofrath, oder Regimenten gerechtfertigt werden sollen ..." Rapp, 
a. a. 0. S. 186. Steir. Landhandf., S. 48. Vgl. auch die weiter unten im Texte 
citirte Stelle aas Dr. J. Frankfurter's Comerprocuratorsgewalt von 1523. 

^) Auch nach Beckmann, S. 253, werden Klagen gegen die Person des 
Landesfursten behufs Wahrung der landesherrlichen Würde, formell gegen den 
Kammerprocuratur gerichtet, welcher aufgestellt sei, ut Interesse Caesareutn 
.active. et passive salva dignitate Caesarea observire. Hieher gehört 
auch die Vorschrift einer n.-Ö. Hofrathsordnung Ferdinands I., es solle ein gegen 
den Kaiser ausgefallenes Urtheil nicht fraher verlantbart werden, als nicht der 
Kammerprocurator höflich ermahnt sei, sich in einen Vertrag zubegeben oder 
den König zu einem Vertrage zu bewegen. Buchhol tz, a. a. 0. Bd. 8, S. 326. 
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Organisation dieses Kaisers eine klaffende Lücke aufzuweisen. 
An einen Vertreter von Fall zu Fall war von dem Zeitpunkte 
an, in welchem Mittelstellen zur Ausübung fast der vollen 
Competenz des Landesfürsten aufgestellt wurden, umsoweniger 
zudenken, als sich die Verwaltung zu einem grossen 
Theil auf Grund der Entscheidungen von Pro- 
cessen vollzog, in welchen dem Landesfürsten 
bald die Stelle des Klägers, bald die des Greklag- 
ten zukam, und als femer die durch den Bestand der neuen 
Behörden herbeigeführte Stetigkeit der Verwaltung ein 
berufsmässiges Beamten thum für die Vertretung der landes- 
fürstlichen Interessen in diesen Processen gebieterisch erheischte. 
Wir finden deshalb des Fiscals, allerdings noch alternativ neben 
anderen zur gerichtlichen Vertretung des Landesfursten die- 
nenden Personen, schon in dem Bestallungsdecrete Maximilians L 
für Simon von Hungerspach aus dem Jahre 1491 ^) gedacht, 
worin letzterer angewiesen wird, alle die, so sich ansleg, steur 
und Schätzungen in . . . unsere erblichen landen und all ander 
unbezalt gelt nach erforderung durch seinen anwalde zu 
geben sperren oder widern wurden, darumb durch den fiscal 
. . . mit recht furzunehmen und die zu der gemelten bezalung 
wie sich geburt zu bringen. Schon an früherer Stelle wurde 
eines Gutachtens des niederösterreichischen Kammerprocurators 
gedacht, welches in dem Antrage gipfelt, zur Beschleunigung 
des Processganges über den Anspruch des Kaisers auf Bezah- 
lung des üngelds gegen die Leute von Gars den Ausschank 
der dieser Abgabe unterworfenen Getränke bis zur Entschei- 
dung über den Process zu verbieten.'^) Allein überdies lässt 
uns der Widerstand der niederösterreichischen Stände im Jahre 
1502 ^) gegen das Amt des Fiscals und die Antwort Maximilians 
auf dem Ausschusslandtage von Augsburg ') auf die gegen 

^) Adler, a. a. 0. S. 508. Nach Luschin, Qesterr. Bechtsgeschichte, 
S. 272, gab es einen Fiscal schon unter Erzherzog Sigismund in Tirol. 

^) Oben §. 4, Anm, 92. 

") £rones, Vorarbeiten zur Qaellenkunde und Geschichte des Landtags- 
wesens in Steiermalrk, Beiträge zur Kunde steiermärkischer Greschichtsquellen, 

VI, S. 80. 

') Gedacht wird des Fiscalambts schon im Nürnberger Libell, Eämthn. 
Landhandf., S. 46. Mittels des Augaburger Libells erklärte Maximilian das Amt 
des Piscals als unentbehrlich, nachdem ihre Majestät ainen haben muss, der ire 
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dadselbe erhobene ständische Beschwerde deutlicher als solche fall- 
weise Erwähnung das Amt des Fiscals als einen integri- 
renden Bestandtheil des Behördenorganismus er- 
kennen und unterstützt die Anhaltspunkte für die Annahme, 
dass für denselben wegen der Tragweite seiner Functionen 
schon 1500 eine förmliche Instruction ertheilt worden sei.®) 
Vielleicht, dass die Bestimmungen derselben im Wesentlichen 
in „Dr. J. Frankfurters Camerprocurators gewalt", aus dem 
Jahre 1523 *) also in die Instruction Ferdinands I. übergegangen 
sind. Danach soll Frankfurter „an unserer statt und von 
unsem wegen in allen unser Sachen, Klagen, Sprüchen und 
Forderungen, die wir haben oder gewinnen werden, es berühre 
unser Obrigkeiten, Herrlichkeiten, Gerechtigkeiten, 
Withum, Forst, Wildbann, Gejaid, Fisch weiden, Strafen, 
Bussen, Zinsen, Renten, Nutzungen, Gülten, Zehent, Stift- 
ürbargüter, Confiscationen, Schulden oder andere unser 
Kammergüter, die seien Lehen oder Eigen, liegend oder fahrend, 
nichts ausgenommen, gütlich und rechtlich handeln und 
die von allen Personen zu fordern, welche uns solche aus- 
zurichten nicht vermeinen, gegen solche oder auch gegen un- 
gehorsame Amtleute das Recht von unserm Statt- 
halter und Hofräthen suchen. Ruht diese Instruction 
noch ziemlich stark auf einer individualistischen Auffassung 
der verfassungsrechtlichen Stellung des Landesfürsten, so ge- 
langt eine unter dem Einflüsse der damaligen Rechtslehre : 



Genaden im Rechten und sonst Handel nehmen lassen. Nur die Abschaffung des 
Namens Fiscal und Ersetzung desselben durch die Bezeichnung Kammerprocurator 
wird zugestanden; Eärathn. Landhandf., S. 63. Formale Concessionen unter Fest- 
haltung des Wesens einer für nothwendig erachteten Einrichtung bilden bis auf 
Karl VI. einen Grundzug der habsburgischen Politik (regere sub specieUbertatis)^ 
welche in einzelnen Punkten eine gewisse durch Tradition und Erziehung hervor- 
gerufene Gesetzmässigkeit erkennen lässt. Man vergleiche die Zugeständnisse Maxi- 
milians J. in Betreff der Benennung seiner Behörden (Eammergericht statt Hofgericht, 
Adler, a. a. 0. S. ^53) mit jenem Concordate Josefs L, welches unbeschadet 
der centralistischen Verbiodung der innerösterr. Kammer mit der Hofkammer, 
der Empfindlichkeit der ersteren formale Zugeständnisse machte, Bidermann, 
II, S. 130 f., N. 35, 36. Bie Politik radic^Ier Missachtung auch der den Ständen 
und Ländern werth vollen Formen wird unter dem Drucke dei^ Zeit von Maria 
Theresia eingeleitet. 

») Rosen thal, a. a. 0. S. 166, Anm. 3. 

») A. a. 0. S. 170. 
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Salus popuU suprema et maxima lex esse debet i<*)^ geläutertere 
Auffassung der Stellung des Landesfiirsten im Staate zur Gel- 
tung bei Beckmann 11), welcher die Aufgabe des Kammerpro- 
curators oder fiscalis dahin bestimmt, dass er Ihre Kayserliche 
Majestät Interesse, jussu excdsi Regiminis et Camerae Gaesareae 
in causis fiscalibus et criminalibus , quoad regalia , jura maje- 
statts etc. accuratissime zu beobachten habe, ut auctoritas et Inter- 
esse Caesareum et tranquillitas Reipublicae per omnia 
et in Omnibus circumspecte observetur. Dabei wird die Ver- 
tretung des Kaisers als Schirmherm der Kirche und der picte 
causae besonders hervorgehoben. Erinnern wir uns ferner daran, 
dass nach Beckmann alle Kammersachen ihre gerichtliche 
Entscheidung durch Regierung und Kammer mediante pro- 
curatore finden i*), so erscheint die Annahme begründet, 
dass der Kammerprocurator jedenfalls schon zum Ausgange 
des 17. Jahrhunderts die Vertretung der niedem Finanzorgane 
vor der Regierung und Kammer führte, wenn sie aus ihren 
Amtshandlungen vor denselben geklagt wurden. i») Im Uebrigen 
wird die Aufgabe des Procurators, den Landesfürsten als be- 
klagte Partei vor den Gerichten zu vertreten, schon in der 
früher erwähnten Erledigung der Beschwerden des Augsburger 
Ausschusslandtags erkennbar angedeutet und von Beckmann 
ausdrücklich hervorgehoben. 

Auf dem Gipfelpunkte seiner Entwicklung vereinigt das 
Amt des Fiscals, Procurators oder Kammerprocurators, an der 
gegenwärtigen österreichischen Behördenorganisation gemessen, 
folgende Functionen in sich: jene der österreichischen Finanz- 

^^) Beckmann, a. a. 0. S. 881, Artikel Ratio Status^ d. i. Staatsraison. 

^^) Beckmann, a. a. 0. S. 253, Artikel Eammerprocnrator. 

") A. a. 0. S. 269. 

^^) Die n.-ö. Raitkammerordnung von 1539 kennt eine Art Uet^prwälznng 
der persönlichen Klage gegen einen Amtmann auf den Fiscns mittels nominatio 
auctoris^ wenn der auf Heransgabe einer Domäne beklagte Amtmann beweist, dass 
er das strittige Grandstück anf Grund des Amtsinventars übernommen habe, Rosen- 
thal, a. a. 0. S. 163. Unter Maria Theresia wehrt sich die oberste Justizstelle 
gegen die Berufung einer beklagten Behörde auf einen internen Amtsbefehl des 
Monarchen, weil dadurch die Justiz lahm gelegt werde. Auch diese Rücksicht 
auf die Unbefangenheit der Rechtssprechung mag zu der Forderung geführt 
haben, dass Klagen aus finanzrechtlichen Rechtsverhältnissen gegen den Beamten, 
dessen Amtshandlung die Klage verursacht hatte, eventuell gegen den Kammer- 
procurator und nicht gegen den Landesfürsten zu richten waren. 
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procuratur, des Regierungsvertreters vor dem Reichsgerichte 
und dem Verwaltungsgerichtshofe, des Staatsanwaltes vor den 
Strafgerichten. Nebstdem ist er aber auch Staatsanwalt im 
polizeistrafgerichtlichen Verfahren, ein Amt, dessen die öster- 
reichische Behördenorganisation, soweit Polizeistrafgerichtsbar- 
keit durch Verwaltungsbehörden geübt wird, gegenwärtig ent- 
behrt, weil in diesem Umfange das polizeistrafgeriehtHche Ver- 
fahren nicht auf dem Antrags- oder Anklageprincip ruht. Als 
Regierungsvertreter klagt der Procurator die auf dem Principe 
der Feudalität und des Patrimonialwesens ruhenden Obrig- 
keiten auf die Leistung von Ungehorsamsgeldstrafen wegen 
Verletzung ihrer Pflicht zur Verfolgung des Strassenraubs^*) 
und der protestantischen Irrlehren i*^), zur Instandhaltung von 
Strassen und Wegen^®), wegen Vernachlässigung der vorgeschrie- 
benen Maßregeln gegen die Pestgefahr ^®*), dann wegen Verletzung 
ihrer Pflicht zur Gewährung von Recht und Gerechtigkeit an 
dieUnterthänigen.i')Er fordert alle landesfüratlichen Abgaben im 
Rechtsweg ein^®), er vertritt den Fiscus und die niederen Finanz- 
behörden, wenn sie auf Grund rechtswidriger behördlicher Ein- 
griffe in Vermögen und Freiheit der Einzelnen auf restitutio in 
integrum und auf Enthaltung von solcher Rechtswidrigkeit für 
die Zukunft geklagt werden. 

Bei dieser Universalität der Functionen des Fiscals liegt 
es auf der Hand, dass sein Amt die volle Hingabe befähigter 

") Bosenthal, a. a. 0. S. 213, Abs. 1, 2, S. 226 f. 

**) A. a. 0. S. 120, Anm. 1. 

»•) Beckmann, a, a. 0. S. 389, 535. 

^••) A. a. 0. S. 269. 

^') Vgl. den oben §. 4, Anm. 102 angeführten interessanten FaU , ia 
welchem schon um 1493 herum Maximilian I. dem Grafen Lienhart von Görz die 
Verfolgung durch den camerproourator Fiscal mittels Strafklage androht, wenn er 
den Michel Aderstorfer nicht enthaftet und ihn nicht ordnungsmässig vor seinem, 
des Grafen, Gericht oder Tor dem König selbst belangen sollte, auf dass dem 
Aderstorfer der ordentliche gerichtliche Schutz zu Theil werde. Rosenthal 
bezeichnet a. a. 0. S. 167, Anm. 3, ein Beeret vom Jahre 1509 als das früheste 
ihm bekannt gewordene, welches die Bezeichnung Kammerprocurator enthält. 
Aber schon das Anm. 102 citirte, bei Chmel, a. a. 0. S. 4, N. 4, mitgetheilte 
Document aus dem Jahre 1493 verwendet dieselbe wie eine allgemein bekannte. 
Nach Sut tinger, a. a. 0. S. 73, hat der Eammerprocuratur Städte wegen Justiz- 
Verweigerung oder Verschleppung vor der Regierung zu klagen. 

*8) Oben Anm. 4, 5. 
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und juristisch - universell gebildeter Männer forderte. So un- 
scheinbar in socialer Hinsicht der Titel dieses Amtes sei, lehrt 
Beckmann 1®), so gross sei seine Bedeutung, so sehr fordere 
es einen ganzen Mann, ein gerades subjectum^ pro totius 
Reipubltcae salute et pro Interesse Caesar eo ob servanda. 

Der Kammerprocurator bildet somit schon in der Behörden - 
Organisation Maximilians!, ein eminent sollicitirendes 
und stimulirendes Element. Durch seinen Strafantrag 
nöthigt er die ßegimente zu gerichtlichem Einschreiten gegen 
die Obrigkeiten, welche ihre obrigkeitlichen Pflichten nicht er- 
füllen oder die Rechte der Unterthänigen verletzen. Er pro- 
vocirt berufsmässig die gerichtliche Kritik der ständischen 
Privilegien, wenn solche etwa einredeweise einer fiscalischen 
Klage entgegengesetzt werden 2®), er vertritt klage- oder einrede- 
weise die Anerkennung der nutzbaren Hoheitsrechte des Landes- 
fürsten , welche bisher mangels einer zu ihrer gerichtlichen 
Wahrung berufsmässig verpflichteten Behörde missachtet oder 
verletzt worden sind. Er macht sich die Einfuhrung des ge- 
lehrten Richterthums in den Regierungen zu Nutze , indem er 
die dem römischen Recht entlehnten prwilegia fisci zur Geltung 
trägt. 21) Behält er vor den Regierungen nicht Recht, so kann 
er durch Einleguug von Rechtsmitteln in allen diesen Ange- 
legenheiten die Entscheidung des Landesfürsten selbst als 
höchsten Richters im Lande herbeiführen. Der Fiscal ist also 



**) A. a. 0. S. 253, Artikel Kammer-Procurator. Lazins, ein Zeitgenosse 
Ferdinands I., bestimmt die Aufgabe des Kammerprocurators dahin, «r habe die 
Rechte des Fürsten in Elagsachen zu vertbeidigen and sonst wahrzunehmen, 
dass denselben kein Abbruch geschehe, Buchholtz, 8, S. 25- Wenn auch 
WiK zu abenteuerlicher Grossartigkeit , so ist doch folgerichtig die Mission dieses 
Amtes fort entwickelt in einer anonymen, unter Karl VI. entstandenen Staats- 
schrift, welche die Theilnahme der Fiscale als tribuni plehis zur Yertretung 
des gemeinen Volks an den Landtagen wünscht uod eine General-Procuratnr 
zur Centralisirung des ünterthanenschutzes (universo populo pro 
omnium saliäe)^ ferner zur Wahrung der Gesammtstaatsidee vorschlägt, 
Bidermann, II, S. 192, N. 49. 

«ö) Vgl. den bei Adler, a.a.O. S. 307, Anm. 2, erwähnten Fall, in 
welchem die auf Zahlung des üngelds Geklagten dem Elagspetite die Einrede 
entgegenstellen, der Adel geniesse seit altersher die Freiheit von dieser Abgahe, 
soweit es sich um Bauwein handle, den er auf seinen Herrschaften vom Zapfen 
ausgebe ; ferner §. 4, Anm. 86 oben. 

'^) Darauf beziehen sich die im Texte erwähnten Klagen der Stände. 
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einmal ein behördliches Organ für die Bewirkung der Controle 
der Greschäftsfährung der landesfürstlichen Regierungen 
durch den Landesfürsten und zugleich ein gegen die 
Stände gerichtetes Kampforgan. Diese Functionen und 
diese politische Bedeutung für die Stärkung der landesfiirst- 
lichen Gewalt behält die Kammerprocuratur im weiteren Ver- 
laufe ihrer Entwicklung bei, und es äussert sich die Erkennt- 
niss dieser grossen politischen Bedeutung derselben in einer un- 
erschöpflichen Fortbildung der für sie bestimmten Instructionen. 
Die Stände finden die gegen sie gerichtete Spitze der 
neuen Institution alsbald heraus und der fiscalische Uebereifer 
der Kammerprocuratoren wird zur Förderung dieser Erkennt- 
niss nicht wenig beigetragen haben. Schon 1502 fordern die 
steirischen Stände Abschaffung des Kammerprocurators mit 
Berufung auf dessen newe funde wider alt herkommen. 22) Der 
Augsburger Ausschusslandtag von 1510 bittet, dieses Land 
mit dem Fiscal, welcher Name ihnen unbekannt, nicht mehr zu 
beladen. ^3) Der Innsbrucker Ausschusslandtag wünscht, der 
Kaiser möge das Auftreten eines Kammerprocurators scheyn 
der viscalischen Freiheiten und femers auch nicht ge- 
statten, dass Jemand durch denselben im rechten umb gefürt 
würde, da im Lande Oesterreich nach altem Herkommen weder 
Fiscus noch fiscalische ßechte bekannt seien. 2*) Was ist die 
Bedeutung dieser Beschwerden ? Wünschen die Stände Ab- 
schaffung 9er Stellvertretung des Landesfürsten vor dem Ge- 
richte? Daran allerdings ist nach der Rechtsauffassung jener 
Zeit nicht zu denken, zumal sonst der Landesfürst auch für 
die Klage des Unterthans nicht fassbar gewesen wäre. Das, 
was den Ständen ein Dom im Auge ist, das ist nur die 
ständige behördenmässige Organisation der parteimäs- 
sigen Vertretung des landesfürstlichen Interesses, der Bestellung 
von Beamten, welche in dieser gegen das Ständewesen gerich- 
teten, eines Specialauftrages nicht bedürftigen, son- 
dern ihnen von amtswegen obliegenden Vertretung ihren 
Lebensberuf erblicken. Gewünscht wird also, dass alle bis- 



**) Siehe oben Anmerknng 6. 7. 
") Kärnth. Landhandf., S. 62, Steir., S. 37. 

^*) Z e i b i g, Der Ansschusslandtag der gesammten österreichisclien Erblande 
zu Innsbruck 1518, Archiv für Kunde österr. Geschichtsquellen, XIII, S. 238, 252. 

Tesner. \j^ 
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her durch den Kammerprocurator angestrengten Klagen im 
Namen des Landesfürsten nach gemeinem Landesbrauche ^^), das 
ist durch einen für den einzelnen Fall durch jedesmalige Voll- 
macht bestellten Vertreter eingebracht und ausgefochten werden. 
Eine solche Rückkehr zu dem früheren primitiven Rechts- 
zustande ist nun, und hierin äussert sich die grosse Bedeutung 
des neuen Amtes für die Sicherung einer wirksamen und stetigen 
landesfürstlichen Verwaltung, ohne vollständige Preis- 
gebung des praktischen Nutzens der neuen Behör- 
denorganisation gar nicht mehr möglich. Denn die Ver- 
waltung, die den Regierungen überantwortet ist, kann sich ja 
zum grossen Theile nicht vollziehen ohne Processe, in welchen 
dem Landesfürsten oder dessen Fiscus Kläger oder Geklagten- 
rolle zukommt-^«) Das Ganze, was die Stände erreichen, ist die 
Ersetzung des an die privüegia fisci erinnernden und deshalb 
so verhassten Namens Fiscal durch den eines Kammerprocurators, 
die Zusicherung des Schutzes gegen Schein fiscalischer Frei- 
heiten und interne instructionell getroffene Vorkehrungen gegen 
chicanöse und unanständige Klagen des Kammerprocurators. 
So erfreut sich das landesfürstliche und mit ihm das fiscalische 
Interesse einer doppelten Vertretung im Gerichte. Für dasselbe 
plaidirt der Kammerprocurator in der Verhandlung 
und der Kammerrepräsentant als Mitglied des Richter- 
collegiums der Regierung und Kammer bei der Berathung 
des Spruches. Die verdoppelte Wucht, mit welcher so der 
Fiscus auf die Justizmänner drückt, reizt deren Opposition, 
welche durch die gegen Rechtssicherheit und Herkommen gleich- 
giltige, auf die Entdeckung unbekannt gewesener fiscalischer 
Ansprüche gerichtete Spürkraft und Erfind ungsthätigkeit der 
Finanzbeamten, sowie durch die Empfindlichkeit des ständischen, 
aus den Regierungen niemals vollständig ausgerotteten Geistes 
gegen jede Art von Steuerlast erheblich verstärkt wird. Das 



^^) Vgl. die vorhergehende Anm. 

^') Ihre Majestät muss eben, wie es im Augsbnrger Libell heisst, einen 
haben, der ihrer Gnaden im Bechten nnd sonst Handel nehmen lassen, and ein 
Kammerprocurator sei, wie der Kaiser auf dem Innsbrncker Ausschusslandtage 
(Z ei big, a. a. 0. S. 294, 308) bemerkt, unentbehrlich für die seine Person, Ehre 
nnd Gut betreffenden Angelegenheiten , um dieselben vor dem Regiment nach 
Gebühr durchzufechten, einzuklagen und zu vertheidijgen. 
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fördert dann eine antifiscalische Praxis und, wenn der 
Einfluss der ständischen Beamten stark genug ist, eine anti- 
fiscalische, den Thatendnrst der Finanzbeamten zügelnde Ge- 
setzgebung zu Tage. Schon 1591 spricht ein gerichtliches Er- 
kenntniss den Rechtssatz aus : In dubio contra Fiscum judican- 
dnm est et jus Ftsci f acutus remitti debet quam prwatorum,^'^) 
Die Auffassung, dass in poenalibus jederzeit mitior pars zu 
folgen sei, fuhrt dazu, dolus als unerlässliche Voraussetzung 
des subjectiven Thatbestandes einer Gefällsverkürzung zu 
fordern , zumal in dem Falle der Einforderung einer Gefälls- 
strafe reus de damno vitando der Actor de lucro ca- 
ptando certirt.28) Das bedeutet also so viel, dass in GefäÜs- 
sachen die Vermuthung für die Habgier des Fiscus streite, und 
dass deshalb grosse Behutsamkeit zu Gunsten des Geklagten 
beobachtet werden müsse. Rechtsirrthum soll auf dem Gebiete 
des Gefäll Wesens die Strafbarkeit ausschliessen , wenn der 
Betretene nach ertheilter Aufklärung bereit ist, die Abgabe, 
deren gesetzliche Grundlage ihm unbekannt geblieben ist , zu 
entrichten. 29) Das sind lauter Grundsätze, welche das moderne 
Finanzrecht als unvereinbar mit dem Zwecke der öffentlichen 
Abgaben und mit der Sicherung ihrer Entrichtung zurück- 
weisen müsste.3o) Sie geben einerseits Zeugniss von dem Kampfe 
der Gerichte gegen den Fiscus und machen es andererseits 



") Suttinger, a. a. 0. S. 237. 

*') Motiv eines ürtheils vom 3. Juli 1645, mitgetheilt bei Suttinger, 
a. a. 0. S. 113. 

'*) Suttinger, ä. a. 0. S. 114, fährt für diese Anschauung die Autorität 
des Pandektisten Mascardus an: Ignorans noviter edicta Generalia now est 
ita puniendus, nee cadtint ipsius res in commissuntf si nescivit statutum vel 
edictum et post certiorationem refundere vult Telonium. Nach einem ebenda 
S. 112 erwähnten Abschied vom 11. December 1570 muss die als Contrabande 
aufgehaltene Waare gegen entsprechende Caution freigegeben werden. Vgl. auch 
den oben §.4, Anm. 90 mitgetheilten Fall. 

'^) Ein liuäterfall der Aenderung der Bechtdanschauungen mit dem Wechsel 
der Verhältnisse. Rechtssätze, wie sie im Gebährengesetze vom 9. Febr. 1850, 
R. G. BI. Nr. 50 und in den Vorbemerkungen zu dem diesem Gesetze beigefügten 
Tarif enthalten sind, welche für die Gebährenstrafe nicht mehr als diä Unter- 
lassung der Erfüllung der Gebährenpflicht fordern und im Zweifel über die 
Natur eines Rechtsgeschäftes, über die rechtsgeschäftliche Absicht der Parteien 
eine Präsumtion zu Gunsten' des Fiscus aufstellen; wären: jener Zeit als mit der 
Idee' der Gerechtigkeit linvereihbar, ja als barbarisch erschienen. 

14* 
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erklärlich, dass die Finanzverwaltung die an ihren Acten ge- 
übte verwaltnngsgerichtliche Controle als eine schwere Belästi- 
gung empfand, deren Beseitigung unter dem Einflüsse der 
französischen Theorie der Unabhängigkeit der Verwaltung von 
den Gerichten in unserem Jahrhundert gelungen ist. Wenn eine 
kaiserliche Entschliessung vom 2. April 1712 die Auffassung ab- 
lehnt, als gebe der ßechtssatz : Procuratorem Füci ob praesumtam 
calumniam in expenaas condemnnri non posse, den Kammerprocura- 
toren einen Freipass, Chicane ohne Gefahr der Kostenersatzpflicht 
zu üben; wenn sie diesen Eechtssatz nur als Mahnung an die 
Gerichte hinstellt, nicht von vornherein die Vermuthung für die 
Chicane desFiscus^i) streiten zu lassen: „wie aber sonsten, so 
fern ist, ut advocatus Füci calumnias impune ferat, dass er viel- 
mehr, vermög der Rechte schärflter als ein gemeiner calumniator 
zu straffen, und anbey zur Ersetzung der Unkosten und Schäden 
gehalten sein solle", so ist das nicht der letzte Dämpfer, welcher 
dem Uebereifer desFiscus wenigstens officiell'*) aufgesetzt wird. 

'^) Die Klagen über diese Chicane sind so alt wie der Fiscns selbst. Man 
denke an die Äbneigang des nenen Testaments gegen die Zöllner. Schon aaf 
dem Innsbrncker Ansschosslandtage mnss der Kaiser den Ständen versprechen, 
eine Vorprüfung des Entwurfs einer jeden Fiscalklage vor Ueberreichung 
derselben durch das Regiment vornehmen zu lassen, ob sie zum visco würdig 
sei; Zeibig, a. a. 0. S. 294. Die n.-ö. Raitkammerordnung von 1539 überträgt 
jedoch offenbar im fiscalischen Interesse diese Zuständigkeit an die Raitkammer. 
Diese soll zur Verhütung Schimpfs und Unlusts, so uns nicht allein bei den 
Partheien , sondern auch sonst daraus entstehen möchte, sorgsam erwägen, dass 
kein Process durch den Kammerprocnrator angestrengt werde, wenn nicht das 
Fundament der Klage wohl gegründet und zu Recht genugsam gefasst sei; 
Rosenthal, a. a. 0. S. 169, Anm. 2. Eine Probe chicanösen Verhaltens des 
Kammerprocurators theilt der Bericht der n.-ö. Regierung vom 5. April 1633, 
Suttinger, S. 206 ff, mit, aus welchem hervorgeht, dass der Kammerprocnrator 
gegen das Executionsbegehren in Sachen Hanns Christophen Unverzagts Frei- 
herrn Erben gegen den Kammerprocnrator als des Landes forstlichen Fisci Ver- 
walter die Einwendung erhebt, das ürtheil könne nicht in das landesfürstliche 
Vermögen exequirt werden, weil es auf den Kammerprocuratur und nicht auf 
den Landesfürsten laute. Zuweilen, wo der landesfürstliche Credit durch das 
Chicaniren der Parteien nachtheilig berührt wird, treten die Finanzbehörden selbst 
für die Gewährung prompter Justiz ein, Suttinger, a. a. 0. S. 62. Ueber die 
Unterwerfung der Ijandesfürsten unter das Executionsmittel des Einlagers Ende 
des 13. Jahrhunderts vgl. Löning, Gerichts- und Verwaltungsbehörden etc. im 
2. Bande des Verwaltungsarchivs, S. 221 f. 

") Was den Fiscalismus anbelangt, so gilt von dem Staate : Zwei Seelen 
wohnen ach in meiner Brust. Er missbilligt einerseits brutale Störungen des 
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So deutlich die Rechtsquellen die Competenz des Kammer- 
proenrators besehreiben, so schwierig ist es, seine Stellung 
innerhalb des Behördenorganismus zu bestimmen, jene Behörden- 
kategorie zu bezeichnen, welcher er angehört. Nach dem Nürn- 
berger Libell ^^) Maximilians I. sollen, was auch unserm Fiscal- 
ambt zu handien zustehet, sie, das sind die Statthalter, 
Regenten und Bäthe, dessgleichen unsern Comissary 
und Bäthe unser Hof-Cammer, unsern Fiscal zu thuen be- 
vehlen, und ihm darum auch räthlich sein, und Handhabung 
beweisen und sonst alles das handien, das ihr von uns zuge- 
schrieben und bevolhen würdet. Die niederösterreichische Hof- 
rathsinstruction von 1521 s*) schreibt dem Kammerprocurator 
einerseits vor, alle rechtfertigungen , sachen und handlungen 
mit der raitkammer wissen und rat zu handien, anderer- 
seits verpflichtet sie ihn, sich im Hofrate wie ander unser rate 
verwenden zu lasseu und unterstellt ihn dem Dienstbefehle des 
Hofraths, die Straf klage wegen unterlassener Verfolgung der 
Strassenräuber zu erheben. ^5) Auch anderweite Instructionen 
weisen den Kammerprocurator der Regierung zur Dienstleistung 
zu, abgesehen von dem Falle, dass es sich um Justiz in 
Kammersachen handelt, an welcher er sich als Vertreter des 
Fiscus in keiner Weise zu betheiligen hat.'^) Nach Beckmann ^7) 



virthschaftlichen Lebens des Einzelnen dnrch plumpe Handhabung seiner Ge- 
walt ; andererseits scheut er vor derselben nicht zurück, wenn es sich um die 
Beschaffung der materiellen Voraussetzungen seines Bestandes handelt. Zur 
Lösung des grossen Problems selbst ungerechte Steuern so billig und schnell, 
als es nöthig ist , und zugleich unter Wahrung der Bechtssphäre des davon Be- 
troffenen einzuheben, ist noch keine Steuergesetzgebung gelangt. Von den beiden 
Alternativen wird das Princip der Billigkeit und Schnelligkeit gewählt, und die 
Persönlichkeit des Steuerträgers kommt in dem ganzen Bemessungs- und Hebungs* 
verfahren nicht zur Geltung. In der hier behandelten Epoche ist das anders. 
Begreiflicherweise empfindet die Finanzverwaltung, an welche die höchsten An- 
forderungen gestellt werden, die Nöthigung ihrer Massnahmen in gerichtlichen 
Processen zu vertreten, als eine ihre Aufgabe beeinträchtigende Beschränkung 
und ist bemüht, den Parteien das Processiren zu verleiden. Dagegen reagirt nun 
wieder die Justizverwaltung und erzielt zuweilen auch gesetzgeberische Erfolge. 

") Kämthti. Landhandf. S. 46. 

»0 Bosenthal, a. a. 0. S. 210, Abs. 3. 

«) A. a. 0. S. 213. 

»•) A. a. 0. S. 169 f. 

") Idea juris, S. 253. 
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verw^tet der innerösterreichische Procuratdr sein Amt juasu- 
ecehi Begiminis et Gamerae Caesar eae. Endlich lassen uns 
Eesolutionen ans dem Jahre 1701 ^®) erkennen, dass der Kammer- 
procurator wirklicher Hof kammerrath sein konnte. Diese wider- 
sprechenden Mittheilungen lassen sich am besten in folgender 
Wpise vereinigen: Sicher stand der Kammerprocnrator zur 
dienstlichen Verfügung der Regierungen und der über denselben 
stahendeti Sofbehörde, also zuletzt der Hofkanzlei, einmal, 
insofern gutachtliche Aeusserungen desselben erforderlich er- 
schienen , andererseits , soferne gewisse Aufgaben der inneren 
Verwaltung, wie zum Beispiel der Executionszwang gegen un- 
gehorsame, ihre Verwaltungspflichten nicht erfüllende oder 
verletzende Obrigkeiten sich in gerichtlichen Formen zu voll- 
ziehen hatten. In Fällen der letzteren Art waren die Gerickte 
ex officio verpflichtet, das üngehorsamsstraf verfahren durch 
den Kammerprocurator einleiten zu lassen, und dieser 
hatte, wenn er nicht bereits ohnedies eingeschritten war, den 
Einleitungsauftrag zu vollziehen, s^) Sonach steht der ELammer- 
procur^r zur dienstlichen Verfügung der Regierung, inso- 
weit er nach Massgabe der bestehenden Rechtsordnung ein für 
dieselben unentbehrliches Mittel zur Führung der Geschäfte 
der inneren Verwaltung bildet. In diesem Umfange em- 
pfangt er seine Instructionen von den über den Regierungen 
stehenden Hof behörden. In gleicher Weise steht er zur dienst- 
lichen Verfügung der Länderkammern, beziehentlich der Hof- 
kammer, soferne es sich um die Wahrung ausgesprochen 
fiscalischer Interessen handelt. Indirect kann aber die Hof- 
kammer durch Immediateingaben an den Landesfürsten, ein 
Einschreiten des Fiscals auch auf dem Gebiete der nicht 
finanz rechtlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit der Regie- 
rungen herbeiführen und der Fiscal kann durch seine Gestions- 
berichte an die Hofkammer solche Immediateingaben anregen. 



w) Codex Austr. II, S. 71. 

•») Bosenthal, a. ». 0. S.213, 227, 120, Anm. 1. Nach der n.-ö. Regie- 
rnngsinstmction von 1625, Sattinge r, S. 656, ist bisweilen ex officio zn pro- 
cediren, „sonderlich , wo etwas wider die Landeafürstl. Obrigkeit und Hochheit 
lanfft^. Wo nun aber, wie in den hier citirten Fällen, ein Procediren zur Wahrung 
der Landeshoheit in gerichtlichen Formen geboten ist, muss die Regierung 
den Kammerprocurator beauftragen, den Antrag auf Sinleitung zu stellen. 
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In disoiplinärer Beziehiug unterste&t' der Fiscal d^n Kegie^ 
rungen soweit, als dieselben Gerichte sind und Grerichts^ 
polizei gegea ihn wie gegen jede andere Partei üben 
können. Was ab^ seine Anstellung, seine dienstliche Bestrafting 
und Entlassung anbelangt, so reicht wohl der eine Umstand, 
dass der Kammerprocurator zugleich auch Hofkammerrath sein 
kennte, nickt hin, um die Hofkammer als seine Disoiplinar- 
behörde zu bezeichnen. Muthmasslich übte diese Disciplinar- 
gewalt der Monarch persönlich auf Grund von Gutachten 
der Hof kammer und der über den Regierungen stehenden 
Hofbehörden, also sei es des Hof-, des Geheimrathes oder der 
Hofkanzlei.*o) 

VII. Abschnm. 

§. 11. Die Processformen der landesfürstlichen 
Verwaltungsrechtspflege bis auf Maria Theresia. 

In den instructionellen Bestimmungen für die landesfürst- 
lichen Begierungs- und 'JustizcoUegien finden sich Vorschriften 
ftlr das Verfahren zur Entscheidung von Processstreitigkeiten nur 
ganz vereinzelt. Erwägt man, dass diese Collegien nebst Streitig- 
keiten vel*waltuBgsrecht!icher auch solche civil- und straf- 
rechtlicher Natur entschieden oder die Entscheidung des 
Landesfürsten über Streitigkeiten dieser Art vorbereiteten, er- 
wägt man femer, dass schon die Epoche vor Maximilian I. 
ein entwickeltes Verfahren in Civil- und Straf- 
rechtssachen besitzt , und dass die Nach-Maximilianische 
Epoche eine ganze Reihe allgemeiner Processgesetze fftr Civil- 
und Strafrechtssachen hervorbringt, so liegt die Annahme sehr 
nahe, dass die dürftigen Processnormen der Begierungs- und 
Hofrathsinstructionen vornehmlich jene Processe im Auge haben, 
welche wir gegenwärtig als Verwaltungsrechtssachen 
auffassen. Bei dieser Annahme erklärt sich die Dürftigkeit 
der in diesen Instructionen enthaltenen Processvorschriften aus 
dem darin wörtlich ausgedrückten Bestreben, ein rasches*) 

^^) Ans der Zeit Maria Theresias ist ein Act über die Besetzung der Stelle 
eines Unterthanadvocaten erhalten, ans welchem hervorgeht, dass Gutachten 
der Hofkammer, Hofkanzlei und der obersten Justizstelle eingeholt würden. 

^) Rapp, a. a. 0. S. 166, Eärnthn. Landhandf. S.44, 46. Zeitschrift für 
österreichische Geschichte, S. 235. 
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und billiges und zugleich geschmeidiges Verfahren zu 
erzielen, wie es der Natur dieser Processe entspricht. 
Denn je weniger Normen und Formen, desto grösser die Frei- 
heit des Richters, das Verfahren seinem Zwecke anzupassen. 

Ferner ist festzuhalten: So wie der verwaltungsgerichtliche 
Process in jener Zeit die Verwaltung im grossen Umfange vor- 
bereitet oder bereits vorgenommenen Verwaltungsacten die 
erforderliche rechtliche Festigkeit verleiht, so ist die Ueber- 
prüfung der verwaltungsgerichtlichen Judicate in den höheren 
Instanzen in der damaligen Zeit zugleich auch Aufsicht 
über die Verwaltung. Diese aber erfordert eine möglichst 
weitgehende Beurkundung des Entscheidungssubstrates. 
Endlich wird die Verwaltung Rechtsfragen, welche sich ihr in 
den Weg legen, immer als ein sehr lästiges Hemmniss empfinden, 
daher die grosse Bedeutung des Güteversuchs, der Einwirkung 
auf die Parteien behufs Herbeiführung ihrer Submidsion für die 
Zwecke der Verwaltung. Deshalb bestimmt schon das Nürnberger 
Libell^), dass das Regiment die Partheyen, vor Einleitung des 
förmlichen gerichtlichen Verfahrens, für sich erfordern aigentlichen 
verhören, undgetrewen fleis haben, gütlich miteinander zu verainen 
und zuvertragen. Das macht jedenfalls die Anordnung eines 
ersten Termins zur vorläufigen Vernehmung der Par- 
teien und zum Versuche der Gütenöthig. Was nun den 
weiteren Verlauf des Verfahrens betrifft, so hat sich die Process- 
instruction sicher auch unter Maximilian I. durch mündlichen 
in einer bestimmten Ordnung sich vollziehendem Verkehr zwi- 
schen Parteien und Instructionsrichter und in den Formen der 
Inquisition vollzogen. Die technische Bezeichnung für dieses Ver- 
hör und diese Parteienverhandlung ist: „dieParteienaigent- 
lieh und nach notdurfften verhören" und wir begegnen 
demselben sowohl in dem Auftrage des Kaisers an das nieder*- 
österreichische Regiment vom 18. November 1494 ^) zur Förde- 
rung des Processes des Pflegers Neidegker gegen die Leute von 
Gars wegen Zahlung rückständiger Ungelder, wie in jenem 
vom 3. Februar 1496 *) zur Entscheidung der Klage des Fried- 



') Kärnthn. Landhandf., S. 44. 
») Chmel, a. a. 0. S. 53, Nr. 55. 

*) Chmel, a. a. 0. S. 90, Nr. 94. Nothdurft ist noch in der österreichischen 
Rechtssprache des vorigen Jahrhunderts die zur Wahrung der Rechte der Partei 
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rieh Hofmann, Pflegers zu Wolkenstein, gegen Hans Maltits, 
Bergmeister für Oesterreich, Steier und Kämthen, wegen lieber- 
schreitung der Grenzen seiner gerichtlichen Zuständigkeit. Dieses 
Verhören nach notdurfflken an bestimmten hiefur festgesetzten 
Terminen ist aber kein mündliches Verfahren im modernen 
Sinne des Wortes , welches die Entscheidung des Richters un- 
mittelbar auf jenen Eindrücken sich aufbauen lässt, die er aus 
dem persönlichen Verkehre mit Parteien und Zeugen gewonnen 
hat, vielmehr sind die Ergebnisse desselben blosser Gegenstand 
der Fixirung mittels eines schriftlichen Protokolls, dessen 
Inhalt allein nebst jenem der ihm beigeschlossenen Urkunden 
die Unterlage für das gerichtliche Urtheil abzugeben hat. ^) 

Da das Erscheinen von Anwälten nicht ausgeschlossen 
ist, so gestaltet sich dieses mündliche protokollarische Verfahren 
zu einem überaus schleppenden. Deshalb suchten die ßegiments- 
ordnungen von 1499 *) , 1501 und 1502 Abhilfe gegen die 
weitläufigen und überflüssigen Vorträge der Fürsprecher 
in der Einführung des schriftlichen Processes mit der Be- 
schränkung jeder Partei auf drei Reden, beziehentlich Schriften. 



processual nothwendige örtlich und zeitlich gebundene Erklärung derselben 
im Lanfe der Parteienverhandlang, also Rede und Gegenrede, Antrag and Gegen- 
antrag, §. 16 der allgemeinen Gerichtsordnung vom 1. Mai 1781, Justizgesetz- 
sammlnng Nr. IB. Es gibt mündliche und schriftliche Nothdurften. 

') Bestärkt wird die im Texte aufgestellte Annahme über die Bedeutung 
des in den fiegierung^instructionen sogenannten mündlichen Verfahrens durch 
die von Josef I. am 24. December 1716 erlassene Instruction für die sogenannte 
Justiz-Banko-Deputation , mitgetheilt im Codex Austr.^ III , S. 499 f. Diese De- 
putation soll entscheiden in allen Streitigkeiten, welche sich aus dem Statute 
der, Finanzgeschäfte des Staates besorgenden Wiener Stadtbank, sowie aus dem 
Betriebe ihrer statutarischen Geschäfte ergeben konnten. Die Deputation wird be- 
zeichnet als ein Ableger, als eine Deputation der Wiener Regierung und 
Kammer, welche ohnedem das /orum competens .sei, von dem gemeine Stadt 
allhier in jurisdictionalibus ^ wo Unser Land es-Fürstl. Interesse mit- 
unterlauf f et, dependiret. Nun wird vorgeschrieben, essolle diese Regierungs* 
Deputation, welche fortan die Jarisdiction der Regierung über die Stadt Wien, 
soweit ein landesfnrstliches Interesse mitbetheiligt iat, unter Beschränkung auf 
die Stadtbank zu üben hat, die Stadtbanksachen ganz summarte ^ und zwar 
soviel thun- und möglich, nur mündlich abhandeln, der actuarius aber 
die Handlung fleissig aufnotiren. Offenbar wurde der Deputation die 
Einhaltung des Verfahrens vor der Mutterbehörde in Angelegenheiten des landes- 
fürstlichen Interesse vorgezeichnet. 

«) Bapp, a. a. 0. S. 166. 
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Die Instruction für die oberösterreichische Regierung von 1536 ') 
lässt das mündliche oder schriftliche Verfahren nach Wahl der 
Parteien eintreten, schreibt aber vor, dass auch das schriftliche 
Verfahren mündlich zu beschliessen sei. Das bedeutet soviel^ 
als dass der Instructionsrichter nach Abschluss des Schriften- 
wechsels noch eine mündliche Vernehmung der Parteien zur Er- 
iheilung etwa nöthiger Aufklärungen und zur Ergänzung ihrer 
Angaben einzuleiten hat. Im Falle die Parteien sich nicht 
einigen konnten , dürfte die Bestimmung des Verfahrens der 
Begierung zugekommen sein, welche die Wahl nach der Bedeu- 
tung der Sache zu treffen hatte , da das schrifüiche Verfahren 
als das verlässlidiere und in wichtigen Ding^i vorzuziehende 
bezeichnet wird.®) Beweisnormen und eine detail- 
lirtere Regelung des Processganges finden sich 
nicht. Wir haben uns also das Verfahren in Verwaltungs- 
rechtssachen ähnlich vorzustellen wie das gegenwärtige Ver- 
fahren vor den österreichischen Verwaltungsbehörden, welches 
sich bald als mündliches Protokoll verfahren, bald als Verfahren 
mit Schriftenwechsel, bald als ein aus beiden combinirtes Ver- 
fahren •) abspielt und im Uebrigen keine näheren Vorschriften 
für den processleitenden Beamten aufstellt, als auf Gründlich- 
keit, Unparteilichkeit, auf die Wahrung der Rechte der Parteien 



') Rosenthal, a.a.O. S. 115, Anm. 4. 

**) Die in der Anm. 7 citirte Instruction von 1536 empfiehlt den schrift- 
lichen Process für grössere nnd tapfere Sachen, damit die Parteien durch 
mündliches Farbringen desto weniger verkürzt und unsere Regierung desto 
gründlicher und sicherer in solchen Sachen handle. 1727 tadelt es die 
Innsbrucker Regierung in einem Bericht an die dortige geheime Stelle, dass vor 
der Landeshauptmannschaft an der Etsch die Processe mehreren Theils durch 
mündlich ad protocollum dictirende Recess nach demj hergebrachten, al)er 
nicht allerdings nützlichen Styl instruirt werden. Die geheime Stelle leitet diesen 
Bericht nach Hof und empfiehlt Einführung des schriftlichen Verfahrens mit 
4 Schriften, Biderm ann, II, S. 296 f., Nr. 142. 

*) Vgl. das Citat in Anm. 7, ferner die in Anm. 5 angeführte Instruction 
für die Justiz-Banko-Deputation, wonach das Verfahren in mündlicher Form nur 
nach Thunlichkeit und Möglichkeit, also nicht unbedingt durchgeführt werden 
spute. Die Verordnung des Ministeriums für Cultus und Unterricht vom 14. Mai 
1S76, Z. 8040, die es in das Ermessen der das Verwaltungsverfahren leitenden 
Behörde stellt, in welchem Umfange sie das mündliche Protokollarverfahren oder 
das Verfahren mittels Schriftenwechsels eintreten lassen will, ruht vielleicht un- 
bewusst auf einer mehrhundertjährigen Tradition. 
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bedacht zu sein. Die Verwandiscbaffc des Verfahrens vor den 
alten Begierongen mit dem gegenwärtigen österreichischen Ad- 
ministratiwerfahren besteht aber auch in dem Punkte, dass 
es wie dieses kein unmittelbares ist. ^^) Nach den niederöster- 
reicbischen Hofrathsinstructionen Ferdinands I. von ' 1523 ^^) 
sollen die vom Justizsenate beschlossenen Erkenntnisse erst 
durch die Annahme im Plenum zur vollen Kraft gelangen 
und in wichtigeren Angelegenheiten soll die Urtbeilsschöpfang 
nicht anders als durch das Plenum auf Grund der Acten^^) 
erfolgen. Also ist es einerseits nicht erforderlich, dass sämmt- 
liche Urtheilsfinder dem Verhöre und der Parteienverhandlung 
beigewohnt haben, andererseits dürfen auch diejenigen Richter, 
welche bei dem Verhöre und der Verhandlung dabei gewesen 
sind, keine, wenn auch beim Verhöre oder bei der Verhandlung 
vorgekommene oder hervorgekommene Tbatsache ihrem Urtheil 
zu Grnnde legen ^ wenn sie nicht actenmässig beurkundet ist. 
Ab diesem Ergebnisse ist auch dann festzuhalten, wenn in den 
Quellen davon die Bede ist^ dass die Entscheidung der Ver- 
nehmung und der Veriiandlung der Parteien auf dem Eusse zu 
folgen habe. Die technische Bezeichnung hiefür ist de piano 
handien. ^^) Dieses de piano handien kennen die Instructianen 
Ferdinands I. neben der forstlichen Beschliessung eines Erkennt- 
nisses im Plenum. ^^) Man wird davon auszugehen haben , dass 



^°) Schon einzelne Anweisungen Maximilians I. za Processentscheidungen 
scheiden zwischen Instructions- und Erkenntnissrichter. So wird mittels des bei 
C h m e 1, a. a. 0. S. 53 , Nr. 55 , mitgetheilten kaiserlichen Erlasses der Statt- 
halter Ludwig Ton Starhemberg angewiesra, im Streite zwischen Pfleger Nei- 
deglier and den Leuten von Gars wegen räckfrtändiger Ungelder die Parteien zu 
verhören und alsdann den Statthaltern und Regenten zu Wien zu berichten, 
damit sy, verrer darauf nach billichem zu handien wissen. lieber die Delegirung 
von Commissären zur Erhebung des Thatbestandes von Beschwerden der Unter- 
thänigen vgl. Bosenthal, a. a. 0. S. 160 f* 

") A. a. 0. S. 219 f. 

^') ^Es soll der ganz hofrat über dieselben acta sizen*^, a. a. 0. S. 220. 

^') Nach der n.-ö. flofrathsinstruetion von 1524, Bösen thal, a.a.O. 
S. 120, Anm. 1, soll der Hofrath gegen Obrigkeiten, welche in Sachen derBeli- 
gionspolizei lässig sind, den cammerprocurator darumb on verzug summaiHp 
et de piano handien lassen. Damit ist nicht gesagt, dass der Kammerprocurator 
judiciren, sondern nur, dass er zur Einleitung des summarie et de ^lano durch- 
zuführenden Verfahrens beauftragt werden solle. 

^*) Vgl. die vorhergehende Anmerkung. 
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liquide Angelegenheiten in continenti durch denselben Senat 
erledigt werden konnten, vor welchem sie verhandelt wurden. 
Man denke an die Erledigung von Vergleichen, an die Schöpfung 
von Contumazial- und Geständnissurtheilen. Wenigstens lässt 
uns eine für die niederösterreichische Regierung bestimmte Reso- 
lution vom 25. April 1633 ") erkennen, dass mündliche Verhöre 
nur in einem Collegium von nicht unter sieben Räthen deci- 
diret werden dürfen, die andern Schrifftlichen Process durch 
fünfF, die Gemeine suppliciren der Parthey-Sachen durch 
zween oder drei Räth fürgenommen werden müssen. Allein auch 
bei einem solchen decidiren mündlicher Verhöre muss sich 
das Collegium an den Inhalt des über die Verhandlung auf- 
genommenen Protokolls halten. Denn sonst könnte von einer 
Ueberprüfung derselben Sachlage in den höheren Instanzen 
keine Rede sein, da diese nur auf Grund der Acten- 
lageentscheiden. ^*) Letztere Thatsache steht ausser Zweifel. 
Schon nach der Regimentsordnung von 1502 soll der als Ent* 
lastungsbehörde für den ambulanten Hofrath an der Seite des 
Kaisers errichtete niederösterreichische Hofrath die Process-^ 
acten, wenn sich die Parteien zur Zurückziehung des ein- 
gelegten Rechtsmittels nicht bewegen lassen, mit einem Gut* 
achten oder Berichte an den Hof leiten. Das Nürnberger Libell 
gebietet den Parteien dabeim zu bleiben und die Regiments- 
ordnung von 1502 verbietet das ungestüme Nachlaufen nach 
Hof. 1') Die Parteien sollen sich die Entscheidung über ihre 
Beschwerden gegen Erkenntnisse des Regiments beim nieder- 
österreichischen Hofrath oder beim Regimentskanzler abholen. 
Also findet in höherer, beziehentlich höchster Instanz nach den 



") Codex Austr., II, S. 215. 

**) Eine solche ürtheilsschöpfang m continenti auf Grund des Protokolls 
über die mündliche Verhandlung scheint auch die citirte Instruction für die 
Jnstiz-Banko-Deputation zu fordern. Eine Processinstruction Ferdinands I. schafft 
für das Landrecht und das landmarschallische Gericht mündliches Verhör und 
Bescheid ab, wegen der unzulänglichen Besetzung des Gerichts bei solcher 
in continenti erfolgenden ürtheilsschöpfung , wegen der Unmöglichkeit gründ- 
licher Berathung, wegen der für die Parteien hieraus erwachsenden Versuchung, 
den Processstand im schriftlichen Appellationssrerfahren durch Nova vollständig 
zu verkehren. Buchholtz, 8. Bd., S. 37. 

") Kämthn. Landhandf., S. 45 f. nnd Oesterreichische Zeitschrift für Ge- 
schichte u. s. w. S. 235 f. 
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Regimentsordnungen keine Parteienverhandlung mehr statt, wie 
sie noch zu jener Zeit üblich war, wo der Kaiser 
die Gerichtsbarkeit persönlich im eigensten Sinne 
des Wortes übte. i®) Ganz ausgesprochen ist der Charakter 
der instanzmässigen Ueberprüfung der Erkenntnisse der Regie- 
rung als einer blossen Actenrevision in der niederösterreichi- 
schen Hofrathsinstruction von 1523.^®) Denn diese erklärt: „Und 
damit unser stathalter und hofrath in iren handlungen dest 
grossem vleiss gebrauchen und durch ire urtlen niemands an 
seiner gerechtigkeit verkürzt werde, behalten wir uns hierinnen 
bevor, das wir auf der parthei (die sich solher unsers stat- 
halters und hofrats urtln beswem möchten) anlangen, ir be- 
swärungen supplicacionweis annemben mugen und darauf die 
acta und prozess beider partheien von unserm hofrat er- 
vördem, und von neuem darüber lassen sizen, erkennen . ." 
Das Verfahren in Verwaltungsrechtssachen abgesehen von dem 
Mandatsverfahren ist also das kanonisch - gemeinrechtliche 
ProtokoUarverfahren, welches mit dem gemeinrechtlichen schrift- 
lichen Process combinirt werden kann, sich aber in dem einen 
wie in dem andern Fall in ungleich freieren Tonnen bewegt 
als das civilprocessuale ^^) und auch der formalen Beweisregeln 
des letzteren nicht unterworfen ist. 

Die Rechtsmittel des Verfahrens sind die Appellation und 
die Supplication. 21) Die erstere ist aus dem römisch-kanonischen 

^^) Vgl. die Yorladang an Lienhart Grafen von Görz vom 28. Jänner 1494 
an den Hof nach Innsbmck, woselbst der Kaiser ihn und seinen Ankläger 
Michel Aderstorfer wegen des ihm zur Last gelegten Missbrauchs seiner obrig- 
keitlichen Gewalt gegenüber dem Kläger vernehmen und auf Grund des Ver- 
hörs entscheiden will. Chmel, a. a. 0. S. 18, Nr. 24. 

") Rosenthal, a.a.O. S. 22:^. 

*^) Wegen der grossen Formenfreiheit, mit welcher das bei der Itegierung 
und Kammer besonders für Verwaltungsrechtssachen ausgestattete summarische 
Verfahren ausgestattet ward und wegen des hiemit verbundenen grösseren Spiel- 
raumes für das richterliche Ermessen beschweren sich die n.-ö. Stände schon 
gegenüber Ferdinand I , dass wider Landleute von Regierung und Kammer auch 
summarie geurtheilt werde , wider altes Herkommen. Der Kaiser lehnt jede 
Aenderung ab mit der Begründung, es sei ihr eigener öffentlicher und wisslicher 
Nutzen. Buchholtz, a. a. 0. S. 302. 

*^) Vgl. hierüber den Wein gärtnerischen Codex Ferdinando-Leopoldino- 
Josephino-Carolinns, Schlagworte, Appellationen, SuppUcationen im Register, den 
Codex Austriacus, I, S. 85 ff., S. 322, Beckmann, Idea juris, S. 22 ff., S. 473. 
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Process herübergenommen und ihre Zulassung bildet unter den 
gesetzlicben Voraussetzungen den Gegenstand eines Anspruchs 
der Processparteien. Der Antrag der Appellation ist darauf 
gerichtet, dass der entscheidende Richter judex a quo den Pro- 
cess an den Richter höherer Instanz den judex ad quem zur 
Entscheidung abtreten möge. Die Antragstellung vollzieht sich 
in zwei Stadien und ist in beiden an eine Präclusivfrist ge- 
bunden. Die Entlassung des Processes von der entscheidenden 
Instanz erfolgt durch eine begleitende Aeusserung des entlas- 
senden Richters, die sogenannten apostoli oder literae dtmissoriae, 
welche als reverentiales oder refutatoriae sich über die principielle 
Statthaftigkeit der Appellation in günstigem oder ungünstigem 
Sinne äussern und dem Appellanten versiegelt übergeben werden. 
Es ist Sache des Appellanten, die auf seinen rechtzeitigen 
Antrag verglichenen und geordnet zusammengelegten (coUa- 
tionirten und inrotulirten) Acten zusammen mit der apostoli an 
die AppellatioDsinstanz zu senden. 

Von der Supplication berichtet Beckmann, sie sei dem 
römisch-kanonischen Rechte unbekannt und von Ferdinand I. 
1555 zuerst beim Reichskammergericht, dann bei den österrei- 
chischen Tribunalen eingeführt worden. Indess wird der Sup- 
plication schon auf den Verhandlungen des Innsbrucker Aus- 
schusslandtages von 1518 gedacht. Sie hat zur Voraussetzung, 
dass gegen das beschwerende Urtheil ein ordentliches Rechts- 
mittel unstatthaft, dass es inappellabel ist. Das Gesuch um 
seine Zulassung ist an den Landesfürsten unmittelbar zu richten, 
also Majestätsgesuch. Die Partei hat keinen Anspruch auf die 
Gewährung, dieselbe erfolgt vielmehr, auf Grund einer zwar 
von der Prüfung der Sachlage ausgehenden, aber sonst freien 
EntSchliessung des Landesfürsten. Das Gesuch ist fristgemäss 
einzubringen, und es obliegt dem Gesuchsteller, im Falle der 
Gewährung rechtzeitig einen ihm vom Hof bemessenen, dem 
Fiscus verfallenden Betrag zur Bürgschaft gegen Muthwillen 
zu erlegen. Auf Grund des Nachweises über die rechtzeitige 
Anbringung des Gesuchs und des Erlages der Caution erfolgt 



El vert im 16. Bd. der Schriften der historisch-statistischen Section der mährisch- 
schlesischen Gresellschaft. Reg. Schlagw^ort: Appellation, Revision; Räch fahl, 
Organination der Gesammtstaatsverwaltnng Schlesiens, S. 236, 244 ff. 
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die Einsendung der Acten an den Hof. Der Snpplication kommt 
kein Suspensiveffect bei, wenn er nicht aiusnalimsweise durch 
Hofentschliessung bewilligt worden ist. Doch ist die Executions- 
fähigkeit des TJrtheils, gegen welches rechtzeitig eine Snppli- 
cation angebracht wurde, eine beschränkte, da der siegreieiie 
Kläger, um die Execution zu erwirken, Bürgschaft fBr die 
Rückstellung des dem Executen Abgenommenen leisten muss für 
den FfiJl, als der Supplicant Recht behält. Insoferae die Snppli- 
cation die Processrevision durch den Landesfürsten ermöglicht, 
wo der Partei kein Rechtsmittel mehr zu Gebote steht, ist sie 
einerseits ein Ausfluss der Universalität und Subsidiarität der 
persönlichen Gerichtsgewalt des Landesfürsten und bietet anderer- 
seits eine Handhabe , die nicht mit landesfürstlichen Beamten be- 
setzten ständischen, mit dem Privilegium der Inappellabilität aus- 
gestatteten Gerichte einer einschneidenden landesfürstlichen Con- 
trole zu unterwerfen. Die Stände sind deshalb ebenso bemüht, 
ihrer Ausdehnung zu begegnen, als der Landesfürst, dieselbe 
zu fördern, und dieser Widerstreit der Interessen macht sich 
auch schon auf dem Innsbrucker Ausschusslandtage deutlich 
geltend. Mit der zunehmenden Erstarkung der landesfürstlichen 
Gewalt schwächen sich indess die Unterschiede zwischen Appel- 
lation und Snpplication immer mehr ab. 

Die Executionsinstanz für die Erkenntnisse der Regie- 
rungen, sowie die vom Hof kommenden Erkenntnisse sind die 
Regierungen selbst. Hinsichtlich der Formen der Execution ent- 
halten die Regierungsinstructionen nähere Bestimmung nur, so- 
weit sich die Execution in den Formen des Mandatsverfahrens ^^), 
beziehentlich des gerichtlichen auf Antrag des Kammerprocu- 
rators einzuleitenden Zwangs- oder Ungehorsamsstrafverfahrens 
zu vollziehen hat, sei es, dass es gilt, ein positives persönliches 
Handeln, z. B. Rechtsgewährung oder eine Unterlassung, z. B. 
Unterlassung rechtsverletzenden Handelns zu erzwingen. Im 
Uebrigen werden die Regierungen als die landesfürstlichen Exe- 
cutivbehörden xaT' e^o^^i^v, ohne nähere Bestimmung der Executions- 
formen angewiesen, ihre eigenen odei* die Erkenntnisse , welche 



**) Die Umständlichkeit des Mandatsverfabrens illustrirt der Artikel 
Poen-Fall in Beckmann's ldeajuris,S.d3bf. Selbst gegentiber der verwirkten 
Poen ist noch purgatio morae binnen bestimmter Frist statthaft. Siehe aujch 
Res. V. 24. September 1635, Codex Austr., II, S. 146. 
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vom Hof kommen, ungesäumt zu vollziehen. 2») Das ist eine 
Verweisung auf jene auch für eivUrechtliche Ansprüche beste- 
henden Executionsformen, welche dem Inhalte des Erkenntnisses 
angemessen sind. Denn Anspruch ist für jene Zeit eben nur An- 
spruch, er mag vom Standpunkte der modernen Unterscheidung 
privat- oder öffentlichrechtlicher Natur sein. Freilich, sofeme 
es sich um Beamte handelt, welche den Regierungen untergeben 
sind, ist eine förmliche Execution zwar möglich, aber nicht 
gerade nothwendig, da der Zweck derselben auch durch Geltend- 
machen der dienstlichen Gehorsamspflicht erreicht werden kann. 
Die Einleitung des hier skizzirten Verfahrens erfolgt immer 
nur auf Antrag sei es einer Privatpartei oder des Kammer- 
procurators. 2*) Ein solcher Antrag kann durch einen Auftrag 
der Regierung oder einer Finanzbehörde provocirt sein.***) Die 
Privatpartei hat ihren Klagsantrag je nach dem Inhalte des 
Rechtsverhältnisses, aus welchem der Ellagsanspruch abgeleitet 
wird, entweder gegen eine andere Privatpartei ^e) oder gegen 
den Beamten zu richten, dem sie eine Verletzung ihrer Rechte 
zur Last legt, oder, wenn sie eine Leistung oder Unterlassung 



^^) Und was daselbs mit Reicht erkant nnd gesprochen wirdet, dabey 80I 
es on waigerung endlichen bleiben , und der genandt nnser Obrist Haoptmann, 
mit seinen geordneten Stadthaitern und Bäthen, dem gstraggs Exekution und 
Yolziehung tbuen, n.-ö. Begimentsordnung von 1501 und 1502, Eärnth. Land- 
handf. S. 44. Oesterreichische Zeitschrift, S. 235. Ebenso die n.-ö. Hofrathsin- 
structionen von 1521 und 1523 bei Rosenthal, a. a. 0. S. 211 und 222. Ueber 
den Verband zwischen Landesfürsten und Landschaft behufs Bestreitung der 
Kosten der Execution vgl. das Innsbrucker Libell in der Eämthn. Landhandf., 
S. 120. 

'*) Wir finden die Anweisung an die Regierungen, Recht ergehen zu 
lassen, immer an die Bedingung geknüpft, dass sie von den Parteien darum 
angerufen werden. Vgl. schon die Schatzkammerordnung von 1498 bei Adler, 
a. a. 0. S. 531. Ebenso die n.-ö. Hofrathsinstructionen von 1521 und 1523, 
welche den Hofrath ermächtigen, in allen rechtlichen handlungen, was uns auch 
unser underthanen berurend a u f unsers camerprocurators und der par- 
theien anrueffen unverzogenlichen und furderlichen recht ergeen zulassen, 
Rosenthal, a.a.O. S. 211, 222, 

*^) Rosenthal, a. a. 0. S. 213, erster Absatz , 214, erster Absatz, 120, 
Anmerkung 1. 

'*) Vgl. die Klage der Gemeinde Himberg gegen den Mauthpächter Bern- 
hard Pinter auf Ausbesserung der Wege und Räumung der Gräben um Himberg, 
erwähnt im Codex Äuatr.^ III, S. 392. Urtheil 19. December 1695. 
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vom Landesfürsten selbst beansprucht, gegen den Kammer- 
proenrator. ^7) Die Klage gegen einen Beamten , welchem der 
Kläger eine Rechtsverletzung zur Last legt , lautet auf Aner- 
kennung, dass der Geklagte die Grenzen der ihm übertragenen 
Gewalt überschrittenes), dass er eine Verfügung über die Per- 
son oder das Vermögen des Klägers getroffen hat, zu welcher 
er nicht berechtigt ist, zugleich aber; auf Verurtheilung des 
Geklagten zur Wiederherstellung des vorigen Zustands zu 
Gunsten des Klägers, zuweilen auch auf Aufkrag an den Ge- 
klagten, sich künftig derartiger Rechtsverletzung zu enthalten. 
Sie ist vergleichbar mit einer Negatorienklage, mit welcher der 
Eigenthümer Anmassungen von Verfugungsrechten dritter über 
die ihm gehörige Seche abwehrt. Das Vermögen oder die 
Freiheit bildet den Gegenstand der Rechtsvertheidigung 
gegenüber dem Eingriffe der Verwaltung. ^^) In dem an früherer 
Stelle erwähnten Falle stellt der Abt von Molk das Klags- 
begehren : es habe dem Kaiserl. Handgraffen Ambt nicht ge- 
bühret , zuwider dem Recess vom 28. Juli 1689 '^) einen Auf- 
schlag von denjenigen Körnern, welche der Klüger auff seinen 
und seines anvertrauten Closters Herrschaffts-Kasten im Mölcker- 
Hoff verschiedenen Müllern verkaufft, abzufordern und einzu- 
nehmen, und sei demnach beklagtes Handgraffen-Ambt nicht 
allein solchen indebite eingenommenen Traid-Auffschlag wider- 
umb zu restituiren sondern auch sich in's künfftig dergleichen 

*^) ?ehr bemerkenswerth ist das bei Sut tinger, a. a. 0. S. 62, mitge 
theilte Gutachten der n.-ö. Kammer, welches fär die Execntionsfähigkeit der 
gegen den Landesfürsten beziehentlich dessen Fiscus ausgefallenen auf Zahlung 
lautenden Erkenntnisse plaidirt. Es möge der Justiz freier Lauf gelassen werden, 
da Executionseinstellungen in Fällen dieser Art Ihr. Majest. zu hoher Verklei- 
nerung und dem ganzen Lande zum Verderben gereichen. Vgl. dagegen ebenda 
S. 210. 

^'^) Das bei Chmel, a. a. 0. S. 4, Nr. 4 wiederholt mitgetheilte Rescript 
Maximilians L vom Jahre 1493 erklärt es als Amtspflicht des Königs, Jedermann 
auf Anrufen vor Gewalt zu schätzen. Der Augsburger Ausschusslandtag klagt, 
dass die Stände wie die (Jnterthänigen von den landesfürstlichen Beamten aus 
ihrer Gewalt weit und hoch übernommen würden. Kärnthn. Landhandf. S. 64. 
Die Instruction der n.-ö. Raitkammer von 1539 spricht von Klagen, so gewal- 
tig oder ander eingriif betreffen, Rosenthal, a. a. 0. S. 163;* das französische 
Verwaltungsrecht von einem exc^s de pouvoir. 

*^) Löning's Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes, S. 12. 

»0) Chdex Äustr. I, S. 755. 

Tezner. 15 
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Ab- und Einforderung deft Aufschlagsi von allen deß Klägers 
und seines anvertrauten Closters auff dessen Kästen allhier, 
und ander wärtig von erster Hand verkaufften Herrschaffts- 
Kömern sieli allerdings zu enthalten schuldig. Das Urtheil, 
welches diesem Klagebegehren stattgibt, beschränkt sich also 
nicht darauf, auszusprechen, worin die von dem geklagten 
Beamten dem Unterthan zugefügte Rechtsverletzung bestehe, 
sondern gibt dem Geklagten auch einen umschriebenen 
Auftrag zur Wiederherstellung des verletzten Rechts. Es ist 
also nicht blos declaratorischen oder blos cassatorischen , son- 
dern condemnatorischen Inhalts, und so haben die Regierungen 
in dem Umfange, in welchem sie Verwaltungsrechtspflege übten, 
einen technisch vollkommeneren Rechtsschutz gewährt als der 
gegenwärtige österreichische Verwaltungsgerichtshof, welcher 
nur auf cassatorische Erkenntnisse beschränkt ist und es den 
Verwaltungsbehörden überlassen muss, sich die Directive für 
ihr Verhalten gegenüber dem erfolgreichen Beschwerdeführer 
aus der Begründung seines cassatorischen Erkenntnisses heraus- 
zueonstruiren. 



Drvek tob OotUtob OUtel * Comp, tat Wtoa. 



